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»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
— einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 


Des Griffin 
Werrregiert dieWelt? 


_— u 
in 


R. 322: 


ws :* e = 
en ANSEHEN wir BE. 3 


ERXV 
= Ren : nn = 
5 a T N j 


Des Griffin: »Wer regiert die Welt?« mit den Protokollen der Weltdiktatur. 
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Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und Pro- 
blemen besonders aufgeschlossen. 


JEDEN MONAT NEU! 


CODE bemüht sich, die wichtigsten Informationen zu veröffentlichen, damit Sie wissen, 
was gespielt wird. Es gibt eine internationale Gruppe, die an die »Neue Weltordnung« 
glaubt. Sie arbeitet in verschiedenen Gremien und unter vielen Namen: Insider, Internatio- 
nalisten, Bilderberger, Illuminaten, Trilaterale Kommission, Council on Foreign Relations. 


CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, Ihrer Bekannten, Kol- 
legen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Leser werben Leser +++ Leser 


Für Ihre Mühen möchten wir uns gern bedanken. Wenn Sie uns einen neuen Abonnenten, 
der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch »Der 
namenlose Krieg«. 


Vielen Dank 
Ihr Diagnosen Verlag 
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Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementspreis von erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 
78.-.DM einschlicßlich Porto und Mehrwertsteuer (im i 


Ausland DM 78.- zuzüglich DM 15.- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs Datum 
umgerechnet) an: 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Name Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 
dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 51, D-7250 


Yarname Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 
& kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
Straße und Hausnummer/Postfach spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


PostleitzahV/Stadt/Land 


oO Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Unterschrift 


Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 
ausgehändigt. Meine Anschrift: 


Bank/Ort 


Bankleitzahl Name 


Kontonummer 
= Der neue Abonnent legt einen Verrechnungsscheck 


Vorname 


über den Betrag von 78.- DM anbei (Ausland: 
DM 93.- Gegenwert in ausländischer Währung 
zum Tageskurs) 
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Deutschland 

8 Bonn: Los Angeles 
kann sich auch in 
Deutschland 
wiederholen 

9 Die verratene 
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Republik 

Heutzutage sind Aus- 
drücke wie »Demokratie«, 
»Republik«, »Menschen- 
rechte« und viele andere 
ihres Sinns beraubt und 
mithilfe der Methode der 
Gewöhnung aus Denkträg- 
heit auf den Zeitgeist um- 
funktioniert worden. 


Bundesinnen- 
minister Seiters 
Verlierer des Streiks 


Kommunistische 
Verquickung 
zwischen FDGB 
und IG Druck 


Mit Bonn und der 
OTV der Marsch 
in den Abgrund 
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Umstellung auf 
Mehrheitswahlrecht 
wünschenswert 

Die Feststellung ist nicht 
neu, daß bei den zahlrei- 
chen Herrschafts- und Re- 
gierungsformen, die sich 
im Laufe der Geschichte 
entwickelt und dargestellt 
haben, keine ohne Mängel 
sind, die Demokratie aber 
wohl noch am erträglich- 
sten sein soll. 


So kommt in Bonn 
die politische Wende 


Bonn: Die Melkkuh 


für Polen 

Die Politik der Bundesre- 
gierung zeichnet sich der- 
zeit durch eine Polen- 
freundlichkeit aus, die an- 
gesichts der tatsächlichen 
Verhältnisse der beiden 
Länder untereinander nur 
noch als irrational zu be- 
zeichnen ist. 


Das Kartell der 
Mächtigen siegt vor 
Gericht 


Finanzen 
24 Kohl’ ECU - 


ein kalter 


Staatsstreich 

Ohne sich um verfassungs- 
rechtliche Bestimmungen 
zu kümmern, ohne das Pla- 
cet des Deutschen Bundes- 
tages eingeholt zu haben 


. und insbesondere ohne 


ausdrückliche Legitima- 
tion des Staatsvolkes hat 
der Bundeskanzler in 
buchstäblich letzter Mi- 
nute, und ohne daß dies 
ursprünglich so vorgese- 
hen gewesen wäre, die Ab- 
schaffung der nationalen 
Währung als »irreversibel« 
in die Maastrichter Proto- 
kolle aufnehmen lassen. 


Bundeskanzler Helmut Kohls 
kalter Staatsstreich zur Entmach- 
tung der Deutschen Bundesbank 
war von langer Hand geplant. 


Der Vertrag von 
Maastricht 


Die Konjunktur im 
Würgegriff der 
Deutschen Bundes- 
bank 


31 Die Spur der BBCI- 
Bank führt ins 
Weiße Haus 


Der Bankenskandal um | 
die BBCI wird jetzt ausein- 
andergepflückt, unddie | 
Liste mit Namen bedeuten- | 
der und mächtiger Politi- 
ker sowie Geschäftsleute 
wächst ständig an. Die 

Spur führt direkt zur Hin- 
tertür des Weißen Hauses. 


US-Präsident George Bush und 
seine Familie ist in die dunklen 
Machenschaften der BBCI- 

Bank verwickelt. 


Internationales 


33 


44 


Der US-Bürger John Demjan- 


Die neue Welt- 
ordnung (Erster Teil) 


War der CIA Auf- 
traggeber für das 
Papst-Attentat? 
Genau elf Jahre nach dem 
Attentat auf Papst Johan- 
nes Paul II., für das seiner- 
zeit der KGB und der bul- 
garische Geheimdienst 
DIOGOS verantwortlich 
gemacht wurden, mehren 
sich die Anzeichen, daß in 
Wirklichkeit der amerika- 
nische Geheimdienst CIA 
Auftraggeber des An- 
schlags war: 


In Rumänien 
tobt die Schlacht 
weiter 


Jüdische Aspekte 
zur Wahrheits- 
findung im Fall 
John Demjanjuk 
Was mag gewisse jüdische 
Kreise bewogen haben, 
den Fall John Demjanjuk 
als einen Justizskandal zu 
entlarven und dies in einer 
so deutlicher und unge- 
schminkten Form, daß 
man an der Frage nach den 
Triebkräften hierzu nicht 
vorbeigehen kann? 


: juk ist an Israel ausgeliefert und 
dort zum Tode verurteilt worden 


‚wegen angeblicher Verbrechen _ 
: im Zweiten Weltkrieg. 
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Das Schicksal 
Zimbabwes — 
ein Lehrstück 


Jetzt, wo sich die südafri- 


"kanische Regierung von 


Präsident EW. de Klerk der 
Mehrheitsherrschaft der 
Schwarzen immer weiter 
nähert, weisen Ereignisse in 
Zimbabwe aufeine düstere 
Zukunft in Südafrika hin. 


Staatspräsident FEW. de Klerk 
hat von den Ereignissen in Zim- 
babwe nichts gelernt. Er steuert 
Südafrika auf eine ähnliche 
Machtübernahme der Schwar- 
zen hin. 
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Noriegas Ver- 
ürteilung ist sinnlos 
Die Zündschnur 
am Pulverfaß des 
Nahen Ostens 


Es kommen weniger 
sowjetische Juden 
nach Israel 


Die Lügen des 
Establishments 
über den Irak 


Sanktionen gegen 
Libyen aufgrund von 
Desinformationen 


Umwelt-Ideologie: 
Ein neues Macht- 
instrument der 
Regierenden 
(zweiter Teitund Schluß) 


Ständige Rubriken 
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Deutschland- 
Journal 

Zeichen britischer Freund- 
schaft; Heiße Gerüchte zu 
Genschers Rücktritt; 
Deutsche Bank mit eige- 
nem Sicherheitsdienst. 


Impressum 


Banker-Journal 

USA genehmigten Kauf 
eines russischen Reaktors; 
Russische Wissenschaftler 
schlagen»Raum-Schild« 
vor; Norwegens Brundt- 
land will eine Weltherr- 
schaft; Walesa warnt Ruß- 
land vor »Schocktherapie« 
Harvards Sachs lobt den 
IWF; China leidet unter 
Kriminalität und Korrup- 
tion; Chiles Pinochet reiste 
durch Lateinamerika. 


Europa-Journal 
Wurde Emilio Castro dank 
KGB Generalsekretär des 
Weltkirchenrates?; 55 Mil- 
lionen Arme in der Euro- 
päischen Gemeinschaft; 
Prinz Philip auf der Suche 
nach orthodoxen Wurzeln; 
Opposition in Georgien 
gegen Schewardnadze 
wächst; Spanien fürchtet 
Zeitbombe in Maghreb- 
Ländern; Trilaterale Kom- 
mission tagte in Lissabon; 
Französische Juristen leh- 
nen Recht auf Gewalt ab; 
Organisiertes Verbrechen 
in Israel im Anstieg begrif- 
fen; Erschreckende Aids- 
Zahlen in Afrika. 


50 Nahost-Journal 


Syriens Assad ändert seine 
Haltung gegenüber den 
USA; Malaysia will iraki- 
sche Kinder retten; 
Sephardim werden von so- 
wjetischen Einwanderern 
verdrängt; Israel vor der 
schlimmsten Wirtschafts- 
krise; Agypten kritisiert 
Rassismus der westlichen 
Mächte; Israel schneidet 
Gaza-Streifen von der 
Außenwelt ab; Rote 
Khmer verstoßen gegen 
Abmachungen in Kambod- 
scha; Faules Spiel bei 
Arafats Flugzeugabsturz. 


Vertrauliches 

Aids für neue Tbc-Epi- 
demie verantwortlich; 
Amerikaner studieren so- 
wjetische Raumschiffe; 
Kriegsverbrecher-Prozeß 
in Kanada wird eingestellt; 
Rotes Kreuz ruft zur Nah- 
rungsmittelhilfe für Soma- 
lia auf; Aids ist in Indien 
im Ansteigen begriffen; 
Cholera in den USA und 
Malaria in Kambodscha; 
Rußland vor einer Kata- 
strophe im Gesundheits- 
wesen; Brasilien korrigiert 
Bericht über Straßenkin- 
der; Oberstes Gericht von 
Haiti weist OAS-Abkom- 
men zurück; In Südafrika 
wird die Todesstrafe auf- 
gehoben. 


66 Leserbriefe 


Deutschland- 
Journal 


Zeichen 
britischer 
Freundschaft 


‘Wie es um die »Freundschaft« 
zwischen England und Deutsch- 
land wirklich aussieht, zeigte das 
letzte Mai-Wochenende. Dort 
wurde nämlich in London auf der 
Straße »Strand« eine 2,70 Meter 
große und 300000 Mark teure 
Bronzestatue des Oberkomman- 
dierenden der Britischen Bom- 
berflotte im Zweiten Weltkrieg, 
Sir Arthur Harris, feierlich von 
der Königinmutter enthüllt. Wäh- 
rend einige wenige Engländer 
massiv gegen dieses. Standbild 
protestierten, befürwortete der 
Großteil des englischen Volkes 
dieses eigene Schmachmal. 


Besonders peinlich war der Auf- 
tritt der Königinmutter Eliza- 
beth. Die 91jährige forderte ihr 
Volk auf, Harris »mit Stolz und 
Dankbarkeit zu gedenken«. Er 
habe drei Jahre lang eine schwere 
Verantwortung getragen. Doch 
solle man auch die Opfer des 
Krieges nicht vergessen, forderte 
Queen-Mummy auf. Die eben- 
falls anwesende frühere Premier- 
ministerin Margaret Thatcher 
fügte hinzu, sie »wollte hier sein, 
um all denen eine Ehre zu erwei- 
sen, die halfen, den Sieg für die 
Freiheit zu erringen. Ohne die- 
sen Sieg würde Deutschland 
heute nicht frei sein«. 


Nicht weniger peinlich, was der 
höchste Geistliche der Royal Air 
Force (RAF), Brian Lucas, in sei- 
ner Ansprache äußerte: Zu be- 
haupten, diese Statue sei eine 
Verherrlichung des Krieges im 
allgemeinen und der Bombardie- 
rung Dresdens im besonderen, 
käme der Behauptung gleich, das 
Denkmal für Churchill sei eine 
Verherrlichung der Dardanellen- 
schlacht. Zudem habe Harris, 
dessen Spitzname übrigens »But- 
cher« (Schlächter) lautete, Dres- 
den nicht zerstören wollen, weil 
es an der Leistungsgrenze seiner 
Bomber gelegen habe, damit bei 


Churchill jedoch kein Gehör ge-. 


funden. 
Damit wird der untaugliche Ver- 
such gemacht, einen der 
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schlimmsten Massenmörder der 
Geschichte wahrheitswidrig rein- 
zuwaschen. Nach Ansicht vieler 
Mitglieder seiner Bombertruppe 
war Harris jedoch ein rücksichts- 
loser Krieger gewesen, der selbst 
auf seine eigenen Leute wenig 
Rücksicht genommen habe, wo- 
durch sich auch die hohe Zahl ei- 
gener Opfer (55573 von insge- 


- samt rund 125000) erklären 


lasse. Der heute 72jährige Jeffrey 
Chapman, der wegen seines zer- 
störten Flugzeugs den Massen- 
mord in Dresden nicht mit- 
machte, aber weiterhin die Ein- 
satzbesprechungen besuchte, be- 
richtete folgendes über die Ein- 
satzbesprechung vor der Bombar- 
dierung Dresdens: »Dies ist eine 
sehr alte Stadt mit sehr vielen 
Holzhäusern. Das brennt gut. Ihr 
habt die maximale Ladung 
Brandbomben an Bord. Außer- 
dem soll die Stadt voll von Flücht- 
lingen von der Rußlandfront 
sein.« Aus Kriegsprotokollen 
gehe außerdem hervor, daß Har- 


ris statt Brandbomben eigentlich | 


mehr Sprengbomben mitnehmen 
wollte, weil»Leute den Flammen 
entkommen können, wir wollen 
aber die Gebäude zum Einsturz 
bringen, damit sie auf die »Bo- 
ches< (Deutschen) fallen, sie tö- 
ten und in Angst versetzen«. 


Mindestens 135000 Personen, 
hauptsächlich Alte, Frauen und 
Kinder sollen dabei in Dresden 
gestorben sein, in einer Stadt, in 
der kein Militär war. Insgesamt 
starben bei dem von Harris be- 
fohlenen Bombardements deut- 
scher Städte mehr als 600000 
Deutsche, in erster Linie Zivili- 
sten. Harris war derjenige, der 
als erster überhaupt die Flächen- 
bombardierung von Städten und 
damit den Tod von Zivilpersonen 
befohlen hatte. Hitler hatte dies 
der deutschen Luftwaffe aus- 
drücklich verboten. 


Doch nicht nur das, auch andere 
Geschichten über ihn zeigen das 
wahre Gesicht dieses Menschen- 
schlächters. Als ein Bobby den 
mit seinem Auto viel zu schnell 
fahrenden Harris stoppte, soll 
dieser gesagt haben: »Hören Sie, 
ich bringe jede Nacht Tausende 
um. Was soll da ein Strafman- 
dat?« Kurz vor seinem Tod hatte 
Harris keinerlei Reue über sein 
Tun gezeigt: »Ich beweine meine 
Feinde nicht.« 


Umso schlimmer, daß viele Eng- 
länder den Mann, dem sie selber 
den Spitznamen »Lüstmörder in 
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Uniform« gaben, heute zujubeln. 
Als einige der rund 300 Gegende- 
monstranten während der Rede 
der Königinmutter »Massenmör- 
der« riefen, wurden diese mit 
brutaler Polizeigewalt unter dem 
zustimmenden Gejohle des 
Großteils der Anwesenden ver- 
haftet. Gleichzeitig wurde von 
diesen das Lied »He was a jolly 
good fellow« angestimmt. 


Auch Teile der britischen Presse 
machen bei der Deutschenhetze 
tüchtig mit. Während nach einem 
Harris-kritischen Artikel beim 
»Independent on Sunday« engli- 
sche Bürger spontan nach dem 
Spendenkonto für die Dresdner 
Frauenkirche, deren Ruinen 
heute noch als Mahnmal für die- 
sen Massenmord stehen, anrie- 
fen, beschritt die als besonders 
seriös angesehene »Sunday Ti- 
mes« einen anderen Weg: »Ge- 
denkstätte für Nazi-V 2 verärgert 
»Blitz-Überlebende«« hieß es in 
einem Artikel. Gemeint war da- 
mit der geplante Weltraum-Park 
in Peenemünde, der mit Nazi- 
Verherrlichung nun wirklich 
nicht das allermindeste zu tun 
hat. a 


Deutsche Bank 
mit eigenem 
Sicherheits- 
dienst 


Schwere Vorwürfe werden der- 
zeit gegen die Deutsche Bank er- 
hoben: Danach soll Deutsch- 
lands größtes Geldhaus massiv 
mit seinem hauseigenen Sicher- 
heitsdienst gegen den Daten- 
schutz verstoßen. Laut einem 
Pressebericht sollen Mitglieder 
einer Initiative, die am Nikolaus- 
tag 1990 gegen die angebliche 
Ausbeutung der Armen durch 
die Deutsche Bank demonstrier- 
ten, im Computer der Bank als 
potentielle Sicherheitsgefahr ge- 
speichert sein, mit Fotos von ih- 
nen und Kennzeichen ihrer Au- 
tos. 


Darüber hinaus soll der Sicher- 
heitsdienst der Deutschen Bank 


auch über zwei »Observations-. 


fahrzeuge« verfügen, die nahezu 
rund um die Uhr im Einsatz 
seien. In dem einen Observa- 
tionsfahrzeug sollen zwei Kame- 
ras für Tages- und Nachtaufnah- 
men »auf der Hutablage 


‚große 


schwenkbar montiert und durch 
Lautsprecherboxen ge- 
tarnt« sein.. Die Kameras seien 
fernbedienbar und könnten »im 
Einsatzraum« ihre Bilder bis zu 
500 Meter weit zu einem Aufnah- 
meauto übertragen. 


Mit der massiven Überwachung 
gefährdeter Bankmanager sei da- 
bei nach der Ermordung Herr- 
hausens begonnen worden. So 
stünden die Wagen stundenlang 
in den Wohngebieten gefährdeter 
Manager und filmten dort das öf- 
fentliche Leben in allen Berei- 
chen, mal vor einem Lebensmit- 
telgeschäft, mal vor Kreuzungen. 
Verdächtig seien dabei nach ei- 
nem internen Papier, so heißt es 
in dem Bericht weiter, alle Perso- 
nen, die sich etwa an einer Kreu- 
zung »längerfristig aufhalten«. 
Da würden dann schon einmal 
Autos, bloß weil sie dem Über- 
wachenden verdächtig erschei- 
nen, mit Kennzeichen auf Bild- 
platte gespeichert. Einmal sei ei- 
nem ohne nähere Begründung 
eine Frau verdächtig erschienen. 
Im Arbeitsbericht habe es dann 
lapidar geheißen: »Joggerin, wei- 
Bes Hemd, kurze weiße Hose, 
blond, vollbusig!« Ein andermal 
heißt es in dem Tätigkeitsbericht: 
»HG-T 438, Ford Fiesta weiß/ 
Frau mit Walkman steigt unver- 
mittelt ein.« Dies habe für den 
Eintrag in die Datei gereicht. 


Dabei soll es auch ohne jede ge- 
setzliche Handhabe eine Zusam- 
menarbeit zwischen der Deut- 
schen Bank, der Politik und der 
Polizei geben. So heißt es in 
einem Tagesbericht: »E 106/ 
Kennzeichen durchgegeben und 
um Überprüfung gebeten.«E 106 
ist aber nichts anderes als die 
Amtsbezeichnung einer Polizei- 
dienststelle in Königsstein, die 
dem hessischen Innenministe- 
rium direkt untersteht und im 
Hochtaunus, Wohnort zahlrei- 
cher Wirtschaftsführer, für den 
amtlichen Schutz der Prominenz 
zuständig ist. 


Wörtlich heißt es in dem Bericht: 
»Sicherheitsdienstler der Bank 
beschreiben die Zusammenar- 
beit mit der Polizei so: Da wür- 
den verdächtige Kennzeichen an 
die Polizei in Frankfurt oder Kö- 
nigsstein weitergegeben. Oft ge- 
nug komme die dann >mit den Na- 
men und Daten rüber, die in der 
Bank gleich mitgespeichert wür- 
den. 

Die Frankfurter Polizei bestreitet 
eine derartige Auskunftspraxis. 


Der Dienststellenleiter von E 
106, Peter Ossig, dementiert vor- 
sichtiger: »So weit gehen wir mei- 
stens nicht.« 


Ahnungslos gibt sich dagegen 
Heinz Bohrmann, Chef des Si- 
cherheitsdienstes der Deutschen 
Bank, ehemals Offizier bei den 
Bundeswehr-Feldjägern und 
nach Angaben aus der Bank der 
Erfinder der Schnüffel- und Spei- 
cherpraxis: »Videoüberwa- 
chung? Bildplatte? Ich weiß gar 
nicht, wovon sie reden. «« 


Wenn Banken etwa die Eingänge 
zu ihren Hauptverwaltungen mit 
Kameras überwachen oder auch 
die nähere Umgebung der Wohn- 
häuser ihrer Spitzenmanager ist 
dagegen nichts einzuwenden. 
Wenn dies aber so weit geht, 
dann ist dies mehr als bedenk- 
lich. Besonders dann, wenn man 
bedenkt, daß die Deutsche Bank 
sicherlich nicht das einzige Unter- 
nehmen sein dürfte, das derarti- 
ges macht. Von allen anderen gro- 
ßen Konzernen muß dies eben- 
falls befürchtet werden - und hier 
besteht keinerlei Auskunfts- 
recht, wie etwa bei der Schufa 
oder Wirtschaftsauskunfteien. 
Ausgeschlossen werden kann 
auch nicht, daß, wer im Bank-Si- 
cherheitscomputer mit »Negativ- 
merkmalen« gespeichert ist, 
auch Schwierigkeiten bei der 
Kreditvergabe erhalten könnte. 
Denn die Gerüchte verstummen 
nicht, daß es entgegen den ge- 
setzlichen Vorschriften sehr wohl 
eine bankeninterne »Schwarze 
Liste« mit Personen geben soll, 
an die keine Kredite vergeben 
würden. oO 


Heiße Gerüchte 
zu Genschers 
Rücktritt 


Über den Rücktritt von Bundes- 
außenminister Genscher von sei- 
nem Amt machen heiße Ge- 
rüchte in Bonn die Runde. 
Hierzu hat ein Bonner Hinter- 
grundinformationsdienst folgen- 
des geschrieben: 


»Spekuliert wird noch immer 
über die Motive Genschers.« 
Hier gibt es mehrere Versionen: 


Version Nr. 1: Genschers Rück- 
tritt war eine deutliche Absatzbe- 


wegung von Kanzler Kohl. 
Ebenso wie die Koalition mit und 
durch Genscher begann, könnte 
sie mit Genscher enden. Die Bei- 
läufigkeit, mit der Genscher dies 
verneinte, spricht für diese 
These. 


Version Nr. 2: Genschers Rück- 
tritt ist der Schritt zur UÜber- 
nahme des Amtes als Bundes- 
kanzler einer Übergangskoali- 
tion aus Union, FDP und SPD. 


Version Nr. 1 kann hier einbezo- 
gen sein. Daß Genscher seine 
Stimme nunmehr als Abgeordne- 
ter erheben will, spricht für diese 
These. Genscher als der große 
Wächter und Richter über die 
weitere Entwicklung, zunächst 
mit gelegentlich freundlicher Un- 
terstützung für Kohl, noch deutli- 
cher aber mit »Anmahnungen« 
aus übergeordneter nationaler 
Verantwortung mit dem Ziel der 
Übergangskanzlerschaft. 


Version Nr. 3: Genscher wollte 
mit seinem vorzeitigen Rückzug 
Kohls »große Kabinettsreform« 
als demonstrative Führungstat 
des Kanzlers die Wirkung neh- 
men und verhindern, selbst in 
diese Reform miteinbezogen zu 
werden. Version 1 und 2 sind mit 
dieser Version mühelos zu ver- 
knüpfen. 


Version Nr. 4: Genscher bereitet 
für die FDP, die es noch gar nicht 
weiß (Möllemann ausgenom- 
men?), einen erneuten Koali- 
tionswechsel vor. Diese Version 
gilt vielen in Bonn als langweilig 
und wird weniger diskutiert, da 
sich derzeit kaum jemand ernst- 
haft eine SPD in der Regierungs- 
rolle vorstellen kann. 


Version Nr. 5: Die Art und Weise, 
wie der Wechsel inszeniert 
wurde, zielte auf die CSU. Das 
von der CSU mehrfach rekla- 
mierte Mitspracherecht bei der 
Besetzung des Außenministerpo- 
stens sollte von vorneherein un- 
terlaufen werden. Daß Mölle- 
mann fast auf die Minute zeit- 
gleich dem Finanzminister - und 
der Öffentlichkeit - schriftlich 
gab, wie die Staatsfinanzen zu 
konsolidieren seien, liegt exakt 
auf dieser Linie. Daß die CDU 
dem attackierten Finanzminister 
nicht beisprang, konnte Mölle- 
mann wohl schon vorher in Rech- 


“nung stellen. Diese Version ist 


mit allen anderen kombinierbar. 

Für die Öffentlichkeit wurde wie- 
der einmal deutlich: Es geht we- 
niger darum, welche geeignete 
Person die beste Politik für unser 
Land machen soll, es geht primär 
um Postenjagd und Postenscha- 
cher. Daß selbst ein Kanzler Kohl 
bei der Frage, wer sein Außenmi- 


nister werden soll, letztlich nicht 
einmal gehört wird, versteht kei- 
nEI.« re, Bee el 
Es gibt aber noch eine Version. 5,? 


diein BonndieRundemachtund 


die bereits vor einigen Monaten 
von CODE exclusiv abgedruckt 
wurde: Daß Genscher nämlich al- 
len Dementis zum Trotz neuer 
Bundespräsident werden, sich 
dafür aber selber nicht offiziell 
bewerben, sondern darum gebe- 
ten werden will. Und so kam es 
auch! Die »Bild am Sonntag« 
und »Welt am Sonntag« (beide ja 
zum Genscher-freundlichen 


‘ Springer-Verlag gehörend) er- 


schienen dann auch ganz groß 
mit der (sinngemäßen) Schlag- 
zeile: »Die Mehrheit des deut- 
schen Volkes will Genscher als 
Bundespräsident«. Eine deutli- 
che Mehrheit soll sich danach bei 
einer repräsentativen Umfrage 
für »Wendelin« als Nachfolger 
von Weizsäckers ausgesprochen 
haben! 


Wie dem auch sei, eines kann als 
sicher gelten: Ganz ohne Hinter- 
gedanken wird Genscher diesen 
Schritt mit Sicherheit nicht ge- 
macht haben. Sein ganzer Le- 
benslauf spricht dagegen. Der 
Bürger sollte sich auf einige. 
Überraschungen in der FDP in 
den nächsten Monaten gefaßt 
machen. iM] 
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Bonn 


Los Angeles 


kann sich auch 
in Deutschland 
wiederholen 


Klaus Waldner 


Die Rassenunruhen in Los Angeles, die vor wenigen Wochen die 
Welt erschreckten; können sich auch in Deutschland wiederholen. 
Die Fundamente hierfür sind jedenfalls durch eine falsche Asylpoli- 
tik der Bundesregierung gelegt. So steigt etwa die Kriminalitätsrate 
bei diesem Personenkreis immer stärker an. 


Die Unruhen in Los Angeles und 
anderen Städten der USA und 
Kanada zeigen jedenfalls, daß 
das Experiment der multikultu- 
rellen Gesellschaft gescheitert 
ist. Gerade in den Vereinigten 
Staaten beweist sich nämlich, 
daß es nicht zu einer »Vermi- 
schung« der einzelnen Rassen in 
den Städten kommt, sich viel- 
mehr jede Nationalität in be- 
stimmten Stadtteilen konzen- 
triert. So leben die Neger in eige- 
nen Stadtteilen, die Juden in ih- 
rem und die Latinos ebenfalls. 
Was sich »vermischt« sind die 
westlichen Rassen also etwa 
weiße Amerikaner sowie in die 
USA kommenden West- und 
Nordeuropäer sowie Australier 
oder Neuseeländer. Dadurch 
müssen aber zwangsläufig Span- 
nungen entstehen, die dann bloß 
einen Auslöser, in diesem Fall das 
Gerichtsurteil, brauchen, um zu 
einer Explosion der Gewalt zu 
führen. 


Die Tendenz der 
Berichterstattung 


Ohne das Urteil gegen die vier 


weißen Polizisten, die den Farbi- . 


gen King zusammenschlugen, in 
jedem Punkt gutheißen zu wol- 
len, ist aber doch die Berichter- 
stattung hierzulande erschrek- 
kend. Es wurden immer nur die 
Bilder gezeigt, in den die Polizi- 
sten auf den am Boden liegenden 
King knüppelten, das Vorspiel 
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hierzu wurde aber ganz verges- 
sen zu erwähnen, so daß man sich 
die Mühe machen mußte, dieses 
aus vielen Quellen zusammenzu- 


tragen. 


Danach hatte der stark angetrun- 
kene King nicht bei einer Polizei- 
kontrolle gestoppt, hatte diese 
vielmehr durchfahren. Bei der 
anschließenden 13 Meilen langen 
Verfolgungsfahrt hatte er mit ho- 
her Geschwindigkeit mehrere Po- 
lizeibarrieren durchbrochen. 
Mehrere Polizisten waren dabei 
in akute Lebensgefahr geraten. 
Als der Wagen dann endlich ge- 
stoppt werden konnte, folgten 
die beiden anderen im Wagen sit- 
zenden Neger sofort den Anwei- 
sungen der Polizei, legten ihre 
Hände hinter den Kopf und stell- 
ten sich breitbeinig mit dem Rük- 
ken zu den Polizisten vor den 
Wagen. Lediglich King leistete 
Widerstand und weigerte sich, 
den Anweisungen der Gesetzes- 
hüter zu folgen. Da es nicht das 
erste Mal gewesen wäre, daß ein 
Farbiger auf einmal eine Waffe 
zieht und einen Polizisten er- 
schießt, griffen die Polizisten 
dann zur Gewalt. Daß dabei weit 
übertrieben wurde und die 
Schläge und Tritte am Ende nicht 
mehr zu rechtfertigen waren, zu- 
mindest einige der Polizisten hier- 
für eine Verwarnung erhalten hät- 
ten müssen, ist allerdings ge- 
nauso richtig. Auf jeden Fall war 
der mehrfach vorbestrafte King 
aber nicht das Unschuldslamm, 


als daß er hierzulande gerne hin- 


, gestellt wurde. Folge des Frei- 


spruchs waren dann die Kra- 
walle, hauptsächlich von Schwar- 
zen und Latinos — wobei nicht 
verschwiegen werden soll, daß 
sehr viele dieser Bevölkerungs- 
gruppen aber auch zum Teil unter 
Lebensgefahr Weiße vor dem 
asozialen Mob retteten -. 


Der Freispruch der Polizisten 
wurde dann sofort als Beweis des 
ewig währenden Rassismus ge- 
gen die Neger aufgeführt, ob- 
wohl dies, so undifferenziert be- 


. trachtet, natürlich nicht stimmt. 


Richtig ist sicherlich, daß- die 
Armut in der schwarzen Bevölke- 
rung ungleich größer ist als bei 
den Weißen. Dies liegt aber auch 
an der fehlenden Bereitschaft, 
notfalls für seinen Erfolg hart zu 
arbeiten, beziehungsweise sich 
anzustrengen sowie auch an der 
oftmals mangelnden Begabung, 
dann der steigende Anteil des 
schwarzen Mittelstands zeigt, 
daß der soziale Aufstieg sehr 
wohl möglich ist. 


Chancen werden nicht 
immer genutzt 


Selbst der linke »Spiegel« mußte 
in seiner Ausgabe 20/1992 zuge- 
ben: »Selbst in integrierten Schu- 
len trennen sich die Wege, nach- 
dem die Schüler gemeinsam das 
Gelände betreten haben. Das 
landesweit akzeptierte Prinzip 
der Förderung nach Begabung 
schafft separate Parallelklassen - 
überwiegend weiße für die Ta- 
lentierten, dunkle für den Rest.« 
Das sagt aber doch nichts ande- 
res, als daß trotz Gleichberechti- 
gung sich eine natürliche Aus- 
wahl durchsetzt. 


Auch gibt es in den USA viele 
Förderprogramme gerade für 
schwarze Kinder und Jugendli- 
che, die aber nur zu einem Teil ge-* 
nutzt werden, von den angespro- 
chenen Kreisen also selber auf 
Aufstiegsmöglichkeiten verzich- 
tet wird. Ebenfalls erhalten ge- 
rade farbige Kinder und Jugend- 
liche aus Ghettos vor Jugendge- 
richten oftmals vergleichsweise 
geringe Strafen, eben wegen dem 
Verweis auf ihre Herkunft. 


Besonders interessant sind dabei 
Außerungen von Staranwalt 
Alan M. Dershowitz, der Profes- 
sor an der Harvard-Universität 
ist und den’ wegen Vergewalti- 
gung einsitzenden Ex-Boxwelt- 


meister Mike Tyson vertritt. : 


Dershowitz sagte in einem Inter- 
view: »Das Ergebnis (des Rod- 
ney King-Verfahrens) ist viel- 
leicht rassistisch, der Prozeß war 
es nicht... Aber ich glaube, die 
Jury hat eher für die Polizei vo- 
tiert als gegen die Schwarzen. 
Möglicherweise hätte sie ge- 
nauso entschieden, wenn der 
Mißhandelte ein Weißer mit lan- 
gem Vorstrafenregister gewesen 
wäre .... Das funktioniert auch 
umgekehrt. Denken Sie an den 
Reagan-Attentäter Hinckley. 
Den hat eine schwarze Jury we- 
gen Unzurechnungsfähigkeit frei- 
gesprochen - Reagan ist nicht 
sonderlich populär unter der 
schwarzen Bevölkerung. Oder 
der schwarze Bürgermeister von 
Washington, Mario Barry: Das 
FBI filmte ihn beim Kokainkon- 
sum, aber er kam in den allermei- 
sten Anklagepunkten davon. Es 
gibt rassistische Untertöne auf 
beiden Seiten.« 


Dershowitz’ letzter Satz trifft 


vielleicht genau den Kern der Sa- -: 


che. Viele weiße Amerikaner und 


Kanadier, mit denen mansich un- 


terhält, und die mit Schwarzen 
zusammenarbeiten weisen dar- 
auf hin, daß die Ablehnung in 
den meisten Fällen von diesen 
selber ausgeht, nach dem Motto: 


Ich bin schwarz, du bist ein Wei- 


Ber, du hast etwas gegen mich. - 
Und schon ist die Mauer aufge- 


baut, aber von der falschen Seite. 
So gut wie keine Probleme, auch 
von Weißen akzeptiert zu wer- 
den, hätten Farbige, die sich gar 
nicht um ihre Hautfarbe küm- 
mern und sich nicht als Neger, 
sondern ganz schlicht und ein- 
fach als Mensch geben. Dieses ist 
aber eine absolute Minderheit 
unter den Farbigen! 


Dieses ist aber auch etwas, was 
hierzulande oft feststellbar ist. 
Wer hat es nicht selber schon er- 
lebt, daß man, vielleicht total un- 
bewußt und an etwas ganz ande- 
res denkend, einen Ausländer 
oder einen Neger angeschaut hat 
und man plötzlich von diesem ag- 
gressiv angesprochen wurde? So 
sind doch auch nicht die schon 
lange hier lebenden Ausländer, 
die sich dem Leben in Deutsch- 
land angepaßt haben, Ziel der 
Ausländerfeindlichkeit, sondern 
in erster Linie diejenigen, die 
ihre fremden Sitten ohne Rück- 
sicht auf ihr Gastland hier einfüh- 
ren wollen, wie etwa die Türken 
das Schächten unbetäubterTiere. 


: Gerade dadurch, daß es Bund, 
Länder und Gemeinden zulas- 
sen, daß nicht integrierte Lebens- 
räume zugelassen werden, baut 
sich aber ein immenses Gefah- 
renpotential für die innere Sicher- 
heit Deutschlands auf. So war- 
nen Sicherheitsexperten bereits, 
daß auch in Berlin, das stark von 
extremistischen Ausländern und 
Autonomen durchsetzt ist, ein 
Funke genügen könnte, und das 
Pulverfaß würde explodieren! 


Besorgniserregend sind auch die 
Erkenntnisse des linken nord- 
rhein-westfälischen Innenmini- 
steriums: Danach hat die Krimi- 
nalität von Asylbewerbern in den 
vergangenen Jahren einen dra- 
matischen Höchststand erreicht. 


Während nur zwei Prozent der 
deutschen Einwohner in NRW 
straffällig wurde, sind es bei den 
Ausländern bereits fünf Prozent 
und bei den Asylbewerbern 1991 
bereits 21,7 Prozent gewesen. 
Der Anteil der Asylbewerber bei 
von Ausländern begangenen De- 
likten stieg dem Innenministe- 
rium zufolge rasant an. 1991 be- 
trug danach der Anteil von tatver- 
dächtigen Asylbewerben bei Ver- 
gewaltigungen 35,1 Prozent, bei 
Urkundenfälschungen 45,3 Pro- 
zent, bei Ladendiebstählen 43,6 
Prozent und bei Betrügereien 
durch nichtdeutsche Personen 
36,8 Prozent. 


Bonns Zögern 
verschärft die Probleme 


-- Beim Anteil der einzelnen Natio- 
nalitäten an der Kriminalstatistik 
fallen insbesondere Asylbewer- 
ber aus Polen, Albanien, Rumä- 
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nien und Zaire auf. So wurden 
1991 genau 1802 oder 85,2 Pro- 
zent der insgesamt 2114 sich in 
NRW um Asyl bemühenden Polen 


‚straffällig. Bei den asylsuchen- 


den Rumänen, zumeist Zigeu- 
nern, betrug der Anteil der Tat- 
verdächtigen 39,2 Prozent, bei 
Asylbewerbern aus Zaire 35,7 
Prozent und bei Asylsuchenden 
aus Albanien 58,9 Prozent. Bei 
Libanesen lag die Quote der TIat- 
verdächtigen bei 33,1 Prozent 
und bei Jugoslawen bei 17,6 Pro- 
zent. Dagegen liegt die Krimina- 
litätsbelastung der Deutschen bei 
deutlich unter zwei Prozent. 


Dieses stimmt doch augenfällig 
mit den Erkenntnissen in den 
USA überein und spricht der 
Rassismus-Theorie Hohn. Nicht 
die »Urbevölkerung« - wenn 
man die Weißen in den Vereinig- 
ten Staaten jetzt einmal fälschli- 
cherweise so nennt, zumindest 
sind sie es aber aus Sicht der ver- 
gangenen 100 Jahren -, sondern 
die hinzugekommenen Fremden 
sind der Hauptquell der Krimina- 
lität und von ihnen geht die 
größte Gefahr für die innere 
Sicherheit aus. 


Berücksichtigt man dies, dann 
könnte das Ergebnis eigentlich 
nur sein, das jede Regierung ver- 
sucht, die Ausländerquote ver- 
träglich gering zu halten. Von der 
Bundesregierung wird aber ge- 
nau das Gegenteil getan. Es wird 
zwar viel in dieser Richtung gere- 
det - nur Taten sind bislang keine 
gefolgt. Damit sind die jetzigen 
Politiker dafür verantwortlich, 
wenn wahrscheinlich schon in na- 
hester Zukunft auch in Deutsch- 
land Rassenkrawalle zur Tages- 
ordnung gehören werden. OD 


Deutschland 


Die verratene 
Republik 


Romulus Muehlenkamp 


Gustav Sichelschmidt hat das sehr aufschlußreiche Buch »Wie im al- 
ten Rom« geschrieben, in dem er die Gründe und Erscheinungen 
darlegt, die zum Verfall und schließlich Untergang dieser damaligen 
republikanischen Großmacht führten - eine sprechende Parallele zu 
heutigen Verhältnissen. Als Ursache des inneren Zusammenbruchs 
einer Staatlichkeit erweist sich der Demokratieeffekt durch alle Zei- 


ten der europäischen Geschichte - 


Am Anfang hatte das Ideal be- 
standen, bis dann die Realitäten 
sich durchsetzten. Aber Lehren 
sind bis zum heutigen Tag aus 
dem Anschauungsunterricht sol- 
cher historischen und kulturhi- 
storischen Vorgänge aus zweiein- 
halbtausend Jahren nicht gezo- 
gen beziehungsweise auf Dauer 
abgeleitet worden, nicht zureden 
von unbewußten oder bewußten 
Vernachlässigungen genealogi- 
scher Erkenntnisse. 


Schiefe Ebene 
menschlicher. 
Unzulänglichkeiten 


Solon (um 600 vor der Zeitrech- 
nung) gilt als Erfinder der Demo- 
kratie. Aber selbst die kleinen alt- 
griechischen Stadtstaaten. (De- 
mos) mit ihrer relativen Über- 
sichtlichkeit der Verhältnisse - 
von heute gesehen - hielten dem 
Ideal einer »Herrschaft des Vol- 
kes« nicht stand. Sie rutschten 
unweigerlich in neue Tyrannis ab. 
Sie erwiesen sich als schiefe 
Ebene menschlicher Unzuläng- 
lichkeiten. Trotzdem preist man 
bis heute in kleinen und großen 
Staaten mit hehren Worten die 
Demokratie auf ihre Ideale und 
versagt dann sofort im Versuch, 
sie. im praktischen Leben in die 


. Wirklichkeit umzusetzen... Man 


entschuldigt sich schamhaft mit 
der Ausrede, daß eben alles seine 
Zeit nimmt. 


Im Lexikon »Knaur« steht: »De- 
mokratie ist eine politische Ord- 
nung, die, von unten nach oben 
aufgebaut, auf allen Stufen (Ge- 
meinde, Land, Staat) durch das 
Volk selbst in Funktion gesetzt 


und darüber hinaus. 


wird...« — Wer ist »das Volk 
selbst«? Der Demos (Alt- 
Athen)? Der spätere »Populus 
Romanus« (Alt-Rom)? Die »Po- 
pulation der modernen Staatsge- 
bilde? 


Das Arten- und Traditionsdurch- 
einander von heute wird mit der 
Bezeichnung »Bevölkerung« ver- 
sehen, um gemäß unseres Zeit- 
geistes das Wesen des Völkischen 
zu meiden. Treffender noch ist 
die Ersatzformulierung »Gesell- 
schaft«. Nicht das Verständnis 
der Grundwertungen, sondern 
gezielte Fehlformulierungen wer- 
den uns - von wem? fragt man - 
als Denkrichtung dargereicht. 


Solon war adliger Herkunft. 
Seine Regierungsreformen, die 
den »niederen Ständen« Athens 
Zugeständnisse machten, galten 
bald als zweifelhaft. Er'starb im 
Selbstexil. Seine Idee, zur Eu- 
phorie entfacht, zündete über 
zwei Jahrtausende - und immer 
wieder brachte das Leben in sei- 
ner Wirklichkeit die Ernüchte- 
rung. Denn eine Schwarzweiß- 
Lösung ist keine. 


Demokratie - das 
schwierigste Staatssystem 


Die Demokratie des Solon kam 
nicht von unten herauf — wie so- 
gar unsere heutigen. Lexika be- 
haupten wollen -, sie wurde viel- 
mehr dem populus von obenher 
angeboten. Damals wie heute 
spielt das Bildungsgefälle die ent- 
scheidende Rolle, besonders bei 
Revolutionen. Damit ist der Mar- 
xismus widerlegt, der behauptet, 
der Kommunismus sei eine origi- 
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Deutschland 


Die verratene 
Republik 


nale Aktion des »Volkes«. Es ist 
jedermann klar, daß das Volk als 
Einheitlichkeit der Legislative 
wie der Exekutive nicht regie- 
rungsfähig sein kann. So soll 
denn eine »Volksvertretung« 
dem Auftrag des Widerspruchs 
im »Volk« in staatspolitischen 
Entscheidungen Genüge tun. 


Das Fazit ist damals wie jetzt zu- 
nehmende innere Verwirrung 
und am Ende wieder Tyrannis. 
Das »Geheimnis« zu diesem 
Fiasko ist im Verständnis der Vo- 
kabel »Volk« zu finden: Die alt- 
germanischen Stämme, die die 
Demokratie gewiss nicht kann- 
ten, regierten sich auch reibungs- 
los in den Entscheiden ihrer 
Stammesältesten, die genealo- 
gisch Teil des Ganzen waren. 
Eine Demokratie nährt sich von 
genealogischen Diskrepanzen 
und nährt den Keim zur Macht, 
die kein Recht vertritt, in sich. 


Walter Lippmann - im Schwarz- 
wald geboren -, Nestor des US- 
amerikanischen Journalismus, 
wie er genannt wird, und Liberal- 
demokrat laut eigener Aussage, 
schätzte die Demokratie als das 
schwierigste Staatssystem ein, 
weil in ihm jeder stimmberech- 
tigte Bürger verpflichtet sei - soll 
die Herrschaft des Volkes Wirk- 
lichkeit werden -, aus eigener In- 
nitiative an allen Wahlgängen 
ausgerüstet mit dem vorausge- 
setzten staatspolitischen Wissen 
und im Bewußtsein höchster Ver- 
antwortung seine Stimme abzu- 
geben. Wenn »nur« 90 Prozent 
der Wahlberechtigten zur Urne 
schreiten, oder 70 Prozent, oder 
wie anläßlich der zwei letzten 
amerikanischen Präsident- 
schaftswahlen, wenig über 50 
Prozent, und wenn in Kommu- 
nalwahlen die Beteiligungen nur 
30 Prozent erreichen, dann kann 
niemand mehr von Demokratie 
reden. Denn dann regiert nicht 
mehr das Volk - weder direkt 
noch indirekt -, sondern ein be- 
stimmter Sektor aus welchen 
Gründen auch immer. 


Eliten negativistischer Prove- 
nienz pflegen sich in solch einem 
Klima durchzusetzen, die Tyran- 
nis antiken Musters, zeitgemäß 
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frisiert, übernimmt wieder die 
Regie. Es ist längst zur Gewiß- 
heit geworden, daß »Demokra- 
tie« kein zu verwirklichendes 
Staatssystem sein kann, da sie die 
eingebaute Eigenschaft an den 
Taglegt, bereits an der Basis dem 
latenten menschlichen Degene- 
rationsprozeß den Weg zu bah- 
nen und den Aspirationen einer 
emporkommenden exklusiven 
Prolitaristokratie zuzuwirken. 


Die Folge ist ein 
»Neues Zeitalter« 


Grundsätzlich ist der erst viel spä- 
ter entstandene Begriff des res 
publica wesensgleich mit »Demo- 
kratie«, als letztere noch nicht er- 
funden war. Beide haben ihre 
Wurzeln in der genetischen Ho- 
mogenität des Volkes, die sich 
durchaus mit ähnlichen und sich 
ergänzenden (kompatiblen) Völ- 
kern und Volksgruppen vereinba- 
ren. Beide Vorstellungen vom 
Wesen einer Volksvertretung fie- 
len dem Einbruch wirklichkeits- 
fremder Illusionen zum Opfer. 
Der Begriff des res publika 
sorgte später bis in die Neuzeit 
hinein für das Verständnis einer 
direkt wählbaren Volksvertre- 
tung. Res publica war das Staats- 
und Regierungsprinzip Alt-Roms 
und später im Mittelalter des be- 
deutenden Stadtstaates Venedig. 
Im 18. Jahrhundert besannen 
sich die »Gründerväter Ameri- 
kas« nach eingehendem ge- 
schichtlichem Studium auf die 
Werte des res publica und gaben 
den neugegründeten Vereinigten 
Staaten von Amerika eine repu- 
blikanische.Konstitution. 


Sie alle verfielen dem Sog der De- 
mokratie aus dem alleinigen 
Grund, daß die genetische Ho- 
mogenität des Volkes zerstört 
und das angestammte Naturrecht 
auf Selbstbestimmung und -regie- 
rung verwässert und ideologisch 
zersetzt und schließlich kriminali- 
siert wurde. Die lebenspendende 
Faser der betroffenen Völker er- 
hielt Schaden, der - weiter inten- 
siviert - tötlich sein würde. 


Grundsätzlich ist der erst vielspä- 
ter entstandene Begriff des res 
publica, lateinisch »Gemeinwe- 
sen«, sinngleich mit einer quasi- 
vor»demokratischen« Ordnung 
eines Gemein- und Staatswesens. 
Der dann emanzipierte Demo- 
kratiebegriff löste sich in der Ge- 
schichte alsbald vom »Gemein- 
wesen« - homogene Gemein- 
schaft eines Volkes -, indem er 
eine Vermischung mit kulturell 
und herkommensmäßig nicht 
kompatiblen Fremdvölkern ein- 
ging. Der hierbei entstandene 
Verlust trifft beide Kontrahen- 
ten, denn auch die neu einbezo- 
genen fremden Elemente gehen 
durch die Vermischung ihrer Ei- 
genkultur und damit ihres Eigen- 
wertes verloren. In der Nach- 
folge wird gewachsenes Seelen- 
und Geistesgut in seinem Ord- 
nungsgefüge das Opfer einer un- 
aufhaltsam um sich greifenden 
Dekadenz und der Massengelü- 
ste eines zum Populus abgesunke- 
nen Volkes. 


Und im Endeffekt folgt solchen 
Auflösungen ein unbestimmba- 
res »Neues Zeitalter« von Men- 
schen mit ganz anders geartetem 
Gesicht. Der Übergang ist immer 


Die Wirtschafts- und Finanz- 
konferenz von Bretton Woods 
von 1. bis 22. Juli 1944 diente 
dazu, die Völker der Welt in den 
Griff zu bekommen. 


ein gewaltsamer. Aber es gehört 
zur Unerforschbarkeit der Natur, 
daß zwar in kurzfristigen Zeitläu- 
fen der Hang zu Abbruch und Ni- 
vellierung Siege feiert, daß aber 
die Wurzeln und Keime des Le- 
bens, dem Auge noch unsichtbar, 
ans Licht wachsen und eine neue 
Epoche ankündigen, souverän 
aus dem Nachlaß des Vergange- 
nen das Lebensfördernde nut- 
zend, Evolution und Revolution 
zurücklassend den Sprung in die 
Zukunft tun. 


Aber noch sind die Keime spär- 
lich und zaghaft. Es ist lehrreich, 
die Auflösung der res publica in 
die Demokratie an einigen Bei- 
spielen zu verfolgen: 


Eine Demokratie im 
letzten Stadium 


Die altrömische Republik und 
der Stadtstaat Venedig im Mittel- 
alter florierten gemäß des Staats- 
maximes bis zur Infiltration »de- 
mokratischer« Kräfte, das heißt 
dem Einbruch kulturauflösender 
Viren. Die USA haben sehr be- 
wußt ihre Konstitution nach den 
Prinzipien des res publica ge- 
schaffen, - um heute bereits fast 
völlig den Einflüsterungen und - 
der Phraseologie der »Demokra- 
tie« erlegen zu sein. 

Einer der Gründe für dieses 
»schmerzlose« Abgleiten ist in 


| der unzulänglichen Schulbildung 
'inden USA zu suchen, besonders 


im Fehlen einer ausgewogenen 
kritischen und selbstkritischen 
Geschichtsbetrachtung. Dieses 
entstandene Vakuum ist vom pro- 
pagierten Drang zur Selbstbe- 
reicherung und zur Selbstbefrie- 
digung ausgefüllt worden und 
sucht Bestätigung in anderen 
»demokratisch« regierten Län- 
dern der Welt, die Bundesrepu- 
blik Deutschland mit einbegrif- 
fen. Daß die USA sich immer 
noch eine Republik nennt - die 
Konstitution ist ja nicht amtlich 
abgeschafft -, und daß die Bun- 
desrepublik sich als Republik ver- 
steht, obgleich sie gar keine sol- 
che ist, darf als Zeichen von Irre- 
führung gelten. Der Bonner 
Staat ist heute tatsächlich das 
Musterbeispiel einer Demokra- 
tie im letzten Stadium. 


Die Irreführung besteht darin, 
daß die historische Bedeutung 
des Wortes »vergessen« und mit 
der kolossalen Behauptung er- 
setzt ist, Republik sei die Alter- 
native zur Monarchie. Alt-Rom 
war eine Republik mit ihren Cä- 
saren. Frankreich war eine Repu- 
blik (Republique Francaise) un- 
ter den Napoleonen, England ist 
eine verfassungsmäßige Repu- 
blik trotz ihres Königshauses. Sie 
wurden allesamt in Demokratien 
verwandelt, sobald das. ange- 
stammte genealogisch kohärente 
Staatsvolk dem Einfluß der Zer- 
setzung ausgesetzt wurde. Rom 
ging in fünfhundert Jahren zu- 
grunde, in der Bundesrepublik, 
die laut Grundgesetz die Wieder- 
herstellung Deutschlands errei- 
chen muß, geschah dieses »Wun- 
der« sozusagen über Nacht. 


Mit der Abdankung Kaiser Wil- 
helm II. war das Deutsche Reich 
eine Republik insofern, als daß 
das deutsche Volk genealogisch 
als Einheit erhalten blieb. Nach 
1945 erreichte die Sturmflut der 
biologischen Demokratisierung 
in steigendem Maße auch West- 
deutschland und macht schon in 
dieser Hinsicht die Bezeichnung 


- »Republik« zu einer Absurdität. 


Die Diktatur 
der Finanzelite 


. In der republikanischen Verfas- 
sung der USA ist die Vokabel 


»Demokratie« kein einziges mal 
erwähnt. 1922 wurde das Wort 
»Demokratie« von Gouverneur 


. 1935 nannte er dieses Wort zwei- 


mal in einer offiziellen Anspra- 
che - die Emanzipation der 
Schwarzen war noch nicht erfolgt 
-, und 1939 bei einer ähnlichen 
Gelegenheit fünfundzwanzig 


mal. Und in seiner Rede am 3. Ja- 
nuar 1940 in der New Yorker Le- 
gislative gebrauchte er »Demo- 


kratie« dreiunddreißig mal. Die- 
ses Beispiel ist symptomatisch für 
das Verständnis des Demokrati- 
sierungsprozesses, welches in 
den USA bewußt daran beson- 
ders zu erkennen ist, als daß 
heute völkische beziehungsweise 
rassische Kennzeichnungen als 
offensiv gelten und auf Antrag 


Geburtsstunde der deutschen Republik. Philipp Scheidemann, 
führender Sozialdemokrat, ruft am 9. November 1918 von einem 
Lehman (New York) gebraucht. Balkon des Reichtstags die Republik aus. 


gerichtliche Folgen haben kön- 
nen. 

In der Dienstvorschrift der US- 
Army vom Jahr 1928 wird die 
»Demokratie« definiert als »eine 
Regierung der Massen..., die in 
Demagogie, Zügellosigkeit, Agi- 
tation, Unfrieden, Anarchie aus- 
läuft«. Im »Soldier’s Guide« 
(»Handbuch für Soldaten«), her- 
ausgegeben im Juni 1952, steht 
folgendes: »Weil die Vereinigten 
Staaten eine Demokratie sind, 
bedeutet »Demokratie< soviel, 
daß der Mehrheit des Volkes auf- 
gegeben ist zu entscheiden, wie 
unsere Regierung zusammenge- 
stellt und geführt werden soll. 
Die Army und die Air Force ha- 
ben daran Anteil.« 


Die Begriffe »Mehrheit«, 
»Rasse« und »Volk« werden un- 
ter neue Akzente gesetzt und mit 
den neuen emotionsgeladenen 
Vorstellungen von »Menschen- 
rechten« auf internationaler 
Ebene mit dem Instrument eines 
einschlägig arbeitenden Medien- 
apparates in alle Welt verbreitet. 
Auch nach Bonn, aber immer 
noch schämt man sich darob dort 
nicht. 


Tatsächlich sind heutzutage Aus- 
drücke wie »Demokratie«, »Re- 
publik«, »Menschenrechte« und 
viele andere ihres Sinns beraubt 
und mithilfe der Methode der 
Gewöhnung aus Denkträgheit 
auf den Zeitgeist umfunktioniert 
worden. Das Erstaunliche hier- 
bei ist die Erkenntnis, daß die 
bundesdeutsche Rechte - 
»Rechts« wie - »Links« und 
»Mitte« sind inzwischen als 
Standortbestimmung weitge- 
hend obsolet geworden - sich 
weiterhin als stramm-demokra- 
tisch orientiert versteht. Tut sie 
das aus Furcht, als anti-demo- 
kratisch angesehen zu werden 
und ... ergo als diktatorisch? 
Dies gemäß der bisher undispu- 
tierten Ansicht — wessen An- 
sicht? -, die Alternative zur »De- 
mokratie« sei »Diktatur«! Und 
wenn schon - muß Diktatur in un- 
serem Zeitalter ausschließlich 
physischer oder ideologischer 
Natur sein? Ist die Zins-Sklaverei 
einer exklusiven internationalen 
Finanzelite, die im Begriff ist, 
ihre Fänge über den ganzen Glo- 
bus auszubreiten, keine Dikta- 
tur? 

Die Gretchenfrage »wie hältst du 
es mit der Demokratie« bedarf 
nun endlich der Revision. Beson- 
ders vonseiten der betrogenen 
Deutschen! 
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Gewerkschaften 


Innenminister 


Seiters 


Verlierer des 


Streiks 


Alfred König 


Bundesinnenminister Rudolf Seiters (CDU) ist der große Verlierer 
im Tarifkonflikt des öffentlichen Dienstes - der eigentliche Verlierer 
ist aber das deutsche Volk. Was sich bei diesen Tarifverhandlungen 
abgespielt hat - sowohl seitens der Arbeitgeber als auch der Gewerk- 
schaften - war dazu angetan, die Politverdrossenheit in Deutschland 
noch größer werden zu lassen. Der eigentliche Skandal ist, daß die 
Annahme des Schlichtungsspruchs dem deutschen Steuerzahler un- 


gleich billiger gekommen wäre, als der nun von den Arbeitgebern - 


abgeschlossene Kompromiß. 


Wie bekannt, sah der ursprüngli- 
che Schlichtungsspruch Einkom- 
menserhöhungen von 5,4 Pro- 
zent für die Beschäftigten im öf- 
fentlichen Dienst vor. Dies 
wurde von den Arbeitgebern, 
speziell von deren Verhandlungs- 
führer Seiters, als viel zu hoch 
und untragbar für Bund, Länder 
und Kommunen abgelehnt. Die 
Differenz zwischen dem Schlich- 
tungsspruch und dem letzten An- 
gebot der Arbeitgeber von 4,8 
Prozent Er bei rund 2,25 Milliar- 
den Mark. 


Die Zeche zahlt 
der Bürger 


Nach dem jetzt abgeschlossenen 
Kompromiß erhalten die Arbeit- 
nehmer bekanntlich 5,4 Prozent 
mehr Lohn, außerdem wurde bei 
der Einmalzahlung eine soziale 
Komponente eingefügt. Wäh- 
rend Seiters davon sprach, daß 
die Arbeitgeber durch den Ab- 
schluß gegenüber dem Schlich- 
tungsspruch rund eine halbe Mil- 
liarde Mark einsparten, wider- 
sprach dem der Verhandlungsfüh- 
rer für die Kommunen, der Duis- 
burger Oberstadtdirektor Klein. 
Ihm zufolge liegt der jetzige Ab- 
schluß um knapp eine halbe Mil- 
liarde Mark über dem Schlich- 
tungsspruch. 

Wie. dem auch sei: 
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Eine An- 


nahme der Schlichtung wäre dem 
deutschen Steuerzahler viel billi- 
ger gekommen. $o lag alleine der 
volkswirtschaftliche Schaden, 
der durch Arbeitsausfälle infolge 
von Verspätungen entstand, nach 
Berechnung des Bundes der 
Steuerzahler bei rund 25 Millio- 
nen Mark pro Tag, bei rund 200 
bis 250 Millionen Mark also, 
wenn man das Wochenende und 
den Maifeiertag berücksichtigt. 
Bundesbahn und Bundespost 
verloren jeweils mehr als 100 Mil- 
lionen Mark und, und, und. Ins- 
gesamt wird der volkswirtschaft- 
liche Schaden auf mindestens 
zwei Milliarden Mark, eher aber 
sogar mehr geschätzt. Damit hat 
der Streik und der danach er- 
folgte Abschluß dem Steuerzah- 
ler also weitaus mehr Geld geko- 
stet als bei einer Annahme des 
Schlichtungsspruchs! 


Eine schallende 
Ohrfeige für Bonn 


Der eigentliche Verlierer war die 
Bevölkerung und hier speziell die 
Armen, Alten, Kranken und Kin- 
der - und die Umwelt. Durch den 
unverständlichen Totalstreik im 
Nahverkehr während fast des ge- 
samten Streiks wurde die Teil- 
nahme am öffentlichen Nahver- 
kehr für diese Bevölkerungsgrup- 
pen fast vollständig unmöglich 


gemacht. Dafür erreichte die 
Umweltbelastung nicht mehr hin- 
nehmbare Werte. So stieg in der 
Luft der Großstädte der Benzol- 
gehalt, der als besonders krebser- 
regend gilt, bis auf das drei- und 
vierfache der sonst gemessenen 
Werte und überschritt die Grenz- 
werte zum Teil deutlich. Wo blie- 
ben dabei übrigens die Proteste 
der sogenannte Umweltschützer, 
die sich immer so vehement ge- 
gen den Autoverkehr ausspre- 
chen und eine Förderung des öf- 
fentlichen Nahverkehrs fordern? 
Es wurden keinerlei Proteste ge- 
gen das Verhalten der ÖTV be- 
kannt! Da zeigt sich, wie ehrlich 
es diese Leute meinen; die Ideo- 
logie geht ihnen über den von ih- 
nen stets so propagierten Um- 
weltschutz! 


Auch aus anderen Gründen war 
dieser Streik überflüssig wie ein 
Kropf. So war der Schlichtungs- 
spruch von 5,4 Prozent durchaus 
vertretbar. Zwar lag er sicherlich 
am oberen Rand der Möglichkei- 
ten,.ging aber noch nicht darüber 
hinaus. Gleichzeitig wurde dar- 
über hinaus bekanntgegeben, 
daß Bund, Länder und Gemein- 
den dieses Jahr etwa 10,3 Milliar- 
den Mark mehr Steuern einneh- 
men werden als erwartet. 


Die Rentner haben 
keine Lobby 


Gleichzeitig war der Streik im öf- 
fentlichen Dienst eine schallende 
Ohrfeige für die Verschwen- 
dungspolitik der Bundesregie- 
rung. Immer weniger Bürger sa- 
hen und sehen ein, warum Mil- 
liarden und Abermilliarden etwa 
für den Golfkrieg, an die Polen, 
an die GUS, an Albanien, an Is- 
rael und an Scheinasylanten flie- 
ßen, gleichzeitig aber kein Geld 
für die eigenen Bürger da sein 
soll. Daraus resultierte auch die 
wieder Erwarten breite Zustim- 
mung der Bevölkerung, wenn- 
gleich die Kritik an den überhar- 
ten Streiks in vielen Bereich, be- 
sonders im Nahverkehr, den 
Flughäfen und der Müllabfuhr, 
immer lauter wurde. 


„Traurig ist nur, daß die Proteste 


dort laut werden, wo eine starke 
Organisation dahintersteckt. Bei 


den Rentnern, die sich mit einer: 


Erhöhung ihrer Bezüge von rund 
zwei Prozent abspeisen lassen 
mußten, war nichts von Solidari- 
tät in der Bevölkerung festzustel- 
len. Dabei wird gerade dieser 
Personenkreis, der ohnehin trotz 


eines oft arbeitsintensiyen and 
langen Arbeitslebens mit einer 
Minirente abgespeist wird, von 


‚der _Minierhöhung, besonders 


hart getroffen. 


Der Rücktritt des 
Ministers wäre fällig 


Allerdings hat der Tarifkonflikt 
im öffentlichen Dienst auch ein 
gutes: nämlich die Verweigerung 
der Zustimmung von 55,9 Pro- 
zent der ÖTV-Mitglieder. Diese 
haben dadurch nämlich den Weg 
zu mehr Vernunft in den anderen 
Tarifbereichen, speziell in der 
Metallindustrie geebnet. Allen 
anderslautenden Erklärungen 
des IG Metall-Vorsitzenden 
Franz Steinkühler zum Trotz, war 
diesem klar, daß ein Metall-Tarif- 
abschluß irgendwo zwischen 5,4 
und 5,8 Prozent angesiedelt sein 
muß. Dieser wäre aber von den 
ohnehin meist radikaleren IG 
Metall-Mitgliedern angesichts 
der zuerst radikalen Töne Stein- 
kühlers in einer zweiten Urab- 
stimmung aber niemals bestätigt 
worden. Also gab er die Parole 
aus: Einigung ohne vorherige Ur- 
abstimmung und Streik. Dieser 
hätte aber der deutschen Volks- 
wirtschaft erheblichen Schaden 
zugefügt. 


Dies ändert aber nichts daran, 
daß der Streik im öffentlichen 
Dienst vollkommen überflüssig 
war und volkswirtschaftlich mehr 
gekostet hat als es bei einer An- 
nahme des Schlichtungsspruchs 
notwendig gewesen wäre. Die 
Konsequenz dessen hätte eigent- 
lich der Rücktritt des Bundesin- 
nenministers sein müssen. Daß 
es dazu nicht kam, zeigt nur, wie 
verkommen die politische Moral 
in diesem unserem Lande bereits 
ist. 


Gewerkschaften 


BR a u 


Kommun!- 


stische 


Verquickung 
zwischen 
FDGB und 
IG Druck 


Gerhard Baader 


Trotz aller harten harschen Töne muß man den Einzelgewerkschaf- 
ten des DGB insgesamt doch eine Tarifpolitik mit Augenmaß be- 
":- scheinigen - wenngleich es in manchen Punkten sicherlich zu Über- 
treibungen gekommen ist -. Dies ändert aber nichts daran, daß eine 
der Hauptpolitikpunkte des DGB noch immer der Klassenkampf 
und die Absicht ist, das politische Geschehen in Deutschland nach 
links zu treiben. Offiziell wurde aber immer eine gewisse Abgren- 
zungspolitik gegenüber dem realen Sozialismus in der DDR betrie- 
ben. Daß dies aber oftmals nur wegen der Öffentlichkeit geschah, es 
inoffiziell weit mehr als nur lose Kontakte zu den stalinistischen 
Kommunisten in der DDR gab, haben jetzt die Berliner Sozialwis- 
- senschaftler Manfred Wilke und Hans-Hermann Hertle in der Doku- 
mentation »Das Genossenkartell« aufgedeckt, selbst wenn man jetzt 
berücksichtigen muß, daß die Akten, auf die die beiden zurückgrif- 


Hauptstreiter für die DDR-Lin- 
ken waren dabei der langjährige 
IG Druck-Vorsitzende Leonhard 
Mahlein, der bis 1952 offiziell 
Mitglied der Kommunistischen 
Partei Deutschlands war sowie 
das Mitglied des Hauptvorstands 
der Gewerkschaft, Gisela Kess- 
ler, die auch als hauptamtliche 
Gewerkschafterin ihre Mitglied- 
schaft in der inzwischen umbe- 
nannten Kommunistischen Par- 
tei behielt. 


Der Einfluß der 
DKP 


Bei den 68er-Studentenunruhen 
. mischten sowohl SED-Leute als 
auch Gewerkschafter nach Anga- 
ben der beiden Berliner Sozial- 
wissenschaftler tüchtig mit. Mit 
dem Hinweis »Termin: späte- 


= fen sicherlich nicht als Optimum an Objektivität gelten können. 


stens 30. 10. 1967« ende ein 
streng vertraulicher »Maßnahme- 
plan« zur »Einbeziehung der 
westdeutschen IG Druck und Pa- 
pier in die Aktion »Enteignet den 
Springer-Konzern«. Hierzu sei 
eigens zu diesem Zweck eine Ar- 
beitsgruppe beim Zentralvor- 
stand des FDGB gegründet wor- 
den, der die Fäden im Hinter- 
grund ziehen sollte. Unter dem 
Motto »Kampf gegen die. Presse- 
konzentration« in der Bundesre- 
publik, die Arbeitsplätze ver- 
nichte, habe der FDGB die IG 
Druck in die Kampagne mitein- 
beziehen wollen. Auf dem 8. Or- 
dentlichen Gewerkschaftstag der 
IG Druck habe es dann auch 
wirklich einen dementsprechen- 
den Antrag gegeben, »dessen 
Wortlaut auffällige Ähnlichkeit 
mit Formulierungen des FDGB- 
Maßnahmeplans hat«. 


Daß sich der FDGB ausgerech- 
net die IG Druck aussuchte war 


- kein Zufall. So hatte diese Ge- 


werkschaft einen hohen Organi- 
sationsgrad aufzuweisen, und das 
Pressewesen ist bekanntlich eine 
der besten Manipulationsmög- 
lichkeiten. Dazu habe die IG 
Druck zu den Gewerkschaften 
gehört, »bei denen in wichtigen 
innen- und außenpolitischen Fra- 
gen Elemente einer konstrukti- 
ven eigenständigen Gewerk- 
schaftspolitik am sichtbarsten 


. werden«. Dazu gehöre vor allem 


»die faktische Ablehnung des An- 
tikommunismus«, was laut Ver- 
ständnis des FDGB einen links- 
extremen Standpunkt vonnöten 
macht. 


»Wesentlichen Anteil« daran hät- 
ten »die seit langem bestehenden 
Verbindungen uns nahestender 
Kräfte (DKP; die Redaktion) mit 
einer Anzahl progressiver Sozial- 
demokraten dieser Industriege- 
werkschaft bis in den Hauptvor- 
stand«. Inzwischen hat auch der 
weit links stehenden stellvertre- 
tende Vorsitzende der IG Medien 
- wie die IG Druck jetzt heißt - 
zugestanden, daß »der Einfluß 
von DKP-Mitgliedern auf die Po- 
litik der IG Medien unverkenn- 
bar« gewesen sei. 


Der selbe Hensche soll laut Wilke 
und Hertle folgendes geäußert 
haben: »Wir haben die Mitbe- 
stimmung studiert. Das, was in 
der DDR gemacht wird, sei das 
Optimalste, was möglich ist. Da- 
gegen ist die Mitbestimmung in 
der BRD schmalbrüstig.« In der 
IG Druck-Zeitung schrieb Hen- 
sche kurz nach Rückkehr vom ei- 
nem DDR-Besuch 1976: »Man 
hat den Eindruck von einem 
Volk, das sich den Gürtel enger 
schnallt - oder schnallen läßt - 
zugunsten langfristiger Investi- 
tionen, die sich wahrscheinlich 
erst in der kommenden Genera- 
tion auszahlen werden.« 

Eine merkwürdige Rolle spielte 
die IG Druck auch 1981, als in Po- 
len das Kriegsrecht verhängt 
wurde. Damals beschlossen die 
internationalen Spartendachver- 
bände, in Polen Veranstaltungen 
zu boykottieren, um damit die 
Solidarnosc zu unterstützen. Die 
Manager der IG Druck trafen 
sich aber dennoch mit dem Stän- 
digen Komitee der Gewerkschaf- 
ten der Grafischen Industrie. 
Mahlein nannte die Solidarnosc 
laut dem »Genossenkartell« so- 
gar eine von »konterrevolutionä- 
ren Kräften gelenkte Organisa- 


tion, die auch aus dem Ausland 
gelenkt wird« -— wobei letzteres 
zugegebenermaßen sehr wahr- 
scheinlich ist -. 
Nachdem der ARD-Korrespon- 
dent Lothar Loewe aus der DDR 
ausgewiesen war, soll Hensche an 
den FDGB den Wunsch herange- 
tragen haben, »Dokumente und 
Fakten zu erhalten von Journali- 
sten aus der BRD und anderen 
kapitalistischen Ländern über de- 
ren Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der DDR«. 


Der Kampf soll weiter 
gehen 


Nach dem Vorsitzwechsel von 
Mahlein zu Ferlemann war der 
FDGB zuerst skeptisch, was sich 
jedoch bald änderte. Nach einem 


* Treffen mit Ferlemann und Hen- 


sche vermerkte der FDGB-Se- 
kretär für Westarbeit, Werner 
Heilemann: »Die guten Bezie- 
hungen zur IG Druck und Papier 
im FDGB müßten noch fester ge- 
knüpft werden.« Auch in den 
nächsten Jahren änderte sich 
nichts an der engen Zusammen- 
arbeit zwischen FDGB und IG 
Druck. 


Als die DDR 1989 ihr 40. Revolu- 
tionsjahr feierte, versicherte man 
sich der weiteren gedeihlichen 
Entwicklung der »Beziehungen 
zwischen dem FDGB und dem 
DGB auf der Grundlage der 
jüngsten Verhandlungen der Kol- 
legen Tisch und Breit in der 
BRD...Die Delegation (der IG 
Medien; die Redaktion) war be- 
eindruckt von ihrem Gesamtbe- 
such und verabschiedete sich am 
7. Oktober mit besten Wünschen 
zu unserem 40. Jahrestag der 
Gründung der DDR und dem 
Wunsch nach weiterer konstrukti- 
ver Zusammenarbeit«, wie es in 
dem offiziellen Resümee des 
FDGB heißt. 


Obwohl man an offizielle DDR- 
Akten immer mit einer gewissen 
Skepsis herantreten sollte, da 
sich dort jeder profilieren wollte, 
scheint aber das enge Verhältnis 
zwischen IG Druck und dem rein 
kommunistischen FDGB unzwei- 
felhaft bewiesen zu sein. Daß es 
in dieser DGB-Einzelgewerk- 
schaft noch keine Konsequenzen 
gegeben hat, vor allem Hensche 
noch immer an führender Stelle 
arbeitet, beweist die starke Ideo- 
logisierung dieser Leute und ihre 
Absicht, den kommunistischen 
Kampf weiterzuführen. DO 
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Deutschland 


Mit Bonn und 


OTV der 
Marsch ın den 
Abgrund 


Alfred König 


Die Bundesregierung ist von ihrem Auftrag her verpflichtet, dem 
Gemeinwohl zu dienen. Die Gewerkschaften sind zwar in erster Li- 
nie dazu verpflichtet, dem Wohl ihrer Mitglieder zu dienen, grund- 
sätzlich haben aber auch sie das Allgemeinwohl im Auge zu behal- 
ten. Was jetzt aber beim Streik im Öffentlichen Dienst geschah, ist 
mit dem gesunden Menschenverstand nicht zu begreifen. Wenn- 
gleich die Hauptschuld hier sicher bei den Arbeitgebern, also beim 
Bund, den Ländern und den Kommunen zu suchen ist, steht das Ver- 
halten der ÖTV aber in keiner Relation mehr zu den Differenzen. 


Wie sah die Ausgangsposition un- 
mittelbar vor dem Streik aus? 
Der Schlichtungsspruch sah vor, 
die Einkommen der Beschäftig- 
ten im Öffentlichen Dienst um 
5,4 Prozent zu erhöhen. Dies 
wurde von den Arbeitgebern ab- 
gelehnt, weil hierfür angeblich 
kein Geld in den leeren Staats- 
kassen mehr gewesen sei. Ihr An- 
gebot lautete zuletzt auf 4,8 Pro- 
zent. Die Differenz lag also bei 
durchschnittlich 25 Mark brutto 
pro Beschäftigten oder in einer 
Summe ausgedrückt, bei rund 
2,25 Milliarden Mark. Dies ent- 
spricht etwa 0,1 Prozent des ge- 
samten Bruttosozialprodukts! 


Für das Ausland hat 
Bonn offene Taschen 


Bundesinnenminister Seiters 
(CDU) fuhr dabei auf Geheiß sei- 
nes Meisters, dem Herrn Bundes- 
kanzler, einen absoluten Kon- 
frontationskurs, zumal, wie die 
»Welt« am 27. April berichtete, 
während den Schlichtungsver- 
handlungen von den Arbeitge- 
bern bereits einmal ein Angebot 
im Gesamtvolumen von 5,2 Pro- 
zent unterbreitet worden war. 
Wieso dies aber nun auf einmal 
von den selben Herren wieder zu- 
rückgenommen wurde, weiß 
wahrscheinlich nicht mal derje- 
nige, der dies angeordnet hatte. 
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Zahl ‘dem Normalbürger  er- 
scheint, so klein und unbedeu- 
tend ist sie aber doch in der Rela- 
tion des gesamten Bundeshaus- 
halts. 

Deswegen einen Streik zu riskie- 
ren, so wie es Seiters getan hat, 
ist in höchstem Maße unverant- 
wortlich. Dies gilt besonders 
dann, wenn man bedenkt, wie 
die Bundesregierung zuvor das 
Geld mit offenen Händen heraus- 
geworfen hat. Albanien wurde 
nur wenige Wochen vorher ein 
dreistelliger Millionenbeitrag für 
demokratische Reformen ver- 
sprochen, Polen wurden fast fünf 
Milliarden Mark Schulden erlas- 
sen, für den Golfkrieg wurden 
zwei bis drei Milliarden Mark 
mehr bezahlt als notwendig ge- 
wesen wäre und wurde dieses 
Geld von den Amerikanern und 
den Franzosen bis heute nicht zu- 
rückgefordert. 


Wenige Tage nach Ablehnung der 
Schlichtung seitens der Arbeitge- 
ber wurde bekanntgegeben, daß 
der Bund Steuermehreinnahmen 
von rund drei Milliarden Mark 


Der Streik der ÖTV war absehbar, vollkommen unnötig die Härte, 
mit der dieser von der Gewerkschaft geführt wurde. 


Daß die ÖTV mit ihrer Vorsitzen- 
den Wulf-Mathis darauf natürlich 
entsprechend sauer reagierte, ist 
verständlich. Dies ist aber keine 
Entschuldigung, daß der daran 
anschließende Streik weit über 
das Ziel hinausschoß. 


Wie oben gesagt, lag die Diffe- 
renz, ausgehend vom letzten offi- 
ziellen Angebot, bei 2,25 Milliar- 
den Mark. So imposant diese 


hat; also weit mehr, als für eine 
Einigung notwendig gewesen 
wäre. Für monatlich rund 30000 
Schein- und Wirtschaftsasylanten 
ist Geld in Masse vorhanden, 
aber nicht für den Müllmann, 
den Polizisten, die Kranken- 
schwester und andere kleine Be- 
schäftigte! Gleichzeitig wird sei- 
tens der Arbeitgeber in Kauf ge- 
nommen, daß ein Streik wesent- 
lich größeren volkswirtschaftli- 


chen Schaden auslöst, als die 2,25 
Milliarden Mark beziehungs- 
weise die letztendlich wohl sogar 
nur 700 Millionen Mark. Denn 
diese Größenordnung war schon 
nach wenigen Tagen erreicht! 


Der Feudalherr 
von Bonn 


Der Streik war somit absehbar; 
vollkommen unnötig war aller- 
dings die Härte, mit der dieser 
seitens der ÖTV geführt wurde. 

Bei allem Verständnis für ihre 
Enttäuschung, muß sich doch die 
Frage stellen, ob bei so geringen 
Differenzen nicht auch kleinere 
Schritte ausgereicht hätten. Dies 
gilt besonders für die lange Be- 
streikung des öffentlichen Nah- 
verkehrs, die die schwächsten 
der Schwachen, nämlich die 
Rentner, traf. Gerade diese oft- 
mals gesundheitlich Angeschla- 
genen waren durch die Aktionen 
der OTV quasi an ihr Haus oder 
ihre Wohnung gebunden. Wer 
keine Familie oder Nachbarn 
hatte, der für sie Einkäufe erle- 
digte, sie zur Behandlung zu Ärz- 
ten oder zu Besuchen ins Kran- 
kenhaus fuhr, war aufgeschmis- 
sen. Denn die teuren Taxifahrten 
können sich aus dieser Bevölke- 
rungsgruppe nur wenige leisten. 


Umso skandalöser dann das Ver- 
halten von Seiters, das an einen 
Feudalherren erinnerte, und an 
das von Wulf-Mathis, die den Ge- 
werkschafter in seiner widerlich- 
sten Form, nämlich den Klassen- 
kämpfer, darstellte. Beide rei- 
sten lustig durch die Gegend und 
schwangen große Reden, statt 
sich zusammenzusetzen und zu 
verhandeln. 


Wenn man dann etwa von Wulf- 
Mathis hörte, die Zeit für Ge- 
spräche sei vorbei, diese könnten 
nun nur noch bei einem entspre- 
chend höheren Angebot der Ar- 
beitgeber erfolgen, dann muß 
man sich doch fragen, wie weit 
hat sich diese Frau von der Basis 
entfernt? Sie hat es auch gut: Ein 
Chauffeur fährt sie wohin sie 
will, die Streiks werden so koor- 
diniert, daß sie hiervon nicht be- 
troffen ist, für die Einkäufe hat _ 
sie wohl eine Haushaltshilfe. Hat 
diese Frau auch nur die geringste 
Ahnung, was mit den Armen und 
Kranken, die auf den öffentli- 
chen Nahverkehr angewiesen 
sind, in diesen Tagen geschah? 
Hat sie sich auch nur eine Se- 
kunde lang hierüber Gedanken 


Bu” 


gemacht? Aber kann man dies 
von einer Frau erwarten, die nie 
an der Basis stand, sondern nach 
ihrem Studium direkt ins Bundes- 
wirtschaftsministerium über- 


wechselte, von Anfang also die ° 


Funktionärs-Laufbahn ein- 


schlug? 


Gefragt ist ein Gesetz 
für Streiks 


Zwar hieß es von der ÖTV immer 
wieder, man wolle in erster Linie 
die Arbeitgeber treffen, traf aber 
in Wirklichkeit die schwächste 
Bevölkerungsgruppe. Hätte es 
nicht vollkommen ausgereicht, 
den Nahverkehr in den Morgen- 
und Nachmittagsstunden, wo 
also der Berufsverkehr herrscht, 
zu bestreiken und zum Beispiel 
zwischen 11.00 und 14.00 Uhr 
normal zu fahren. Dann wäre der 
eigentliche Zweck erreicht wor- 
den, besonders die alten Leute, 
die nicht mehr so gut zu Fuß sind, 
hätten in den drei Stunden ihre 
Arztbesuche, auf die sie viel öfter 
angewiesen sind als junge, und 
ihre Einkäufe erledigen können. 
Warum war ein derartiges flexi- 
bles Verhalten seitens der OTV 
nicht möglich? 

Alles in allem gesehen, muß si- 
cherlich der Ansicht des CDU- 
Rechtsexperten Rupert Scholz 
rechtgegeben werden, der eine 
gesetzliche Regelung von Streiks 
forderte, selbst auf die Gefahr 
hin, daß wieder vom deutschen 
Michel die Rede ist, der nichts 
ohne Verordnungen kann. Dabei 
würde sich folgendes Modell an- 
bieten, was in Gesprächen auch 
von führenden Gewerkschaftern 
- zumindest inoffiziell - als 
»durchaus vernünftig« angese- 
hen wird: 


Große Töne aber keine 
Lösung 


Sobald eine der beiden Tarifpar- 
teien den Spruch des Schlichters 
nicht annimmt oder ohne vorher 
den Schlichter anzurufen die Ta- 
rifverhandlungen für gescheitert 
erklärt. und bei der anschließen- 
den Urabstimmung sich die 
Mehrheit der Gewerkschaftsmit- 
glieder für Streik ausspricht, tritt 
das, nennen wir es mal so, 
»Streikgesetz« automatisch in 
Kraft. Dieses sollte dann folgen- 
des vorsehen: 

Nach Bekanntgabe des Urab- 
stimmungsergebnisses gilt für 
. eine weitere Woche die Friedens- 


pflicht. Spätestens drei Tage nach 
Bekanntgabe des Urabstim- 
mungsergebnisses müssen sich 
die beiden Tarifparteien wieder 
so lange zusammensetzen bis sie 
zu einer Einigung gekommen 
sind. Überspitzt ausgedrückt: 
Selbst wenn sie sich nach zwei 
Wochen noch nicht geeinigt ha- 
ben, bleiben sie weiter in Klau- 
sur, bis die Einigung eben da ist. 
Damit würde man also ausschlie- 
Ben, daß die Verhandlungsführer, 
so wie bei diesem OTV-Streik, 
durch die Lande reisen und große 
Töne spucken anstatt nach einer 
Lösung zu suchen. 


Kein Eingriff in die 
Tarifautonomie 


Nach einer Woche dürfen dann 
aber die Streiks beginnen. Wei- 
gert sich eine der beiden Parteien 
an diesen Gesprächen teilzuneh- 
men, dann erfolgt ein Zwangsab- 
schluß auf Basis des letzten Ange- 
bots/Forderung der Gegenpartei. 
Weigern sich beide Parteien, 
dann gilt der Schlichterspruch. 
Gab es zuvor keine Schlichtung, 
wird ein unabhängiger Schieds- 
mann festgesetzt, der dann quasi 


den Schlichtungsspruch aus- 
spricht, der für beide Tarifpar- 
teien bindend ist. 


Dieses also könnte in etwa der 
Rahmen sein, um den dann si- 
cherlich noch flankierende Vor- 
schriften gesetzt werden müssen, 
etwa, daß der öffentliche Nahver- 
kehr jeden Tag auch weiterhin 
zwischen 11.00 und 14.00 Uhr 
weiterbetrieben werden muß, 
höchstens jede zweite Fernzug- 
verbindung bestreikt werden 
darf, die Post wenigstens einmal 
in der Woche ausgetragen und 
der Müll mindestens einmal die 
Woche abgeholt werden muß. 
Bei Druckereien etwa dürften 
nur maximal drei Zeitungen pro 
Woche ausfallen, wobei nicht alle 
Zeitungen an einem Tag bestreikt 
werden dürfen. 


Durch diese Regelung wäre si- 
chergestellt, daß die Kampfkraft 
also noch immer recht hoch wäre, 
auf der anderen Seite aber nicht 
die schwächsten der Schwachen 
die Auswirkungen am stärksten 
zu spüren bekommen. Auch wäre 
dies kein Eingriff in die Tarifauto- 
nomie, sondern höchstens die 
Beseitigung von Schwachstellen 
derselben. Und das Allgemein- 
wohl geht nun einmal über das In- 
teresse einzelner Gruppen! D 


Deutschland 


Umstellung 
auf Mehrheits- 
wahlrecht 
wunschens- 


wert 


Xaver Rüttly 


Die Feststellung ist nicht neu, daß bei den zahlreichen Herrschafts- 
und Regierungsformen, die sich im Laufe der Geschichte entwickelt 
und dargestellt haben, keine ohne Mängel sind, die Demokratie 
aber wohl noch am erträglichsten sein soll. Daß diese »Volksherr- 
schaft« vielfältig sinnverkehrt wurde, konnten wir am »weißen 
Schimmel« der »Volks-Demokratie« unserer Tage erleben; wissen 
aber auch, daß es mit der »Gewaltenteilung« in Bonn zwischen Exe- 
kutive und Legislative ebenfalls nicht ganz stimmt, über die Köpfe 
der Bürger zudem »hinweg regiert« wird und die Justiz als Kontroll- 
organ personell vom Parteienproporz befallen ist. 


Der Einfluß des Volkes als Sou- 
verän, von dem nach Artikel 20 
Grundgesetz alle Staatsgewalt 
ausgeht, auf das politische Ein- 
zelgeschehen ist in der Bundesre- 
publik Deutschland vergleichs- 
weise gering. Nur in Wahlen wird 
der Eindruck erweckt, der Bür- 
ger sei der eigentliche Souverän. 
Spötter haben gesagt, wenn Wah- 
len wirklich »schädlich« wären, 
wären sie längst abgeschafft wor- 
den. 


Das Wahlrecht wird 
»notfalls« geändert 


Daß auch mit Wahlen »operiert« 


wird, ist nicht ganz unbekannt. 
Selbst das Wahlrecht wird »not- 
falls« geändert, um »Entschei- 
dungen« zu beinflussen. Hierbei 
geht es um die Frage, ob für be- 
stimmte »Lagen« das Mehrheits- 
oder 
oder Varianten des Verhältnis- 
wahlrechts in Anwendung ge- 
bracht werden sollen. 


Als es im Herbst 1966 zu einerer- 


sten schweren Regierungskrise 
seit 1949 in der Bundesrepublik 
Deutschland kam, die dann zu ei- 


Persönlichkeitswahlrecht - 


ner »Großen . Koalition« hin- 
führte, wurden auch Überlegun- 
gen angestellt, das seit dem Bun- 
deswahlgesetz vom 7. Mai 1956. 
eingeführte, mit Elementen der 
Personenwahl (Mehrheitswahl) 
durchsetzte Verhältniswahlrecht 
- jeder Wähler hat zwei Stimmen, 
eine für die direkte Wahl eines 
Abgeordneten, die andere für die 
Wahl einer parteigebundenen Li- 
ste - zum Mehrheitswahlrecht 
hin zu verändern. i 


In seiner Regierungserklärung 
vom 13. Dezemberr 1966 sagte 
damals Bundeskanzler Kiesin- 
ger: »Während dieser Zusam- 
menarbeit soll nach Auffassung 
der Bundesregierung ein neues 
Wahlrecht grundgesetzlich veran- 
kert werden, das für künftige 
Wahlen zum Deutschen Bundes- 
tag nach 1969 klare Mehrheiten 
ermöglicht.« 


Dr. Barzel erklärte am 15. De- 
zember 1966 in der Aussprache 
für die CDU/CSU: »Wir wollen 
diese Koalition auf Zeit. Der 
Zwang zum Ende muß auch 
durch ein Übergangswahlrecht 
für 1969 verstärkt werden.« 
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Umstellung 
auf Mehrheits- 
wahlrecht 
wünschens- 
wert 


Für die SPD erklärte Helmut 
- Schmidt: »Wir werden die Wahl- 
rechtsvorschläge, die die Regie- 
rung angekündigt hat, prüfen; 
aber wir sind nicht darauf festge- 
legt. Für meinen Freund Fritz Er- 
ler und mich persönlich will ich 
an dieser Stelle allerdings beken- 
nen, daß wir für ein relatives 
Mehrheitswahlrecht eintreten, 
weil es ein Verantwortung erzwin- 
gendes Wahlrecht ist, und weil es 
den Zwang zu Koalitionen auf- 
hebt.« 


Die Furcht um 
die Pfründe 


Schließlich kam es doch. nicht 
dazu! Heute stecken alle Par- 
teien wieder in der Krise, die sich 
sowohl in der Regierung als auch 
in der Opposition widerspiegelt. 
Sie sind mit ihrer Kunst am Ende, 
werden vom Souverän mißtrau- 
isch beobachtet und kaum noch 
ernst genommen, sehen sich von 
ungefähr 51 Prozent Protestwäh- 
lern - über 30 Prozent Nichtwäh- 
ler, 11 Prozent Rechtswähler, 10 
Prozent Grünwähler — bedrängt, 
fürchten um ihre Pfründe, Sitze 
und Mehrheiten und reden daher 
»testweise« von der Großen Koa- 
lition und auch davon, wie man 
im Videotext am 10. Mai 1992 le- 
sen konnte, über eine eventuelle 
Anderung des Wahlrechts in 
Richtung Mehrheitswahlrecht; 
solche Gedanken werden zumin- 
dest in den beiden noch großen 
Parteien angestellt. 


Nach den Berliner Bezirkswah- 
len, die noch im Zusammenhang 
mit den Landtagswahlen in 
Schleswig-Holstein und Baden- 
Württemberg gesehen werden 
müssen, tritt nun die große, zwei- 
jährige: »Wahlpause vor dem 
Sturm« ein, der 1994 zum schick- 
salhaften Wahljahr für die Bun- 
desrepublik Deutschland und für 
Europa werden läßt. 

Wie sehr die Bonner Parteien am 
Ende sind, manipulieren sie auch 
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noch mit einer die Wähler täu- 
schenden Bekanntgabe der Wahl- 
ergebnisse. Ihre Prozentrech- 
nung, die ja normalerweise »von 
Hundert« ausgehen müßte, läßt 
die Nichtwähler einfach weg und 
damit ihre Parteienergebnisse 
hochschnellen. 


Auf »100« bezogen, würden die 


Wahlergebnisse in Schleswig- 
Holstein und Baden-Württem- 
berg wie folgt aussehen: 
Schleswig-Holstein 

Nichtwähler 28,2 Prozent 
SPD 32,9 Prozent 
CDU 24,1 Prozent 
FDP 4 Prozent 
Grüne 3,5 Prozent 
DVU 4,5 Prozent 
Übrige . 2,8 Prozent 
Baden-Württemberg 
Nichtwähler 29,8 Prozent 
SPD 20,4 Prozent 
CDU 27,4 Prozent 
FDP 4 Prozent 
Grüne 6,5 Prozent 
Republikaner 7,5 Prozent 
Übrige 4,3 Prozent 
Kopfgeld für 

die Parteien 


Die in Schleswig-Holstein mit 
»absoluter Mehrheit« regierende 
SPD kann sich etwa nur auf ein 
Drittel der Wählerschaft stützen, 
die CDU in Baden-Württemberg 
wurde nur von gut einem Viertel 
der Bevölkerung gewählt. 


Mit der aufgezeigten »Verrech- 
nungsmethode« können selbst 
bei einer Wahlbeteiligung von 
zum Beispiel nur 25 Prozent der 
Wahlberechtigten immer noch 
»demokraticha Mehrheiten« 
herbei gezaubert werden. Natür- 
lich haben die Parteien das Wahl- 
gesetz wegen der Zunahme der 
Nichtwähler auch längst geän- 
dert, denn das »Kopfgeld«, das 
sie früher pro »stimmabgeben- 
den Wähler« für ihre Wahlkampf- 
kostenerstattung erhielten, be- 
kommen sie nun nach Anderung 
prozentual von der Anzahl der 
»Wahlberechtigten« berechnet. 


Es ist also gleichgültig, wieviel 
Wähler bei dieser »Wahlmanipu- 
lation« zur Wahl gehen: Die »de- 
mokratischen Mehrheiten« und 
»die Kasse« stimmen immer. 


Hinzu kommt, daß mit dem ° 


»Mischwahlsystem« oder auch 
mit der Verhältniswahl ein »Ge- 
mischtwahlkandidaten-Lager« 


an Mittelmäßigkeit in die Parla- 


mente eingezogen ist, denen der 


Bürger mit vollem Recht nicht 
mehr zutraut, die wichtigen und 
dringenden Probleme unseres 
Staates im Lande, in Europa und 
in der Welt überhaupt noch lösen 
zu können. Wirklich armes 
Deutschland! 


Für die Wende in Bonn späte- 
stens 1994 wäre es daher nicht 
ohne Bedeutung, wenn tatsäch- 
lich im Wahlgesetz das Verhält- 
niswahlrecht mit dem Mehrheits- 
und Persönlichkeitswahlrecht 


ausgewechselt würde. Denn, so . 


könnte man es verkürzt ausdrük- 
ken, 1994 wählt man nicht mehr 
»Parteien«, sondern wohl in An- 
betracht der verzweifelten Lage 
nur noch »Persönlichkeiten«, 
»Köpfe«, »Deutsche«. Und zwar 
nicht aus der kleinen Bevölke- 
rungsgruppe der drei Prozent von 
Parteimitgliedern in der Bundes- 
republik Deutschland, sondern 
aus der großen Gruppe der 97 
Prozent der bisher Nicht-Partei- 
mitglieder. Schließlich will man 
ja 1994 zur Lösung der Schicksals- 
fragen unseres Volkes und Vater- 
landes endlich eine wirklich 
»Deutsche Bundesregierung« 
wählen. 


Förderung einer stabilen 
Parlamentsmehrheit 


Denn: Das Mehrheitswahlrecht 
führt zur Persönlichkeitswahl. 
Der Wähler entscheidet sich für 
den »besten Mann« oder für die 


»beste Frau«, nicht für die »beste - 


Partei«. Der gewählte Abgeord- 
nete kann sich so als Repräsen- 
tant des ganzen Wahlkreises be- 
trachten, nicht als Exponent sei- 
ner Partei. 


Das Mehrheitswahlrecht fördert 
die Bildung einer stabilen Parla- 
mentsmehrheit, verhindert Par- 
teizersplitterung. Das Mehrheits- 
wahlrecht ermöglicht leichter ei- 
nen Machtwechsel von einer Par- 
tei zur anderen. Das Mehrheits- 


wahlrecht schafft bei. Entschei- ' 
dungen auch klare Mehrheiten. 
Die leidige Fünf-Prozent-Klausel 
entfällt. 

Das . Mehrheitswahlrecht ent- 
spricht mehr der unmittelbaren 
Demokratie, weil Wahlentschei- 
dung und Wählerauftrag sich nä- 
her sind. Im Mehrheitswahlsy- 
stem ist die Verantwortung unge- 
teilt - in Regierung und in Oppo- 
sition. Im Mehrheitswahlsystem 
werden die Positionen, die Unter- 
schiede der Parteien und Fraktio- 
nen deutlicher. 

Die kleineren Parteien wären da- _ 
bei nicht chancenlos, wenn sie 
Persönlichkeiten aufstellen kön- 
nen. Die Auswahl der »besten 
Kandidaten« innerhalb der Par- 
teien bekäme eine große Chance. 
Schon Goethe stellte fest: »Nicht 
die Talente, nicht das Geschick 
zu diesem oder jenem machen ei- 
gentlich den Mann der Tat; die 
Persönlichkeit ist’s, von der alles 
abhängt!« (Divan, Noten und 
Abhandlungen). 


»Biertischpolitiker«,, »Möchte- . 
Gern-Politiker«, kleinkarierte _ 
»Wadenbeißer«, reine »Partei- ' 
strategen«, die über Listen Ein- 
gang und Zugang zu Mandaten 
und Amter fanden, hätten keine 

Chancen mehr. “ 


Dabei kann es auch bei dem 
Mehrheitswahlsystem Modifizie- 
rungen zu Dreier- oder Vierer- 
Wahlkreisen geben - sogenannte 
Großwahlkreise, in denen die mit 
den besten Einzelergebnissen ge- 
wählt werden können -. 


Alle in diesem Beitrag gegebe- 
nen »Denkanstöße« dienen der 
großen Aufgabe, für 1994 eine 
klare Linie für eine wirkliche 
Volksvertretung der Deutschen 
zu finden, die der Geschichte, 
der Würde, der Wahrheit und der 
politischen Kultur dieses großen 
Volkes in der Mitte Europas ent- 
spricht. Wir werden es schon 
schaffen! m 


(Es wird fortgesetzt.) 
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Deutschland 


Sokommtin 
Bonn die 
politische 


Wende 


Xaver Rüttly 


In der letzten Ausgabe veröffentlichte CODE den ersten Artikel 
einer Reihe von Beiträgen zum Thema Wahlen zum Europa-Parla- 
ment und zum Deutschen Bundestag im Jahr 1994. Die Resonanz auf 
den ersten Artikel ist überwältigend. Da öffentliche Parteigrün- 
dungs- und Parteiaufbauarbeit in unserem Land nicht mehr unge- 
stört und ungehindert betrieben werden kann, läuft die Vorberei- 
tung weitgehend über Veröffentlichungen in CODE. 


Aus der Fülle der Zuschriften zu 
: dem Beitrag »So kommt in Bonn 
die politische Wende« hier der 
Brief von Ernst A.F. Straka aus 
Frankfurt am Main: »Auch mir 
ist klar, daß weder ein Herr 
Schönhuber noch ein Herr Dr. 
Frey als Lichtgestalten anzuse- 
hen sind. Daher möchte ich doch 
den Herrn Rüttly fragen, wo 
denn die Intelligenzbestien und 
Edelmenschen stecken, die im 
Jahr 1994 - viel zu spät - angeb- 
lich erscheinen werden? Was wer- 
den sie gründen? Es kann nur 
.. eine rechte und konservative Al- 
ternative zu den Bonner Lizenz- 
Parteien sein, die eine Chance 
hätte. Aber wo sind diese Retter 
der Nation? Einer der kommt um 
die heillos zerstrittene Rechte in 
Deutschland wieder zu einen. Wo 
ist der oder sind die Männer?« 


Die Frage 
eines Umerzogenen? 


Es ist schon ein wichtiger Er- 
kenntnisschritt, von den Herren 
Schönhuber und Dr. Frey nicht 
die »Errettung Deutschland« zu 
. erwarten. Wer solchen Träumen 
noch nachhängt, hat sich für den 
* kommenden Wiederaufbau 
Deutschlands - bereits abgemel- 
det. 


.. Die Frage, »wo denn die Intelli- 
 genzbestien und Edelmenschen 


stecken, die im Jahr 1994 - viel zu - 


. spät - angeblich erscheinen wer- 


den?«, kann eigentlich nur je- 
mand stellen, den die Umerzie- 
hung stark erwischt hat, weil er 
sich nicht vorstellen kann, daß 
trotz allen Medienrummels in 
den 96 Prozent Wahlbürgern, die 
eigentlichen Erbauer, Träger und 
Erretter der Demokratie in 
Deutschland, die Bewahrer des 
deutschen Volkes und Vaterlan- 
des enthalten sind. 


Die vier Prozent Parteimitglieder 
und deren Trauer- oder Dauerpo- 
litiker hatten und haben Deutsch- 
land doch längst abgeschrieben, 
wollen das deutsche Volk per 
staatlich finanzierter Abtreibung 
und durch multikulturelle euro- 
päische Gefangenschaft abschaf- 
fen, erhalten dafür die höchsten 
Orden der Welt, die Ehrendok- 
tortitel der gleichgeschalteten 
Universitäten und durch Ab- 
schaffung der Gewaltenteilung 
die selbst bewilligten Wohl- 
stands- und Ruhegehälter. Diese 
Trittbrettfahrer des deutschen 
Volkes werden 1994 noch recht- 
zeitig genug vom deutschen Volk 
vom Brett getreten. 


Die »Gesäßeinteilung« 
in »Links« und »Rechts« 


Im übrigen sind die überwiegend 
konservativ Denkenden nicht 
»heillos« zerstritten«, es sind le- 
diglich ihre . Möchte-gern-Spit- 
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zenpolitiker! Parteien, die diese 
Typen nicht abzuwählen in der 
Lage sind, verdienen kein Ver- 
trauen. Die »Gesäßeinteilung« in 
»Links« und »Rechts« sollten wir 
von den Parteien und Medien 
nicht übernehmen. 1994 stellt 
sich diese Frage nicht mehr. Eine 
vom deutschen Volk mehrheit- 
lich getragene Partei wird die Be- 
sten aus ihren Reihen kandidie- 
ren lassen. Die Bonner und die 
sogenannten rechten Parteien 
sind dann wegen des Mangels »an 
vorzeigbaren Persönlichkeiten« 
müllhaldenreif. 


Die »vorzeigbaren Persönlichkei- 
ten« müssen keine »Intelligenz- 
bestien oder »Edelmenschen« 
sein, sondern Charakter haben, 
Klugheit besitzen, die durch Er- 
fahrung die Intelligenz erst »ver- 
edelt« hat. 


Wer solche Menschen sucht oder 
nachfragt, findet sie nicht an Bier- 
tischen, Schickimicki-Partys 
oder in Geheimbünden, die alle 
Ministerposten unter sich bereits 
verteilt haben, aber dafür keine 
Mehrheitswähler finden. Diese 
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Persönlichkeiten stehen aktiv im 
Leben, tragen große Verantwor- 
tung im beruflichen Umfeld, sind 
bekannt, geachtet und beliebt. 


Man darf nicht zu 
spät sein, aber schon 
gar nicht zu früh 


Wollen Sie jetzt etwa Namen hö- 
ren? In einem Land, das voll kon- 
trolliert, bespitzelt und abgehört 
wird, das sich mangels politischer 
Kultur nicht scheut, alle illegalen 
Mittel zur Zerschlagung alterna- 
tiver Kräfte einzusetzen! Wer nur 
redet, hört nichts! Wer wirklich 
am Aufbau hart mitarbeitet, dem 
gehen die Augen auf! 


Man darf nicht zu spät, aber 
schon gar nicht zu früh sein! 
Dann wäre alles vorbei »in die- 
sem unserem Lande«. Vorerst 
halten wir uns an Nietzsche: 


»Wer einstmals viel zu künden 
hat, 

schweigt viel in sich hinein, 

wer einst den Blitz zu zünden hat, 


muß lange Wolke sein!« oO 
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Bonn 


Die Melkkuh 
für die Polen 


Alfred König 


Die Politik der Bundesregierung zeichnet sich derzeit durch eine Po- 
lenfreundlichkeit aus, die angesichts des tatsächlichen Verhältnisses 
der beiden Länder untereinander nur noch als irrational zu bezeich- 
nen ist. Bislang hat es nämlich seitens des östlichen Nachbarn keiner- 
lei angemessene Antwort auf die vielen Vorgaben Deutschlands 
gegeben. Vielmehr sind die der »deutschen Minderheit« in ihrem 
ureigensten Gebiet zugestandenen Rechte viel geringer als in ver- 
gleichbaren Fällen, etwa in der CSFR. Dabei hat sich gerade beim 
jüngsten Staatsbesuch des polnischen Präsidenten Lech Walesa ge- 
zeigt, als was die Polen Deutschland hauptsächlich betrachten - näm- 


lich als Melkkuh. 


Wörtlich hat der frühere Berg- 
bauarbeiter einmal gesagt, er 
halte Deutschland für die »Loko- 
motive, die uns zu dem reicheren 
und wohlhabenderen Teil des 
Kontinents zieht«. Dies versteht 
er dahingehend, daß Deutsch- 
land und. der Westen allgemein 
Geld, sehr viel Geld nach Polen 
schicken soll. Wie und ob sich das 
rentiert, darüber hört man von 
ihm nur sehr schwammige Be- 
merkungen, dafür aber viel kon- 
kretere Drohungen für den Fall, 
daß der Westen nicht den Gold- 
esel spielt. e 


Der Westen 
soll zahlen 


Konkret sagte Walesa in einem 
Interview mit der »Welt« folgen- 
des: »Wir müssen hart arbeiten, 
die doppelte Stundenzahl sogar, 
aber wir können uns nicht auf Ar- 
beitslosigkeit einlassen. Wie ist 
das aber zu machen? Der Westen 
sollte Arbeit für uns ermögli- 
chen, damit wir ihm folgen und 
den unterschiedlichen Lebens- 
standard ausgleichen können. 
Mit Betriebsschließungen wer- 
den wir dem Westen aber nicht 
folgen können. Bei einigen weni- 
gen Fabriken kann man es ma- 
chen, aber nicht in der Größen- 
ordnung von 70 Prozent, wie es 
bei uns durch den Zerfall des 
RGW fast geschehen ist.« Frage 
der Welt: »Soll sich der Westen 
also raushalten und nur das Geld 
und die Kredite geben?« Ant- 
wort Walesas: »Der Westen soll 
verstehen, daß wir keine Wahl ha- 
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ben, daß wir Partner werden soll- 
ten. Wir sollten bei uns Waren 
herstellen, damit der Westen bei 
uns verdient, wir dagegen ver- 
schiedene Mängel beseitigen und 
zugleich unseren technischen 
Standard erhöhen können, um 
uns Europa und der Welt anzu- 
passen.« 


An anderer Stelle warnt Walesa 
in der GUS den gleichen Fehler 
zu wiederholen, den der Westen 
in Polen gemacht habe. Dies 
würde dort zu 40 Millionen Ar- 
beitslosen führen, »die keine an- 
dere Wahl haben, als gen Europa 
zu ziehen«. Bereits zuvor hatte 
Walesa ja angedroht, für ausreise- 
willige Russen ein Spalier zu bil- 
den und diese an die Bundesrepu- 
blik weiterzuleiten. Mit keinem 
Wort sagt der Pole aber, aus wel- 
chem Grunde der Westen gerade 
in Polen investieren sollte, in ei- 
nem Land, das es noch nicht ein- 
mal geschafft hat, mehrere Jahre 
nach der sogenannten »Revolu- 
tion« für geordnete Verhältnisse 
zu sorgen. 


»Ich bin dafür und 
auch dagegen!« 


So gibt es zum Beispiel noch im- 
mer sehr viel Ungereimtheiten in 
der polnischen Verfassung, die 
demokratischen Strukturen noch 
immer nicht angepaßt ist. Viel- 
mehr stammt diese wesentlich 
noch immer aus kommunisti- 
schen Zeiten. So ist Walesa etwa 
laut Verfassung auch Oberbe- 
fehlshaber der Streitkräfte sowie 


. verantwortlich für die Außen- 


und Sicherheitspolitik Polens. 
Nicht dargelegt ist aber in der 
Verfassung, wie er dies in die täg- 
liche Praxis umsetzen kann. Da- 
mit ist er aber de facto nichts an- 
deres als ein Papiertiger. Warum 
sollte auch nur ein Unternehmen 
einen Pfennig in einem Land in- 
vestieren, in dem offensichtlich 
die Armee bemüht ist, die Demo- 
kratie abzuschaffen und wo, al- 
len Dementis zum Trotz, ein Mili- 
tärputsch nicht ausgeschlossen 
werden kann! 

Dafür redet Walesa gerne und vor 
allem auch viel von der sogenann- 
ten »Basisdemokratie«, die er 
schaffen will -— nur daß keiner 
weiß, wie diese aussieht. Be- 
zeichnend dafür war seine Auße- 
rung: »Ich bin dafür und auch da- 
gegen!« Als der Internationale 
Währungsfonds (IWF) Polen vor 
wenigen Monaten ermahnte, den 
Reformkurs und die Anti-Infla- 
tionspolitik einzuhalten, ver- 
sprach der polnische Präsident 
dies auch. Nur wenige Tage spä- 
ter tönte er dann im altbekannten 
chauvinistischen polnischen Grö- 
Benwahn: »Wenn wir schon die 
Revolution gemacht und die Ber- 
liner Mauer zum Einsturz ‘ge- 
bracht haben, dann wissen wir 
wohl selber am besten, was zu 
tun ist. Und kein Europa wird 
uns dabei hineinpfuschen.« 


Das Land ist auf den 


. Westen angewiesen 


Grundsätzlich ist ihm sogar recht 


zu geben. Jeder Staat sollte den 
Weg gehen, der ihm am besten 
für sein Volk erscheint. Wenn Wa- 
lesa Polen aber schon an den We- 
sten anbinden will, sind wirt- 
schaftliche Reformen und .ein 
Sieg gegen die galoppierende In- 


flation aber unbedingt vonnöten 
.- selbst bei einem eigenständigen 


Weg ist dies unumgänglich —. An- 
gesichts der altbekannten polni- 
schen Arbeitsdisziplin, die eher 
zu einer Vernichtung, denn Ver- 
mehrung führt - wer dies anzwei- 
felt, braucht sich bloß anzu- 
schauen, wie die Polen die deut- 
schen Ostgebiete heruntergewirt- 
schaftet haben; in den Orten ist 
heute noch beim bloßen Vorbei- 
fahren zu erkennen, in welchen 
Häusern Deutsche und in wel- 
chen Polen wohnen -, ist das 
Land aber auf den Westen ange- 
wiesen. Ihn dann so vor das 
Schienbein zu treten, läßt erken- 
nen, welch Geistes Kind dort 
herrscht! 


Auch sind die’ wirtschaftlichen 
Fortschritte, die Polen in den ver- 
gangenen Jahren gemacht hat, 
angesichts der Vorgaben doch als 
äußerst spärlich zu bezeichnen. 


So sind den Polen bereits vor eini- 
gen Jahren viele Milliarden Mark 
(umgerechnet) an Schulden er- 
lassen worden, zurückgezahlt 
wurde von ihnen ohnehin so gut 
wie nichts und wenn, dann Mini- 
beträge. Erst kürzlich haben alle 
Gläubigerstaaten Polen erneut 
die Hälfte seiner Schulden erlas- 
sen, darunter Deutschland rund 
4,55 Milliarden Mark. Die Rest- 
schulden müssen zum Marktzins 
verzinst und in 18 Jahren zurück- 
gezahlt werden. Und dies zu ei- 
nem Zeitpunkt, da hierzulande 
jede müde Mark gebraucht wird, 
um die Kosten der deutschen 
(Teil-)Einheit zu zahlen! 


Deutschland schwächt also seine 
eigene Wirtschaft, um der polni- 
schen zu helfen. Und was ist der 
Dank: Polen hat lediglich die in 
der KSZE und anderen völker- 
rechtlichen Verträgen festge- 
schriebenen Menschenrechte, 
insbesondere für die Minderhei- 
ten, anerkannt, diese aber nicht 
in der Verfassung verankert, 
diese damit für die in Polen le- 
benden Deutschen nicht einklag- 
bar gemacht, besteht aber auf der 
anderen Seite auf viel weiterge- 
hende Minderheitenrechte für 
die in den baltischen Staaten le- 
benden Polen. Deutschland 
sollte die Vergangenheit nicht 
vergessen: Die Polen haben es 
nur Deutschland zu verdanken, 
daß ihr Land heute überhaupt 
noch existiert und nicht schon 
von den Russen einverleibt 
wurde. Gedankt haben sie es 
Deutschland nach Ende des Er- 


.sten Weltkriegs damit, daß sie 


versucht haben, bereits damals 
Schlesien gegen jedes Völker- 
recht mit Militärgewalt zu verein- 
nahmen! 


Bonner Abstinenz 
in puncto Ostpreußen 


Doch nicht nur, daß Deutschland 
jetzt schon durch den Grenzver- 
trag, die Schulden- und Wirt- 
schaftshilfe sowie durch andere 
Hilfen die Polen in einem nicht 
mehr hinzunehmenden Maße un- 
terstützt, jetzt droht sogar die 
ohne jede Gegenwehr erfolgende 
Überlassung Nordostpreußens 
und damit Königsbergs den Po- 
len! 


* 


Bei einem in Hamburg erfolgten 
Treffen mit dem Sprecher der 
Landsmannschaft der Ostpreu- 
Ben, Harry Poley, beklagte sich 
der russische Präsident der wie- 
dereröffneten Königsberger 
Börse, Viktor Prokopiew, über 
das mangelnde deutsche Engage- 
ment in Nordostpreußen. Hierzu 
schrieb das »Ostpreußenblatt«: 
»Laut Professor Prokopiew sind 
derzeit nur zehn deutsch-russi- 
sche. Gemeinschaftsunterneh- 
men und zwei rein deutsche in 
Königsberg aktiv. Polen stünden 
demgegenüber bereits mit fünf 
Dutzend Firmen am Pregel. 
Auch Schweden und sogar Grie- 
chen hätten die Ostprovinz für 
sich entdeckt. Polnische Unter- 
nehmen profitierten vor allem 
von der politischen Rückendek- 
kung, die ihnen im Gegensatz zu 
den Deutschen von ihrer Regie- 
rung zuteil würde.« Weiter sagte 
Prokopiew: »Ab Mai wird es in 


- Königsberg sogar ein polnisches 


Konsulat geben. Ein deutsches 
ist noch nicht in Sicht.« Lediglich 
die Industrie- und Handelskam- 
mer Lübeck wolle mit Königs- 
berg eine gemeinsame IHK grün- 


den. 


Prokopiew wies auch darauf hin, 
daß die Polen alles versuchten, 
deutsche Anstrengungen soweit 
wie möglich zu behindern. Das 
»Ostpreußenblatt« wörtlich: 
»Während Prokopiew diese um- 
fangreichen polnischen Aktivitä- 
ten aufzählte, wies er noch mehr- 
fach auf seine Enttäuschung über 


. die Bonner Abstinenz hin.« 


Ist dieses Verhalten der Bundes- 


regierung schon skandalös zu 
nennen, so verschlägt es einem 


:.bei folgendem fast die Worte: 


Der russische Regierungspräsi- 
dent des nördlichen Ostpreu- 


-»ßens, Juri Matotschkin, hatte 


- Umgebung geworben. 


kürzlich um die Ansiedlung 
Deutscher in Königsberg und 
Seine 


Pläne sahen vor, daß zunächst 


einmal etwa 200000 Rußland- 
deutsche in diese Region kom- 
men sollten. Hierzu nahm er 
auch Kontakt mit der Bundesre- 
gierung auf. Die Antwort lautete 
aber, daß Bonn es lieber sähe, 
daß die Rußlanddeutschen in Ka- 
sachstan, an der Wolga oder in 
der Ukraine bleiben. Ja, man soll 
ihn sogar auf den Vorschlag des 
argentinischen Präsidenten Me- 
nem verwiesen haben, gemäß 
dem die Rußlanddeutschen für 
20000 Mark pro Kopf - natürlich 
zahlbar aus der deutschen Steuer- 
kasse - irh menschenleeren Pata- 
gonien angesiedelt werden und 
das dortige Gebiet fruchtbar ma- 
chen sollen! 


Deutsch-feindliches 
Verhalten der 
Bundesregierung 


Dabei:ist das nördliche Ostpreu- 
Ben ein Gebiet, das wegen seiner 
immensen Bodenschätze und 
Millionen Hektar fruchtbarsten 
Gebiets ohne finanziellen Mehr- 
aufwand zu erschließen ist. Es 
gibt Finanzierungsmodelle, nach 
denen die hierfür notwendigen 
Milliardenbeträge durch Anlei- 
hen aufgenommen und die anfal- 
lenden Zinsen problemlos durch 
die erwirtschafteten Erträge be- 
glichen werden können. Dies 
könnte auch unschädlich für den 
deutschen Zinsmarkt bewirkt 
werden. 

Man muß sich angesichts des 
oben geschilderten wirklich fra- 
gen, welch Geistes Kind die Bun- 
desregierung eigentlich ist. Für 
alles und jeden sind Milliarden- 
beträge da, für den Golfkrieg, für 
die Unterstützung Israels, für 
den Schuldenerlaß Polens usw. 
Geht es aber um deutsche Be- 
lange, dann ist angeblich kein 
Geld da. Die erste Quittung hier- 
für gab es bei den Landtagswah- 
len in Schleswig-Holstein und 
Kiel. Bleibt nur zu hoffen, daß 
dem noch viele weitere folgen! U’ 


Establishment 


Das Kartell 
der Mächtigen 
sieet vor 


Gericht 


Klaus Waldner 


Vor dem Gesetz sind alle gleich! So heißt es zumindest. Daß einige 
aber gleicher sind als andere zeigt der Fall des Sohn des letzten italie- 
nischen Königs, Prinz Viktor Emanuel von Savoyen. Obwohl die Be- 
weislast gegen den Prinzen, im August 1978 - wenn auch unabsicht- 
lich - den Sohn des von der deutschen Schulmedizin verfolgten 
Krebsarztes Ryke Geerd Hamer, den 19jährigen Dirk, durch einen 
Schuß so schwer verletzt zu haben, daß er wenige Monate darauf an 
den Folgen der Verletzung starb, wurde der Adlige im Dezember 
1991 von einem Pariser Gericht freigesprochen. CODE stützt sich im 
folgenden auf die von Dr. Hamer erstellte Dokumentation zu die- 
sem Fall und übernimmt die dort aufgeführten Punkte kommentar- 


los. 


Dirk war im Urlaub von Sardi- 
nien aus mit einer Gruppe junger 
Leute mit drei Booten zu einem 
Kurztrip auf die Insel Cavallo ge- 
fahren, die zu Korsika gehört. 
Statt mit seinen Freunden ins Lu- 
xus-Restaurant Les Pöcheurs zu 
gehen, hatte er sich schon früh 
abends auf dem Boot Mapagia 
schlafen gelegt. Zu den jungen 
Leuten gehörte auch Dr. Nikolas 
Pende, der Sohn des Hausarztes 
der Familie Savoyen, Professor 
Pende. Die Gruppe saß nur 
durch eine Scheibe getrennt ne- 
ben dem Tisch des Prinzen. Es 
wurde dort viel gelacht. Aus ir- 
gendwelchen Gründen dachte 
der Adelige - der zu den engsten 
Freunden von Schah Reza Pah- 
levi gehörte, viele Monate eines 
Jahres in dessen Palast in Persien 
lebte und hauptberuflich Waffen- 
händler war -, man mache sich 
über ihn lustig. 


| - Der Beginn 


einer Tragödie 


Als das Restaurant um drei Uhr 
nachts schloß, verließen beide 
Gruppen die Nobelgaststätte und 
fuhren zum Hafen. Dort lagen 
vom Strand aus gesehen in fol- 
gender Reihenfolge die Boote 


Cook, Master, Mapagia und et- 
was entfernt die Yacht des Prin- 
zen. Nachdem Viktor Emanuel 
gesehen hatte, daß Nikolas 
Pende sich zur Cook hinüberru- 
dern ließ, holte er einen schwe- 
ren Kriegskarabiner und fuhr 
zum Strand zurück, wo sein 
Freundeskreis noch auf ihn war- 
tete. 


Wenig später hörte Pende ein 
»ziemlich lautes Geräusch« und 
ging ans Deck seines Bootes. In 
seiner amtlichen Zeugenaussage 
heißt es weiter: »Du hast mein 
Boot gestohlen, ich werde dir das 
heimzahlen!« Als ich den Kopf 
hob, sah ich den Prinzen in einem 
Schlauchboot stehen, praktisch 
Bord an Bord mit unserem 
Schiff. Ich habe ihn genau er- 
kannt, denn der Mond schien 
hell, er stand mit einem Gewehr, 
das er mit beiden Händen an der 
Hüfte hielt, und zielte in meine 
Richtung, sein Gesicht war wut- 
verzerrt, und an seiner Haltung 
sah ich, daß er schießen würde. 
In diesem Augenblick legte er das 
Gewehr blitzschnell an die Schul- 
ter in Anschlag und zielte auf 
mich. Ich warf mich nach vorne 
auf den Boden des Schiffes, im 
selben Moment, wo zwei Schüsse 
fielen, und fast gleichzeitig ver- 


711992 \=ODE 19 E 


Establishment 


Das Kartell 
der Mächtigen 
siegt vor 
Gericht 


setzte mir der Prinz einen Schlag 
auf den Kopf, dem ich teilweise 
entgehen konnte, indem ich mich 
umdrehte. Als ich den Kopf zu 
ihm drehte, hat er sein Gewehr 
wieder in Anschlag genommen 
beziehungsweise tat er eine Be- 
wegung, als ob er mich erneut an- 
visieren würde. 


In diesem Augenblick stürzte ich 
mich auf ihn, in der Absicht, die 
Waffe wegzudrücken. Ich habe 
mich gegen seinen Körper ge- 
schmissen, und wir sind beide ins 
Wasser gefallen, und ich bin un- 
ter den Schiffen hergeschwom- 
men, um auf diese Weise eine 
möglichst große Entfernung zwi- 
schen mich und den Prinzen zu 
bringen... .. Als ich in der Nähe 
des Schiffes schwamm, hörte ich 
den Jungen >Ajuto, ajuto< (ich 
bin getroffen) schreien, als er aus 


der Kabine kam. Ich bin an Bord 


geklettert, um mich um ihn zu 
kümmern. In diesem Moment 
war der Prinz auf sein Zodiak zu- 
rückgeklettert und steuerte Rich- 
tung Strand, und dabei drohte er 
mir immer weiter. Als ich mich 
um den jungen Mann kümmerte, 
drehte ein Wagen die gelben 
Fernlichtscheinwerfer an und be- 
leuchtete die Schiffe. Ich fürch- 
tete, daß der Prinz noch schießen 
würde, und sagte meinen Freun- 
den, sie sollten sich flach auf den 
Boden des Bootes legen, denn 
ich muß hinzufügen, daß ich ne- 
ben dem Wagen die Silhouette 
des Prinzen erkannt hatte.« 


Die Kanäle 
der PZ 


Obwohl aus der Umgebung des 
Prinzen direkt nach den Schüssen 
.. verlautete, er würde den jungen 
Leuten seinen ihm stets zur Ver- 
fügung stehenden Hubschrauber 
überlassen, um Dirk schneller ins 
Krankenhaus zu transportieren, 
geschah zwei Stunden nichts. Da- 
nach wurde er dann mit einem 
Boot ins Krankenhaus nach 
Porto Vecchio gebracht, wo er 
nach zwei weiteren Stunden kli- 
nisch tot ankam. Der 19jährige 
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konnte aber erfolgreich wieder- 
belebt werden. Danach wurde er 
operiert, da er in die Bauchhöhle 
verblutete. Von Porto Vecchio 
aus flog man Dirk am nächsten 
Tag.nach Marseille, wo das rechte 
Bein -amputiert wurde. Wenig 
später wurde er nach Heidelberg 
geflogen, wo er nach 19 Operatio- 
nen am 7. Dezember 1978 starb. 


Im amtlichen Polizeibericht hieß 
es: »Die Schußbahnrekonstruk- 
tion von dem Durchschuß und 
dem Einschuß (die Kugel hatte 
ein Fenster der Master durch- 
schlagen, war weiter durch das 
Fenster auf der Mapagia geflogen 
und hatte den’auf der Backbord- 
seite schlafenden Dirk in den 
Unterbauch getroffen; die Re- 
daktion) und der angenomme- 
nen Position des Opfers scheint 
zu ergeben, daß die Kugel diago- 
nal von dem hinteren Bereich der 
Cook abgefeuert worden ist und 
mußte eine ungefähr horizontale 
Flugbahn gehabt haben.« Aus ei- 
nem späteren Polizeibericht geht 
hervor, daß man an der Steuer- 
bordseite der Cook sowohl das 
Munitionsmagazin des Prinzen 
als auch die bei dem Kampf zer- 
rissene Unterhose des Prinzen 
(Marke »King Kong«) im Sand in 
drei Meter Tiefe gefunden hatte. 


Nun ging es 
Schlag auf Schlag 


In den ersten Monaten war die 
Täterschaft des Prinzen, der auch 
sechs Wochen in Untersuchungs- 
haft saß, völlig unstrittig. Selbst 
Umberto von Italien entschul- 
digte sich in einem Telegramm an 
die Eltern Dirks für die unsinnige 
Tat seines Sohnes. Des weiteren 
unterschrieb der Prinz eine 
Schuldanerkenntnis, und es 
wurde ein Vertrag aufgesetzt, der 
eine Rente von pauschal eine 
Million Dollar für Dirk vorsah. 
Dieser Vertrag wurde auch unter- 
schrieben. 


Danach fingen dann die Kanäle 
des Prinzen, der auch Mitglied 
der einflußreichen Freimaurer- 
loge P 2 ist, an, für ihn zu arbei- 
ten. Hamers Anwalt unterschlug 
plötzlich nach Aussagen Ryke 
Geerd Hamers das Original der 
Schuldanerkenntnis-Urkunde 

und die Rentenverträge. Gleich- 
wohl hieß es in einem Artikel der 
»Süddeutschen Zeitung« vom 11. 
Dezember 1978: »Pressesprecher 
der wohlhabenden Königsfamilie 
hatten gleich nach dem Tod Dirk 


Hamers die Nachricht verbreiten 
lassen, die Familie des Toten 
habe bisher eine Entschädigung 


. von 700 Millionen Lire erthalten 


(rund 1,7 Millionen Mark). Die 
Eltern Dirk Hamers legen wert 
auf die Feststellung, daß bisher 
nur die Arztrechnungen vom Kö- 
nigshaus beglichen wurden.« 


Nun ging es Schlag auf Schlag: 
Das Boot Mapagia verschwand 
mit Erlaubnis der korsischen Be- 
hörden und wurde bis heute nicht 
mehr gesehen. Der Bleikern des 
Geschosses, der aus Hamers Kör- 
per herausoperiert wurde, wurde 
entgegen allen Usancen weder in 
Heidelberg bei der Kriminalpoli- 
zei noch in Wiesbaden beim Bun- 
deskriminalamt fotografiert und 
untersucht, und zwar auf Bitten 
hochrangiger deutscher Politiker. 
Der Karabiner des Prinzen 
wurde, wie die Staatsanwalt- 
schaft von Ajaccio erst 1987 fest- 
stellte, schon im August 1983, of- 
fenbar mit ausdrücklicher Ge- 
nehmigung des Justizministers 
Badinter, aus der Waffenkammer 
des Polizeipräsidiums in Ajaccio 
entwendet, das Siegel erbrochen. 
1990 tauchte dann plötzlich ein 
»Ersatzkarabiner« dieses Typs 
wieder auf. 


Der belgische König Baudouin 
stellte seinem Vetter Emanuel, 
der seinen Paß beim Gericht in 
Ajaccio hatte abgeben müssen 
und sich nicht außerhalb von 
Korsika bewegen durfte, am 1. 
Dezember 1978 einen Diploma- 
tenpaß (LA 025367) aus. Ein 
oder zwei Tage vor Dirks Tod, die 
Familie Savoyen wurde täglich 
über seinen Gesundheitszustand 
informiert, flüchtete der Prinz 
nach Mexiko. Das Gericht in 
Korsika wußte sich nicht anders 
zu helfen, als ihm nach Dirks 
Tod, rückdatiert auf den 6. De- 
zember, die Erlaubnis nach 
Hause nachzuschicken, sich wie- 
der frei bewegen zu dürfen. Es 
gibt ein Revers des Prinzen in der 
Akte, daß er beabsichtige, wie- 
derzukommen, falls ein Prozeß 
stattfinden wird. 


Am 18. Mai 1982 entschied das 
oberste französische Gericht, die 
Cour de Cassation, daß der Prinz 
vor einem Schwurgericht wegen 
vorsätzlicher Körperverletzung 
mit Todesfolge anzuklagen sei. 
Nichts dergleichen geschah je- 
doch. Der Staatsanwalt Garci 
von Bastia bestätigte Dr. Hamer 
nach eigenen Angaben im Fe- 
bruar 1983 bei einem persönli- 


chen Gespräch in Gegenwart der 
Übersetzerin (aktenkundig): 
»Herr Dr. Hamer, der Fall Dirk 
ist von der ersten Stunde an kor- 
rumpiert auf allen Ebenen. Sie 
haben keine Chance!« 


Eine beispiellose 
Hetzkampagne gegen 
den Vater 


Dr. Hamer erkrankte wenig spä- 
ter an Hodenkrebs. Als er 
schwerkrank in Rom im Kran- 
kenhaus lag, wurde er laut seiner 
Dokumentation vom Chefredak- 
teur einer großen deutschen Illu- 
strierten, Pütz Siedel, besucht. 
Dieser »überbrachte im Auftrag 
der Savoyen-Familie folgende 
Bedingungen und Drohungen«, 
für den Fall, daß er nicht auf 
seine Zivilklage verzichten 
würde: »1. Die Familie würde aus 
Rom vertrieben werden. 2. Dr. 
Hamers Ruf würde vollständig 
ruiniert werden. 3. Die Familie 
Hamer würde finanziell vollstän- 
dig ruiniert werden. 4. Wenn Dr. 
Hamer dann immer noch hals- 
starrig blieb, würde man ihn mit . 
Hilfe eines Verkehrsunfalles ums 
Leben bringen.« Dem seien dann 
einige finanzielle Angebote ge- 
folgt, die die Familie Hamer je- 
doch ablehnte. 


Danach setzte dann eine beispiel- 
lose Hetzkampagne gegen Dr. 
Hamer ein, an der auch der deut- 
sche Anwalt des Prinzen, Gaub, 
ein persönlicher Freund von 
Franz-Josef Strauß, beteiligt ge- 
wesen sein soll. Zu der Kam- 
pagne gehörte eine Klage gegen 
Hamer wegen angeblicher Belei- 
digung des Prinzen - Hamer 
hatte bloß wörtlich aus der Ge- 
richtsakte zitiert -, eine Interpol- 
fahndung gegen Hamer, eine 
Hausdurchsuchung, bei der alle 
privaten und beruflichen Sachen 
Hamers entwendet wurden, die 
Aufforderung der in den Unter- 
lagen gefundenen Personen und 
Banken, nicht weiter mit der 
Familie Hamer private und/oder 
geschäftliche Beziehungen zu ha- 
ben. 


Dr. Hamer hat bekanntlich die 
»Eiserne Regel des Krebs« ent- 
wickelt, der zufolge jeder Krebs 
auf einem schweren psychischen 
Schock basiert. 1981 gelang ihm 
als internistischer Oberarzt einer 
der Münchener Universität ange- 
schlossenen Krebsklinik sogar 
der Nachweis der Richtigkeit sei- 
ner Theorie (zumindest ist die 


v. 


Übereinstimmung frappierend; 
CODE hatte in der Vergangen- 
heit mehrfach hierüber berich- 
tet). Dennoch wurde ihm die 
ärtzliche Zulassung entzogen 
und wurde gerichtlich gegen ihn 
vorgegangen. Inzwischen muß- 
ten aber selbst die britischen Ge- 


sundheitsbehörden zugeben, daß ' 


eine Entstehungsursache für 
Krebs ein schwerer psychischer 
Schock sei. An der Ablehnung 
Hamers seitens der Schulmedizin 
hat sich aber nichts geändert. 


Ende 1991 kam es dann überra- 
schend doch noch zu einem Ge- 
richtsverfahren gegen den Prin- 
zen. Wie aber nicht anders zu er- 
warten war, wurde dieser am 18. 
November in allen Anklagepunk- 
ten freigesprochen. Nach Ansicht 
des Gerichtes könne nicht ausge- 
schlossen werden, daß genau im 
Moment der beiden Schüsse des 
Prinzen ein weiterer Schütze mit 
einer überkalibrigen Pistole in 
Richtung des Bootes Mapagia 
schoß. Komisch ist nur, daß kei- 
ner der Zeugen diese Person ge- 
sehen hat, auch nichts derartiges 
damals gesagt oder von der Poli- 
zei untersucht wurde. 


Extrem absurde 
Unwahrscheinlichkeit 


Dr. Hamer kommentierte diese 
Entscheidung wie folgt: »Der 
imaginäre Schütze hätte mit dem 
Rücken zum Prinzen, und zwar 
auf dem mittleren Boot, gelegen 
haben müssen und hätte dann 
durch die Backbordwand des 
mittleren Bootes und das Steuer- 
bordfenster des linken Bootes 
auf Dirk gezielt haben müssen ... 
Wenn eine so extrem absurde Un- 
wahrscheinlichkeit rein hypothe- 
tischer Art als Basis für 'einen 
Freispruch gelten darf, dann darf 
in Zukunft kein einziger Mörder 
mehr in Frankreich verurteilt 
werden!« 


Hamer führt einige Seltsamkei- 
ten in diesem Prozeß auf. »1. Prä- 
sident Colomb, der die Verhand- 
lung führte, war nach Meinung 
aller objektiven Beobachter, von 
einem extremen Haß und einer 
Parteilichkeit gegen die partie 
eivile erfüllt. Jede Stellung- 
nahme der partie civile wurde 
schon im ersten Satz unterbro- 
chen. So hatte während der er- 
sten zwei Tage Dr. Hamer nur 


“etwa sieben Minuten Redezeit, 


dagegen die Verteidigung sieben 
Stunden Gelegenheit, jede Frage 


an die Zeugen zu einem Plädoyer 
auszubauen. Am letzten und ent- 
scheidenden Tag kam nur die Ver- 
teidigung mit einem sechsstündi- 
gen Plädoyer zu Wort.« 


Danach habe der Richter dann 
Dr. Hamer durch die Verbreitung 
falscher medizinischer Tatsachen 
bei der Jury diskreditieren wol- 
len. »3. Betreffend der medizini- 
schen und ballistischen Gutach- 
ten haben die vom Gericht be- 
stellten amtlichen Gutachter, 
Professor Schmidt und Professor 
Ceccaldi, eindeutig begutachtet. 
Die Cour de Cassation hatte aus- 
drücklich verboten, daß weitere 
private Parteigutachten angefer- 
tigt werden dürften, zum Zwecke 
der Vernebelung und Verwirrung 
der Tatbestände. Trotzdem wur- 
den diese mit viel Geld eingehol- 
ten und verbotenen »Gutachten« 
vom Gerichtspräsidenten gegen 
den ausdrücklichen Einspruch 
der partie civile zugelassen! 


4. Wichtige Schlüsselzeugen, die 
zum Teil auf eigene Rechnung 
zum Prozeß gekommen waren, 
wurden von Präsident Colomb 
nicht zur Aussage zugelassen!« 
Auch sonst habe es viele »Zu- 
fälle« gegeben, bemängelt Dr. 
Hamer. So sei der Prozeß durch 
Streik des Gefängnispersonals - 
der Prinz mußte einen Tag vor 
vorgesehenem Prozeßbeginn er- 
neut in Untersuchungshaft - 
übers Wochenende hinausge- 
schoben. Ein beisitzender Rich- 
ter mußte nach einem Unfall aus- 
gewechselt werden. Ein Ge- 
schworener wurde ebenfalls aus- 
gewechselt. Die vorgesehenen 
Geschworen sollen der Verteidi- 
gung schon vor Prozeßbeginn be- 
kannt gewesen und überprüft 
worden sein, da auf einer Liste 
des Verteidigers des Prinzen die 
abzulehnenden Geschworenen 
schon markiert waren. 


CODE möchte noch einmal beto- 
nen, daß dieser Artikel die von 
Dr. Hamer in seiner Dokumenta- 
tion erstellten Punkte wieder- 
gibt. Diese klingen aber in sich 
schlüssig, außerdem sprechen 
das Vorgehen der Justiz und die 
objektiven, amtlich protokollier- 
ten Merkwürdigkeiten für sich. 
Dieses zeigt, wie schnell heute je- 
mand von einflußreichen Grup- 
pen kaputt gemacht werden 
kann, bloß weil das einzige »Ver- 
brechen« desjenigen darin be- 
stand, zum falschen Zeitpunkt 
am falschen Ort gewesen zu sein. 
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USA 
genehmigen 
Kauf 

eines russischen 


Reaktors 


Das amerikanische Verteidi- 
gungsministerium hat zuge- 
stimmt, Moskaus Atomreaktor 
Topaz II, eine kleine Vorrich- 
tung, die zum Gebrauch im Welt- 
raum geeignet ist, zu importie- 
ren, berichtete die »Washington 
Post«. US-Senator Pete Dome- 
nici gab den Plan bekannt, und es 
wird erwartet, daß andere Regie- 
rungsstellen, die ihn überprüfen, 
ebenfalls ihre Zustimmung ge- 
ben werden. 


Der Kauf in der Größenordnung 
von 7,5 Millionen Dollar wäre 
der erste Kauf von Raumfahrt- 
und Atomtechnologie durch die 
Vereinigten Staaten, die Rußland 
dem Westen in der »Nach-Golf- 
kriegs-Umwelt« angeboten hat, 
stellt die »Washington Post« fest. 
Viele Spezialisten haben der 
Bush-Regierung dringend emp- 
fohlen, hochtechnische Ausrü- 
stung von den Republiken der 
ehemaligen Sowjetrepubliken zu 
kaufen, da dies eine Möglichkeit 
zur Förderung der dortigen 
Volkswirtschaften sei. 


Topaz ist eine rund vier Meter 
große Vorrichtung, die sechs Ki- 
"lowatt elektrischen Strom für ent- 
fernt im Raum befindliche Instru- 
mente erzeugen kann. O 


Walesa warnt 
Rußland 

vor »Schock- 
therapie« 


Der polnische Staatspräsident 
Lech Walesa benutzte ein Exklu- 
siv-Interview mit der Tageszei- 
tung »Die Welt« dazu, Rußland 
und die anderen Länder der Ge- 
meinschaft Unabhängiger Staa- 
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ten (GUS).davor. zu warnen, die 
polnische .»Schocktherapie« - 
den plötzlichen Übergang zu ei- 
ner unregulierten Marktwirt- 
schaft - zu übernehmen. Walesa 
sagte: »Die polnischen Fehler 
müssen in den Ländern der ehe- 
maligen Sowjetunion nicht wie- 
derholt werden... , weil dies eine 
Bedrohung für Polen hervorru- 
fen würde. Denn, sollte der pol- 
nische Weg eingeschlagen wer- 
den, wird es 40 Millionen Ar- 
beitslose geben, und wenn die 
Wirtschaftslage noch schlechter 
wird, werden sie keine andere 
Wahl haben, als nach Europa aus- 
zuwandern.« 


Walesa setzte hinzu, daß der 
Rückgang in der Industriepro- 
duktion, den Polen erlitten habe, 
fast 70 Prozent, unter den zusam- 
mengenommenen Auswirkungen 
der Schocktherapie und des Zu- 
sammenbruchs des ehemaligen 
osteuropäischen Handelssystems 
nicht irgendwo anders im Osten 
wiederholt werden dürfe. 


Die »Konditionalitäten« des In- 
ternationalen Währungsfonds 
sind für die östlichen Wirtschaf- 
ten ungeeignet, sagte Walesa. U 


Russische 
Wissenschaftler 
schlagen 
»Raum-Schild« 
vor 


Die russischen Akademiker E. P. 
Welikhow und Andrej Kokoshin 
sprachen in einem in Moskau ver- 
öffentlichen Interview über ihren 
Vorschlag, zu dem, was in dem 
Artikel »Space Shield: Made in 
Russia und USA« genannt wird. 
Unter Bezugnahme auf Boris Jel- 
zins Vorschlag vor den Vereinten 
Nationen, stellte Kokoshin fest, 
daß dies durch »politische Erwä- 
gungen« motiviert werde, die die 
neue russische »Einstellung ge- 
genüber den Vereinigten Staa- 
ten« demonstriere, und »eine Ab- 
sichtserklärung, kein Aufruf zur 


Unterzeichnung eines Vertrages 


in naher Zukunft« sei. 


Befragt, ob es Gegner gegen ein 
solches gemeinsames System in 
Rußland gebe, antwortet Welik- 
how: »Es gibt praktisch keine, 
weder unter den Planern noch in- 


.nerhalb des Militärs. Die. Kriti- 


ker dieses Vorschlags, in Rußland 
wie auch in den USA, sind viel- 
mehr Wahnsinnige, die von ver- 
staubten Ideen besessen sind und 
keinerlei Einfluß haben.« OD 


Norwegens 
Brundtland will 
eine 
Weltherrschaft 


. Die Welt müsse »neue Elemente 


der übernationalen Herrschaft« 
entwickeln, um die weltweite Po- 
litik zu koordinieren, um »den 
Globus vor ‚weiteren Umwelt- 
schäden zu schützen und den vor- 
handenen Schlamassel aufzuräu- 
men«, äußerte Norwegens Mini- 
sterpräsidentin Gro Harlem 
Brundtland. 


Frau Brundtland, eine langjäh- 
rige Promoterin der »Eine-Welt«- 
Sache, sprach vor dem Interna- 
tional Congress of Free Trade 
Unions, der in Caracas, Vene- 
zuela, zusammentrat. »Praktisch 
alle Umweltschutzmaßnahmen 
werden wirksamer sein, wenn sie 
international in Einklang ge- 
bracht werden«, sagte sie. »Wenn 
die Nationen zusammen han- 
deln, wird es möglich sein, 
schneller voranzukommen«. 


Die Geschichte habe bewiesen, 
daß der freie Markt allein nicht 
genug ist, sagte sie, denn was be- 
nötigt wird, »ist ein gesetzliches 
und regulatives Rahmenwerk, 
das nur Regierungen zustande- 
bringen ... Der Markt allein 
kann uns nicht helfen, die Weltar- 
mut zu lindern, mehr Gleichheit 
in wirtschaftlichen Beziehungen 
zu gewährleisten, oder die Um- 
weltverschmutzung zu verrin- 
gern.« 


Frau Brundtland hob jedoch her- 
vor, daß sie nicht vorschlage, den 
freien Markt aufzugeben. »Was 
wir wirklich anstreben sollten, ist 
die richtige Einstellung der 
Marktmechanismen, um umwelt- 
mäßig gesunde Operationen zu 
ermutigen«, meinte Frau Brundt- 
land. 


Sie sagte, mehr als 1,2 Milliarden 
der 5,4 Milliarden Menschen des 
Globus leben in absoluter Ar- 
mut, was sie als eine der führen- 
den Ursachen für die Umweltzer- 


- störung bezeichnete. Es war 


nicht ganz offensichtlich, ob sie 
zur Beseitigung der Armut oder 
der 1,2 Milliarden Menschen auf- 
rief, um »die Umwelt zu retten«. 


China leidet 
unter: | 
Kriminalität 
und Korruption 


Der Vorsitzende des Obersten 
Gerichts des kommunistischen 
Chinas, Ren Jianxin, und der Lei- 
tende Staatsanwalt, Liu Fuzhi, 
sagten beide vor dem Nationalen 
Volkskongreß, daß das Verbre- 
chen in China schwerwiegend ge- 


‚worden sei und den Staat unter- 


grabe, berichtete die BBC. Die 
gesellschaftliche Ordnung werde 
durch das »um sich greifende Ver- 
brechen«, das Mord, Raubüber- 
fälle, Vergewaltigung, Korrup- 
tion von Beamten beinhalte und 
»Explosionen verursacht«, be- 
droht, berichteten beide. 


Liu berichtete, die Zahl der 
Schwerverbrechen sei nicht zu- 
rückgegangen, und es gebe auch 
eine »kleine Anzahl von Perso- 
nen, die immer noch ungesetzli- 
che Tätigkeiten ausüben, um die 
Diktatur des Volkes zu beenden« 
— das heißt aktive Dissidenten. 
Ren stellte auch fest, daß das mit 
Drogen in Zusammenhang ste- 
hende Verbrechen immer weiter 
um sich greife, besonders in der 
Provinz, die zu der Opium produ- 
zierenden Region des Goldenen 
Dreiecks gehört. 


Offizielle in China haben den 
Stand der Kriminalität mit dem 
Reformprozeß, vor allem mit 
Korruption unter Beamten in 
Verbindung gebracht, und aus 
dem amtlichen Bericht geht her- 
vor, daß, wenn China die Art der 
Veränderung verhindern will, die 
die ehemalige UdSSR und Osteu- 
ropa überrollt hat, es hart gegen 
die Korruption einschreiten 
müsse. 


Harvads Sachs 
lobt den IWF 


Harvards Jeffry Sachs, der Archi- 
tekt der Politik der »Schockthera- 


« 


pie« des Internationalen Wäh- 
rungsfond (IWF) in Polen und 
anderswo, ist voll des Lobes für 
den IWF und die wirtschaftliche 
Verwüstung, die er verursacht 
hat. 

In einem Interview mit der sowje- 
tischen Zeitschrift »New Times« 
sagte Sachs: »Der IWF sagt die 
Wahrheit, die darin besteht, daß, 
wenn ein Land versucht, über 
seine Verhältnisse zu leben, es 
bei einer hohen Instabilität lan- 
den wird. Um der Unstabilität 
ein Ende zu bereiten, muß es im 
allgemeinen politisch schwierig 
durchzusetzende Sparmaßnah- 
men ergreifen. Die Grundbot- 
schaft ist einfach, geradeheraus 
und korrekt.« 

Er sagte später: »In Polen haben 
einige Politiker vor kurzem ge- 
sagt: Warum sollen wir unszu den 
Bedingungen, die wir haben, mit 
dem IWF befassen, Wir sollten 
uns zu gleichen Bedingungen mit 
dem IWF auseinandersetzen! 
Das ist schöne Rhetorik, aber il- 
lusorisch. Polen gewährt dem 
IWF kein Darlehen. Polen befin- 
det sich in Schwierigkeiten. Es 
benötigt Hilfe. Also gibt es dort 
etwas, was man »ungleich< nen- 
nen kann. Der IWF hat sich Po- 
len nicht aufgedrängt. Was ich 
wirklich verabscheue, ist die 
weißglühende, populistische 
Rhetorik, die auf den Tisch haut 
und sagt: »Wir sollten uns nicht 
mit dem IWF befassen!« Das ist 
einfach dumm. Das sind Leute 
die die grundlegenden Gesetze 
der Wirtschaft nicht einhalten 
wollen.« 


In einer Rede an der Rice Univer- 
sity in Houston vor dem Wirt- 
schaftsgipfeltreffen der Gruppe 
der Sieben, sagte Sachs: »Warum 
haben wir ein Handelsdefizit? 
Weil Amerikaner zu viel verbrau- 
chen. Wir sagen, wir können uns 
keine Hilfe an die UdSSR mehr 
leisten, aber schauen Sie, was wir 
bezahlen für das, was wir haben, 
für das, was wir bereits ver- 
braucht haben...Es gibt zuviele 
Geldverleihungen, zuviele Dar- 
lehnsaufnahmen, zuviel Ver- 
brauch, zuviel Spekulation.« OD 


Chiles Pinochet 
reiste durch 
Lateinamerika 


Der ehemalige chilenische Dik- 
tator General Augusto Pinochet 


suchte auf einer Rundreise durch 
die Region nach Kontakten bei 
den Militärs anderer lateinameri- 
kanischer Länder. Nach einer 
EFE-Kabelmeldung, die in 
Lima, Peru, veröffentlicht 
wurde, erklärte der chilenische 
Senator Sergio Onofre Jarpa von 
der Nationalen Erneuerungs-Par- 
tei (RN), daß »Pinochet ver- 
sucht, sich gegen die Vorherr- 
schaft der USA zu stellen«. Sena- 
tor Onofre meinte, daß »er Kon- 
takte mit militärischen Oberkom- 
mandos anstrebt«, berichtete 
EFE. Onofre sagte der Zweck 
der Reise von Pinochet sei nicht 
Tourismus, »sondern Aufnahme 
von Verbindungen mit anderen 
militärischen Führern zu suchen, 


um sich der von den USA nach ° 


dem Golfkrieg allein übernom- 
menen Vorherrschaft entgegen- 
zustellen«. 


Pinochets Besuch in Ecuador ver- 
ursachte einen derartigen Auf- 
ruhr, daß der sozialdemokrati- 
sche Präsident Rodrigo Borja 
sagte, er sei in diesem Land nicht 
willkommen. Die‘ chilenische 
Presse schreibt, daß Pinochet 
auch plant, nach Brasilien, den 
Bahamas, Honduras und Argen- 
tinien zu reisen. 


WOHNUNG bzw URLAUB 


Z 


Senator Onofre: »Es ist möglich, 
daß noch andere Reisen stattfin- 
den werden, auf Grund der Hal- 
tung der USA, die völlige Militär- 
gewalt über Lateinamerika und 
andere Regionen in der Welt aus- 
üben zu wollen.« Er fügte hinzu, 
daß die bewaffneten Streitkräfte 
ein »sehr wichtiger Faktor in der 
Außenpolitik der Länder...im 
Zusammenhang mit dem Recht 
auf Souveränität und der Nicht- 
einmischung fremder Regierun- 
gen in innere Angelegenheiten ei- 


‘nes anderen Landes« sind. Seit 


dem Golfkrieg, sagte er, haben 
die USA »sehr ungünstige Stand- 
punkte für gute Beziehungen in 
der Zukunft vertreten, da sie für 
sich in Anspruch nehmen, eine 
dominierende Macht über das, 
was wir Lateinamerikaner zu tun 
haben, sein zu wollen«. m 


Erschreckende 
Aids-Zahlen in 
Afrika 


Offizielle Berichte über Fälle von 
Aids aus 164 Ländern quer über 
den Globus waren Ende des er- 


sten Quartals 1992 um 37.467 auf 
484. 148 gestiegen, berichtete die 
World Health Organization 
(WHO). Weitaus der höchste An- 
stiegseiin Afrika zu verzeichnen. 
Das verhältnismäßig am stärk- 
sten betroffene Land sei Uganda 
in Zentralafrika, wo die Gesamt- 
ziffer der amtlich gemeldeten 
Fälle über den einjährigen Zeit- 
raum hinweg, seitdem es der in 
Genf ansässigen Weltgesund- 
heitsorganisation letztmals Erhe- 


“ bungen mitgeteilt hatte, um fast 
- ein Drittel auf 30.190 gestiegen 


sei. Aids-Fälle in Zimbabwe stei- 
gen annähernd um ein Drittel, 
die amtliche Gesamtziffer belief 
sich am 1. April 1992 auf 10.551 
Fälle. 

Die weitgehend moslemischen 
Länder Nordafrikas und des. Na- 
hen Ostens blieben verhältnismä- 
Big von der Seuche verschont, 
mit einer Gesamtziffer von 1.191 
Fällen nach amtlichen Erhebun- 
gen. Viele Länder, darunter die 
am meisten betroffenenin Afrika 
sowie Haiti in der Karibik, haben 
lange Zeit keine auf den neue- 
sten Stand gebrachten Zahlen 
mehr mitgeteilt, und eine unge- 
nannte Anzahl von Opfern ster- 
ben, ohne daß die Seuche er- 
kannt wird. oO 


in reiner Natur 


IRLAND - freundliche Menschen, alte Kultur. In Wildschutzgebiet 
bei Killaloe, West Irland mit 1 Km Ufer am Shannon River/Lough Derg 
Seengebiet einige prominente GRUNDSTUECKE 5-10.000 qm z. Ver- 
kauf/Pacht (Teil des Hirschparks). Extra Garten/Landw./Bio-Selbstver- 
sorgung, Bootplatz in eig. Hafen inkl. Amphibium-Hangar, Shannon 
River/Seen Fischparadies, Atlantik-Zugang. Fuer Urlaubs-/EG-Dauer- 
wohnsitz Steuerfreiheit fuer Autoren/Kuenstler, Zuschuesse/Kredite 
fuer Neuunternehmen. Finanzierung verfuegbar. 
Fliegerei/Literatur/Geschichts/Forst/Wild/Jagdinteressierte sowie Ärzte, 
Ingenieure etc. fuer Selbstversorgungskonzept bes. willkommen. 


IR LA.N D West Jagdgebiete 5.000/600/400 ha erstmals fuer Herbst 
1992 Rothirsch zur Jagd freigegeben (mindestens 10 20-30 Ender). 


SCHWEDEN fuer Sommervermietung 
am Norrköping/Bräviken-Fjord m. eigenem Hafen/Booten/Fischrechten 
Loghaus (4 Schlafz., gr. Empfangsz. m. See-Veranda, Bodega, kompl. 
Gastbuero, Buch/Video Bibl.), Sauna m. Gästez., evtl. 2 weiteren Log- 
häusern (5-6 Pers., Bar/Disco etc.), Tennis/Golf, insges. 100 m Fjord- 
strand m. 4 Loghäusern/10-15 Betten (Familien/Unternehmen-Urlaub). 
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Kohls ECU - 
ein kalter 
Staatsstreich 


Rudolf Seufert 


Ohne sich um verfassungsrechtliche Bestimmungen zu kümmern, 
ohne das Placet des Deutschen Bundestages eingeholt zu haben und 
insbesondere ohne ausdrückliche Legitimation des Staatsvolkes hat 
der Bundeskanzler in buchstäblich letzter Minute, und ohne daß 
dies ursprünglich so vorgesehen gewesen wäre, die Abschaffung der 
nationalen Währung als »irreversibel« in die Maastrichter Protokolle 
aufnehmen lassen - freilich auch hinter dem Rücken der Deutschen 


Bundesbank. 


Ein derartiges Vorgehen eines 
Deutschen Kanzlers hat es in der 
Geschichte noch nicht gegeben. 
Prädikat der konformistischen 
Politiker: »Wertvoll«. Prädikat 
des Staatsvolkes, des entmachte- 
ten Parlamentes, der in Maas- 
tricht ausgeschlossenen Bundes- 
bank: »Ein kalter Staatsstreich«. 


Das Ende der 
Bundesbank 


Die Entmachtung der Deutschen 
Bundesbank war bekanntlich 
von langer Hand geplant. Zu- 
nächst mußte deren Präsident 
Pöhl abgeschafft werden, was 
noch die leichteste aller Übungen 
war. Der »Meister aller politi- 
schen Tricks«, der Kanzler, ging 
dabei mit aller Raffinesse vor: 
Um nicht die Bundesbank frontal 
angehen zu müssen, verstand er 
es, den Bundesbankpräsidenten 
noch vor seinem Abgang dazu zu 
bewegen, auch gleich noch an der 
Abschaffung der Bundesbank 
selbst mitzuwirken und diese 
Aufgabe auch seinem Nachfolger 
Schlesinger zu übertragen. 

Für Pöhl waren die Voraussetzun- 
gen einer Währungsunion zwei- 
fellos nicht gegeben - eine ele- 
gante Art eines eleganten Bun- 
desbankers. Und von einer »Irre- 
versibilität« war ohnehin in der 
technischen Vorbereitungsphase 
der Kunstwährung nie die Rede, 
sie wurde erst in letzter Minute 
und völlig überraschend in die 
Protokolle von Maastricht einge- 
fügt. 
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Bundeskanzler Kohls Allein- 
gang in Maastricht ist ein ekla- 
tanter Verstoß gegen das Bon- 
ner Grundgesetz. 


Wie kam es zu dieser überra- 
schenden Wendung, zur Abschaf- 
fung der Mark, die durch keine 
Legitimation des Volkes gedeckt 
ist? Den Franzosen paßte offen- 
bar das bisherige stille Arrange- 
ment nicht mehr, demzufolge 
Frankreich die Brüsseler EG- 
Kommission dominieren durfte, 
während Deutschland auf dem 
Gebiet der Geld- und Währungs- 
politik das Sagen hatte. 

War nämlich noch die gesamte 


EG-Agrarpolitik auf französi- 
sche Bedürfnisse zugeschnitten, 
mußte Frankreich auf dem wäh- 
rungspolitiichen Gebiet die 
»zweite Geige spielen«, weil die 
harte Mark die faktische Leit- 
funktion in der gesamten euro- 
päischen Währungspolitik über- 
nommen hatte. Daß dies den 
Franzosen nicht recht gefallen 
konnte, versteht jeder, der bei- 
spielsweise deren Stolz auf das 
»Blaue Band der Schiene« 
kannte - bis dieser 1985 durch die 
Geschwindigkeitsrekorde des 
deutschen ICE erheblich ange- 
kratzt wurde. 


Mehr Ansehen als 
die Regierung 


Dickster Dorn im Auge der Fran- 
zosen, namentlich solcher Her- 
ren wie Delors - ein Sozialist mit 


Kohlscher Unterstützung -, aber 
auch des Kanzlers selbst war im 
Maastrichter Vorfeld die verfas- 
sungsrechtlich garantierte Unab- 
hängigkeit der Bundesbank, die 
als juristische Person des öffent- 
lichen Rechts weder der Richt- 
linienkompetenz des Kanzlers 
noch der Aufsicht eines Bundes- 
ministers unterworfen ist, son- 
dern ausschließlich den Bestim- 
mungen des Bundesbankgeset- 
zes. 


Eine weitere Hürde, die es zu 
überwinden galt, ist die Tatsache, 
daß die Bundesbank beim Volke 
weitaus mehr Ansehen genießt 
als die Bundesregierung mit ihrer 


maßlosen Schuldenpolitik. 

Schließlich liefert die Bundes- 
bank alljährlich ansehnliche Mil- 
liardengewinne in Bonn ab, wäh- 
rend die dortigen Politiker Mil- 
liardenbeträge wahllos in alle 
Welt verschleuderten. Ergo ver- 
mutete man in Frankfurt weitaus 
mehr finanz- und währungspoliti- 
sche Kompetenzen als in Bonn, 
wo darüber hinaus auch noch 
Selbstbedienung und Korruption 
auf der Tagesordnung stehen. 


Was lag also näher als die Bundes- 
bank einfach dadurch auszutrick- 
sen, daß sie gar nicht erst in Maa- 
stricht an den Tisch gebeten 
wurde? Kohl hat nämlich im Al- 
leingang und somit ohne jegliche 
Legitimation den Artikel 88 des 
Grundgesetzes an die EG geop- 
fert, was zweifellos als »kalter 
Staatsstreich« zu qualifizieren ist. 
Vor Maastricht wünschte die 


Bundesregierung keine Diskus- 
sion über die Abschaffung der 
Mark. In Maastricht handelte 
Kohl eigenmächtig. Nach Maa- 
stricht stellte Kohl das Parlament 
vor vollendete Tatsachen, insbe- 
sondere hinsichtlich der »Irrever- 
sibilität«. Die Bundesländer hat- 
ten nichts zu melden. Machte gar 
einer aus den eigenen Reihen wie 
beispielsweise der Bayerische 
Staatssekretär Dr. Gauweiler zu 
recht seinen Mund auf - »Esper- 
anto-Geld«, soll heißen: Micky- 
Maus-ECU -, wurde ihm dieser 
vom Parteifreund und Bundes- 
finanzminister Waigel verboten. 

Artikel 88 des Grundgesetzes be- 
stimmt: »Der Bund errichtet eine 


Währungs- und Notenbank als 
Bundesbank.« Der Kohlsche 
währungspolitische Alleingang, 
insbesondere hinsichtlich der Ab- 
schaffung der nationalen Wäh- 
rung als irreversibel und folglich 
auch der Bundesbank als Hüterin 
dieser nationalen Währung, 
dürfte zweifellos einen Verstoß 
gegen die Verfassung der Bundes- 
. republik darstellen. Der Deut- 
sche Bundestag, der vorher nicht 
informiert und gehört wurde, 
darf daran nichts mehr ändern, 
so daß ihm bloß die Möglichkeit 
der Zustimmung zu Kohls Allein- 
gang bleibt. Sowohl der Bundes- 
tag als auch der Souverän selbst, 
das Volk, haben still zu sein. 
Hierzu der Präsident der Landes- 
zentralbank in Hamburg, Nöl- 
ling: »Unser Volk wurde nicht ge- 
fragt, und das Repräsentationsor- 
gan, nämlich der Bundestag 
ebenfalls nicht... Daß sich ein 
Parlament wie das deutsche so in 
die Ecke manövrieren läßt, über- 
steigt ganz schlicht unser norma- 
les, demokratisch fundiertes Fas- 
sungsvermögen.« 


Währungsunion ist 
‚verfassungswidrig 


- Darauf hat Kohl wohl spekuliert. 
Rudolf Augstein, der »Spiegel« 
Herausgeber, fragte daher: Sind 
Kohl und Waigel naiv oder tük- 
kisch? Haben sie wirklich nicht 
erkannt, was auf dem Spiele 
steht, oder sind sie Verräter an 
den deutschen Interessen? Wahr- 
scheinlich trifft beides zu. 


Dr. Hans A. Stöcker vom Bun- 
desjustizministerium in Bonn 
kam in einer Studie zu der Er- 
kenntnis, daß der Vertrag von 
Maastricht, insbesondere die Ab- 
schaffung der Mark, gegen das 
Selbstbestimmungsrecht der 
Bundesrepublik verstoße. Ein 
Verzicht auf das Selbstbestim- 
mungsrecht sei zwar nicht ausge- 
schlossen, jedoch seien hierfür 
nicht die Parlamente zuständig, 
vielmehr könne ein Verzicht nur 
durch Volksabstimmung bezogen 
werden, die auf Bundesebene im 
Grundgesetz aber nicht vorgese- 
hen sei. 


Dr. Stöcker dazu: »Das Selbstbe- 


. stimmungsrecht ist Leitgedanke 
des Völkerrechts der UNO-Welt- 
 friedensordnung... Der letzlich 

entscheidende Einfluß auf den 
“politischen Status sowie die wirt- 
schaftliche, soziale und kultu- 
relle- Entwicklung. eines Volkes 


muß der nationalen Entschei- 
dungszuständigkeit vorbehalten 
bleiben, soll. das grundlegendste 
aller Menschenrechte nicht preis- 
gegeben werden... Die Maa- 
strichter Währungsunion wird 
dem nicht gerecht. Die Wäh- 
rungshoheit spielt für die wirt- 
schaftliche Selbstbestimmung 
eines Volkes eine Schlüsselrolle. 
Auch die geplante Unumkehrbar- 
keit 


Das Volk soll 
Mündel sein 


Die Aufgabe der deutschen Wäh- 
rungshoheit zeigt an, daß ein we- 
sentliches Element des Selbstbe- 
stimmungsrechts der Deutschen 
verschwinden soll.« 


Dr. Stöcker weist weiter darauf 
hin, daß sich Kohl & Co nicht auf 
den Europagedanken berufen 
können, der im Grundgesetz ma- 
nifestiert ist, weil das »vereinte 
Europa in der Grundgesetz- 
präambel zweifellos seinerzeit 
nicht ein Europa der abgeschaff- 
ten Nationen, also eine Zwangs- 
europäisierung gemeint haben 
konnte. Von einer Zwangskopu- 
lation, wie sie fanatische Euro- 
päer mit »ihren« Völkern im 


- Sinne haben, ist in der Grundge- 


setzpräambel freilich keine 
Rede, so daß Dr. Stöcker folge- 
richtig zum Schluß gelangt, daß 
sich die Bonner Politik eindeutig 
gegen die Lebensinteressen des 
deutschen Volkes richtet und au- 
ßerdem verfassungswidrig ist. 


Nunmehr stehen Bundestag und 
Bundesrat vor der unangeneh- 
men Alternative, entweder den 
Maastrichter Vertrag abzulehnen 
und damit gleichzeitig eine 
schwere europäische Krise her- 
aufzubeschwören - einschließ- 
lich der Möglichkeit des »Zerrei- 
Bens« der EG, was freilich 
Deutschland als größten Netto- 
zahler befreien und täglich 50 
deutsche Bauernhöfe vor. dem 
Untergang retten würde — oder 
aber, ohne Wenn und Aber, nach- 
träglich zuzustimmen und die 
Entmündigung letztendlich zu 
billigen. 


Eine gigantische 
Schröpfung der 
Deutschen 


Besonders pikant hieran ist fer- 
ner der Umstand, daß Kohl in 
Maastricht auch noch das von 


ihm selbst geschaffene Junktim 
zwischen politischer und monetä- 
rer Union aufgab - somit die von 
Deutschland geforderte politi- 
sche Union Europa. Die absolute 
Währungskatastrophe ist damit 
vorprogrammiert - einschließlich 
des Untergangs des deutschen 
Wohlstandes und der Mark. 


Noch in diesem Jahrzehnt wer- 
den also Millionen Deutsche ihre 
in Mark hart erarbeiteten und er- 
sparten Pensionen, Renten, Le- 
bensversicherungen, Bauspar- 
verträge, Sparkonten und Invest- 
mentanteile nicht mehr in Mark 
ausgeben können. Selbst der 
Schweizer Franken soll mit der 
Souveränität der Schweiz aufge- 
geben werden. 


Der »erste Schlag« wird mehr als 
eine Halbierung sämtlicher auf 
Mark lautender. Wertschriften 
sein, also jedes Mark-Guthaben 
auf weniger als 50 Pfennige 
schrumpfen lassen. Der »zweite 
Schlag« lautet »Kohäsionsfonds« 
und bedeutet nichts anderes, als 
daß sich die ärmeren Südländer 
ihre Zustimmung zu den Maa- 
strichter Verträgen in einer Weise 
abkaufen ließen, die Deutsch- 
land zum dauernden Zahlmeister 
macht, ein Vorgang, der ge- 
schichtlich in seinen finanziellen 
Auswirkungen nur mit den gigan- 
tischen Reparationsforderungen 
aus früheren Zeiten dieses Jahr- 
hunderts vergleichbar erscheint. 


So sind denn auch an die 300 Mil- 
liarden Mark bis zum Ende die- 
ses Jahrzehnts schon aus letztjäh- 
riger Sicht - also noch vor Maa- 
stricht - zugunsten der EG von 
uns aufzubringen. Immerhin ha- 
ben wir Deutsche schon nach der 
ersten Stufe der Währungsunion 
das zweifelhafte Vergnügen ge- 


“ habt, rund 20 Prozent des Gold- 


bestandes der Bundesbank an die 
EG-Sozialisten zu überstellen. 


Kohls Dreistigkeit 
den Deutschen gegenüber 


»Die Ironie dieses Vorganges ist 
unüberbietbar«, äußerte sich 
hierzu Dr. Bruno Bandulet, einer 
der großen Kenner der Geld- und 
Währungspolitik und weltweit 
anerkannter Finanzfachmann. 


Unüberbietbar ist aber auch ein 
anderer Vorgang. Die Bonner, al- 
len voran Kohl & Co., waren er- 
schreckt über. die Reaktion des 
Volkes und die wachsenden Pro- 


teste gegen die geplante DM-Ab- 
schaffung. So ließ der Bonner Fi- 
nanz-Staatssekretär Horst Köh- 
ler am 13. März:1992 führende - 
»handverlesene« = Wirtschafts- 
journalisten teils zweifelhafter 
Reputation zu sich kommen, um 
ihnen die Leviten zu lesen und 
das »niedrige Niveau« der Dis- 
kussion um die ECU-Währung zu 
beanstanden. 


Was diese Wirtschaftsjournali- 
sten nicht berichteten, war am 6. 
April 1992 in einem Hamburger 
Nachrichtenmagazin zu lesen. 
Gefragt von dessen Herausgeber 
antwortete Köhler auf die Frage, 
wer darauf achte und sicher- 
stelle, daß der Kohäsionsfonds 
nicht zweckentfremdet würde - 
»Wer sagt Ihnen, wer 1999 in Eu- 
ropa regiert und in Brüssel be- 
stimmt? Was gibt. Ihnen die Si- 
cherheit, daß mit Ihren schönen 
Verträgen nicht Schindluder ge- 
trieben wird?« -—: »Wissen Sie, ab- 
solute Sicherheit gibt es nie.« 
Und zum Thema, wie man das 
Volk auch weiterhin für dumm 
verkaufen kann, fiel Köhler noch 
einiges mehr ein, etwa zum Sitz 
der europäischen Zentralbank: 
»Ich denke, daß der Bundeskanz- 
ler gar nicht anders kann, als hier 
sein ganzes Prestige und politi- 
sches Gewicht für Frankfurt ein- 
zusetzen. Wir brauchen offen- 
sichtlich auch Symbole. Der Sitz 
in Frankfurt wird unsere Bürger 
vielleicht ein bißchen beruhigen. 
Diese Bank wäre das Stabilitäts- 
konzept zum Anschauen...« 


Es wird sich noch zeigen, ob und 
wie das deutsche Volk dereinst zu 
beruhigen sein wird. Jedenfalls 
wird das Volk, dem durch die un- 
umkehrbaren Maastrichter Be- 
schlüsse Geld und Gut im großen 
Stil weggenommen werden sol- 
len, sich dies am Tag X nicht so 
ohne weiteres gefallen lassen - 
zumindest wäre dies gut denkbar. 
Und es wird wohl in Zukunft dar- 
auf beharren und verstärkt dar- 
auf achten, daß niemand, der nur 
vorübergehend ein Amt hat, blei- 
benden Schaden anrichtet. DI 
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Der Vertrag 


von 


Maastricht 


Roberto de Maittei 


Es geht um den Vertrag von Maastricht, der am 11. Dezember 1991 
von den Staats- und Regierungs-Oberhäuptern der zwölf Mitglieds- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft in dem niederländischen 


Städtchen abgefaßt wurde, um. die neue, internationale Organisa- 


tion der »Europäischen Union« in die Wege zu leiten. Dieser Ver- 
trag, der am 7. Februar 1992 offiziell unterzeichnet wurde und nun- 
mehr bis zum 31. Dezember dieses Jahres von den nationalen Parla- 
menten ratifiziert werden muß, um in Kraft treten zu können, ruft 
überall wachsende Zweifel und reges Mißtrauen hervor: Wird Eu- 
ropa durch diesen Vertrag wirklich geeint und gestärkt, oder dem 
Zerfall anheim gegeben und ins Chaos gestürzt? Die nachfolgenden 
Ausführungen möchten zu einer ren und Klärung dieser 


Fragestellung beitragen. 


Das Jahr 1992 mit seinem 500jäh- 
rigen Gedenken der Entdeckung 
und der Zivilisation Amerikas 
durch die Europäer wurde zum 
Anlaß, die europäische und 
christliche Kultur einem Angriff 
ohnegleichen auszusetzen. 


Der nihilistische Traum 
von der Zerstörung 
Europas 


Europa ist angeklagt, der Welt 
die eigene Kultur aufgezwungen 
zu haben, anstatt sich »dem An- 
deren zu öffnen«- »dem, was Eu- 
ropa nicht ist, nie gewesen ist und 
nie sein wird«. Europa soll sich 
folglich selbst verleugnen, um 
endlich das »Andere Sein« zu ge- 
winnen, dem es sich bisher ver- 
weigert hatte: Barbaren, Indios 
und Moslems als Träger einer 
nicht verstandenen »Botschaft 
der Kultur«. Europa soll daher 
»auf sein Jahrhunderte altes 
Ideal als Mittelpunkt der Ge- 
schichte, für das Columbus sym- 
bolhaft steht«, verzichten, die ei- 
gene Kultur aufgeben und ins Ur- 
tümliche zurücksinken. 


Aus der historischen Sicht dieser 
»Theoretiker des Chaos« wäre 
die erstrebenswerte Basis für Eu- 
ropa »der Verlust der Grundla- 
gen« und das Kennzeichen Euro- 
pas bestünde darin, »mit sich 
selbst nicht identisch zu sein«. 
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ropäer in ein Verhältnis zum 
Nichts zu setzen.« 


Diese nihilistischen Vorstellun- 
gen von Europa, die in Zeitschrif- 
ten, Büchern und Tagungen dar- 
gelegt, von den Massenmedien 
verbreitet und von den Politikern 
reichlich übernommen und wei- 
tergegeben werden, dürfen ange- 
sichts der Debatte eines so ehr- 
geizigen. politischen Abkom- 
mens, wie es der Vertrag von 
Maastricht ist, weder übersehen 
noch vergessen werden. 


Es geht nicht darum, grundsätz- 
lich für oder gegen Europa zu 
sein, sondern um die Kernfrage: 
Was für ein Europa schwebt uns 
vor und wie sieht das Europa aus, 


_ das durch den Vertrag von Maa- 


stricht vorgezeichnet wird? Be- 
kanntlich sind internationale po- 
litische Verträge nicht nur techni- 
sche Formeln. Sie sind Ausdruck 
von politischen Konzepten, Welt- 
anschauungen und Idealen. Wel- 
che sind das in diesem Fall? 


Mitterrand und Kohl sprechen von der Unwiderruflichkeit der 
Maastrichter Verträge, die das Ende der Nationalstaaten in Eu- 
ropa bedeuten. 


Nach dieser Vision verdient kei- 
nerlei historische und kulturelle 
Identität zu überleben, weil es in 
der Welt nichts Festgefügtes und 
Dauerhaftes gibt, und alles ohne 
Ordnung und Sinn ist: Die ein- 
zige Wirklichkeit, die sich in der 
Geschichte und in der Gesell- 
schaft durchsetzen muß, ist das 
Nichts: »Wir müssen die ge- 
schichtlich positive Rolle des 
Nichts anerkennen...Wir sind 
aufgerufen, unser Leben als Eu- 


Für den Mann auf der Straße ist 
die Europäische Union nichts 
mehr als ein großer Markt ohne 
Grenzen, das heißt ein einziger, 
europäischer »Binnenmarkt«, 
der durch den freien Waren-, Per- 
sonen-, Dienstleistungs- und Ka- 
pitalverkehr geschaffen wird. 


Dieser einfache Europäer, der 
Diskussionen und Möglichkeiten 
der Mitverantwortung flieht, und 
dessen Leben sich im Alltags- 


kampf erschöpft, mißtraut den 
Politikern, schenkt aber dem 
mehr pragmatischen Ansatz der 
Wirtschaftler noch ein gewisses 
Vertrauen. Daß das vereinte Eu- 
ropa heute von den Wirtschafts- 
»Experten« gepriesen wird, beru- 
higt ihn, und er ist geradezu ver- 
sucht, in der Wirtschaft die mögli- 
che Lösung der inzwischen chro- 
nisch gewordenen, schwerwie- 
genden Übel der westlichen Welt 
zu sehen. 


Es geht nicht nur um einen 
Binnenmarkt 


Folglich liegt das erste, grundle- 
gende - und auszuräumende - 
Mißverständnis in der Annahme, 
daß sich die in Maastricht vorge- 
zeichnete internationale Organi- 
sation auf eine rein wirtschaftli- 
che Union beschränkt, die ihren 
Mitgliedern größere Vorteile und 


Annehmlichkeiten gewährlei- 
sten soll. 
Deutlich wird dieses Mißver- 


ständnis gleich auf den ersten Sei- 
ten des Vertrages, wo Titel II, 
Art. G Al auf die Neuigkeit hin- 
weist, daß die Bezeichnung »Eu- 


ropäische Wirtschaftsgemein- 
schaft« nunmehr durch die Be- 
zeichnung »Europäische Ge- 


meinschaft« ersetzt wird. 


Was besagt diese veränderte Be- 
zeichnung? Sie zeigt den schritt- 
weisen Übergang von einer rei- 
nen Wirtschaftsgemeinschaft zu 
einer vor allem politischen 
Union. Der wirtschaftliche Zu- 
sammenschluß ist das Mittel, die 
politische Einheit der Zweck. 


Es geht um einen 
politischen und 
kulturellen Prozess 


Als erstes Kennzeichen des Ver- 
trages von Maastricht fällt die 
schrittweise Gestaltung ins Auge. 
Das Abkommen sieht ab 1. Ja- 
nuar 1993 eine Reihe von ver- 
schiedenen, fest miteinander ver- 
knüpften Phasen vor und setzt 
den »unwiderruflichen Charak- 
ter« des Übergangs in die letzte 
Phase fest, der am 1. Januar 1999 
zu erfolgen hat. 


Erst im Blick auf das Endziel er- 
schließen sich die einzelnen Pha- 
sen in ihrer wegbereitenden Be- 
deutung. Am Anfang geht es um 
Wirtschaft, aber am Ende findet 
ein tiefgreifender, politischer 


J 


Wandlungsprozess seinen Ab- 
schluß. Worauf läuft dieser Wand- 
lungsprozess hinaus? Unsere 
Überzeugung, die wir in einer of- 
fenen, geistigen Auseinanderset- 
zung jederzeit gern vertreten und 
begründen, ohne fürchten zu 
müssen, Lügen gestraft zu wer- 
den, ist diese: 


Der Vertragsentwurf von Maast- 
richt leitet nicht einen europäi- 
schen Einigungsprozess, sondern 
die Auflösung der Nationalstaa- 
ten ein. Und da Europa ohne 
seine Grundstruktur, die Natio- 
nalstaaten, undenkbar ist, 
kommt die Abschaffung dieser 
Staaten einer Zerstörung Euro- 
pas gleich, die auch noch im Na- 
men eben dieses Europas vollzo- 


- gen wird! 


Gehen wir auf das 
wirtschaftliche Chaos zu? 


Die erste Phase des Einheitspro- 
zesses von Maastricht sieht ab 1. 
Januar 1993 die Abschaffung der 
politischen und wirtschaftlichen 
Grenzen innerhalb der Gemein- 
schaft und die Schaffung eines 
einzigen, großen, europäischen 
Binnenmarktes vor. Aber welche 
Folgen hat diese eindeutig wirt- 
schaftliche Entscheidung unseres 
Kontinentes? 


Fast alle europäischen Nationen 
produzieren erstklassige Waren, 


, angefangen bei den Weinen bis zu 


den Stoffen. Im allgemeinen ist 
jede Nation aus offensichtlichen, 
wirtschaftlichen Gründen, die 
von den Zollschutzmaßnahmen 
der einzelnen Länder unterstüzt 
werden, auch die Hauptkonsu- 
mentin.der eigenen Erzeugnisse. 
Wenn die Zollschranken einmal 
gefallen sind, ist es unvermeid- 
lich, daß die dem Menschen ei- 
gene Neugier die Verbraucher in 
den einzelnen Mitgliedstaaten 
dazu treiben wird, die Waren an- 
derer Länder kennenzulernen. 
Mit der Abschaffung der Zoll- 
grenzen werden überall in Eu- 
ropa Wirtschaftserzeugnisse aus 
ganz Europa verfügbar sein und 
verbraucht werden. Auf diese 
Weise wird keine Industrie mehr 


“ die Sicherheit einer wirtschaftli- 


chen Basis in dem Land ihrer Nie- 
derlassung haben. Entsprechend 
werden die Industrieunterneh- 
men aller Mitgliedstaaten gegen- 
einander mit Hilfe der Werbung 
um die Eroberung neuer Märkte 
oder die Verteidigung der bisheri- 
gen kämpfen. 


Der französische Käse, das deut- 
sche Bier und die italienischen 
Nudeln sind nicht nur Handelser- 
zeugnisse, sondern ein Symbol 
für unterschiedliche Kultur und 
Tradition: Der mit den Mitteln 
der Werbetechnik geführte Wirt- 
schaftskampf wird im Endeffekt 
ein psychologischer und politi- 
scher Kampf werden, und der ge- 
meinsame Markt wird eher ei- 
nem Kriegsschauplatz als einem 
Zusammenspiel der Kräfte glei- 
chen. 


Die schwächeren Märkte werden 
von ausländischem Kapital, von 
ausländischen Waren und Dienst- 
leistungen überschwemmt, die 
sehr viel konkurrenzfähiger sind. 
Nur die größten Unternehmen, 
die multinationale Größenord- 
nungen erreichen können, wer- 
den überleben können. Den Klei- 
neren bleibt nur die Möglichkeit, 
in untergeordneter Position in 
die großen einzugehen oder 
bankrott zu machen. Schon, als 
wir das »Projekt Delors« bespra- 
chen, sahen wir diese Zukunft 
voraus: »Was die Situation noch 
besorgnis-erregender macht, ist 
die Tatsache, daß diese Katastro- 
phe künstlich und sehr kurzfristig 
von oben über uns verhängt wer- 
den wird, jede Vorbereitung fehlt 
und die Schwächeren entspre- 
chend besonders überrascht wer- 
den. Leicht läßt sich jedoch vor- 
aussehen, daß jedenfalls eine 
wilde Konkurrenz ausbrechen 
wird, die in der europäischen 
Wirtschaft zum Chaos führen 
muß. Im gemeinsamen Markt 
wird ein schonungsloser Kampf 
ausgefochten werden. Ohne 
seine bisherigen Bezugspunkte, 
die nationalen Grenzen und Zoll- 
schranken, könnte Europa das 
Opfer eines allgemeinen, zerstö- 
rerischen Chaos werden.« 


Die Enteignung der 
Währungshoheit 


Der Vertrag von Maastricht sieht 
sodann folgende weitere Phasen 
vor: Zweite Phase (ab 1. Juli 
1994), die durch die Errichtung 
eines aus den nationalen Zentral- 
banken zusammengesetzten Eu- 
ropäischen Währungsinstitutes 
(EWI) vollzogen werden soll, 
und ihrerseits die Überleitung 
zur dritten Phase darstellt (mög- 
lichst ab 1997 und spätestens ab1. 
Januar 1999), die folgende 
Schritte vorsieht: 


Erstens, die Schaffung eines Eu- 


ropäischen Systems der Zentral- 
banken (ESZB), das die nationa- 
len Zentralbanken und eine Eu- 
ropäische Zentralbank (EZB) 
umfaßt, und dem die ausschließli- 
che Haltung und Verwaltung der 
offiziellen Währungsreserven der 
Mitgliedstaaten obliegt (Titel II, 
Art. 1052). 


Zweitens, die Einführung einer 
einheitlichen Währung, der ECU 
(Titel II, Art. 3 A), welche die na- 
tionalen Währungen ersetzen 
soll. Die EZB wäre dann als ein- 
zige Institution befugt, ein so aus- 
gesprochenes Vorrecht des Staa- 
tes, wie es die Geldemission ist, 
auszuüben. _ 


Aufgrund des Vertrages wird im 
übrigen auch die Wirtschaftspoli- 
tik der einzelnen Mitgliedstaaten 
in ihrer Grundausrichtung nicht 
mehr von den Regierungen und 
Parlamenten, sondern über die 
Europäische Zentralbank von 
der Kommission bestimmt (Titel 
II, Art. 103). Denn Die EZB hat 
nicht nur das ausschließliche 
Recht, die Ausgabe von Bankno- 
ten zu genehmigen (Titel II, Art. 
105 A). Der Rat kann sogar in 
Form von Auflagen, von Geldbu- 
Ben oder Verpflichtungen zu ei- 
ner unverzinslichen Einlage Stra- 
fen verhängen und die Europäi- 
sche Investitionsbank auffor- 
dern, ihre Darlehenspolitik ge- 
genüber dem einen oder anderen 
Land zu überprüfen (Titel II, 
Art. 104 C). 


Der Verlust der Wirtschafts- und 
Währungs-Hoheit bedeutet für 
die europäischen Staaten nichts 
weniger als den Verzicht auf ei- 
nen wesentlichen Bestandteil der 
politischen Souveränität. Ein 
Schritt, der dem ehemaligen Pre- 
mierminister Großbritanniens 
Margaret Thatcher offensichtlich 
zu weit ging. Mehrfach erklärte 
sie: »Wenn die Währungs- und 
Haushalts-Hoheit verloren ist, 
bleibt nicht viel Souveränität üb- 
rig«. 


Die Enteignung der 
politischen Souveränität 


Die ernst zu nehmende, gewich- 
tige Bundesbank hat kürzlich dar- 
auf hingewiesen, daß die Schaf- 
fung einer einheitlichen europäi- 
schen Währung durch Entschei- 
dung von oben leicht, die Ge- 
währleistung einer Währungssta- 
bilität in Europa dagegen sehr 
viel schwieriger ist; es bedarf 


dazu einer Vielzahl von wirt- 
schaftlichen, politischen und psy- 
chologischen Voraussetzungen. 


Wie kann es eine funktionsfähige 
Wirtschafts- und Währungs-Ein- 
heit in Europa geben, wenn ein 
gemeinsamer Rahmen von 
Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften fehlt, der allein es er- 
möglichen würde, die Probleme 
der Einwanderung, der Drogen 
und der organisierten Kriminali- 
tät zu lösen, und damit erst die 
notwendigen Voraussetzungen 
für Wirtschafts- und Währungs- 
Stabilität zu gewährleisten? 


Zur Schaffung dieser rechtlichen 
und politischen Voraussetzungen 
ist laut Vertrag »die Angleichung 
der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften« vorgesehen, »soweit 
dies für das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes erforder- 
lich ist« (Titel I, Art. G 3H). 
Eine solche Harmonie in Politik 
und Gesetzgebung ist an sich ge- 
wiß erstrebenswert, soweit das 
Naturrecht unangetastet bleibt, 
jedoch kann sie nicht von einem 
bürokratischen Gipfel unter dem 
Vorwand aufgezwungen werden, . 
der gemeinsame Markt müsse 
funktionsfähig gemacht werden. 
Damit wird den nationalen Staa- 
ten ihr Recht genommen, die Ge- 
meinschaft ihrer Bürger zu regie- 
ren. 


Die Souveränität ist das wesentli- 
che Merkmal eines Staates. Sie 
ist die höchste Autorität, über die 
der Staat im Rahmen seiner Auf- 
gaben verfügen muß, um seinen 
Auftrag - das öffentliche Wohl 
seiner Bürger, das heißt ihr unta- 
deliges Leben in der Gemein- 
schaft - erfüllen zu können. 


Der Staat kann nach dem Grund- 
satz der Subsidiarität einige 
Kompetenzen abtreten, aber er 
kann seine eigene Souveränität 
nicht mit der Wurzel ausreißen, 
wie es am Ende des Einigungs- 
prozesses von Maastricht der Fall 
wäre. Das käme einem Ver- 
schwinden der Nationalstaaten 
gleich. 


Das Ziel: Europäischer 
Mega-Staat und regionale 
Mikro-Staaten 


Die Übertragung von Vollmach- 
ten und Kompetenzen, die bisher 
den nationalen Regierungen und . 
Parlamenten zugeordnet waren, 
soll in zweierlei Richtung erfol- 
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gen: einerseits auf die überstaatli- 
chen Institutionen, das heißt den 
europäischen Mega-Staat, und 
andererseits auf die Regional- 
und Kommunal-Ebene, wo eine 
Vielzahl von Mikro-Staaten ent- 
stehen soll. An ihrer Spitze wird 
ein »Ausschuß der Regionen« 
eingerichtet (Titel II, Art. 198A), 
der dem Rat und der Kommis- 
sion - der »Super-Regierung« des 
»Mega-Staates« - zur Seite ge- 
stellt ist. Wie der Präsident der 
Europäischen Kommission Jac- 
ques Delors am 5. Oktober 1989 
vor dem Wissenschaftszentrum in 
Bonn ausführte, soll auf diese 
Weise eine Kompetenzteilung 
zwischen der Zentralregierung 
und den territorialen Körper- 
schaften verwirklicht werden. 


Dieses Konzept ist die Verwirkli- 
chung des Planes, den der Sozia- 
list Peter Glotz vor einigen Jah- 
ren in dem »Manifest für eine 
neue europäische Linke« vor- 
legte. Er sprach sich für eine 
»Überwindung des National- 
staats in Europa...nicht nur 
durch transnationale Einigung, 
sondern auch durch Regionalisie- 
rung und Dezentralisierung« aus, 
wobei auch die »Schaffung einer 
Europäischen Union« als »lang- 
fristige Perspektive der europäi- 
schen Einigung« erwähnt wurde. 


Eine Zeitbombe: Die 
europäische 
Staatsbürgerschaft 


Was wir vor uns haben, ist das auf 
heutige Verhältnisse zugeschnit- 
tene große Ziel der Linken: Es 
war immer die Anarchie und wird 
es immer bleiben; die »neue 
Welt«, die - wie Bakunin sagt - 
»aus den Trümmern aller Kirchen 
und aller Staaten« hervorgehen 
wird. Aus diesem Grunde - sagt 
Bakunin weiter - »schließen sich 
die revolutionären Sozialisten in 
Erwartung der Zerstörung (oder 
freundlicher gesagt: der Abschaf- 
fung) der Staaten zusammen«, 
»um aus ihren Trümmern freie, 
von unten her organisierte Zu- 
sammenschlüsse entstehen zu las- 
sen, indem Gemeinden sich frei 
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zu Provinzen, Provinzen zu Na- 
tionen und die Nationen sich zu 
den vereinigten Staaten von Eu- 
ropa zusammenschließen«. 


In dieses Bild des Zerfalls fügt 
sich ein Kapitel des Vertrages von 
Maastricht ein, das eine wahre 
Zeitbombe im Herzen unseres 
Kontinentes darstellt: Die vorge- 
sehene »europäische Staatsbür- 
gerschaft« für alle, die die Staats- 
bürgerschaft eines der zur Auflö- 
sung bestimmten Nationalstaa- 
ten haben oder erwerben. 


Das Problem der nationalen oder 
europäischen Staatsbürgerschaft 
muß im Lichte der Gegenwarts- 
geschichte beleuchtet werden. 
Das Scheitern des Kommunis- 
mus im Osten und der ebenso ko- 
lossale Fehlschlag der Entkolo- 
nialisierung im Süden hat eine 
Massenwanderung nach Europa 
in: Bewegung gesetzt. Wirklich 
zuverlässige, statistische Anga- 
ben über den tatsächlichen Um- 
fang dieser Einwanderung feh- 
len. Sicher ist, daß dieses Phäno- 
men weiter zunimmt, und mit ei- 
nem besorgniserregenden Bevöl- 
kerungsrückgang auf unserem 
Kontinent Hand in Hand geht; 
und offensichtlich geht es um 
kein zweitrangiges Problem, 
wenn die Minister von 27 euro- 
päischen Ländern es im Novem- 
ber 1991 für notwendig erachte- 
ten, in Berlin zusammenzukom- 
men, um darüber zu beraten. 


Durch den Vertrag wird für je- 
den, der »die Staatsangehörig- 
keit eines Mitgliedstaats besitzt«, 
»eine Unionsbürgerschaft einge- 
führt« (Titel II, Art. 8 1). Inner- 
halb der Mitgliedstaaten der 
Union: besteht jedoch im Hin- 
blick auf die. Gewährung der 
Staatsbürgerschaft für Einwan- 
derer aus Ländern außerhalb der 
Gemeinschaft derzeit keinerlei 
gesetzliche Übereinstimmung: 
Es gibt zu dieser Frage offenere 
und einschränkendere Gesetzes- 
normen. Leicht vorstellbar ist es 
daher, daß die Einwanderungs- 
ströme jenen Staaten zufließen, 
in denen die Staatsbürgerschaft 
am leichtesten gewährt wird, um 
dann über die »Innengrenzen« 
der Gemeinschaft in jene Länder 
überzuwechseln, deren »Außen- 
grenzen« weniger elastisch sind. 


Man wird nun sagen, daß dieser 
Punkt in der Tat bei der im Ver- 
trag vorgesehenen Annäherung 
der nationalen Gesetzgebungen 
vorangig zu behandeln ist. Aber 


wenn man so sicherist, daß diese 
Annäherung zügig vollzogen 
wird: Warum kann dann die Uni- 
onsbürgerschaft nicht warten, bis 
die Gesetzesnormen innerhalb 
der Staaten vereinheitlicht sind? 


Die Eroberung der 
politischen Strukturen 
durch die Immigranten 


Gemäß Art. 8A des Vertrages hat 
jeder Bürger der Union »das 
Recht, sich im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten...frei zu bewe- 
gen und aufzuhalten«. Die ganze 
Tragweite dieses Artikels wird 


- erst im Lichte des nachfolgenden 


deutlich, demzufolge »jeder Uni- 
onsbürger mit Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat, dessen Staatsange- 
hörigkeit er nicht besitzt, in dem 
er seinen Wohnsitz hat, das ak- 
tive und passive Wahlrecht bei 
Kommunalwahlen hat, wobei für 
ihn dieselben Bedingungen gel- 
ten wie für die Angehörigen des 
betreffenden Mitgliedstaats« (Ti- 
tel II, Art. 8B1). Ebenso hat er 
»das aktive und passive Wahl- 
recht bei den Wahlen zum Euro- 
päischen Parlament« (Titel II, 
Art. 8B2), wobei die näheren 
Einzelheiten vom Rat im ersten 
Fall bis zum 31. Dezember 1994 
und im zweiten Fall bis zum 31. 
Dezember 1993 festzulegen sind. 


Die Folgen sind voraussehbar: 
Erstens Ziel des Immigranten 
aus einem Land außerhalb der 
Gemeinschaft wird es sein, die 
Unionsbürgerschaft zu erlangen. 
In Ermanglung einer streng ver- 
einheitlichten Gesetzgebung 
wird er in das Land einwandern, 
das ihm den leichtesten Zugang 


zu einer Staatsbürgerschaft die- 


ses Landes ermöglicht, womit er 
automatisch die europäische 
Staatsbürgerschaft besitzt. 


Zweitens, im Besitze der euro- 
päischen Staatsbürgerschaft wird 
er aufgrund des unbeschränkten 
Rechtes auf Freizügigkeit als 
Nächstes an den Wohnsitz seiner 
Wahl im Hoheitsgebiet der 
Union übersiedeln, um dort dann 
die politischen Rechte wahrzu- 
nehmen. 


Drittens: Das aktive und passive 
Wahlrecht, das ihm an seinem 
Wohnsitz gewährt wird, wird es 
dem Einwanderer erlauben, sich 
in die europäischen Strukturen 
des politischen Lebens auf loka- 
ler und übernationaler Ebene, 


den einzigen beiden Ebenen der 


ka 


Politik, die nach der Auflösung 


der Narionalstaaten von Bedeu- 
tung sind, einzugliedern. 


Soll der Islam in 
Europa die Vorherrschaft 
übernehmen? 


Es läßt sich nicht übersehen, daß 
ein Großteil der Einwanderer aus 
Ländern außerhalb der Gemein- 
schaft der Religion des Islam an- 
gehören. Der Islam kennt be- 
kanntlich nicht die christliche 
Unterscheidung zwischen natür- 
licher und übernatürlicher Ord- 
nung, zwischen bürgerlichem 
und religiösem Leben, sondern 
verschmelzt Sakrales und Profa- 
nes in einer einzigen, alles umfas- 
senden Sicht der Dinge. 


Die Exponenten des Islam in Eu- 
ropa fordern bereits jetzt für ihre 
Religion den gleichen Schutz, 
den die nationalen Gesetzgebun- 
gen anderen religiösen Gemein- 
schaften gewähren. Das bedeu- 
tet: staatliche Anerkennung der 
Polygamie, islamischer Reli- 
gionsunterricht in den Schulen, 
Freistellung von der Arbeit an 
den mohammedanischen Feierta- 
gen. Sobald Millionen von Mo- 
hammedanern die Europäische 
Unionsbürgerschaft erwerben, 
werden sie logischerweise eine 
politische Bewegung bilden, die 
ihre Kandidaten beiden Kommu- 
nalwahlen und im Europäischen 
Parlament einbringen wird. 


Laut Vertrag ist es Aufgabe der 
europäischen politischen Par- 
teien, »den politischen Willen der 
Bürger der Union zum Ausdruck 
zu bringen« (Titel II, Art. 138A); 
Eine »Europäische Islamische 
Partei« könnte dank ihrer breit 
gestreuten Präsenz auf dem ge- 
samten Hoheitsgebiet der 
Union, ihres starken, sowohl po- 
litischen als auch religiösen Zu- 
sammenhaltes, ihrer finanziellen 
Mittel und ihrer internationalen 
Verbindungen die führende Par- 
tei des Europäischen Parlamen- 
tes werden. Das.wäre dann die 
friedlich eroberte beziehungs- 
weise friedlich von den Europä- 
ern selbst abgetretene politische 
Vorherrschaft des Islam in Eu- 
ropa. 


Wie soll überdies auf kommuna- 
ler Ebene vermieden werden, 
daß sich umfangreiche Einwan- 
derergruppen in der einen oder 
anderen europäischen Stadt oder 
Region konzentrieren? Wer 


könnte diese europäischen 
Staatsbürger, die ein Recht auf 
Freizügigkeit, auf Aufenhalt und 
auf Beteiligung an den Wahlen 
haben, daran hindern, sich eine 
der geschichtsträchtigsten oder 
charakteristischten europäi- 
schen Städte auszusuchen, um sie 
zu einer »islamische Insel« zu ma- 
chen und ihre Minarette dort zu 
errichten? 


Ein Ausweg aus dem 
Chaos: Die Rettung der 
Nationalstaaten 


Diese Zukunftsbilder stehen vor 
einem bereits durch und durch 
beunruhigenden Hintergrund. 


Die westliche Wirtschaft, die - 
wie kürzlich der französische No- 
belpreisträger Maurice Allais 
schrieb - »auf einer riesengroßen 
Schuldenpyramide steht«, zeigt 
täglich stärker ihre äußerste Ver- 
wundbarkeit; soziale Probleme 
wie Kriminalität und Drogen of- 
fenbaren die große kulturelle und 
moralische Leere unserer Gesell- 
schaft; von Osten her kommt als 
Folge der Selbstauflösung des 
Kommunismus eine übermäch- 
tige Welle des Zerfalls auf den 
Westen zu und verbreitet den 
Keim der Auflösung; der Islam 
wirft einen besorgniserregenden 
Schatten auf Europa; das Chaos 
bedroht heute unseren Kontinent 
wie nie zuvor in der Geschichte 
seit der Völkerwanderung... 


Ist es sinnvoll, in dieser Lage die 
Abschaffung der Nationalstaaten 
zu planen, um einer Europäi- 
schen Union mit derart nebelhaf- 
ten und unklaren Konturen ent- 
gegenzugehen? Die National- 
staaten sind zur Zeit der einzige 
Ordnungs- und Stabilitätsfaktor 
in dem Zerfallsprozess, der Eu- 
ropa erfaßt hat. Sie gerade im 
derzeitigen Augenblick auflösen 
zu wollen, stellt einen politischen 
Selbstmord dar, der an den 
Selbstmord der Monarchie und 
des Adels in Frankreich im Jahre 
1789 erinnert. 


Europa am Scheideweg: 
Selbstmord oder 
christliche Wiedergeburt? 


Europa steht heute an einem 
Scheideweg seiner Geschichte. 
Die Ratifizierung des Vertrags 
“ von Maastricht würde eine 
schnelle Auflösung der National- 
staaten zur Folge haben. Dies 


würde den Zerfall Europas und 
seinen Sturz in Anarchie und ur- 
tümliche Lebensweise bedeuten. 
Ein vorgezeichneter Weg zum 
Selbstmord, wie ihn die Theoreti- 
ker der Neuen Linken folgerich- 
tig fordern. 


Die Ablehnung des Zersetzungs- 
prozesses von Maastricht ist da- 
her die notwendige Vorausset- 
zung für eine Wiedergeburt Euro- 
pas. Wenn das Wort Europa uns 
heute so viel bedeutet, dann liegt 
das daran, daß Europa unser al- 
ler Wirklichkeit ist: Eine Wirk- 
lichkeit, die nicht 1991 in 
Maastricht erfunden werden 
mußte, sondern die in der Weih- 
nachtsnacht des Jahres 800 in 
Rom mit dem Heiligen Kaiser- 
reich Karls des Großen, undnoch 
früher in Subiaco und Montecas- 
sino entstand, von wo die reli- 
giöse Erneuerung des heiligen 
Benedikt von Norcia ihren Aus- 
gang nahm und ihre große Aus- 
strahlung entwickelte. 


In Anlehnung an die Worte .des 
Hl. Papstes Pius X. in seinem be- 
rühmten apostolischen Send- 
schreiben »Notre Charge Aposto- 
lique« und des Papstes Leo XII. 
in seiner ebenso berühmten En- 
zyklika »Immortale Dei« könn- 
ten wir sagen, daß Europa »nicht 
erfunden werden braucht, son- 
dern längst da war und weiterhin 
da ist«. Es ist die christliche Kul- 
tur, die seinerzeit bei aller Unter- 
schiedlichkeit der Nationen und 
aller Vielfalt seiner Bräuche und 
Traditionen durch eine einzige, 
gemeinsame Lebenshaltung, den 
Geist des Evangeliums, verbun- 
den war. »Europa - so betont 
Papst Johannes Paul II. - ist in 
seinen Wurzeln christlich...In 
den verschiedenen Kulturräu- 
men der europäischen Nation, so- 
wohl im Osten als auch im West- 
en...fließt ein einziger, gemein- 
samer Lebensstrom, der aus ei- 
ner einzigen Quelle geschöpft 
wird«. Die Rettung unserer 
abendländischen und  christli- 
chen Kultur ist nur möglich, 
wenn die europäischen Nationen 
und ihre Kulturen verteidigt wer- 
den. In der Vielfalt der europäi- 
schen Nationalstaaten liegt der 
kulturelle Reichtum Europas 
und seine historische und morali- 
sche Identität. 

Der Revolutionsprozeß, der die 
christliche Welt seit über fünf 
Jahrhunderten ergriffen hat, ist 
getragen von der radikalen Ver- 
neinung dieses Europas, seiner 
Identität und seiner Geschichte: 


Sein letztes, konsequentes Ziel 
ist der anarchistische un kultur- 
lose Nihilismus der Neuen Lin- 
ken. 


Ein unantastbarer 
Vertrag? 


Der Vertrag von Maastricht ist 
ebenso wenig »unantastbar«, wie 
der derzeitige europäische Eini- 
gungsprozess als unwiderruflich 
angesehen werden kann und 
darf. Er ist es ja auch bereits 
heute schon nicht mehr, nachdem 
Großbritannien und Dänemark 
sich das Recht vorbehalten ha- 
ben, die dritte Phase nicht mitzu- 
machen. 

Wichtig scheint uns vielmehr fol- 
gende Klarstellung: Wenn irgend- 
ein Mythos heute dahin ist, dann 
gewiß der von der »geschichtli- 
chen Unwiderruflichkeit«, das 
heißt einer angeblichen Aufein- 
anderfolge der Ereignisse, deren 
Sinn sich nur einigen Wenigen er- 
schließt, die ihrer Zeit voraus 
sind. Wenn ein Sozialist von der 
»geschichtlichen Unwiderruflich- 
keit« spricht, kommt sofort die 
unendliche Reihe von nicht ein- 
getroffenen Prophezeiungen in 
den Sinn, welche die Geschichte 
der europäischen Linken in den 
letzten beiden Jahrhunderten ge- 
kennzeichnet haben. Dennoch 
treten die Sozialisten, Erben der 
Illuministen und Erben Hegels, 
weiterhin als unbeirrte Interpre- 
ten des »Sinnes der Geschichte« 
auf. So prophezeite Willy Brandt, 
als von deutscher Wiedervereini- 
gung gesprochen wurde, daß 
diese nicht vor dem Ende des 
Jahrhunderts zustande kommen 
werde. Heute, da von europäi- 
scher Vereinigung gesprochen 
wird, prophezeit Mitterrand, daß 
diese unvermeidlich bis zur Jahr- 
hundertwende verwirklicht 
werde. 


Gestützt sind diese Prophezeiun- 
gen immer auf dasselbe: das 
Nichts. In Wirklichkeit kann nur 
eine einzige ernsthafte Voraus- 
sicht für dieses ausklingende 
Jahrhundert angestellt werden: 
Daß die falschen sozialistischen 
Prophezeiungen ein Ende finden 
und die - allerdings tatsächlich 
unwiderrufliche — Wahrheit sie- 
gen wird. 

Im Angesicht der europäischen 
öffentlichen Meinung bitten wir 
um Mitarbeit, und bieten die Un- 
sere in der festen Überzeugung 
an, daß sich angesichts der schwe- 
ren Bedrohung durch Nihilismus 


und Chaos heute alle nur mögli- 


chen Kräfte in der Verteidigung 
der Nationalstaaten, Europas 
und der christlichen Kultur zü- 
sammenschließen müssen. 
Ebenso fest überzeugt sind wir 
davon, daß dieser Kampf auf 
keine andere Kraft gestützt wer- 
den kann als auf Den, ohne Den 
wir nichts vermögen (Gv. 15,5), 
mit Dessen Hilfe hingegen alles 
möglich ist (Fil. 4,13): Auch die 
Auferstehung einer strahlenden 
Kultur, wie Europa es war - und 
im XXI. Jahrhundert sein wird. 

a) 


Roberto de Mattei ist Vorsitzender. des 
Kulturzentrums Lepanto. Das Kultur- 
zentrum Lepanto ist eine für das Wohl 
der Bürger engagierte Vereinigung, die : 
im April 1982 in Rom mit dem Ziel ge- 
gründet wurde, die Grundlagen der 
christlichen Welt zu verteidigen und zu 
verbreiten. 

Als Bewegung katholischer Laien ist das 
Lepanto-Zentrum parteipolitisch ganz 
und gar unabhängig. In seinem Denken 
und Handeln (Vortragsreisen, Seminare, 
Veröffentlichungen, Kampagnen, De- 
monstrationen) richtet es sich nach dem 
unveränderliche Lehramt der katholi- 
schen Kirche. Zur Erhaltung und Pflege 
des Kontaktes mit der wachsenden An- 
zahl von Gleichgesinnten, Sympathisan- 
ten und sonstigen Lesern erscheint regel- 
mäßig die vom Zentrum herausgegebene 
Veröffentlichung »Lepanto«. Für 
deutschsprachige Interessenten ist der 
periodisch veröffentlichte »Lepanto- 
Bote« erhältlich. 


Die Vereinigung wird geleitet von ihrem 
Präsidenten, Professor Roberto de Mat- 
tei (Lehrstuhl für moderne Geschichte — 
Universität Cassino). Er ist der Autor 
zahlreicher Bücher und Schriften, zum 
Beispiel einer umfassenden Analyse des 
neuen Konkordates zwischen dem italie- 
nischen Staat und der Kirche, die vom 
Kulturzentrum Lepanto veröffentlicht 
und verbreitet werden. Mit seinem letz- 
ten Buch: »1900 - 2000. Due sogni si suc- 
cedono: la Costruzione, la Distruzione« 
(»Zwei Träume folgen einander: der Auf- 
bau, die Zerstörung«) distanzierte sich " 
das Lepanto-Zentrum öffentlich von 
dem europäischen Einigungsprozess, 
der in Maastricht seinen Höhepunkt 
fand. Dieses Buch stützt sich auf eine 
überaus umfangreiche Dokumentation 
und stellt in Italien und wahrscheinlich in 
Europa das erste gründliche, wissentli- 
che Werk über das Europa von 1993 und 
seine Auswirkungen dar. 


Bundesbank 


Die 


Konjunktur im 
Wurgegriff 


Klaus Baader 


Die Aufgabe der Deutschen Bundesbank ist es eigentlich, die wirt- 
schaftliche Entwicklung in Deutschland bestmöglichst zu fördern 
und diese durch eine entsprechende Geldpolitik zu begleiten bezie- 
hungsweise bei konjunkturellen Risiken entgegenzusteuern. Was 
die obersten deutschen Währungshüter aber derzeit machen, scheint 
das genaue Gegenteil hiervon zu sein. Statt alles zu tun, der Wirt- 
schaft den derzeit fehlenden neuen Schwung zu einem anhaltenden 
Wachstum zu geben, bindet sie ihr immer mehr Fesseln an. 


Neuestes Beispiel hierfür ist das 
Wachstum der Geldmenge M 3 - 
dazu zählen Bargeld, Sichteinla- 
gen, Termineinlagen bis vier Jah- 
ren und Spareinlagen -, das im 
März um 9,75 Prozent nach 8,5 
Prozent im Februar stieg. »Damit 
hat sich die Geldmenge im März 
weiter von der Obergrenze des 
diesjährigen Zielkorridors von 
3,5 bis 5,5 Prozent entfernt«, 
heißt es in einer Mitteilung der 
Bundesbank. 


Steigende statt 
sinkende Zinsen? 


Diese »Mitteilung« sorgte dann 
aber für einen massiven Anstieg 
der Durchschnittsrendite von 
8,15 auf 8,26 Prozent und löste in 
Kapitalmarktkreisen die Be- 
fürchtung aus, daß die für späte- 
stens Mitte des Jahres erwartete 
Zinswende doch noch länger als 
erwartet auf sich warten lassen 
könnte. Einige glaubten sogar, 
aus der »Mitteilung« eine ver- 
klausulierte Warnung herausle- 
sen zu können, daß die Bundes- 
bank gegebenfalls sogar dazu be- 
reit ist, den derzeit bei acht Pro- 
zent liegenden Diskontsatz und 
den bei 9,75 Prozent liegenden 
Lombardsatz nochmals zu erhö- 
hen. 


Dabei ist diese durch die Bundes- 
bank ausgelöste Panikmache un- 
nötig wie ein Kropf, wurde aber 
erst durch eben diese falsche Poli- 
tik überhaupt erst ausgelöst. 
Denn das Geldmengenwachstum 
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ist auf nichts anderes als auf die 
hohen Zinsen zurückzuführen. 
Für kurzfristige Einlagen kann 
man heute bei Beträgen von meh- 
reren Millionen Mark, also der 
Größenordnung, wo sich institu- 
tionelle Anleger bewegen, Zin- 
sen von knapp unter zehn Pro- 
zent erzielen. In den USA und 
den anderen seriösen Kapital- 
marktstaaten liegen diese Zins- 
sätze aber um etliche Prozent 
niedriger, so etwain den Vereinig- 
ten Staaten bei etwa 3,5 Prozent. 
Damit lockt man aber doch Anla- 
gekapitel nach Deutschland, mit 


der Folge, daß die Geldmenge 
stark zunimmt. Sinken die Zin- 
sen, wird dieses Geld so schnell, 
wie es kam, auch wieder abgezo- 
gen und entlastet damit die Geld- 
menge. Von daher besteht also 
überhaupt kein Grund zur Panik. 


Der zweite Punkt, warum die 
Geldmenge verhältnismäßig 
stark anzog, liegt in der großen 
Nachfrage ostdeutscher Unter- 
nehmen nach bereit gestellten 
Sonderkrediten. Dies ist aber et- 
was, was geradezu im Interesse 
der deutschen Wirtschaft liegt. 
Denn je schneller die mitteldeut- 
schen Unternehmen die Um- 
strukturierung auf ein marktwirt- 
schafltisches System bewerkstel- 
ligen können, umso schneller 
geht es auch mit der Gesamtwirt- 
schaft wieder bergauf und wer- 
den die Kosten der (Teil-)Einheit 
niedriger. 


Konzerne »investieren« 
in Termingeld 


Die hohen Zinsen haben aber 
auch einen weiteren Nachteil. 
Viele Konzerne haben auf ihren 
Konten Milliardenbeträge lie- 
gen. Statt diese aber nun zu inve- 
stieren und dabei vielleicht eine 
Rendite von drei oder vier Pro- 
zent zu erzielen, wird dieses Geld 
lieber als Termingeld angelegt 
und hierfür 9,5 Prozent Zins er- 
zielt. Umgekehrt können es sich 
die kleinen mittelständischen 
Unternehmen nicht erlauben, für 


500 Milliarden DM, die mit zwei, drei Prozent verzinst werden, lie- 
gen derzeit auf Sparbücher der deutschen Banken. 


Betriebsmittelkredite vielleicht 
13, 14 oder 15 Prozent Zinsen zu 
zahlen. Also rationalisieren sie, 
entlassen Leute oder ähnliches. 
Alleiniger Grund für das eigent- 
lich völlig widersinnige Gesche- 
hen ist die als schon fast fanatisch 
zu bezeichnende Absicht der 
Bundesbank, die Inflation von 
dem für dieses Jahr erwarteten 
Durchschnittssatz von 3,8 bis 3,9 
Prozent wieder auf zwei Prozent 
herunterzufahren. Begründet 
wird dies damit, daß eine nied- 
rige Inflation die für alle Bevöl- 
kerungsgruppen beste Politik ist 
und sich auch in Heller und Pfen- 
nig niederschlägt. 


Steuerausfall in 
Milliardenhöhe 


Dieses ist zwar grundsätzlich 
richtig, aber muß doch auch das 
Umfeld betrachtet werden. Und 
sieht man sich dies an, denn er- 
gibt sich nur eine Feststellung: 
Die Politik der Bundesbank ist so 
schwachsinnig, wie sie es nur sein 
kann! 


Eine Inflation von zwei Prozent 
kann nur dann angepeilt werden, 
wenn die Wirtschaft ansonsten 
völlig gesund ist und sich auf ei- 
nem starken und vor allem steti- 
gen Wachtumspfad befindet. 
Dies ist aber derzeit nicht gege- 
ben, selbst wenn die wirtschaftli- 
che Lage weitaus negativer dar- 
gestellt wird als sie in Wirklich- 
keit ist! 


Tatsache ist aber, daß auf die 
Bundesrepublik gerade durch die 
(Teil-)Wiedervereinigung mit 
Mitteldeutschland sehr hohe Ko- 
sten zukommen. Erschwert wird 
dies noch durch eine labile Welt- 
konjunktyr, was besonders die 
deutschen Exporte trifft, und 
viele Milliarden Mark anfallen- 
der Nebenbeträge, wie etwa der 
Golfkrieg und die Zahlungen für 
den Abzug der Roten Armee. 
Dieses alles war nur durch eine 
Inanspruchnahme des Kapital- 
marktes zu finanzieren, was die 
Zinsen ebenfalls nach oben trieb. 
Um die hieraus entstehenden in- 
flationären Tendenzen zu stop- 
pen, versucht die Bundesbank 
mit hohen Leitzinsen entgegen- 
zusteuern. 


Das ist aber in der jetzigen Ge- 
samtsituation genau das Falsche. 
Jeder Prozentsatz mehr in der 
Durchschnittsrendite bedeutet 
nämlich für den Staat zusätzliche 
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Zinszahlungen in Milliarden- 
höhe für die Staatsverschuldung. 
Wenn aber für die Konzerne die 
Geldanlage und nicht die Kapi- 
talinvestition höhere Gewinne 
verspricht, die kleinen und mit- 
telständischen Betriebe aber 
durch zu hohe Zinsen zu Entlas- 
sungen oder Kurzarbeit gezwun- 
gen werden, dann bedeutet dies 
nicht nur einen Steuerausfall in 
Milliardenhöhe, sondern gleich- 
zeitig auf den Staat zukommende 
Beträge ebenfalls in Milliarden- 
höhe, etwa für die Zahlung von 
Arbeitslosengeld. 


Niedrige Zinsen 
entlasten Bonn 


Gleichzeitig wird durch die ho- 
hen Nebenkosten der Industrie- 
standort Deutschland noch nega- 
tiver gemacht als er ohnehin 
schon ist. Hierbei spielt dann 
noch der Gemeinsame Binn- 
markt ab 1993 eine besondere 
Rolle, da er die Unternehmen 
doch geradezu dazu verführt, die 
hohen Zinsen hierzulande zu um- 
gehen und in anderen Staaten 
grenznah zu produzieren. 


Deutschland liegt mit seiner In- 
flationsrate von derzeit 4,5 Pro- 
zent EG-weit im Mittelfeld und 
wird durch die im zweiten Halb- 
jahr 1992 nachgebende Infla- 
tionsrate zwischen 3,2 und 3,6 
Prozent ins vordere Feld der Län- 
der mit den niedrigsten Infla- 
tionsraten steigen. Betrachtet 
man die Gesamtsituation dann 
kann dieses nur als absolut aus- 
reichend bezeichnet werden; für 
einen weiteren Abbau der Infla- 
tion besteht derzeit kein zwingen- 
der Grund. 


Vielmehr wäre es jetzt absolut 
notwendig, die Leitzinsen im 
Laufe der kommenden Monate 
um mindestens ein, eher aber um 
zwei Prozent zu senken. Das 
hätte viele positive Aspekte. So 
würde sich alleine durch diese 
Maßnahme die Geldmenge deut- 
lich reduzieren. Gleichzeitig 
würde für viele Unternehmen der 
Anreiz, zu investieren, wieder 
größer, da mit der Senkung der 
Leitzinsen auch ein Rückgang 
der Kapitalmarktzinsen verbun- 
den ist. Die klein- und mittelfri- 
stigen Betriebe könnten leichter 
Kredite finanzieren, was beson- 
ders in Mitteldeutschland zu ei- 
nem Wachstumsschub führen 
könnte, da dort bislang haupt- 
sächlich die großen Konzerne tä- 


tig sind, der Mittelstand aber 
noch viel zu wenig investiert hat. 
Nicht zu vergessen, daß durch 
niedrigere Zinsen auch der Staat 
entlastet wird. 


500 Milliarden liegen 
auf Sparbüchern 


Zwei Dinge sprechen gegen eine 
Zinssenkung, die aber wie wir se- 
hen werden, vernachlässigt wer- 
den können. Da ist zum einen die 
Tatsache, daß viel Kapital zur Fi- 
nanzierung der (Teil-)Einheits- 
kosten benötigt wird. Niedrigere 
Zinsen könnten viele Anleger 
aber dazu veranlassen, ins Aus- 
land zu gehen, sagen Gegner ei- 
ner Leitzinssenkung. 

Dem ist folgendes entgegenzu- 
halten: Auf Sparbüchern liegen 
derzeit etwa 500 Milliarden 
Mark, die mit zwei, drei Prozent 
verzinst werden. Mit einer geziel- 
ten Aufklärungskampagne der 
Banken und des Staates mit per- 
sönlichen Anschreiben dieser 
Anleger - müßte es aber möglich 
sein, einen Teil dieser Gelder auf 
längerfristige, aber jederzeit ver- 
fügbare Anlagen umzuschichten. 
Sollte dies nur bei einem Drittel 
gelingen, würde dies aber alleine 
150 Milliarden Mark für den Auf- 
bau bringen. Allen wäre gedient: 
Die Anleger erhalten mehr Zin- 
sen als auf dem Sparbuch, die 
niedrigen Leitzinsen würgen die 
Konjunktur nicht ab. 

Ein zweiter Gefahrenpunkt sind 
die möglichen inflationären Ten- 
denzen, die von einer Leitzins- 
senkung ausgehen könnten; 
diese sind auf 0,5 bis maximal ein 
Prozent anzusetzen. Diesem 
könnte aber durch einen dann 
möglichen Abbau der Staatsver- 
schuldung entgegengewirkt wer- 
den, so daß unter dem Strich plus 
minus Null herauskommen 
könnte. Selbst ein geringer An- 
stieg der Inflation könnte ange- 
sichts der Besonderheiten in 
Kauf genommen werden. Denn 
seien wir doch mal ehrlich: Sind 
vier Prozent Inflation nicht im- 
mer noch besser, als auf einmal 
mehrere hunderttausend neue 
Arbeitslose, eine noch langsamer 
werdende Wirtschaftsentwick- 


lung oder gar eine Rezession hin- 
zunehmen? 


BCCI-Bank 


Die Spur 
fuhrt ins 
Weiße Haus 


Mike Blair 


Der Bankenskandal um die BCCI wird jetzt auseinandergepflückt, 
und die Liste mit Namen bedeutender und mächtiger Politiker sowie 
leitender Geschäftsleute wächst ständig an. Die Papierspur führt di- 
rekt zur Hintertür des Weißen Hauses. 


Untersuchungsbeamte des 
schnell größer werdenden Skan- 
dals um die Bank of Credit und 
Commerce International (BCCI) 
untersuchen zur Zeit, welche 
Rolle der amerikanischer Bot- 
schafter für Bahrain, Charles 
Hoestler, bei der Hereinholung 
eines möglicherweise lukrativen 
Öl-Bohrvertrags vor der Küste 
gespielt haben könnte. Der Ver- 
trag mit dem arabischen Scheich- 
tum ist für eine Ölgesellschaft, 
die mit der Familie von US-Präsi- 
dent George Bush verbunden ist. 


Der größte Betrug der 
Bankgeschichte 


Abgesehen von dieser Tatsache 
wurde Hoestler, ein Immobilien- 
Geldanleger aus San Diego, von 
Bush zum Botschafter für Bah- 
rain gewählt, nachdem er für den 
Wahlkampf von Bush im Jahr 
1988 100000 Dollar gespendet 
hatte. Er wurde von einem 
Freund von Bush, der mit dem 
Deal in Verbindung gebracht 
wird, in seinen Job eingewiesen. 
Und mittlerweile untersuchen 
die Fahnder, welche Rolle der an- 
scheinend blitzsaubere Orrin 
Hatsch bei dem BCCI-Fiasko ge- 
spielt haben könnte. 


Der District Attorney (Staatsan- 
walt) aus Manhatten (New’York), 
Robert Morgenthau, dessen 
Dienststelle in der BCCI-Affäre 
ermittelt hat, nennt diese den 
»größten Bankbetrug in der Welt- 
finanzgeschichte«. Sieben Jahre 
lang haben sich Morgenthau und 
andere Fahnder in die von der 
BCCI, die über 20 Milliarden 
Dollar an Einlagen verfügte und 


re 


US-Präsident Bush muß sich 
den Vorwurf gefallen lassen, 
seine Familie sei in Geschäfte 
der BCCI verwickelt. 


Zweigstellen in 69 Ländern un- 
terhielt, begangenen Verbrechen 
vertieft. 


Die Fahnder interessieren sich 
jetzt besonders dafür, wie es ei- 
ner kleinen texanischen Olfirma, 
Harken Energy, die George Her- 
bert Walker Bush jun. als Berater 
und Vorstandmitglied hat, ge- 
lang, mit Bahrain einen der po- 
tentiell lukrativsten Olbohrver- 
träge seit Jahren abzuschließen. 
Dieser ließ viele riesige Ölgesell- 
schaften staunend draußen in der 
Kälte stehen. 


Der Sohn des Präsidenten erhielt 
1989 - 90 von Harkens als Bera- 
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BCCI 

Die Spur 
führt ins 
Weiße Haus 


ter 120000 Dollar pro Jahr - spä- 
ter auf 50000 Dollar reduziert -, 
und wenige Monate nachdem der 
Bahrain-Harken-Deal abge- 


schlossen wurde, der den Wert. 


seines Aktienkapitals in die 
Höhe trieb, verkaufte er 212000 
seiner Harken-Anteile für 
848000 Dollar. Zu. dem Verkauf 


Stellung nehmend, sagte er: »Ich _ 


bin kein wohlhabender Mann. 
Wenn ich Geld brauche, ver- 
kaufe ich Vermögenswerte.« Er 
behielt 105000 Anteile. 


Die Geschäfte von 
Bush jun. 


In jüngster Zeit ist George Bush 
jun. als bedeutende Figur in der 
Politik des Weißen Hauses aufge- 
“ taucht und war, wie berichtet 
wird, ein beherrschender Mit- 
spieler beim Sturz des ehemali- 
gen Gouverneurs von New 
Hampshire, John Sununu, als 
Stabschef. Bush jun. wurde von 
seinem Vater als zu denjenigen 
gehörend genannt, die »bei mei- 
nen Bemühungen zur Wieder- 
wahl Schlüsselrollen« spielen. 


Harken behauptet, man habe 
den Bahrain-Auftrag lediglich 
nach Leistung hereingeholt, und 
der Sohn des Präsidenten habe 
dabei keine Rolle gespielt. 


Der ehemalige Vorstandsvorsit- 
zende von Harkens - und derzeit 
der zweitgrößte Aktionär, nach 
einem Anlagefonds der Harvard 
University -, Alan Quasha, 
meinte: »Man muß schon ein 
Idiot sein, nicht zu sagen, daß es 
eindrucksvoll ist«, Bush jun. im 
Vorstand der Olfirma zu haben. 


Der spendable Mann. 
für Clinton 


Er verdiente sich seine 120000 
Dollar pro Jahr als Berater, der 
nach »Beteiligungen am Gesell- 
schaftskapital« suchte, zusam- 
men mit den Offiziellen von Har- 
kens und Stephens Inc., eine Ka- 
pitalanlagegesellschaft aus Little 
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Rock, Arkansas, und eine der 
größten amerikanischen Emis- 
sionsbanken für Effekten. 


Stephens Co. wird von Jackson 
Stephens geleitet, eine etwas ver- 
schlossene Figur, die einer der 
Männer hinter der Gründung der 
BCCI war und derzeit der spen- 
dable Mann ist, der den Wahl- 
kampf der Hoffnung der Demo- 
kraten, des Gouverneurs von Ar- 
kansas, Bill Clinton, finanziert. 


Bush und Stephens waren kaum 
Fremde für einander. Stephens 
Frau Mary Anne war 1988 Mit- 
Vorsitzende der Kammer »Bush 
zum Präsidenten«, während Ste- 
phens dem Team 100, eine repu- 
blikanische Gruppe, die große 
Gelder für den Bush Wahlkampf 


zum US-Präsidenten herein- 


holte. Stephens Inc. spendete im 
vergangenen Mai weitere 100000 
Dollar an Bush. 


Stephens, der es offensichtlich 
liebt, auf beiden Seiten des Fel- 
des zu spielen, hat auch intensiv 
zum Wahlfeldzug Clintons beige- 
tragen und leitete für den Gou- 
verneur aus Arkansas einen Kre- 
dit von zwei Millionen Dollar in 
die Wege, um dessen Wahlkampf 
am Rollen zu halten. 

Vor dem Bahrain-Deal und der 
Stephens Connection, ging es 
Harken gar nicht so gut, und da- 
her arrangierte Stephens Inc., 
daß die Union Bank of Switzer- 
land im Austausch gegen Aktien- 
anteile 25 Millionen Dollar in die 
Firma hineinpumpte. 


Die Union Bank of Switzerland, 
die im allgemeinen nicht die Ge- 
wohnheit hatte, in kleine ameri- 
kanische Firmen zu investieren, 
wurde zu der Zeit, als der Deal 
abgeschlossen wurde, zum Part- 
ner eines Gemeinschaftsunter- 
nehmens mit der BCCI in einer 
anderen Schweizer Bank ge- 
macht. 


Die verschlungenen 
Verbindungen 


An der Ausarbeitung des Deals 
mit Bahrain und Harken ent- 
scheidend beteiligt war Michael 
Ameen, ein Ol-Berater aus Hou- 


ston, der vorher für solche Gigan- 


ten wie Mobil Oil und Arabian 
American Oil (Aramco) gearbei- 
tet hatte. 


Ameen hat zugegeben, daß er 
enge Bindungen zu Kamal Ad- 


ham, ein Großaktionär in. der 
BCCI und ehemaliger Chef des 
saudi-arabischen Geheimdien- 
stes, und Abdullah Taha Bakhsh, 
ein saudischer Geldanleger, der 
etwa 17 Prozent des Aktienkapi- 
tal von Harken besitzt und um- 
fangreiche Geschäfte in Saudi- 
Arabien und in den Vereinigten 
Staaten betreibt, unterhält. 


Als er an dem Deal zwischen 
Bahrain und Harken arbeitete, 
wies Ameen, der als Berater auf 
der Gehaltsliste des amerikani- 
schen Außenministeriums stand, 
den neuen US-Botschafter für 
Bahrain, Charles Hoestler, ein. 


Hoestler, der behauptet, bei dem 
Harken-Deal mit Bahrain keine 
Rolle gespielt zu haben, gibt je- 
doch zu, Finanzberater für Mo- 
hammad Hammoud gewesen zu 
sein, der in einer Zeugenaussage 
vor dem amerikanischen Senat 
als »flexible Fassade für BCCI« 
bezeichnet wurde. Hammoud 
war Großaktionär bei BCCI. 


Reiche und Mächtige 
werden geschont 


Hammoud bringt diejenigen, die 
an der BCCI-Krake interessiert 
sind, zu Hatch. Der Senator aus 
Utah stand Hammoud nahe, der, 
wie Untersuchungsbeamte. des 
Kongresses behaupteten, ein 
erstrangiger Geldbeweger für die 
vom Iran unterstützte terroristi- 
sche Gruppe Hisbollah war. 


Hammoud war der Finanzier, der _ 


die Anteile an der amerikani- 
schen Bank der BCCI, First 
American Bankshares, von 
Clark Clifford, Verteidigungsmi- 
nister in der Regierung von US- 
Präsident Lyndon Johnson, und 
dem Anwalt Robert Altmann zu 
stark aufgeblasenen Kosten 
kaufte. 


Hammoud starb angeblich im 


vergangenen Jahr unter myste- - 


riösen Umständen in Genf. Aus 
einem Bericht ging hervor, daß 
die Leiche in seinem Sarg vier 
Zoll kleiner war als Hammoud. 


Hatch erhob sich am 22. Februar 
1990 im Senat, um eine Anspra- 
che zur Verteidigung der BCCI 
zu halten. Er verteidigte auch 
den damaligen Generalstaatsan- 
walt Richard Thornburgh, weil 
dieser Anklagen wegen der Geld- 
wäsche gegen die Bank erhoben 
hat, ein Deal mit Teilgeständnis- 


sen, der, wie sich einige Untersu- . 


. chungsbeamte. beschweren, nur 
eine Taktik waf, um die Untersu- 
chung einzustellen und die in die 
Bank-Affäre verwickelten Rei- 
chen und Mächtigen zu schützen. 


Hatch war voll des Lobes über 
das »obere Management, die Di- 
rektoren und Aktionäre der 
BCCI...für die verantwortliche 
Weise, in der die Firma auf die 
Anklagen reagiert hat«. 


Es ist bemerkenswert, daß dies 
die gleichen Leute sind, die zwei 
Jahre später jetzt Verbrechen be- 
zichtigt werden und bei den sich 
ausbreitenden Verschwörungen, 
die mit der BCCI zusammenhän- 
gen, als Verdächtige genannt wer- 
den. 


Hatch hat inzwischen zugegeben, 
daß seine Rede in Wirklichkeit 
von Altmann, dem Washingtoner 
Anwalt von BCCI, geschrieben 
wurde. Kurz nach seiner Rede 
vor dem US-Senat im Jahre 1990 
rief Hatch den Generaldirektor 
der BCCI, Swaleh Nagvi, an, der 
jetzt in den Vereinigten Staaten 
unter Anklage steht und gegen 
seine Ausweisung kämpft, und 
bat um ein Darlehen für Monzer 
Hourani, einen Immobilien-Ab- 
wickler aus Houston, der zufällig 
enge Bindungen zu Hatch unter- 
hält. 


Washington verteilt 
»Persilschein« 


Im vergangenen November, als 
einige der Verbindungsleute von 
Hatch zur BCCI in den Nachrich- 
tenmedien auftauchten, 
reichte das US-Justizministerium 
ein Schreiben, in dem ihm versi- 
chert wurde, daß er nicht das Ziel 
einer Untersuchung sei. 


In Wirklichkeit hielt das amerika- 
nische Justizministerium bei der 
Untersuchung des BCCI-Skan- 
dals die Hände im Schoß, wäh- 
rend ein Großteil der Ermittlun- 
gen durch den begrenzten Mitar- 
beiterstab des District Attorney 
von Manhatten, Morgenthau, 
durchgeführt wurde. mm 


über-. 
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Internationalismus 


Die neue 
Weltordnung 


Erster Teil 
Andreas R. Wesserle 


»Jede Kanone, die gebaut wird, jedes Kriegsschiff, das vom Stapel 
läuft, jede Rakete, die abgefeuert wird, ist letztendlich ein Diebstahl 
an denen, die hungern und nicht ernährt werden, an denen die frie- 
ren und keine Kleidung haben. Diese Welt unter Waffen gibt nicht 
nur Geld aus. Sie vergeudet den Schweiß ihrer Arbeiter, den Genius 
ihrer Wissenschaftler, die Hoffnung ihrer Kinder« (US-Präsident 
Dwight D. Eisenhower in seiner Abschiedsrede). 


So wie ein durch den sich verdun- 
kelnden Himmel schießender 
Blitz sowohl von dem sich heran- 
nahenden Gewitter als auch von 
der unerträglichen Spannung, 
die es gebärt, kündet, haben 
auch die Feuer des Golfkrieges 
ein gespenstisches Licht auf die 
drohende Wiederkehr eines kriti- 
schen Ungleichgewichts in der 
Weltpolitik und auf das tief ver- 
wurzelte Unbehagen - politi- 
scher, wirtschaftlicher und gesell- 
schaftlicher Natur - im heutigen 
Amerika geworfen. Was den 
Schauspieler betrifft, der die in- 
ternationle und nationale 
Hälfte unseres Globuses zusam- 
menhält, US-Präsident George 
Bush, so scheint dessen Sorge um 
das eigene Image, weniger um 
die bestehende Realität, kaum 
geringer geworden zu sein. 


Eine moderne 
Ausrottungs-Expedition 


Ungeachtet seines Antrittsgelöb- 


nisses von 1989, bei dem von ei- 


nem »freundlicheren, sanftmüti- 
geren« Land die Rede war, sind 
die einzigen »tausend Licht- 
punkte«, die der amerikanische 
Präsident entflammt hat, die zivi- 
len und militärischen Ziele, die 
seine Luftwaffe und Kriegsma- 
rine sowie die von ihm abhängi- 
gen Staaten mit einer seit dem 
Zweiten Weltkrieg nicht mehr ge- 
kannten Heftigkeit vernichteten. 


George Bush’s Worte — daß es 
nicht »unser Ziel sei, das Land 
Irak zu zerstören« — sind durch 
seine Taten, durch die totale, er- 


' barmungslose Kriegsführung des 


Kolosses unter den heutigen »mi- 


litärisch-industriellen _ Komple- 
xen« gegen ein kleines Dritte- 
Welt-Land und durch seine unab- 
lässigen Bemühungen, das Land 
dureh Weiterschürung der Flam- 
men des dort herrschenden Bür- 
gerkriegs auszuradieren, ad ab- 
surdum geführt worden. Der Irak 
wurde »in das Steinzeitalter zu- 
rückgebombt«. Jetzt nach Kriegs- 
ende soll er auch noch die wahn- 


Geführt von dem Engländer 
T.E. Lawrence - bei den Ban- 
nern -, formieren sich Bedui- 
nen im Ersten Weltkrieg zur 
Schlacht gegen die ottomani- 
schen Herrscher. 


witzigen Kosten und Reparatio- 
nen eines totalen Krieges, den er 
nicht einmal die Fähigkeit hatte 
zu beginnnen, auf sich nehmen. 


Der Golfkrieg war »neo-kolo- 
nial« oder hinterhältig. Seiner äu- 
ßBeren »High-tech«-Merkmale 
des 21. Jahrhundert entkleidet, 
erinnert er in beschämender 
Weise an die imperialen Ausrot- 
tungs-Expeditionen vergangener 
Zeiten, wie zum Beispiel an die- 
jenige, die - mit Hilfe der einge- 
borenen Askari - von Lord Kit- 
chener 1898 gegen Abd Allahs 
Sudan geführt wurde. Bezeich- 
nenderweise bewegte sich der 
Krieg auch in der durch die Zeit 
geheiligten Tradition politischer 
Kreuzzüge, besonders der von 
der puritanisch-calvinistischen 
Sorte, die nach dem Manifest De- 
stiny — die Doktrin des 19. Jahr- 
hunderts, mit der die fortlau- 
fende territoriale Expansion der 
USA als deren offenkundiges 
Schicksal postuliert wurde - 
riecht. 


Eine neue Facette des 
psychologischen Krieges 


Hier waren die Bemühungen der 
Führungskräfte Amerikas, die 
gesamte zivile Bevölkerung zum 
permanenten Krieg zu mobilisie- 
ren — durch Aufstachelung eines 
jeden einzelnen und aller Bürger 
zu einem propagandistischen 
Massenaufstand, »Heimatfront« 


genannt -, mindestens ebenso be- 
deutsam wie die militärische Of- 
fensive jenseits der Landesgren- 
zen. Bushs Versprechen in'seiner 
Rede zur Lage der Union, »hun- 
dert Jahre Frieden« herbeiführen 
zu wollen, sollte daher ganz ein- 
fach als weitere Facette seiner 
»psy-war operations« (psycholo- 
gischen Kriegsführung) verstan- 
den werden. Welch eine verzwei- 
felte Art und Weise, sein Volk auf 
die vor ihm liegenden Opfer vor- 
zubereiten! 


Genauer gesagt, die Mißachtung 
für diplomatische Kompromisse 
und die zielstrebige Konzentra- 
tion auf offensive Wege und Mit- 
tel - gegen militärisch unterle- 
gene Länder -, die für die Regie- 
rungen unter Reagan und Bush 
charakteristisch waren, haben es 
außerdem wahrscheinlich _ge- 
macht, daß das zwanzigste Jahr- 
hundert noch blutiger enden 
wird, als es begann: Mit Kolonial- 
kriegen und Kriegen wegen Ko- 
lonien, die zu kontinentalen Kon- 
flikten eskalieren könnten, und, 
wenn sie nicht eingedämmt wer- 
den, mit Ausbrüchen weltweiter 
Großbrände, im Inland und inter- 
national. 


Aus der globalen Vogelschau ge- 
sehen, sind die Dinge klar. In 
dem herannahenden Gewitter 
zwischen den drei großen Wirt- 
schaftsblöcken: die Amerikas, 
vom Dollar beherrscht; die indo- 
pazifischen 


Randländer, _be- 
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herrscht vom Yen - ein Gebiet, 
das einst als das Dai To-A Kyo-e- 
ken oder die »great East Asian 
Co-Prosperity Sphere« bekannt 
war -; und das unter dem undich- 
ten Schirm der Deutschen Mark 
versammelte Europa, - hat Ame- 
rikas Establishment, aufgesta- 
chelt durch eine immer schlim- 
mer werdende Inlandskrise, die 
Welt jetzt wissen lassen, daß es 
vor nichts Halt machen wird, um 
seine Vorherrschaft in einer 
»Neuen Weltordnung« durch 
Ausschöpfung der vernichtenden 
Kapazität des Militär- und Pro- 
paganda-Apparats bis zur Neige 
abzusichern. Daher, um die 
Worte des ersten rückhaltlos im- 
perialistischen Präsidenten Ame- 
rikas, Teddy Roosevelt, zu um- 
schreiben — »werden wir laut re- 
den und dabei einen dicken 
Knüppel in der Faust halten«. 


Wiederholung der 
Revolution von 1917? 


Die ehemalige Sowjetunion an- 
dererseits wird die Rolle einer 
»Global Gadfly« (Global 
Bremse) spielen, möglicherweise 
als Reaktion auf die Zustände 
der wirtschaftlichen, sozialen 
und politischen Beinahe-Anar- 
chie, in die sie sich seit 1991 - 92 
gestürzt hat. Nach dem geschei- 
terten Staatsstreich der Reaktio- 
näre des Kremls - bei dem Präsi- 
dent Gorbatschow eine undurch- 
sichtige Rolle spielte - scheinen 
russische und die sie umgeben- 
den Republiken die Revolution 
vom März 1917 noch einmal 
durchspielen zu wollen. Wie da- 
mals bilden die Führer und Front- 
männer eine unbeständige Mi- 
schung, die sich aus dem ancien 
regime (Gorbatschow), den So- 
zial-Revolutionären (Jelzin) und 
verschiedenen Manchaster Libe- 
rale zusammensetzt, die anschei- 
nend so eben Adam Smith wie- 
derentdeckt haben. 


Wird sich Jelzin als neuer Kerens- 
kij erweisen, der dazu bestimmt 
ist, Rußland in eine sogar noch 
radikalere Umwälzung zu füh- 
ren, die entweder in einem neu- 
geschaffenen proletarischen 
Maoismus oder-mit Rückendek- 
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kung der Pamjat (»Erinnerung, 
Tradition«) - in einer Rückkehr 
zum. großrussischen Nationalis- 
mus oder zu damit verwandten 
Bewegungen (Panslawismus) ih- 
ren Höhepunkt findet? 


Was auch immer der Ausgang 
sein wird, wir werden nicht lange 
darauf zu warten brauchen. Das 
Endergebnis wird auch von dem 
Zustand der Politik und Wirt- 
schaft in Amerika abhängen. 
Einige westliche Beobachter, be- 
sonders in Polen, mögen sich 
Rußlands völlige Auflösung her- 
beiwünschen. Vielleicht sehnen 
sie sich nach den Tagen jenes an- 


deren Boris (Zar Boris Gudu- 
now) und des falschen Demetrius 
des Zeitalters der Wirren gegen 
Ende der Rurikiden-Dynastie 
Anfang des 17. Jahrhunderts zu- 
rück. Aber ein derart negativer 
Handlungsverlauf wäre unklug. 


Ja, den unterworfenen Völkern 
von der Ostsee und Ukraine bis 
zu den Grenzen Chinas muß und 
wird Unabhängigkeit und Sou- 
veränität zugestanden werden. 
Aber aus wirtschaftlichen Grün- 
den und als ausgleichende Kraft 
gegen ein übermäßig dominie- 
rendes China sollten wir eine 
dennoch äußerlich starke eurasi- 


sche Konföderation unterstüt- 
zen, die Rußlands Stelle ein- 
nimmt. Zweifelt jemand heute 
daran - schon vor dem Staatsbe- 
such des amerikanischen Außen- 
ministers Baker Mitte November 
1991 in Peking -, daß ein starker 
und stabiler Staat China auf di- 
plomatischem Wege oder mit Ge- 
walt das Millionen Quadratmei- 


Ein britischer Protege war der 
ehemalige König Abdullah, der 
hier den Felsendom während 
der arabisch-israelischen 
Feindseligkeiten 1948 besich- 
tigt. 


_ len große Territorium, das wäh- 
. rend des 19. Jahrhunderts und da- 


ar 


vor an Rußland verloren ging, zu- 
rückfordern wird? 


China wartet nur auf den rechten 
Zeitpunkt und auf folgende Be- 
dingungen: Chaos in Rußland, 
das ausreicht, um eine chinesi- 
sche Invasion erfolgverspre- 
chend zu machen - wenn diplo- 
matische Initiativen fehlschla- 
gen; starke Ausbreitung der Ver- 


‚ einigten Staaten im Ausland, ge- 


paart mit wirtschaftlich-sozialer 
Umwälzung im Inland; die ge- 
waltlose Vereinigung des Fest- 
lands China mit Taiwan und 
Hongkong. Die Welt steht an der 
Schwelle eines Stadiums in der 
Geschichte, in dem diese Bedin- 


gungen erfüllt werden. 


Die verheerenden 


- Folgen von Versailles 


Gewalttätigkeiten werden weiter- 
hin das soziale Gewebe Ost-Mit- 
teleuropas zerreißen, so wie sich 


der Krieg unter Volksgruppen 


und der Wirtschaftskrieg weiter 
ausbreiten und aufblähen wird. 
Jene durch das Diktat von Ver- 
sailles von 1919 künstlich zusam- 


. mengeschusterten Staaten wer- 
- den am meisten zu leiden haben. 


Es waren Gewalt- und Vernunft- 


. ehen zwischen völlig verschiede- 


nen Völkern, aus einem Mosaik 


- von Minderheiten erwachsen, 


die gegen Ende des Zweiten 


"Weltkriegs mit erschreckender 


- Gewalt erneut geschlossen wur- 


den. 


. Jetzt und in den kommenden Jah- 


ren, werden im sogenannten Ju- 
'goslawien (»Südslawien«) die al- 
ten Völker Kroatien, Slowenien, 


- Makedonien, das islamische Bos- 


Fe 


2 


nien, die Türken, die Albaner 
und Ungarn zu den Waffen grei- 


‘fen, um die Armeen der herri- 


schen Serben zu überwältigen; in 
Rumänien werden Millionen der 
Unterprivilegierten, die Ungarn, 
die Bulgaren, die siebenbürgi- 
schen Deutschen, die Griechen, 
Armenier und andere um ihre 


_ Freiheit ringen; in der Tschecho- 
- Slowakei, dem traurigen Schau- 


platz einer Geschichte der Ge- 
walt und Brutalität, die von der 


. herrschenden Minderheit gegen 
- eine Mehrheit von Deutschen, 


Slowaken, Ungarn und Ukrai- 


nern, ausgeübt wird, streben die 


..Slowaken und ihre Nachbarn, die 
:- :Morawen, verzweifelt nach völki- 
‚ scher Selbstbestimmung. 


+ 


Zweifellos könnten diese und an- 
dere heftige Freiheitskämpfe 
einem abenteuerlustigen Ruß- 
land mehr als eine günstige Gele- 
genheit zum Eingreifen, wie ge- 
habt, bieten. Ohne Zweifel könn- 
ten sich die großen Völker Mittel- 
europas zweckmäßig zu einer 
Rhein-Elbe-Donau-Föderation 
zusammenschließen, wie sie es 
vor 1806 für 1006 Jahre getan ha- 
ben. 


Der Totalitarismus 
in Reinkultur 


Im Nahen Osten und Südasien 
könnte der Krieg gegen den Irak, 
weit davon entfernt, die Aggres- 
sion zu besiegen, dem brodeln- 
den Kessel der zwischenstaat- 
lichen und für alle Seiten vernich- 
tenden Gewalt dieses Gebietes 
sogar noch den letzten Anstoß ge- 
geben haben. Vom Atlantik bis 
zum Agäischen Meer, und vom 
Jordan bis zum Indus, vor allem 
an der. Nahtstelle der Grenzen 
von Pakistan, Kaschmir, Indien 
und China, muß sich die Welt auf 
immer weiter eskalierende Run- 
den des Massenkonflikts vorbe- 
reiten. Auch hat die moslemische 
Welt, von Mauretanien über In- 
donesien bis nach Washington, 
noch nicht das letzte Wort gespro- 
chen. 


Aber wie zum Teufel sind wir in 
diesen Schlamassel hineingestol- 
pert? Und was noch wichtiger ist, 
wie kommen wir wieder da raus? 
Der Versuch, diese Fragen zu be- 
antworten, wird uns hier beschäf- 
tigen, indem wir die machtpoliti- 
schen, militärischen,  histori- 
schen und moral-ökonomischen 
Dimensionen einer eingehenden 
Untersuchung unterziehen. Es 
kann keine einfache Anwort dar- 
auf geben. 


Aber es gibt eine Zielrichtung: 
die traditionalistische oder teil- 
weise traditionalistische Mehr- 
heit der Gesellschaften dieser 
Erde wird verzweifelt um ihr 
Überleben kämpfen, ihre höch- 
sten Werte zu retten, während sie 
in den immer fester werdenden 
Griff der Weltindustrie und des 
Welthandels, der Weltpolitik und 
der »modernisierenden« Ideolo- 
gien hineingerät. Zu diesem 
Zweck übernehmen sie die mäch- 
tigsten Merkmale der sogenann- 
ten Muster- oder entwickelten 
Gesellschaft: Waffen, Industrie 
und vor allem, einen erzwunge- 
nen sozial-politischen Zusam- 


menhang. Dies nicht zu tun be- 
deutet den Verlust der staatlichen 
Unabhängigkeit, soziales und 
wirtschaftliches Chaos, technolo- 
gischer und unbegrenzter Mas- 
senmord, der von den Starken an 
den Schwachen begangen wird 
und, für jene miserables, die es 
schaffen, körperlich zu überle- 
ben, die gründlichste und am 
stärksten dehumanisierendste 
Versklavung, die in den letzten 
5.500 Jahren der Menschheitsge- 
schichte entwickelt wurde - letz- 
tenendes den Totalitarismus in 
Reinkultur. 


A caveat: Es kann uns auch pas- 
sieren. Ist uns vielleicht schon 
passiert. 


Die Schwächen 
des Irak und der USA 


Ein Schlüsselwort ist »Schwä- 
che«. Im vorliegenden Fall sind 
sowohl der Irak als auch die USA 
schwach, wenn auch auf verschie- 
dene Art und Weise. Saddam 
Hussein und sein »arabisch-sozia- 
listisches« Ba’ath-Regime waren 
1990 entgegen allen gegenteili- 
gen Behauptungen immer noch 
durch den achtjährigen Krieg mit 
dem Iran erschöpft, trotz sorfgäl- 
tig ausgewählter Militärhilfe aus 
den Vereinigten Staaten, der So- 
wjetunion und China. Es war 
nämlich diese Schwäche, zusam- 
men mit soliden historischen An- 
sprüchen, die die irakische Füh- 
rung dazu anstachelte, immer ak- 
tivere Schritte gegen das ölreiche 


‘ Kuwait zu unternehmen, mit offi- 


zieller Ermunterung durch die 
USA. 


Und was noch grundlegender ist, 
die Ba’athisten hatten einen Irak 
geerbt, der sich aus völlig unter- 


schiedlichen völkischen und reli- ° 


giösen Schichten zusammen- 
setzt, niedergedrückt durch Ar- 
mut und Ungleichheit, von Anal- 
phabetentum durchsetzt und mit 
der Bürde eines hohen Bevölke- 
rungswachstums belastet - Merk- 
male, die-peinlich genau auch auf 
Amerika zutreffen! -. 


In einer klassischen Situation der 
Unterentwicklung verstrickt, ent- 
schlossen sich die Ba’athisten, 
die nach der Kassemitischen Re- 
volution von 1958 an die Macht 
kamen, dazu, den Irak durch eine 
sozial-wirtschaftlichee Reform, 
durchgeführt durch ein autokrati- 
sches Regime, zu modernisieren 
- Maßnahmen, die sie mit Sicher- 


heit auf Jahrzehnte hinaus be- 
schäftigt, und militärisch und 
wirtschaftlich im Vergleich zu ih- 
rem Rivalen Saudi-Arabien und 
ihrem Feind Israel unterlegen 
halten werden. 


Im Gegensatz zu einem Irak, der 
vor der schweren Entscheidung 
zwischen Modernisierung und 
Tod stand, schienen die Vereinig- 
ten Staaten unter den Präsiden- 
ten Reagan und Bush darauf be- 
dacht zu sein, selbst den beschei- 
dendsten Sozialreformen, die in 
den fünf Jahrzehnten vor 1981 
durchgeführt und institutionali- 
siert wurden, den Rücken zu keh- 
ren, mit ihrem erklärten Pro- 
gramm, angeblich die einfache- 
ren Werte eines vom Kapitalis- 


. mus des Laissez-faire und vom 


klassischen Liberalismus gepräg- 
ten 19. Jahrhundert »wiederer- 
obern« zu wollen. 


In Wirklichkeit sind die Vereinig- 
ten Staaten jedoch der klassische 
Fall einer Gesellschaft, die unter 
Über- und Unterentwicklung lei- 
det. Die immer stärker werdende 
Bereitschaft des Establishments, 
nicht erklärte Kriege zu führen 
und seine kompromißlose Ver- 
pflichtung zu weltweitem Handel 
und Entwicklung haben das 
Amerika des 20. Jahrhunderts in 
zwei Lager gespalten. Eine im- 
mer breiter werdende gesell- 
schaftliche Kluft tut sich zwi- 
schen den obersten Cliquen auf 
der einen Seite, und der schrum- 


‘pfenden Mittelklasse und sprie- 


Benden Unterklasse auf der an- 
deren Seite auf. 


Das Futter 
für Proletarier 


Das alte Lied wird wahr: »Die 
Reichen werden immer reicher, 
und die Armen werden immer är- 
mer.« Den ersteren, internatio- 
nal engagiert, steht es frei, ihre 
Finanz- und Wirtschaftsherr- 
schaft im Inland zu sichern und 
weiter auszubauen, und sie durch 
politische Überlegenheit im Aus- 
land voll auszunutzen. Die Mitt- 
leren und die Unteren, die durch 
wuchernde Lebensunterhaltsko- 
sten, durch chronische Unterbe- 
schäftigung und Arbeitslosigkeit 
geplagt werden, deren Leben 
durch eine wild aus den Fugen ge- 
ratene Kriminalität unmittelbar 
bedroht wird, und deren soziale 
Sorgen sich vielfach sturzartig in 
selbstentfremdende Angste. ver- 
wandeln, haben es schon so gut 
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wie aufgegeben, sich an politi- 
schen Prozessen zu beteiligen, 
geschweige denn, sie selbst in die 
Hand zu nehmen. 


Mit einer Ausnahme: Sie plap- 
pern die Formeln, die ihnen von 
»oben« vorgegeben und von den 
elektronischen und gedruckten 
Medien dargeboten werden, kri- 
tiklos nach, ein Verbrauchsgut, 
das in Orwells »1984« als »prole- 
feed« (Futter des Proletariers) 
- bezeichnet wird. 


In den Reagan-Bush-Jahren ha- 
ben wir eine unbewegliche Ver- 
stärkung, eine Verknöcherung 
des bereits gewaltigen und streng 
bürokratisierten militärisch-kör- 
perschaftlichen Kolosses erlebt. 
Ruft dieses Bild der gerinnenden 
sozialen Schichtung, der galop- 
pierenden Verarmung und desbe- 
schleunigten Wachstums einer 
übermächtigen Oligarchie nicht 
das kaiserliche Rom des dritten 
und vierten Jahrhundertss . vor 
der Zeitrechnung ins Gedächtnis 
zurück? 


Sicherlich, es bestehen offen- 
sichtliche Unterschiede im Stil. 
Aber ist der nominell freie Bür- 
ger von heute - als »moralisch au- 
tonomer« Mensch - wirklich bes- 
ser dran als seine Vorfahren, die 
»Glebae adscripti« des älteren, 
größeren Imperiums? (Anmer- 
kung des Übersetzers: Glebae 
adscripti, die der Erdscholle Zu- 
geteilten. So hießen seit dem 4. 
Jahrhundert nach Christi im Rö- 
mischen Reiche die Arbeiter auf 
Gütern, die persönlich frei, aber 
an den Boden des betreffenden 
Gutes in der Art gebunden wa- 
ren, daß sie, auch wenn dieses in 
andere Hände überging, mit 
demselben verbunden blieben). 


Es paßt dazu, daß die Regierung 
einer Plutokratie von einem-um 
eine gelungene Formulierung 
von 1928 zu entleihen - »Kabi- 
nett von Milliardären«, ange- 
führt von Bush, Quayle, Baker 
und Brady, und in Rußland ge- 
konnt von dem Texas-Trickster 
Robert Strauss vertreten, ange- 
führt wird. Hauptgrund für die 
Ernennung dieses Öl- und Ben- 
zin-Wheeler-dealers (Mau- 
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schlers) eines ehemaligen Lan- 
desvorsitzenden der Democratic 
Party, auf den Posten des Bot- 
schafters der Vereinigten Staaten 
im heutigen Rußland, ist der 
Spielraum, der ihm und seinem 
Zirkel zur Plünderung der natür- 
lichen Reichtümer dieses Riesen- 


reiches dadurch eingeräumt 
wird. j 
Die Gründe für 


Amerikas Golfkrieg 


Fragen: Werden sich Jelzin und 
seine Berater als stark genug er- 
weisen, um der vom Weißen 
Haus unter Bush-Baker-Bobby 
Strauss ausgeübten wirtschaft- 
lich-politischen-militärischen Er- 
pressung standzuhalten? Wird 
Mütterchen Rußland von heute 
sich als stark genug erweisen, um 
seine natürliche Hilfsmittel in di- 
plomatischen Vorteil umzuset- 
zen? Oder werden die bevorste- 
henden ‚Unstabilitäten der Welt- 
wirtschaft - wenn der Aufschrei 
ertönt: »Rette sich wer kann!« - 
die russisch-amerikanischen Be- 
ziehungen in neue Tiefen stür- 
zen? 


Nun will es das traditionelle Ge- 
fühl so, daß solche Unternehmer 
mit großer Umsicht handeln - 
oder handeln sollten. Risiken, 
Gemeinkosten und vernünftige 
Chancen gewinnbringend gegen- 
einander abwägend und viel- 
leicht sogar auf ein unbestimmtes 
Rechtsgut reflektierend, das ver- 
gangenen Generationen als »das 
Gemeinwohl« (Gott behüte!), 
ohne Haß, bekannt war. 


Quatsch. Ein Blick auf einige der 
Beweggründe, die Präsident 
Bush in das Kriegsgemetzel ge- 
gen den Irak stürzten, wird dem 
unbefangenen Beobachter die 
Tatsachen des Lebens, das heißt 
des Todes, nahe bringen. 


Einige spezifische Gründe für 
Amerikas Krieg mit dem Irak: 
Erstens, Abenteuerlust im Aus- 
land. Um die Aufmerksamkeit 
des amerikanischen Volkes von 
der Heimat abzulenken und es 
gegen einen fremden Teufel zu 
mobilisieren. 


Zweitens, ein alarmierender Ver- 
fall.der Popularität von Präsident 
Bush vor dem August 1990, mit 
entsetzlichen Folgen für 1992. 
Die Gefühle gegen ihn hätte man 
mit dem Satz zusammenfassen 
können: »All show, no go« (»Al- 


. persischen, 


les Schau, nichts geht mehr«). 
Drittens, ein Anreiz für die rück- 


läufige amerikanische Wirt- 
schaft. 

Viertens, die engen Bindungen 
Bushs und des Außenministers 
Baker zur Ölindustrie in Texas 
und im Nahen Osten. 

Fünftens, ihre Allianz mit den re- 
aktionären Cliquen in Saudi-Ara- 
bien, Kuwait, Bahrein und den 
anderen Scheichtümern am Golf. 
Diese waren mehr und mehr über 
den Erfolg der internen Refor- 
men von Saddam Hussein beun- 
ruhigt, der ein schlechtes Licht 
auf die fehlende politische und 
soziale Reform der Reaktionäre 
— besonders hervorstechend in 
bezug auf hunderttausende von 
palästinensischen, ägyptischen, 
pakistanischen 
»Gastarbeitern« und Geschäfts- 
leuten die in diesen Staaten leb- 
ten - warf. 


Das Eenster der 


Sechstens, die goldene Gelegen- 
heit, die Vorherrschaft über das 
Golfgebiet und ganz Südwest- 
asien, vom Bosperus bis zum 
Indus auf Jahrzehnte hinaus zu 
etablieren, was die Beseitigung 
einer Keimzelle für zukünftige 
nahöstliche Unabhängigkeit be- 
deutet, wie ja auch tatsächlich die 
ehemaligen Keimzellen für einen 
Volksaufstand, siehe Mossa- 
deghs Bewegung im Iran und spä- 
ter das Khomeni-Regime, durch 
amerikanische Einmischung 
überwältigt oder gelähmt wur- 
den. 

Siebtens, nachdem Bushs Ent- 
scheidung, Saddam zu vernich- 
ten, in oder vor den ersten Tagen 
des August 1990 getroffen wur- 
den, als Unterstützung für die pa- 
rallel laufenden Absichten des 
von Amerika abhängigen Staates 
Israel; bedeutet dies heute auch 
Unterstützung für die expansio- 
nistischen Ziele der Zionisten: 
Vorherrschaft über den Nahen 
Osten vom Persischen Golf bis 
zur Mündung des Nils - »Er herr- 
sche von Meer zu Meer, vom Eu- 
phrat bis an die Enden der Erde. 
Vor ihm mögen sich die Steppen- 
völker bücken und seine Feinde 
in den Staub fallen ... .« Psalm 72, 
8-9. 


Achtens, die Panik, jetzt schon 
fast vergessen, die im Weißen 
Haus durch den Erfolg der au- 
Benpolitischen Initiativen Gor- 
batschows in Westeuropa ausge- 


löst wurde, die Sorge über die Be- 
freiung Mitteleuropas von der 


Elbe bis zum Bug, einst zuverläs- - 


sig von den Sowjets besetzt, und, 
umgekehrt, die freudige Eıre- 
gung über die Unordnung in der 
UdSSR. Ein Imperialer Impera- 
tiv wurde wahrgenommen: Das 
»Fenster der günstigen Gelegen- 
heit« aufstoßen und das Zepter 
der Weltherrschaft ergreifen! 


Dies alles für die anderen Völker . 


- mit Ausnahme der Russen -tar- 
nen, indem man es als con-domi- 
nium ausgibt; so etwas nennt 
man dann die Neue Weltord- 
nung. 


Der Plan funktionierte 1990-91 
auf brilliante Weise, hauptsäch- 
lich deswegen, weil die Sowjet- 
union zu sehr mit ihren eigenen 
Krisen im Inland vollbeschäftigt 
war, um erfolgreich im Irak ein- 
greifen zu können. Widerstre- 
bende, oftmals finanziell ange- 
spannte Länder wie die Staaten 
Südamerikas, die afrikanischen 
Mitgliedstaaten des Sicherheits- 
rats der Vereinten Nationen, 
ebenso wie Ägypten, Syrien, Tür. 
kei, ganz zu schweigen von Israel 
und der. Sowjetunion, wurden 
auch auf Amerikas Seite ge- 
drängt und gelockt, indem sie 
kollektiv mit Zusagen von hun- 
derten von Milliarden Dollar an 
Hilfsgeldern und »Schuldener- 
laß« überschüttet wurden. 


In der Tat eine sprunghafte Poli- 
tik, für eine nahezu bankrotte 
amerikanische Regierung, deren 
Bürgern zugemutet wurde, im- 
mer drückendere Belastungen 
für ein immer kleineres, immer 
erbärmlicheres Stück vom Ku- 
chen auf sich zu nehmen, wäh- 
rend sie die weltimperialistische 
Voreingenommenheit der ameri- 
kanischen Macht-Elite unter- 
stützt. 


»Quo usque tandem, Cata- 


lina...?« Wie lange wird diese Mi- 


schung aus inländischer 
Schrumpfung und internationa- 


ler Ausdehnung noch zusammen- - 


kleben? 


Die politische 
Geschichte des Irak 


Niemand weiß das. Wenn wir die 
oben dargelegten Erwägungen 
bedenken und uns nützliche An- 
stöße aus den Gebieten der Poli- 
tik, des Militärwesens und der 
humanen Okonomie zunutze ma- 


chen, werden wir zu einigen An- 
regungen kommen können. 


_ Irakische Ansprüche auf das 


ganze oder einen Teil von Kuwait 
- die Inseln Warba und Bubiyan - 
die Verärgerung über die Schräg- 
bohrung der Kuwaitis in das Öl- 
feld von Rumailah hinein, und 
der eigentliche Ursprung und das 
Überleben des Staates Irak sind 
wesentliche Bestandteile der oft 
gewalttätigen Prozesse der 
Staatsbildung, der Modernisie- 
rung, das Legat des zwanzigsten 
Jahrhunderts für die Völker 
Lateinamerikas, einen Großteil 
Europas, Afrikas und Asiens. 
Der Irak war oft das Opfer so- 
wohl zentrifugaler als auch zen- 
tripetaler Tendenzen, die erzeugt 
und gesteigert wurden durch 
seine heterogene Gesellschaft, 
die sich unter anderen Gruppen, 
aus den Indo-europäisch spre- 
chenden Kurden und den Volks- 
türken, beide sunnitische Mos- 
lems, im Norden, den. moslemi- 
schen Arabern, viele davon 
Schiiten, des Südens, und den 
enggestrickten nestorianischen, 
chaldeanischen und armenischen 
christlichen Gemeinden zusam- 
mensetzt; ebenfalls spielten auf- 
einanderfolgende Wellen von Er- 
oberern eine Rolle. Die »arabi- 
sche« Mehrheitskultur des Irak 
hat widersprüchliche Schwünge 
der Enttäuschung, Reaktion und 
Anpassung an diese Tendenzen 
durchlaufen. 


Vom Beginn der aufgezeichneten 
Zeit an, seit über fünftausend 
Jahren, hatten das jetzt als Irak 
bekannte Land und das Kuwait 
genannte Scheichtum ein ge- 
meinsames Schicksal. Zusam- 
mengenommen bilden sie die 
zentralen und südlichen Teile des 
antiken Mesopotamiens, das von 
Norden nach Süden etwa 1000 
km groß ist, das »Land zwischen 
den Flüssen« Tigris, dem Euphrat 
und deren Zusammenfluß, das 
Schatt-el Arab. 


Irak, was annähernd »die Wur- 
zeln, der Verwurzelte« bedeutet, 
kann als Wiege der Kultur, der 
Politik und der Zivilisation um 
die Ehre wetteifern, und Kuwait 
war eine der Grenzmarschen, die 
ihre Flanken gegen das Eindrin- 
gen aus »Arabia Deserta« schütz- 
ten. Das Gebiet ist durch gewal- 
tige Gegensätze gekennzeichnet 
und verzerrt worden: des Klimas, 


des unsagbaren Reichtums und 


zermürbender Armut, der Herr- 


.. scher und der Beherrschten, und 


es liegt quer zu den produktiv- 
sten und umstrittensten Verbin- 
dungs- und Handelswegen auf 
Erden. j 


Der britische 
Imperialismus 


Vor dem Ersten Weltkrieg, als 
der größte Teil des Nahen Ostens 
unter der Herrschaft des Ottoma- 
nischen Reiches stand, wurde 
Mesopotamien, einschließlich 
Kuwait, jahrhundertelang durch 
das »vilayet« (Regierungsbezirk) 
Basra, der größten Stadt im südli- 
chen Irak, verwaltet. Im Verlaufe 
dieses Krieges wurde die türki- 
sche Herrschaft durch den briti- 
schen Imperialismus abgelöst. 


Dann, 1919 und 1920, teilte Groß- ° 


britannien in den sogenannten 
Friedensabkommen von Paris, 
Sevres und San Remo das ganze, 
riesige Reich, das sich von Nil 
zum Bosperus bis zum Khyber- 
paß und dem Golf von Oman er- 
streckte, nach geheimen Verträ- 
gen, die zwischen den Regierun- 
gen Seiner Majestät, Frankreichs 
und des zaristischen Rußlands - 
letzteres wurde 1917 von der Beu- 
teaufteilung ausgeschlossen - ab- 
geschlossen wurden, auf. Diese 
Vereinbarungen, die brilliante- 
sten des Verhandlungspakets, das 
kollektiv als die Sykes-Picot-Ver- 
träge von 1915 — 1916 bekannt 
war, lief anderen von den Briten 
abgeschlossenen Pakten, wie 
zum Beispiel der Balfour-Erklä- 
rung von 1917, die ein »nationa- 
les Heimatland für die Juden« in 
Palästina schuf, und, sogar noch 
gleißender, den zwischen dem 
Verwalter der moslemischen Hei- 
ligen Länder, Sherif Hussein von 
Mekka, erzielten Verständigung 
zuwider. Letzterer war durch die 
Aussicht auf ein vereintes Ara- 
bien, das sich vom Roten Meer 
bis zu den oberen Abschnitten 
des Tigris erstrecken sollte, ver- 
anlaßt worden, gegen die ottoma- 
nische Herrschaft zu rebellieren 
(Lawrence of Arabia). 


Sherif Hussein ist der Vorfahr so- 
wohl des Königs Hussein von Jor- 
danien als auch des verstorbenen 
Königs Feisal II. von Irak, der 
während der von General Abdul 
Karim el-Kassem angeführten 
englandfeindlichen Revolution 
1958 getötet wurde. 


Großbritannien riß sich den Lö- 
wenanteil selbst unter den Nagel. 
Nachdem die Pläne, Mesopota- 
mien - wegen dessen Nachkriegs- 


rolle als Gegengewicht zum Ein- 
fluß der Franzosen in Syrien, 
dem Libanon und der Türkei, als 
Barriere gegen die Ausbreitung 
eines erfolgreichen Nationalis- 
mus über die Grenzen der Türkei 
und des Irans hinaus und nicht zu- 
letzt bis zu den reichen Ölvor- 
kommen des nördlichen Mesopo- 
tamiens — aufzuteilen, 1920 zu den 
Akten gelegt wurden, wurde das 
meiste davon als »Irak«, eine bri- 
tische Dependanz, der nominell 
König Feisal I., ein Sohn des She- 
rif von Mekka, vorstand, konsti- 
tuiert. Es wurde als »Mandat 
Klasse A« getarnt, das dem Ver- 
einigten Königreich durch den 
Völkerbund zuerkannt wurde. 


Macht schafft 
Recht 


Es sei darauf hingewiesen, daß 
die einheimischen Araber von 
Anfang an völlige Unabhängig- 
keit verlangten, wie die von US- 
Präsident Wilson in den Nahen 
Osten entsandte amerikanische 
King-Crane-Kommission pflicht- 
gemäß berichtete, und daß sie 
sich nicht einen Augenblick von 
den britischen Manövern hinters 
Licht führen ließen. 


Es ist in der Tat sehr zu bedauern, 
daß es ein anderer amerikani- 
scher Präsident - unter gewaltsa- 
mer Verletzung des von Präsident 
Wilson eingehaltenen Selbstbe- 
stimmungsrechts der Völker - 
1990-91 für angemessen erach- 
tete, die Vereinten Nationen, die 
Nachfolgeorganisation des Völ- 
kerbunds, so zu manipulieren, 
daß sie im Kielwasser seiner Ver- 
suche, den Irak zu zerschlagen 
oder zu zerstückeln, mitzogen. 
»Macht schafft Recht«, aber 
»Gewalt gebärt auch Gewalt«, 
und wir dürfen bestenfalls damit 
rechnen, daß die Täuschungsma- 
növer von 1991 die Unordnung 
im Nahen Osten und um den Glo- 
bus herum nur noch verschlim- 
mern werden. 


In der Zeit zwischen dem Ersten 
und Zweiten Weltkrieg waren die 
Briten nicht in der Lage, eine 
scheinbare Sympathie mit beharr- 
lichen arabischen und irakischen 
Bestrebungen nach Unabhängig- 
keit mit schnellem Zugriff auf be- 
waffnete Macht, darunter viele 
Einsätze, die von der Royal Air 
Force gegen die Zivilbevölkerun- 
gen geflogen wurden, zu kombi- 
nieren. Britische »Berater« leite- 
ten die Stammes-Scheichtümer 


längs des Golfs, einschließlich 
Kuwait. 


Die feierliche Übernahme sol- 
cher Dokumente wie das Organic 
Law of 1924 - (die Verfassung), 
der Vertrag von 1930 mit dem Ver- 
einigten Königreich - der eine 
25jährige »Allianz« zwischen 
Irak und Britannien vorsah, dann 
der von den USA angeführte 
Bagdad-Pakt von 1955 folgte - 
und die Aufnahme des Iraks in 
den Völkerbund im Jahre 1932 
änderten nichts an den zugrunde- 
liegenden Realitäten. Die Bezie- 
hungen dauerten durch eine 
Reihe von internen Machtkämp- 
fen im Irak hindurch - die Führer . 
der verschiedenen Parteiungen ° 
wurden dabei gewöhnlich von 
den Briten großzügig subventio- 
niert - bis April 1941 an, als Ra- 
schid Ali al-Gailani eine deutsch- 
freundliche Regierung einsetzte, 
die unverzüglich von den Briten 
zerschlagen wurde. 


Interesse an Chaos 
und Bürgerkrieg 


Die Politiker, die die irakische 
Gesellschaft bis zum Staats- 
streich von 1958 dominierten - 
und die britische Herrschaft die 
durch sie ermächtigt wurde, - wa- 
ren von folgenden Merkmalen 
gekennzeichnet: Die »graduali- 
stische« Annäherung an die 
Emanzipation vom Kolonialis- 
mus aus; eine gelinde gesagt kon- 
servative Einstellung zu einer so- 
zialen, wirtschaftlichen oder poli- 
tischen Reform; die Gründung 
einer »Arabischen Föderation«, 
die den Irak und Jordanien um- 
faßt; Entfremdung vom moderni- 
stiichen arabischen Gedanken- 
gut, damals durch das Kairo von 
Gamal Abdel Nasser dominiert; 
weitverbreitete Korruption; Un- 
terdrückungsherrtschaft. 

General Nrui es-Said war der re- 
präsentativste Politiker dieser 
Epoche. Ohne zu versuchen, zu 
viel zugunsten des Sturzes jenes 
ancien regime, oder zugunsten 
der »nationalistisch-modernisie- 
renden« Regierungen, die seit- 
dem zur Macht gekommen - 
viele von ihnen durch coups d’E- 
tat-zu verlangen, hat sich für die 
Mehrheit der Irakis eine scharf- 
geschnittene Auswahl herausge- 
schält: Zwischen einem korrup- 
ten, unterdrückenden Kolonial- 
regime oder einem solchen, das 
stark, nationalistisch, reformi- 
stisch, verhältnismäßig sauber 
und, gewöhnlich diktatorisch ist. 
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Man könnte noch von einer drit- 
ten Auswahl sprechen, eine, die 
von solchen interessierten Au- 
Benseitern wie Israel, Türkei, die 
Vereinigten Staaten und, früher, 
die UdSSR - jedes dieser Länder 
aus eigenen Gründen - favori- 
siert wird: nationale Schwäche, 
Bürgerkrieg, Chaos und Zerstük- 
kelung. 


Wenn Amerika ehrlich für regio- 
nale und weltweite Stabilität ein- 
tritt, für eine »Ordnung«, in der 
kollektive Lasten (Unterentwick- 
lung) und Vermögenswerte 
(menschliche und natürliche Res- 
sourcen) bis zu einem gewissen 
Ausmaß miteinander geteilt wer- 
den können, dann sind die erste 
Wahl — Kolonialismus - und die 
dritte — Zerstückelung — ausge- 
schlossen. 


Atomkanonenboot - 
Diplomatie im Weltdorf 


Im zwanzigsten Jahrhundert, 
schlimm genug, scheinen die 
mächtigsten Nationalstaaten 
Clausewitzs Diktum, daß »Krieg 
die Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln« sei, auf den 
Kopf gestellt zu haben. Sicher- 
lich scheint Uncle Sams: inter- 
nationales Verhalten sich nach 
einem »Gesetz des umgekehrten 
Verhältnisses« zu verändern: Je 
»totaler« die angewendeten Mit- 
tel, desto weniger Interesse an 
Verhandlung durch Diplomatie. 


Ein zweites Verhältnis bestimmt 
die Totalität der Mittel: Je schwä- 
cher sich ein amerikanischer Prä- 
sident unter dem Aspekt der 
Wirtschafts- und der Innenpolitik 
vorkommt, um so stärker neigt er 
dazu, sich für Krieg zu entschei- 
den. Letztere Formel scheint sich 
auf den Zweiten Weltkrieg - und 
auf den Ersten, mit Abwandlun- 
gen -, auf die Korea- und Indo- 
china-Zwischenfälle und auf 
Amerikas Golfkrieg zu beziehen. 


So wie die psychischen Abstände 
in den Bereichen der Wirtschaft 
und der Politik schrumpfen — das 
Globale Village oder Weltdorf -, 
und Amerikas finanzielle und in- 
nenpolitische Lage immer heik- 
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ler wird, drängen die Führer der 
USA die Amerikaner und die üb- 
rige Welt weiter den Pfad zur to- 
talen Kriegslust hinab. Im Stil 
wird Uncle Sam das irakische 
Modell, oder das der »expandier- 
ten Kanonenboot-Diplomatie 
Lateinamerikas« bevorzugen, 
nämlich Eingreifen, das in Sta- 
dien sich verstärkender Gewalt 
vor sich geht; Vom Embargo über 
Blockade zur völligen Gewalt in 
drei leichten Schritten, wonach 
ein Land oder eine Region meh- 
rerer Länder zur internationalen 
Impotenz, Reibereien und Chaos 
im Inland und somit zur leichten 
Beherrschbarkeit durch Washing- 
ton und Wall Street herabgewür- 
digt werden kann. 


Dieses dreistufige Muster der In- 
tervention ist gänzlich oder teil- 
weise schon unter den Reagan- 
und Bush-Regierungen in Er- 
scheinung getreten, die sich eine 
Aufeinanderfolge von Ländern 
und Regime, ob »linkslastig« 
oder »rechtslastig«, zum Ziel ge- 
nommen hatten, die es wagten, 
Washingtons Wünschen zu wider- 
stehen: Nicaragua, Südafrika, 
Grenada, Libyen, Panama, die 
Philippinen und in jüngster Zeit 
Irak. Was auch immer deren Re- 
gierungssysteme waren, diese 
und andere Länder werden als 
»demokratisch« bezeichnet, 
wenn sie sich den Wünschen von 
Amerikas imperial-gesinnter 
Macht-Elite beugen, als »tyran- 
nisch« oder als » Aggressor« wer- 
den sie beschimpft, wenn sie sich 
dieser widersetzen. 


Unter dem Aspekt der uneinge- 
schränkten Machtpolitik mag es 
für Amerika »logisch« erschei- 


nen, sich auf die immer erbar- 
mungslosere Anwendung ameri- 
kanischer ABC-(atomare-bakte- 
riologische-chemische) Waffen 
und der Public Relations-Fähig- 
keiten zu versteifen. Bald könnte 
die zum Himmel schreiende Not- 
wendigkeit zur Reform von Ame- 
rikas inländischen und internatio- 
nalen Beziehungen Washington 
jedoch zu klügeren Optionen füh- 
ren: Die Modelle des alten 
Roms, des alten Ägyptens, des 
alten Chinas, die, aus ihren Feh- 
lern lernend, vorsichtig wählten, 
um zum dauerhaften Wohle der 
Menschheit und ihrer selbst ihre 
Stärke zu bewahren und sich 
einer Politik der permanenten 
Expansion zu enthalten. 


Wer kann den 
USA noch trauen? 


Professor Abbas Hamdani, der 
der Fakultät für Geschichte der 
University of Wisconsin-Milwau- 
kee angehört, hat diplomatische 
Schritte, die vor und nach dem 
August 1990 in bezug auf das Pro- 
blem Kuwait unternommen wur- 
den, sorgfältig in Einzelheiten 
untersucht. Aber es ist die Auf- 
gabe dieses Referats, das völlige 
Nichtvorhandensein von Diplo- 
matie, das die jüngsten Bemü- 
hungen der USA auf dem Gebiet 
charakterisierte, und Möglichkei- 
ten zur Verbesserung zu doku- 
mentieren: Den Mangel an geisti- 
ger Substanz und die Verwässe- 
rung der moralischen Integrität, 
das Nichtvermögen, sich einen 
umfassenden Überblick zu ver- 
schaffen, der Verfall von Diszi- 
plin. 

Wer kann einer Regierung, in 


Als Vermittler zwischen Jordanien und Großbritannien besucht 
John Bagot Glubb, englischer Befehlshaber der Arabischen 


Legion, mit dem ehemaligen König Abdullah eine Militärstation. 


den USA und im Ausland, über- 
haupt noch trauen, die versucht, 
sich rittlings auf das Pulverfaß 
des Nahen Ostens zu setzen und 
gleichzeitg die Zündschnur des 
Krieges anzuzünden? 


Die Hauptstadien des Abstiegs 
von George Bush zur Heuchler- 
diplomatie waren, grob gesehen, 
folgende: Erstens, seine aktive 
Verwicklung, als Vizepräsident 
der Reagan-Jahre, in den Schla- 
massel der Iran-Contra-Affäre, 
eine Reihe von zutiefst korrupten 
Transaktionen, zu denen ge- 
heime Waffenverkäufe während 
des Irak-Iran-Kriegs an Iran 
durch Israel und, in der westli- 
chen Hemisphäre, illegale Waf- 
fenlieferungen an die Rebellen in 
Nicaragua gehörten. Viele Ein- 
zelheiten sind immer noch dicht 
mit dem Mantel der Geheimhal- 
tung umhüllt, aber Untersu- 
chungsbeamte auf amerikani- 
scher Kongreßebene haben er- 
mittelt, daß Vizepräsident Bush 
geheime, offizielle Reisen nach 
Honduras, Costa Rica und Pa- 
nama unternahm. 


Höhepunkt dieser schäbigen Ma- 
növer, die letztenendes nur den 
Machenschaften der Zionisten 
zum Vorteil gereichten, war der 
Versand einer persönlich von 
US-Präsident Reagan mit einer 
Widmung versehenen Bibel an 
Ayatollah Khomeini. 


Zweitens: Im Verlauf des Dezem- 
bers 1989 Einmarsch in den sou- 
veränen Staat Panama durch Prä- 
sident Bush, ein eklatanter 
Bruch des Völkerrechts und Schä- 
digung des guten Einvernehmens 
zwischen Staaten, was eintrat, als 
US-Truppen die exterritorialen 
Grundstücke der Botschaften 
von Peru und Nicaragua stürm- 
ten und damit drohten, das Glei- 
che mit der Botschaft des Vati- 
kans zu tun. 


Die grauenhafte Rhetorik 
von George Bush 


Drittens: Die aufschlußreichen 
Übungen - entweder aus Falsch- 
heit oder aus abgrundtiefer 
Dummheit heraus -, die stattfan- 
den, als der Botschafter der Ver- 
einigten Staaten für Irak, April 
Glaspie, Präsident Saddam Hus- 
sein im Juli 1990 davon in Kennt- 
nis setzte, daß die USA die Bezie- 
hungen zwischen Irak und Ku- 
wait als reine »innerarabische« 
Angelegenheit erachteten, und 


als die offiziellen Sprecher für die 
amerikanische Regierung, Kelly 
und Tutwiler, offen und wieder- 
holt erklärten, daß die Vereinig- 
ten Staaten keine »Sicherheits- 
vereinbarungen« mit oder Sicher- 
heitsbelange in bezug auf Kuwait 
hätten. Im Lichte der Tatsache, 
daß der Irak niemals die Unab- 
hängigkeit Kuwaits anerkannt 
hat, daß er 1961 und 1973 ver- 
suchte, sich Kuwait einzuverlei- 
ben, und daß es im Juli 1990 deut- 
liche Anzeichen dafür gab, daß 
sich der Irak anschickte, es zu be- 
setzen, müssen solche offiziellen 
Verkündigungen jetzt als »grünes 
Licht« oder zumindest als »gel- 
bes Licht« zur Handlung für Prä- 
sident Saddam Hussein angese- 
hen werden. 


Viertens: George Bush grauener- 
regende Rhetorik im Verlauf des 
Herbstes und Winters 1990 — 
1991, Tod und Verderben über 
den Irak bringen zu wollen, seine 
Methode des Zuckerbrots und 
Peitsche, um die ständigen und 
nicht ständigen Mitglieder des Si- 
cherheitsrates der Vereinten Na- 
tionen zu »überreden«, die Reso- 
lution 660 und die nachfolgenden 
zwölf Resolutionen zu verab- 
schieden, mit denen der »sofor- 
tige und bedingungslose« Rück- 
zug des Iraks aus Kuwait und die 
bedingungslose Rückgabe der 
»Souveränität« an Kuwait ver- 
langt wurde, und die Tatsache, 
daß Versuchen einer langen 
Reihe von interessierten Parteien 
— die sich von wiederholten Ver- 
suchen der Sowjetunion, der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft, der 
Außenminister und Regierungen 
von Italien, Deutschland, Frank- 
reich, über den Vorsitzenden der 
Sozialistischen Internationale 
und ehemaligen Bundeskanzler 
Willy Brandt bis zu den Regierun- 
gen von Algerien, Iran, Pakistan 
und sogar zum Generalsekretär 
der Vereinten Nationen, Javier 
Perez y Cuellar, erstreckten -, 
um den Golfdisput zu einem 
schnellen Ende zu bringen, so- 
wohl als auch um eine Nahost- 
Konferenz zur Gesamtlösung der 
Krisen in diesem Gebiet einzube- 
rufen, abgewimmelt wurden. 


Ein Gebräu aus 


Verwirrung und 
Dummheit 


Fünftens: Mißachtung für die an- 
scheinende Bereitschaft der iraki- 
schen Regierung bei Friedensbe- 
mühungen, die nicht unbedingt 


Ein bedrohter Herrscher, König Feisal Il., hält Audienz, während 
sein pro-britischer Onkel, Emir Abdul Ilah (Mitte), der eigentliche 
Regent, zuhört. Sie wurden beide 1958 getötet. 


»bedingungslose Kapitulation« 
bedeuten, wie zum Beispiel die 
Freilassung von Geiseln, Konfe- 
renz des Außenministers Tariq 
Aziz mit US-Außenminister Ba- 
ker in Genf. Azizs erneuter Vor- 
schlag, eine allumfassende Nah- 
ost-Konferenz einzuberufen, und 
Azizs Flüge nach Moskau, wo er 
sich vor dem Beginn der gewalt- 
tätigen Phase des Bodenkrieges 
noch einmal um sowjetische Ver- 
mittlung bemühte. 


Sechstens: Präsident Bushs Be- 
harren auf Ultimaten zur bedin- 
gungslosen Kapitulation, gefolgt 
von der Anwendung roher Ge- 
walt. 


Vielleicht am schwerwiegendsten 
von allen: Siebtens, Präsident 
Bushs Außerachtlassung, mit 
Stillschweigen übergehen des 
umfassenden Friedensplanes, 
den sein eigener Außenminister, 
James Baker III, mit dem sowjeti- 
schen Außenminister Bessmerti- 
nykh ausgearbeitet hatte, und in 
Bushs Rede zur Lage der Union 
vor den versammelten Häusern 


des Kongresses zur Sprache kom- 
men sollte, was aber nicht gesche- 
hen ist. Anscheinend reichte die 
rechtzeitige Einmischung der Re- 
gierung Israels, beunruhigt über 
die Aussicht, zu einer gerechten 
Lösung der Palästinenser-Frage 
kommen zu müssen, aus, um eine 
umfassende Behandlung der ge- 
samten Nahost-Krise zum Still- 
stand zu bringen. 


Damit eine weitere Diskrepanz 
auch nicht in Vergessenheit ge- 
rät: George Bush bemühte sich 
energisch darum, die Resolution 
660 des Sicherheitsrats innerhalb 
von Wochen nach der Provoka- 
tion und auf Kosten von wahr- 
scheinlich hunderttausenden von 
Menschenleben, Soldaten und 
Zivilisten, durchzusetzen, alles 
angeblich wegen der Unabhän- 
gigkeit des kleinen Scheichtums 
Kuwait. Aber er und seine Vor- 
gänger haben herzlich wenig un- 
ternommen, um die Resolution 
Nr. 242 vom 22. November 1967 
durchzusetzen. Bemerkenswer- 
terweise hebt dieses Dokument 
die »Unzulässigkeit« von Ge- 


bietseroberungen durch Krieg 
hervor, legt die Notwendigkeit 
für einen gerechten und dauer- 
haften Frieden in der Region dar 
und ruft zu einer »gerechten 
Lösung des Flüchtlingproblems« 
auf. 


Dieses außergewöhnliche Ge- 
bräu aus Verwirrung, Dummheit, 
grundlosen Befürchtungen, Hun- 
ger nach ungezügelter Macht und 
sofortiger Bereitschaft, unbe- 
grenzte Gewalt anzuwenden, ist 
nicht der richtige Weg, eine Re- 
gion und einen Globus, der be- 
reits unter einem UÜbermaß an 
Gewalt leidet, zu befreien. 


Sicherlich, die »Sondierungs«rei- 
sen des US-Außenministers Ba- 
ker in den Nahen Osten und sein 
Zusammentreffen mit einer 
Handvoll von palästinensischen 
Führern verdienen Anerken- 
nung. Aber diese Initiativen wer- 
den Charaden bleiben, die auf 
Fernsehzuschauer abgezielt wa- 
ren, solange das Grundproblem 
des Expansionismus, des nicht 
vorhandenen Selbstbestim- 
mungsrechts der Völker bei der 
Verteilung von Macht und Wohl- 
stand nicht angepackt und korri- 
giert wird. Dies trifft besonders 
nach den Madrider Sondierungs- 
gesprächen vom Oktober 1991 
zu. 


Ein aggressiver, 
psychologischer Krieger 


Schließlich hat Bush die ihm 
durch die Beschlüsse der Verein- 
ten Nationen zugestandenen Ak- 
tionsgrenzen bei weitem über- 
schritten, auch wenn darin - un- 
ter Druck der USA - im einzel- 
nen ausgeführt wurde, daß»... 
alle notwendigen Mittel« ange- 
wendet werden, um die iraki- 
schen Streitkräfte aus Kuwait her- 
auszubekommen. Der Ein- 
marsch in und die Besatzung des 
südlichen Irak durch die Vereinig- 
ten Staaten, die Aufstachelung 
zur Rebellion im Norden und Sü- 
den - wenn nicht gar eine unmit- 
telbare Verwicklung darin —, und 
offenes Gerede amerikanischer 
Regierungsbeamter davon, eine 
dauerhafte Präsenz der Amerika- 
ner und ein »friedenserhaltendes 
Nervenzentrum« in der Golfre- 
gion einzurichten, deuten alle auf 
Bushs aggressive, regionale und 
globale Intentionen hin. 


Möglicherweise hat Bush, in die 
Fußstapfen solcher herrischen 
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Internationalismus 


Die neue 
Weltordnung 


Vorgänger wie Theodore Roose- 
velt, Woodrow Wilson und Fran- 
klin Delano Roosevelt tretend, 
nicht lediglich den Grundsatz der 
Nichteinmischung der Monroe- 
Doktrin hauptsächlich durch 
Bruch honoriert, sondern diesen 
auf den Kopf gestellt und die 
nicht mehr bestehenden europäi- 
schen Kolonialreiche durch eine 
einzige, neo-koloniale Welt- 
macht als hauptsächlicher welt- 
weiter Interventionist, die Verei- 
nigten Staaten von Amerika, er- 
setzt. 


Selbst der entschlossenste »psy- 
chologische Krieger« kann recht- 
liche Anweisungen nur so weit 
biegen, ohne sie zu brechen. In 
der Form, der Charter der Ver- 
einten Nationen schreiben diese 
vor: 

Artikel 33, 1: Die Parteien ..... 
werden . ... eine Lösung durch 
Verhandlung, Untersuchung, 
Vermittlung, Versöhnung, ge- 
richtliche Regelung, Rückgriff 
auf regionale Behörden oder an- 
dere friedliche Mittel ihrer Wahl 
anstreben. 

Zweitens: Der Sicherheitsrat 
wird, falls er es für notwendig 
erachtet, alle Parteien auffor- 
dern, ihre Streitfälle mit solchen 
Mitteln zu regeln. 


Dies ist normative Sprachrege- 
lung. Die Anwendung friedlicher 
Mittel ist nicht wahlweise, son- 
dern zwingend. Kurz gesagt, Ge- 
orge Bush hat nicht nur bloß den 
Territorien, den Botschaften und 
den Völkern souveräner Länder 
Gewalt angetan, er hat gegen das 
Einvernehmen unter den Völ- 
kern verstoßen und das Völker- 
recht gebrochen, und er handelte 
mit offener Verachtung dieser 
und anderer, angeblich heiligen 
Formulierungen, die eigentlich 
die Beziehungen unter den Völ- 
kern bestimmen sollten. 


Permanenter Krieg und 
das Militär 


»Quoi!tu veux qu’on t’epargne et 
n’as rien Epargne!« (»Was! Du 
willst, daß man Dich schont und 
doch hast Du niemanden ge- 
schont!«) Cornellie, Octave. 
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Saddam Hussein wird in die Geschichte eingehen, als ein Mann, 
der es gewagt hat, der ganzen feindlichen westlichen Welt zu trot- 
zen. 


»There’ll be no doubt that it’s star- 
ted. It willbe massive. It’ll be vio- 
lent. It’! be fast. It’/ll be every- 
thing you ever wanted in a war 
and never got.« (»Es wird keinen 
Zweifel geben, daß er begonnen 
hat. Er wird massiv sein. Er wird 
schnell sein. Er wird alles das 
sein, was sie jemals in einem 


Krieg wollten und niemals be- 


kamen«). General Norman 


Schwarzkopf. 


Rechtfertigen die Ziele, unge- 
achtet dessen, wie erhaben sie 
auch immer sein mögen, die An- 
wendung jeder Mittel im Verlauf 
eines Krieges? Nein, das tun sie 
nicht, nicht wenn der Oberkom- 
mandierende und seine Generale 
die Absicht haben, einen »zivili- 
sierten« Krieg zu führen, wie er 
im 20. Jahrhundert durch die 
Haager und Genfer Konventio- 
nen über Kriegführung und die 
Rollen der Kombattanten und 
Nichtkombattanten im Kriege 
kodifiziert wurde. Leider Gottes 
scheint es sicher zu sein, zu sa- 
gen, daß im Krieg gegen den Irak 
die Kommandeure keine derar- 
tige Absicht hegten, und daß jene 
Bestimmungen hauptsächlich 
durch deren Bruch honoriert wur- 
den. 


Eine Orgie der 
Massentötung 


Nach der Reportage der pentago- 
nisierten US-»Nachrichten«-Me- 
dien zu urteilen, stürzten sich alle 
amerikanischen und _alliierte 


Krieger, von oben bis unten, mit 
freudiger Selbstaufgabe in den 
Kampf. Einem zahlenmäßig und 
technologisch weit unterlegenen 
Feind gegenüberstehend, 
schwelgten sie in einer Orgie der 
organisierten Massentötung und 
Zerstörung. 


Am Samstag, den 23. Februar 
1991 - der offizielle Beginn des 
Bodenkrieges — standen 801.030 
amerikanische und alliierte Sol- 
daten 45.000 irakische Soldaten, 
die meisten von ihnen Eingezo- 
gene, gegenüber. Zu Beginn des 
Luftfeldzuges, berichtete NBC- 
Television, daß Saddam Hussein 
lediglich 70 Flugzeuge habe, die 
für Nachteinsätze geeignet sind; 
anscheinend flohen die meisten 
davon in den Iran und überließen 
es tausenden von amerikani- 
schen und alliierten Flugzeugen, 
von F-16- bis B-52-Maschinen, 
hunderte von Einsätzen pro Tag 
zu fliegen. 


Hinweise von Piloten auf ein 
»Abschießen von Truthähnen« 
auf »Daytona Beach in einer 
Frühjahrspause«, gab es in Hülle 
und Fülle, während unabhängige 
Journalisten düster die Straße 
des Rückzuges der irakischen Di- 
visionen aus Kuwait hinaus als 
»apokalyptische Verwüstung« be- 
schrieben. Das nördliche Kuwait 
und der südliche Irak waren ein 
»Abschußgebiet« (killing 
ground), in dem irakische Solda- 
ten, anscheinend den wider- 
sprüchlichen Befehlen und mör- 
derischen Luftangriffen ausge- 


setzt, zu Dutzenden, möglicher 
weise zu Hunderten, zu Tausen- 
den niedergemetzelt wurden. 
Genaue Zahlen sind nicht zu er- 
halten. 


Der totale Krieg 
der Alliierten 


Der Zivilbevölkerung des Iraks 
erging es kaum besser. Im Verfolg 
einer Politik des totalen Krieges 
und der bedingungslosen Kapitu- 
lation, die an Franklin Roose- 
velts Bemühungen im Zweiten 
Weltkrieg erinnert sowie Winston 
Churchills und Prof. Lindemanns 
Vorbeschäftigung mit der Auslö- 
schung Deutschlands mittels 
einer strategischen Bomben-Of- 
fensive, die von 10.000 schweren 
Bombern durchgeführt wurde, 
hat eine technologisch fortschritt- 
licher Raumfahrt-, Raketen-, 
Luft- und Schlachtschiff-Feldzug 
gegen ein unterentwickeltes 
Land von 18 Millionen Einwoh- 
nern - die Hälfte von ihnen unter 
16 Jahre alt - Iraks Infrastruktur 
und Aufbau, nämlich: Schulen, 
moslemische Moscheen und 
christliche Kirchen - einige von 
ihnen die ältesten und größten 
auf Erden - Kraftwerke, Telefon- 
vermittlungen, Wasser- und Ab- 
wassereinrichtungen, Brücken 
und Massentransit, Rundfunk 
und Fernsehen, sowie die mei- 
sten anderen organisierten Mittel 
zum Überleben ausgelöscht. 


Bis spätestens März 1991, ohne 
fließendes Wasser, Abwasserbe- 
handlung oder elektrischen 
Strom — auch nicht für Kranken- 
häuser — hatten es Großstädte, 
wie Bagdad mit vier Millionen 
Menschen, Basra, Mosul und Kir- 
kuk mit weitverbreiteter Hun- 
gersnot und epidemischen 
Krankheiten wie Cholera zu tun, 
mit möglicherweise tausenden 
oder Millionen von Opfern. 


Die Sanktionen - das heißt die to- 
tale Blockade -, die die Vereinten 
Nationen unter Druck der Ame- 
rikaner und Briten, immer noch 
gegen den Irak, trotz des Waffen- 
stillstandes, erzwangen, mußten 
etwas erleichtert werden, um die 
Lieferung einer geringen Menge 
von Medikamenten ins Land zu 
ermöglichen. 


Was nun die Luftangriffe mit 
»chirurgischer Genauigkeit« an- 
betrifft: Allein in Tikrit, einer 
Kleinstadt mit rund 25.000 Ein- 
wohnern im nördlichen Irak, 


tr 


"wurde, wie berichtet, die Hälfte 


der Bevölkerung getötet, als die 
Stadt durch Bombardierung dem 
Erdboden gleichgemacht wurde. 
Mußte Tikrit leiden, weil es Sad- 
dam Husseins Heimatstadt ist? 


Es kann kein Zweifel darüber be- 
stehen, daß zu Beginn der Luft- 
offensive Anfang 1991 die restrik- 
tive Sprachregelung der Resolu- 
tion Nr. 660 des Sicherheitsrats 
der Vereinten Nationen minde- 
stens zeitweilig durch viel weitrei- 
chendere Ziele ersetzt wurde: Er- 
stens, die Entfernung Saddam 
Husseins aus dem Amt und aus 
dem Leben. Zweitens, die Besei- 
tigung des Iraks als irgendeine 
Art wirtschaftlicher oder militäri- 
scher Faktor im Nahen Osten; 
und daher drittens, die Beset- 
zung einer Sicherheitszone« im 
südlichen Irak durch die Alliier- 
ten, wodurch der Hafen von 
Basra vom Zugang zum Meer äb- 

eschnitten wird; viertens, die 

uchstäbliche Vernichtung der 
bewaffneten Streitkräfte des 
Iraks als wirksames Ganzes, wo- 
durch dieser jeder Verteidigungs- 
möglichkeit gegen seine Nach- 
barn, angrenzend oder weiter 
entfernt, beraubt wird; und fünf- 
tens, Sanktionen der Vereinten 
Nationen, um den Irak auf Jahre 
oder Jahrzehnte hinaus schwach 
oder reif zur Zerstücklung zu hal- 
ten. 


Alle Araber sind für 
die USA Sündenböcke 


Ein besonderer Faktor muß auch 
noch erwähnt werden: Der des 
negativen »Image« des »typi- 
schen Arabers«, der durch die ge- 
steuerten amerikanischen »Nach- 
richten«-Medien erzeugt wird. 
Besonders in Zeiten des anschei- 
nenden Notstands wird dieser als 
bösartiger »Terrorist« darge- 
stellt, das genaue Gegenteil der 
Wirklichkeit, denn die meisten 
der vielfältigen Staaten und 
Gruppen der arabischen Welt 
sind Opfer, wiederholt Opfer, des 


. Expansionismus, Imperialismus, 


Massenmords und Massenterro- 
rismus gewesen. 

Es braucht nicht gesagt zu wer- 
den, daß die Nachrichtenmedien 
und ihr unfreiwilliges Publikum 
alle Moslems, seien es arabische, 


pakistanische, indische oder 
amerikanische, stereotyp zu Sün- 
denböcken stempeln. 


Einer der vielen bezeichnenden 
Fälle, über den während der öf- 


fentlichen Hysterie des Golfkrie- 
ges berichtet wurde, bezog sich 
auf den Fahrer eines Flughafen- 
busses auf Chicagos O’Hare 
Field, der sich weigerte, einen al- 
gerischen Geschäftsmann abzu- 
holen, weil dieser »arabisch aus- 
sah«. Das FBI war sogar noch ge- 
schäftiger als gewöhnlich bei der 
Untersuchung von Arabisch- 
Amerikanern - man erinnnere 
sich daran, daß vor mehreren 
Jahren eine Anzahl von Fremden 
mit Wohnsitz in Los Angeles zur 
Deportation vorgesehen wur- 
den, weil sie eine PLO-freundli- 
che Zeitschrift abonnierten -. 


Der vielen bezeichnenden Fazet- 
ten der militärischen Leistung 
und Propaganda im Golfkrieg 
kann innerhalb dieser Seiten 
kaum Genüge getan werden. 
Selbst die rein taktischen Fragen 
des Krieges sind schwer zu bewer- 
ten, da alle betroffenen Seiten 
die Nachrichten zensiert haben, 
nicht zuletzt das US-Verteidi- 
gungsministerium. Und den- 
noch, nach dem begrenzten Be- 
weismaterial zu urteilen, hat es 
den Anschein, daß die irakischen 
Streitkräfte völlig deklassiert 
wurden, nicht nur durch die 
Überlegenheit der Amerikaner 
im Raum, in der Luft und auf See 
- trotz Husseins Handvoll ver- 
alteter Scud-Raketen mit einge- 
schränkter Reichweite -, son- 
dern sogar auf dem Boden, wo 
die Mehrheit der zurückgelasse- 
nen Panzer 35 Jahre alte sowjeti- 
sche T-55 und 25 Jahre alte T-62 
zu sein schienen. Ein Vermächt- 
nis sorgfältig ausgewählter Waf- 
fenlieferungen, Schwäche, die 
auf den brutalen Iran-Irak-Krieg, 
zurückzuführen ist, oder beides? 
Auf jeden Fall war Präsident Sad- 
dam Hussein ein militärischer 
Strohmann, über den das US-Ver- 
teidigungsministerium, alles ge- 
nau im Voraus wissend, straflos 
herfallen konnte. 


Saddam Hussein wollte 
keine weiteren 
Eroberungen 


Allen Anzeichen nach ritt Sad- 


dam, im Gegensatz zu seinem : 


westlichen Medien-Image als 
ausländischer und fremder Teu- 
fel, eine streng begrenzte Kam- 
pagne mit einem begrenzten 
Ziel, hauptsächlich durch politi- 
sche Mittel: Die Eingliederung 
Kuwaits oder falls das nicht gelin- 
gen sollte, ein stufenweiser Rück- 
zug unter gesichtsbewahrenden, 


aber legitimen Bedingungen, wie 
zum Beispiel die Einberufung 
einer Konferenz zur Lösung der 
Probleme des Nahen Ostens, mit 
der Vorbedingung, die Palästi- 
nenser von der israelischen Un- 
terdrückung zu befreien. 


Sowohl der US-Verteidigungsmi- 
nister Dick Cheney als auch Ge- 
neral Schwarzkopf sind sich näm- 

lich darüber einig, daß die iraki- 
schen, bewaffneten Streitkräfte 
in den ersten Tagen des August 
1990 ohne weiteres die längs des 
Persischen Golfs, ein paar hun- 
dert Meilen südlich von Kuwait 
gelegenen, saudischen Nach- 
schubbasen, wie zum Beispiel 
Dharan, Djubail, Ras Tannura 
und das Inselscheichtum Bahrein 
selbst, in das der amerikanische 
Nachschub mit halsbrecheri- 
schem Tempo hineinströmte, hät- 
ten erobern können und, impli- 
ziert, hätten erobern sollen. In je- 
nen Tagen hätten die Irakis das 
selbst mit ihrer veralteten Ausrü- 
stung tun können, da die ameri- 
kanischen und alliierten Streit- 
kräfte noch zahlenmäßig gering 
waren. 


Für diese Zurückhaltung revan- 
chierten sich Iraks Feinde aller- 
dings nicht. Die Amerikaner, die 
Briten und ihre Golf-Protekto- 
rate sowie deren Alliierten warte- 
ten den rechten Augenblick ab, 
bis sie eine zahlenmäßig und 
technisch überwältigende Über- 
legenheit erreicht hatten, und be- 
gannen dann nicht etwa einen be- 
grenzten Blitzkrieg mit ein paar 
hundert taktischen Flugzeugen 
sondern einen lähmenden, tota- 
len Vernichtungskrieg gegen Sad- 
dam Hussein, seine Verwaltung — 
die Armee und den öffentlichen 
Dienst -, den Nationalstaat Irak 
-oder dessen Lebensfähigkeit als 
solchen — und, durch Erweite- 
rung, gegen Selbstbestimmung ir- 
gendwo im Nahen Osten. Abge- 
sehen von dem quasi-politischen 
Endziel der bedingungslosen Ka- 
pitulation, traten Politik oder tra- 
ditionelle Diplomatie dabei völ- 
lig in den Hintergrund - also wie- 
derum eine sehr rooseveltische, 
totale, aber letztenendes selbst- 
besiegende Pseudo-Lösung. 


Zweifellos haben Strategen über- 
all die offensichtlichen Schlüsse 
. daraus gezogen: 
Erstens, vergiß die herkömmli- 
che Diplomatie, außer zu dem 
Zweck, dein eigenes Volk gegen- 
über deinen wahren Zielen blind 
zu machen und den Gegner, den 


du bereits als nächstes Opfer auf 
dem Weg zur internationalisti- 
schen Herrschaft ausgewählt 
hast, zum Narren zu halten (»Wir 
haben globale Verantwortlichkei- 
ten«); zweitens, bereite das Feld 
für den totalen Krieg durch totale 
Propaganda vor, sorge dafür, daß 
dein Gegner zum »Satan« abge- 
stempelt wird; drittens, wenn, - 
nach dem erzielten Überra- 
schungseffekt, die Zeit reif ist, 
zerstöre das Land oder die Re- 
gion deines. augenblicklichen 
Feindes durch massive Feuer- 
kraft der Medien und des Mili- 
tärs, verschone nichts und nie- 
manden; viertens, wenn dort 
auch nur der Geist einer Chance 
zum entschlossenen Widerstand 
vorhanden ist, pulverisiere diese 
Chance vorzeitig und, falls not- 
wendig, die ganze zivile Infra- 
struktur und den Aufbau des Lan- 
des gleich mit. 


Die Kriegspolitik 
der US-Regierung 


Der Geist und die logische, reali- 
stische Entwicklung, die aus dem 
Krieg gegen den Irak gezogenen 
Lehren, führen direkt zu der 
Möglichkeit eines dritten Welt- 
krieges gegen Länder, die weit 
stärker im Wettstreit mit vorge- 
faßten amerikanischen Interes- 
sen liegen als der Irak. Die »klu- 
gen« Bomben, die Raketen und 
Laser-Iodesstrahlen, die am Golf 
Berühmtheit erlangten, haben 
die Nachkriegsjahre beendet - 
jetzt wo wir, der heutigen Mode 
folgend, sehnsüchtig auf den 
Zweiten Weltkrieg zurück- 
schauen - und haben zumindest 
die Vorkriegsjahre eingeläutet, 
die zum letzten Weltkrieg führen, 
mit ihrer begleitenden sowohl in- 
ländischen als auch weltweiten 
Verzweigung. 


Um dem weiter oben umrissenen 
Vier-Punkte-Programm noch 
zwei weitere Punkte hinzuzufü- 
gen: Fünftens, die Zerstörung 
der Rationalität in Washington 
selbst - das sich in jüngster Zeit 
nicht gerade durch Vernunft und 
Verantwortlichkeit ausgezeich- 
net hat; sechstens, die totale Un- 
terwanderung der amerikani- 


4 


711992 \=ODE 41 


4 


Europa- 
Journal 


Wurde Emilio 
Castro dank 
KGB General- 
sekretär des 
Weltkirchen- 
rates? 


Internationale ökumenische 
Dachorganisationen und Veran- 
staltungen waren Ziel von Ge- 
heimdienstoperationen der 
DDR und der UdSSR. Wie die 
russische 
TASS meldete, habe der KGB er- 
reicht, daß der aus Uruguay stam- 
mende methodistische Theologe 
Emilio Castro 1984 zum General- 
sekretär des Weltkirchenrates ge- 
wählt worden sei. Bereits 1969 sei 
es.dem Geheimdienst gelungen, 
seinem Agenten »Kusnezow« ei- 
nen Führungsposten im Weltkir- 
chenrat zu verschaffen. Vom 
DDR-Sicherheitsdienst bespit- 
zelt und beeinflußt wurde offen- 
bar auch die Europäische Ök- 
umenische Versammlung im Mai 
1989 in Basel. 


Dem Evangelischen Pressedienst 
liegt nach eigenen Angaben ein 
Stasi-Bericht vor, dem zufolge 
durch gezielte Beeinflussung der 
DDR-Delegierten Kritik an der 
DDR verhindert worden sei. In 
dem vom Minister für Staats- 
sicherheit, Erich Mielke, unter- 
zeichneten Dokument werde be- 
richtet, daß die Grundaussagen 
der Ökumenischen Versamm- 
lung »weitestgehend mit den poli- 
tischen Positionen der sozialisti- 
schen Länder« übereinstimmten. 
Die Stasi wertete es als Erfolg, 
daß Bemühungen der Delegier- 
ten Christof Ziemer und Joachim 
Garstecki, die Forderung nach ei- 
ner Demokratisierung im Osten 
in die Baseler Dokumente aufzu- 
nehmen, erfolglos geblieben 
seien. 


Die Konferenz Europäischer Kir- 
chen (Genf) wies solche Behaup- 
tungen zurück. An dem Baseler 
Treffen hatten 635 Delegierte, 
darunter 27 aus der DDR teilge- 
nommen. In dem Stasi-Papier 
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wird unter anderem über. die 
Rede der Theologin Annemarie 
Schönherr (Berlin), berichtet. 
Sie forderte einen. Verzicht auf 
die Wiedervereinigung, weil viele 
Nachbarn Angst vor einer 
»deutsch-deutschen Wohnge- 
meinschaft« hätten. Zum Sozia- 
lismus sagte sie, er habe »die Si- 
cherung der sozialen Menschen- 
rechte durchgehalten«. 


Auch aus einem weiteren Stasi- 
Dokument geht hervor, daß die 
Okumenische Versammlung Ziel 
der Stasi war. Der Leiter der Kir- 
chenabteilung der Leipziger Be- 
zirksverwaltung für Staatssicher- 
heit erklärte in seinem Jahres- 
plan 1989: »Angesichts operativ 
zu beachtender Wirkungsmög- 
lichkeiten im Ausland ist die Ein- 
flußnahme auf kirchliche Reise- 
kader und deren Mitarbeit in in- 
ternationalen Gremien zu erhö- 
hen. Schwerpunkt bildet die Ein- 
flußnahme auf die Auswahl ge- 
eigneter Vertreter der Kirchen 
der DDR für die Europäische 
Versammlung der Konferenz Eu- 
ropäischer Kirchen.« Das Zitat 


wird in dem Buch »Pfarrer, Chri- 


sten und Katholiken« (Neukir- 
chener Verlag) über die Verflech- 
tung von Kirche und Stasi doku- 
mentiert. 


Dem Baseler Treffen waren zwei 
internationale Foren für »Ge- 
rechtigkeit, Frieden und Bewah- 
rung der Schöpfung« in König- 
stein und Stuttgart vorausgegan- 
gen. Veranstalter war die west- 
deutsche Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Kirchen (ACK). Ge- 
schäftsführer Athanasios Basde- 
kis (Frankfurt/Main) erklärte, es 
gebe keine Anhaltspunkte, daß 
diese Treffen von der Stasi bespit- 
zelt worden seien. m 


Organisiertes 
Verbrechen in 
Israel im An- 

stieg begriffen 


»Wird Israel zu einem Eldorado 
der jüdischen Unterwelt wer- 
den?«, fragt‘ die deutschspra- 
chige, linksliberale jüdische Mo- 
natszeitschrift »Semit«. Sie be- 
richtet, daß der Frankfurter Im- 
mobilien-Hai und Gangster Josef 
»Joschi« Buchmann, der wie be- 
richtet wird, als Fassade des in- 
zwischen verstorbenen Angel- 


punktes des organisierten Verbre- 
chens Meyer Lansky in Frankfurt 


-diente, bekanntgegeben habe, 


daß er Deutschland verlassen 
und nach Israel gehen werde, 
weil er Behauptungen in der Of- 
fentlichkeit über seine Bindun- 
gen zum organisierten Verbre- 
chen als ein Zeichen »steigender 
antisemitischer Tendenzen« im 
Lande erachte. 


Da Buchmanns Kumpel, Hersh 
Beker, Frankfurt auch halsüber- 
kopf verlassen hat und nach Is- 
rael gegangen ist, weil ein Haft- 
befehl gegen ihn vorlag, fragt die 
Zeitschrift, ob »Israel jetzt zum 
Eldorado ‚der jüdischen Unter- 
welt aus aller Welt wird...Jeden- 
falls wurde Mayer Lansky von 
den israelischen Behörden in die 
USA ausgewiesen. Werden sie 
Juden auch nach Deutschland 
ausweisen? Wir sind gespannt 
darauf, daszuerfahren« DI 


Prinz Philip auf 
der Suche nach 
orthodoxen 
Wurzeln 


Britanniens Prinz Philip »ist dar- 
auf bedacht, seine griechisch-or- 
thodoxen Wurzeln wiederzuent- 
decken«, und zwar aus ökologi- 
schen wie aus anderen Gründen, 
schreibt die Londoner Wochen- 
zeitung »Spectator«. »Er hat per- 
sönlich eine Reihe von Auslands- 
reisen geplant, die ihn auf eine 
Pilgerfahrt zur heiligen Halbinsel 
Mount Athos und zu Zusammen- 
künften mit Patriarchen der östli- 
chen orthodoxen Kirche führen 
wird.« 


Im Mai vergangenen Jahres hatte 
er ein privates Zusammentreffen 
mit dem russisch-othodoxen Bi- 
schof in Britannien, Metropo- 
litan Anthony Bloom, und er be- 
absichtigt, Rußland 1993 zu besu- 
chen, um dort mit Patriarch 
Aleksi II. zusammenzutreffen, 
»das erste Mal, daß ein hochste- 


.hendes Mitglied der königlichen 


Familie seit dem Mord an den Ro- 
manows im Jahre 1917 besucht«. 
Im Juni traf er mit dem neuen Pa- 
triarchen von Konstantinopel, 
Bartholomeos I. zusammen und 
sprach vor einer orthodoxen 
Konferenz in der Türkei. Abgese- 
hen davon, daß er von der »hie- 
rarchischen Struktur« der ortho- 


doxen Kirche angezogen wird, _ 
zieht das persönliche Interesse 
des Prinzgemahls an Ökologie 
»ihn natürlich eher zur orthodo- 
xen Kirche als zur Church of Eng- 
land hin«, schreibt die Zeit- 
schrift. »Als Präsident des World 
Wildlife Fund kann Prinz Philip 
sich leicht mit der mehr erdver- 
bundenen: orthodoxen Einstel- 
lung identifizieren und hat sich 
bereits bereiterklärt, an einer zu- 
künftigen Serie von sechs Rund- ” 
funkprogrammen über Orthoxie 
und Ökologie für den World Ser- 
vice der BBC teilzunehmen.« 


Im vergangenen November 
sprach Prinz Philip vor einer pan- 
orthodoxen Konferenz auf Kreta 
darüber, warum er glaube, daß 
Religion den Schlüssel zur Zu- 
kunft der Umwelt besitze. »Die 
Herausforderung«, sagte er, »be- 
steht darin, daß alle orthodoxen 
Kirchen ihr Gewissen erforschen 
und die Heilige Schrift zu Rate 
ziehen, so daß alle Mitglieder 
eine entsprechende Antwort auf 
die Krise geben können, vor der 
Gottes Schöpfung jetzt steht.« 


Der »Spectator« weist darauf 
hin, daß »Buckingham Palace, 
wo man sich darüber im klaren 
ist, daß die Position der Königin 
als Oberhaupt der Kirche von 
England diese Reisen besonders 
heikel machen, sehr darauf be- 
dacht ist, jede Publizität zu ver- 
meiden.« oO 


55 Millionen 
Arme in der 
Europäischen 
Gemeinschaft 


Noch vor zwei Jahren wurde ihre 
Zahl mit 44 Millionen angege- 
ben. Nach neuesten Schätzungen 
gibt es 55 Millionen Menschen in 
der EG, »die über so geringe ma- 
terielle, kulturelle und soziale 
Mittel verfügen, daß sie von der 
Lebensweise ausgeschlossen 
sind, die in dem Mitgliedstaat, in. 
dem sie leben, als Minimum an- 
nehmbar ist«. Zu dieser so von 
der Europäischen Gemeinschaft 
definierten Gruppe gehören 
rund 16 Prozent der EG-Bevölke- 
rung: Fast jeder sechste Bürger 
der Gemeinschaft lebt in Armut. 


Zum Abschluß einer zweitägigen 
Konferenz, die von der EG-Kom- 


\ mission zum Thema »Kampf der 
sozialen Ausgrenzung, Förde- 
rung der Integration» organisiert 
worden war, sprach sich der Präsi- 
dent der EG-Kommission, Jac- 
ques Delors, für ein verstärktes 
Vorgehen gegen die Armut aus. 


Mit wenigen Mitteln hat die EG 
bereits drei aufeinanderfolgende 
Programme zur Bekämpfung der 

- Armut lanciert. Sie sollen über 
“ die Initiativen in den verschiede- 
“ nen Mitgliedstaaten informieren 
und Aktionen finanziell unter- 
stützen, die Beispielcharakter für 
die gesamte Zwölfergemein- 
schaft haben können. Eine von 

_ vielen Aufgaben des Sozialfonds 
istes, den am meisten Benachtei- 
ligten zu einer Ausbildung zu ver- 


helfen und den Einstieg oder 


Wiedereinstieg in das Arbeitsle- 
ben zu ermöglichen. 


Während der Konferenz zogen 

zahlreiche Verantwortliche Bi- 
. Ianz der EG-weit durchgeführten 
:. Aktionen: Leiter öffentlicher 
.: und privater Einrichtungen, die 
.,sich auf Hilfe für die Armsten 
‚„. spezialisiert haben, Bürgermei- 
“. ster von Großstädten wie Bolo- 

gna (Italien), Porto (Portugal), 

Sevilla (Spanien) und Stuttgart 
(Deutschland), Gewerkschaftler, 
‘ Verantwortliche der EG-Kom- 
=. mission und die Präsidentin der 
“" Republik Irland. 


Präsident Delors hält die drei 
"Maßnahmen auf Gemeinschafts- 
„.ebene im Kampf gegen die Ar- 

mut für unerläßlich: Die Vergrö- 
“ ßerung der Reichweite des So- 
x zial- und des Regionalfonds, eine 

‚verstärkte Zusammenarbeit mit 

“öffentlichen und privaten Son- 

“‚. dereinrichtungen - viele von ih- 
“nen sind im Europäischen Netz 
“ zur Bekämpfung der Armut zu- 
”sammengeschlossen - und 
“schließlich das Aufzeigen der Be- 
&-dürfnisse und Rechte der Armen, 
um anschließend eine Charta 
‚oder eine Erklärung ihrer Rechte 
-auszuarbeiten. _ m 


: Französische 
„Juristen lehnen 
Recht auf 
Gewalt ab 


“Im Zusammenhang mit Drohun- 
; gen eines militärischen Eingriffs 
gegen Libyen und Irak riefen 


französische Juristen in Paris eine 
Pressekonferenz über »Das 
Recht der Länder gegen das 
Recht auf Gewalt« ein. Teilneh- 
mer waren Maitre Coutant- 
Peyre, Maitre Pernet, Professor 
Robert Charvin aus Nizza und 
der Genetiker Albert Jacquart, 
Mitglied des Staatlichen Aus- 
schusses für Medizinische Ethik. 


Coutant-Peyre erläuterte die 
Gründe hinter ihrer Entschei- 
dung, einen Verband zu gründen: 
»Wir sind derzeit Zeugen einer 
Verbiegung der Grundsätze des 
Gesetzes und der grundlegenden 
Formulierungen durch diejeni- 
gen, deren Absicht es ist, Gewalt 
anzuwenden«, — und die, wie der 
Golfkrieg bewiesen hat, durch 
rassistische und fremdenfeindli- 
che Überzeugungen motiviert 
werden. 


»Als Berufsanwälte befassen wir 
uns mit Präzision und von daher 
gesehen mit Gleichheit vor dem 
Gesetz«, sagten sie. »Aber man 
will uns dazu zwingen, einen 
Grundsatz der Souveränität mit 
zwei Geschwindigkeiten zu 
schlucken: Einen, den unberühr- 
baren, für die einzige verblei- 
bende Supermacht und deren Al- 
liierten in der westlichen Welt, 
und die andere, kontigentiert 
und begrenzt, für die Länder der 
Dritten Welt. Wir erleben das 
Auftauchen einer wahrhaft inter- 
nationalen Polizeimacht, ange- 
führt von den Großmächten.« 


Charvin, ein Spezialist für Völker- 
recht, der von einer Mission nach 
Libyen zurückgekehrt war, er- 
klärte, daß Libyen völlig im 
Recht sei, wenn es sich weigere, 
zwei seiner Landsleute, die des 
Terrorismus beschuldigt werden, 

auszuweisen und darauf bestehe, 

ihnen im Rahmen seines eigenen 
Rechtssystems den Prozeß zu ma- 
chen. »Der Mittelmeerraum ist 
dabei, zu einer neuen Berliner 
Mauer zu werden«, sagte er, »wo 
die auf der anderen Seite über- 
haupt keine Rechte haben.« 


Die Juristen. gelobten, »die un- 
mögliche Aufgabe zu unterneh- 
men, diesem Ansturm Einhalt zu 
gebieten«. Sie verkündeten die 
Gründung eines Blattes mit dem 
Titel: »Das Recht der Länder ge- 
gen das Recht der Gewalt«, und 
sagten, ihre Gruppe werde 
Tatsachenfeststellungs-Missionen 
überall dort hinschicken, wo ge- 
gen das Völkerrecht verstoßen 
wird. DO 


Trilaterale 
Kommission 
tagte in 
Lissabon 


Die Trilaterale Kommission hielt 
in diesem Jahr in Lissabon ihre 
Jahreshauptversammlung ab. 
Die Hauptredner waren Henry 


Kissinger und Otto Graf Lambs- , 


dorff, der neue Präsident des eu- 
ropäischen Zweiges der Kommis- 
sion. Das Thema lautete: »Die 
neue Geopolitik«. 


Zu den weiteren Themen gehör- 
ten »Regionalismus und Globa- 
lismus«, wobei der Insider des 
britischen Außenministeriums, 
Sir Michael Palliser, und der ehe- 
malige Beamte der Carter-Regie- 
rung, C. Fred Bergsten, ihren 
großen Auftritt hatten; »Ge- 
schäftspraktiken und Geo-Ge- 
schäft« mit Italiens Umberto 
Agnelli, Japans Akio Morita und 
dem ehemaligen Chef der Fede- 
ral Reserve Bank, Paul A. Volk- 
ker, der kürzlich David Rockefel- 
ler als nordamerikanischer Vor- 
sitzender der Kommission ablö- 
ste; »Gemeinsame Sicherheits- 
Verantwortlichkeiten«, das 
Thema bezog sich auf Nichtver- 
breitung von Atomwaffen, mit 
Schwerpunkt auf europäische 
Reaktionen und Optionen ange- 
sichts der wachsenden »Wande- 
rungswelle«. El 


Opposition in 
Georgien gegen 
Schewardnaze 
wächst 


Antikommunistische Politiker in 
Georgien mobilisieren gegen die 
Ernennung von Eduard Sche- 
wardnaze zum Präsidenten des 
neugebildeten georgianischen 
Staatsrats, berichtet die französi- 
sche Tageszeitung »Liberation«. 


Nana Kakabadze, eine bekannte 
Dissidentin, die 1983, während 
der Amtszeit Schewardnazes als 
Chef der Georgianischen Kom- 
munistischen Partei, vom KGB 
unter der Anklage des »Randalis- 
mus« ins Gefängnis geworfen 
wurde, sagte, sie »leide Seelen- 
qual« durch die Ernennung Sche- 


wardnazes und bezeichnete sie 
als »unmoralisch und ohne 
Grundlage ... 1983 leitete er die 


Erschießung vor-vier Männernin ..& 


die Wege, die durch Umleitung 
eines Flugzeuges in die Türkei 
aus der Sowjetunion zu flichen 
versuchten. Heute tritt er als gro- 
Ber Verteidiger des georgiani- 
schen Volkes hervor, aber er hat 
niemals etwas anderes getan als 
dem Kreml zu gehorchen. Er hat 
stets die zentrale Macht und die 
Unterdrückung repräsentiert; er 
wurde gehaßt«. 


Führende Persönlichkeiten der 
Ilya "Tschawtschawadze-Gesell- 
schaft, der an erster Stelle stehen- 
den nationalistischen Organisa- 
tion, haben zu verstehen gege- 
ben, daß sie »politische Aktio- 
nen« gegen Schewardnaze vorbe- 
reiten. 


»Liberation« schreibt, daß im- 
mer mehr Georgianer fürchten, 
daß eine neue Diktatur unter 
Schewardnaze jetzt ins Leben ge- 
rufen wird. Die Zeitung schreibt 
auch, daß in den letzten Tagen, 
mehr oder weniger zeitgleich mit 
Schewardnazes Rückkehr nach 
Georgien, wieder etwas Obst, 
Käse und Fleisch in den Läden zu 
haben ist. Es geht das Gerücht 
umher, daß Schewardnaze »sei- 
nen Einfluß in der örtlichen Ma- 
fia geltend macht«, um die Knap- 
pheiten zu einem günstigen Zeit- 
punkt zu lindern. Oo 


Spanien fürch- 


tet Zeitbombe 
in Maghreb- 
Ländern 


Eine »Zeitbombe« tickt in den 
Maghreb-Ländern, die die Stabi- 
lität Südeuropas bedroht, warnte 
der spanische Außenminister 
Francisco Fernändez Ordöäez.' 


In einem Bericht an die Konfe- 
renz der Außenminister der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft in 
Brüssel über das Thema »Europa 
und der Maghreb« rief Fernän- 
dez Ordöäiez die Vereinten Natio- 
nen dazu auf, eine aktivere Poli- 
tik zu betreiben, um eine mögli- 


che wirtschaftliche und soziale 
“ Explosion in den nordafrikani- 


schen Staaten Marokko, Alge- 
rien, Tunesien und Libyen zu ent- 
schärfen. m) 
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Vatikan 


War der CIA 
Auftraggeber 


fur das 


pst- 


Attentat? 


Klaus Herzog 


Genau elf Jahre nach dem Attentat auf Papst Johannes Paul II., für 
das seinerzeit der KGB und der bulgarische Geheimdienst DIOGOS 
verantwortlich gemacht wurden, mehren sich die Anzeichen, daß in 
Wirklichkeit der amerikanische Geheimdienst CIA Auftraggeber 
des Anschlags war. Hinweise hierzu hat der Kircheninformations- 
dienst »Kirche Intern« (KI) in seiner diesjährigen April-Ausgabe 
veröffentlicht. Sollten die dortig aufgestellten Vermutungen zutref- 
fen, dann würde dies die unehrenhafte »Tradition« des CIA fortset- 
zen, mit schmutzigen Mitteln in die Weltpolitik einzugreifen. 


Eine führende Rolle spielt hier- 
bei Kl'zufolge der neue CIA-Di- 
rektor Robert Gates. Dieser sei 
es gewesen, der seinerzeit zur 
Untermauerung der »Weltver- 
schwörung durch die Sowjets« 
das Papstattentat im Mai 1981 
dem KGB in die Schuhe schob. 
Auch »Readers Digest« sowie 
der damalige Assistent von US- 
Sicherheitsberater Zbigniew 
Brzezinski, Paul Henze, stellten 
die Sowjets als Übeltäter hin und 
verwiesen auf den Kampf zweier 
- angeblich - 'entgegengesetzter 
Mächte: dem Kreml und dem Va- 
tikan. 


. Die Wahrheit 
sieht anders aus 


Aus dem Vatikan selber waren al- 
lerdings niemals offizielle Ver- 
lautbarungen zu dem Anschlag 
zu hören; lediglich daß der Papst 
dem Attentäter vor laufenden 
Kameras verzieh. Nur Staatsse- 
kretär Kardinal Agostino Casa- 
roli machte im gleichen Jahr eine 
rätselhafte . Andeutung: »Ein 
feindlich gesinntes Herz bewaff- 
nete eine feindliche Hand, um 
den Papst zu treffen, und welch 
ein Papst!« Später hieß es dann 
“ immer wieder, der Moslem Ali 
Agca wollte als Mörder des irdi- 
schen Statthalters des Christen- 
tums, des Heiligen Vaters, ins hei- 
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lige Buch der Moslems eingehen. 
Die Wahrheit sieht aber vielleicht 
ganz anders aus! Den entschei- 
denden Hinweis hierzu könnte 
der italienische Regierungschef 
Giulio Andreotti im November 
des vergangenen Jahres gegeben 
haben. Bei der Buchpräsentation 
von Luca de Schiena »Karol Woj- 
tyla« - so der wirkliche Name des 
polnischen Papstes - hielt er eine 
kurze Rede und beklagte so. ne- 
benbei einen »schweren Fehler«, 
den der Richter Ilario Martella 
im Prozeß gegen Agca begangen 
habe. Andreotti kam dabei ge- 
rade von der Senatssitzung, bei 
der die Geheimdienste auf der 
Tagesordnung gestanden hatten. 
Im Prozeßverlauf, so Andreotti, 
heißt es in Kl weiter, sei Agca auf- 
gefordert worden, die römische 
Wohnung vom Sergei Antonoy, 
dem Direktor der staatlich bulga- 
rischen Fluggesellschaft Bulga- 
rien Air, der ihm die letzten In- 
struktionen erteilt haben soll, 
aufzuzeichnen, was dieser dann 
auch getan habe. 


Die von Agca gezeichnete Skizze 
zeigte dann aber nicht die. Woh- 
nung Antonovs, sondern eine 
Wohnung einen Stock tiefer. An- 
dreotti wörtlich: »Darin lebte ein 
Ausländer, dessen Papiere in den 
Archiven eines nicht-östlichen 
Geheimdienstes zu finden sind.« 
Über den Namen dieses geheim- 


nisvollen Ausländers schwieg 
sich der italienische Regierungs- 
chef aber aus. 


Laut KI war es »P. Felix Morliön, : 


ein belgischer Dominikaner, 
wohlbekannt als CIA-Agent. 
Der Pater ist ein Mann mit Ver- 
gangenheit. 1962 spielte er bei 
der Lösung der Kubakrise eine 
wichtige Rolle. 1969 übergab 
Monsignore Carlo de Angelis 
dem Gericht einen Aktenkoffer 
mit Dokumenten über den 1979 
ermordeten Enthüllungs-Journa- 
listen Mino Pecorelli. Daraus 
ging hervor, daß das Institut »Pro 
Deo«, das Morlion leitete, eine 
Schule für antisowjetische 
Spione war. 


Zurück zu Ali Agcas Skizze: Er 
zeichnete den Eingang und den 
Korridor an einen falschen Platz. 
Noch mehr: Ali Agca be- 
hauptete, daß Rossica, die Frau 
von Antonov, anwesend war und 
die zehnjährige Tochter Ani Tee 
servierte. 


Eine Machenschaft 
des kalten Krieges 


Diese Behauptung war falsch! 
Drei Monate zuvor schon war 
Ani nach Sofia in die Schule zu- 
rückgebracht worden. Und zwei 
Tage vor dem Treffen hatte Ros- 
sica Rom mit dem Auto verlas- 
sen. 


Antonov war verwundbar. Er 


- war nämlich auch der Kopf des 


bulgarischen Drogenrings. Es 


“wird berichtet, daß Antonov, als 


er am 25. November 1982 vor Ge- 
richt gestellt wurde, äußerst ner- 
vös war. Erst als er erfuhr, daß es 
sich um das Papstattentat han- 
delte, atmete er erleichtert auf. 


Er war aus dem Schneider. 


Andreotti ist für seine Beziehun- 
gen zum Vatikan bekannt. Mit 
Kardinal Casaroli verbindet ihn 
tiefe Freundschaft. Es gilt als si- 
cher, daß sie ihre Informationen 
austauschten. Sicher ist auch, 
daß es beim Papstattentat keine 
bulgarisch sowjetische »Verwick- 
lung« gab. Was bleibt, ist eine Ma- 
chenschaft des Kalten. Krieges. 
Antonov war »erpreßbar«, und 
Ali Agca wurde von einem ande- 
ren Geheimdienst »ge-coached«. 


DIOGOS, der bulgarische Ge- 
heimdienst, und der KGB, der 
sowjetische, haben immer be- 
hauptet, mit der Sache nichts zu 
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heit gesagt:« 

Ob die KI-Veröffentlichung nun 
hundertprozentig stimmt oder 
nicht, mag dahinstehen.Auf:je- 
den Fall scheint es aber auch hier 
an der »offiziellen Geschichts- 
schreibung« erhebliche Zweifel 
zu geben. Dazu sind die Wider- 
sprüche einfach zu groß. 


Die Mord AG 
CIA 


Man solite auch eines nicht außer 
acht lassen. Wojtyla war immer 
ein überzeugter Anti-Kommu- 
nist. Das Ziel der Internationali- 


sten war es aber nie, die UdSSR- 


beziehungsweise den Ostblock 
allgemein zu einer »Insel der na- 
tionalen Gesinnung« werden zu 
lassen, sondern vielmehr durch 


eine Art demokratischen Sozia- : 


lismus die Kontrolle über alles zu 
behalten - siehe hierzu auch die 
schon fast peinlichen Angriffe 
Gorbatschows gegen Jelzin -. 


Eine weitere Tatsache ist, daß der 
CIA in der Vergangenheit schon 
öfter Morde begangen hat, wenn 
die Amerikaner es politisch für 
vertretbar hielten. Neuestes Bei- 
spiel ist die sich verstärkende Dis- 
kussion über die wahren Hinter- 
männer der Ermordung John FE 
Kennedys, die wohl auch im CIA 


zu suchen sind. Weitere Bei- :: 


spiele: Der Vietnamkrieg ist aus 
einem privaten Krieg des CIA ge- 
gen die Bevölkerung Indonesiens 
hervorgegangen. Das bekannte 
Kriegsverbrechen von My Lai 
war nur ein kleiner Teil der lau- 
fenden »Operation Phoenix« des 
CIA. Ebenso hat der CIA den 
»Watergate-Skandal«, durch den 
1972 der damalige US-Präsident 
Richard Nixon gestürzt wurde, 
ausgelöst. Dies sind nur wenige 


‚Beispiele, der viele weitere fol- 


gen könnten, wie etwa die Infil- 
tration von CIA-Agenten in füh- 
rende Positionen anderer Län- 
der. oO 


tun zu haben. Sie haben die Wahr- 
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Rumänien 


Die Schlacht 
tobt weiter — 
"Sanktionen 


Dan Roman 


Die Regierung, die Rumänien nach der Revolte von 1989 übernahm, 
wurde von den Medien des Establishments als demokratisch und die 
Mehrheit des Volkes repräsentierend dargestellt. Das ist sie jedoch 
nicht, sagt der rumänische Autor Dan Roman. Deswegen gab es eine 
weitere Veränderung. Das rumänische Volk weiß, wo die Kommuni- 
sten sitzen, selbst wenn westliche Regierungen dies nicht zu wissen 


scheinen. 


Wir schreiben den 22. Dezember 
1989. Auf den Straßen von Buka- 
rest, Timisoara und anderen Städ- 
ten fließt ein Strom von Blut. Es 
ist junges rumänisches Blut, das 
von Terroristen der Securitate 
vergossen wird, die dem Diktator 
Nicolas Ceausescu und den Kom- 
munisten treu ergeben sind. 


Der Verrat 
am Volk 


Mengen des Volkes auf dem Platz 
vor dem königlichen Palast rufen 
»Freiheit«. Das rumänische Volk 
hat schließlich von einem totalitä- 
ren Regime die Nase voll. Es will 
Freiheit und Demokratie. Beides 
hat es aber nicht bekommen. 
Stattdessen trat ein neokommu- 
nistisches Regime, das sich die 
»Nationale Rettungsfront« nennt 
und von einem Ausländer geführt 
wird, der den Namen »Roman« 
annahm, als neue Regierung in 
Erscheinung. »Sie haben unsere 
Revolution gestohlen«, rufen die 
Menschen, die sich täglich auf 
den Straßen versammelten, nach- 
dem ihnen klargeworden ist, daß 
sie verraten wurden. 


Das von Peitre (Neulander) Ro- 
man angeführte Regime war gie- 
rignach Geld und Macht. Der Va- 
ter des neuen Führers war Russe 
und ein Freund von Josef Stalin. 
Seine Mutter war Spanierin. Er 
verbrachte den größten Teil sei- 
nes Lebens in Frankreich, wo er 
das Ingenieurwesen studierte 
und für den sowjetischen KGB 
spionierte. Als Neulander, der 


Untergrundschriften, die das Ce- 
ausescu-Regime kritisiert hatten, 
erschienen wieder und beschuül- 
digten diesmal die neue Regie- 
rung, nur dürftig maskierte Kom- 
munisten und aus Ausländern zu- 
sammengesetzt zu sein. Wie aus 
einigen dieser illegalen Schriften 
verlautet, riß Roman Neulander 
sich alle verfügbaren Vermögens- 
werte des Ceausescu-Regimes, 
darunter 2,7 Milliarden Dollar in 
bar, 3,5 Milliarden Dollar an Au- 
Benständen, 110 Milliarden Lei 
(rumänische Währung) in bar 
und die Differenz, bis zu 14 Mil- 
liarden Dollar, in russischen Ru- 
beln unter den Nagel. ° 


Überschwengliche Partys 
für Diplomaten 


Was tat Roman/Neulander in we- 
niger als zwei Jahren als Führer 


Dan Roman (links) im Gespräch mit dem rumänischen 


Staatspräsidenten lon lliescu. 


sich dann Roman nannte, nach 
Rumänien zurückkehrte, wurde 
er Führer von .Ceausecsus kom- 
munistischer Jugendorganisa- 
tion. Als er zur Macht kam, 
brachte er einen inneren Kreis 
von Ausländern mit sich, darun- 
ter den Vorsitzenden des Parla- 
ments und eine Mehrheit der Mi- 
nister des neuen Kabinetts. 


Was der Westen nicht sah oder se- 
hen wollte, war für das rumäni- 
sche Volk allzu offensichtlich. 


mit den 14 Milliarden Dollar? Er 


kaufte von seinen westlichen 
Freunden drei Düsenflugzeuge 
und reiste mit einem Schwarm 
von anderen Freunden um die 
Welt. Er gab überschwengliche 
Partys für westliche Diplomaten. 


Das Ergebnis? Rumänien hat 
kein Geld um die Bevölkerung zu 
ernähren. Rumänien hat nicht 
den Status der meistbegünstig- 
sten Nation mit den Vereinigten 
Staaten — wie es das Land unter 


dem kommunistischen Diktator 
Ceausescu hatte - und kann seine 
Produkte nicht nach Amerika 
ausführen. Rumänien hungert. 
Viele sehnen sich nach einer 
Rückkehr zur Diktatur, wo sie 
zwar keine Freiheit hatten, aber 
»wir hatten Brot auf dem Tisch«, 
sagen sie. 


Ist dies die Rache der Vereinigten 
Staaten dafür, daß zunächst der — 
in den Medien des Establish- 
ments — hochgelobte Ceausescu 
entfernt wurde, und man dann 
die Dreistigkeit hatte, den neuen 
kommunistischen Diktator Ro- 
man/Neulander zum Teufel zu 
schicken? Viele Rumänen kön- 
nen nicht umhin, sich diese Frage 
zu stellen. 


Viele Neokommunisten in 
der Regierung 


Im September 1991 wurde Ro- 
man/Neulander nämlich zum 
Rücktritt gezwungen. Seitdem 
führt er einen erbitterten Kampf 
gegen den neuen Präsidenten Ion 
Iliescu, den Mann, der seinen 
Rücktritt annahm. 

Interessanterweise war lliescu 
lange Zeit mit den Kommunisten 
der alten Schule verbunden. 
Aber ihm gefiel nicht was Ro- 
man/Neulander tat. Ihm wider- 
strebte der verschwenderische 
Lebensstil der selbsternannten 
Retter des Landes. 


Und die Schlacht tobt weiter. Es 
sind viele Neokommunisten in 
der neuen Regierung verankert. 
Rumänien hat immer noch nicht 
den Status der meistbegünstigten 
Nation von den Vereinigten Staa- 
ten erhalten. Antikommunisten 
fragen, warum die Bush-Regie- 
rung so sehr darauf bedacht ist, 
dem mörderischen Regime in 
Rotchina den Status der meistbe- 
günstigten Nation zu gewähren, 
den Antikommunisten Rumä- 
niens aber so widerwillig eine 
Überlebens-Chance einzuräu- 


men. Sie finden keine Antwort 
darauf. m 


John Demjanjuk 


Judische 
Aspekte zur 


Wahrheits- 
findung 


Arnulf Neumaier 


Was mag gewisse jüdische Kreise bewogen haben, den Fall John 
Demjanjuk als einen Justizskandal zu entlarven und dies in einer so 
deutlichen und ungeschminkten Form, daß man an der Frage an den 
Triebkräften hierzu nicht vorbeigehen kann? Ob der respektablen 
Handlungsweise jener Kreise, moralische, rationale oder praktische 
Motive zugrunde liegen, entzieht sich vorläufig unserer Kenntnis; je- 
denfalls ist das Bemühen, der Wahrheit und der Gerechtigkeit zum 
Sieg zu verhelfen, sehr zu begrüßen. Einen besonders verdienstvol- 
len und dankenswerten Beitrag zur Wahrheitsfindung hat der Chef- 
redakteur von Semittimes, Abraham Melzer, mit dem im April er- 
schienenen Sonderheft über »Iwan den Schrecklichen« geleistet. 
(Semit-Verlag, Buchschläger Allee 28, D-6072 Dreieich 3) 


Chefredakteur Melzer hat all die 
Umstände des Demjanjuk-Pro- 
zesses und auch die, die dazu 
führten, in schonungsloser Weise 
aufgegriffen, so daß kein Zweifel 
mehr über die seitens Israels mit 
dem Prozeß verfolgten Absichten 
besteht. 


Auf der Suche 
nach einem zweiten 
Eichmann-Prozeß 


Im Laufe der Zeit war die für Is- 
rael so wichtige »Shoa«, das ist 
der Holocaust, als Integrations- 
faktor bei den Juden bewußt- 
seinsmäßig im Schwinden begrif- 
fen und mußte von neuem belebt 
werden. Zeitlich kam außerdem 
der weltweite Ansehensverlust 
Israels durch den Aggressions- 
krieg gegen den Libanon und das 
mörderische Vorgehen gegen die 
Palästinenser hinzu. Dies war der 
Hintergrund, vor dem der dama- 
lige Justizminister Mosche Nis- 
sim, meinte, »ein zweiter Eich- 
mann-Prozeß würde uns guttun«. 
Melzer schriebt hierzu: »Wohl 
deshalb wurde vor dem Bezirks- 
gericht in Jerusalem nicht der 
Fall Demjanjuk verhandelt, son- 
dern stellvertretend die totale 
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Da es einem Nicht-Juden nicht 
leicht gemacht wird, Dinge zu sa- 
gen, die zwar der Wahrheit ent- 
sprechen, aber der Verfolgung 
durch die Justiz ausgesetzt sind, 
ist es vorteilhaft, jüdische Ken- 
ner der Situation zitieren zu dür- 
fen. Melzer ist der Ansicht, daß 
das Jerusalemer Gericht wegen 
all der gegebenen Umstände 
meinte, Demjanjuk schuldig 
sprechen zu müssen, weil es 
glaubte, ein Freispruch hätte den 
Antisemitismus und Antizionis- 
mus weltweit gefördert, wobei 
sich aber ironischerweise genau 
das Gegenteil davon ergab; was 
beabsichtigt war. 


Melzer schreibt: »Diejenigen, 
die schon immer gesagt haben, 
daß »Auschwitz eine Erfindung 
der Amerikaner sei<, werden sich 
ins Fäustchen lachen angesichts 
der heraufdämmernden Erkennt- 
nis, daß das Todesurteil gegen 
Demjanjuk nicht allein ein Justiz- 
irrtum war, sondern vielmehr das 
Ergebnis einer möglicherweise 
von Anfang an geplanten Insze- 
nierung«. 


An der Richtigkeit dieser Er- 
kenntnis kann bei Würdigung der 
Vorgänge, die zum Fall Demjan- 


Richter Dov Levin (rechts hinten) verkündet das Urteil im Demjan- 


juk-Prozeß in einem Kino. 


Vernichtung der Juden in Europa 
dargestellt. Die >»Auschwitz- 
Keule< mußte wieder aus der 
Rumpelkammer der Geschichte, 
wo sie in Vergessenheit zu gera- 
ten drohte, ans Licht der Weltöf- 
fentlichkeit...Schulklassen aus 
dem ganzen Land wurden durch 
den Prozeß geschleust und man 
sprach häufig über den »erzieheri- 
schen Wert< des Demjanjuk-Pro- 
Zesses...«. 


juk führten, wohl nicht gezwei- 
felt werden, weil Demjanjuk be- 
reits in den siebziger Jahren syste- 
matisch als Iwan der Schreckliche 
aufgebaut worden ist. Das Ende 
der Instrumentalisierung des Ho- 
locaust auf verschiedenen Gebie- 
ten und zu verschiedenen Zwek- 
ken ist offensichtlich und unwi- 
derruflich geworden. Die 
»Auschwitz-Keule« wird zum Bu- 
merang, wie Abraham Melzer 


es dankenswerterweise sagte. 


Die wahren Hintergründe 
des Falles 


Die langfristige Planung und die 
wahren Hintergründe des Dem- 
janjuk-Schauprozesses hat Mel- 
zer überzeugend dargelegt. So- 
mit stellt sich zugleich für den 
Wahrheitsuchenden die Frage 
des Holocaust schlechthin unter 
jenen Aspekten, die offenbar ge- 
wissen jüdischen Kreisen - um es 
vulgär auszudrücken - selbst 
nicht mehr ganz koscher erschei- 
nen. Ist dies ein heimliches dis- 
kretes Signal, den Weg zur histo- 
rischen Wahrheit ausfindig zu ma- 
chen? Es wäre nicht das erste. 


Willkommen hierzu ist die Hilfe 
jüdischer Kreise, die selbst vom 
Zweifel an der Moralität des bis- 
her verordneten Geschichtsbil- 
des befallen sind und die Folgen 
eines irreparablen Schadens für 
die Judenheit erkennen, wenn 
die Wahrheit nicht bald an das 
Licht kommt. 


In diesem Zusammenhang führt 
Melzer aus: »Die Richter stellen 
keine moralischen Fragen und 
sind bereit, ihr Amt der Staats- 
maschinierie zur Unterdrückung 
der Menschenrechte zur Verfü- 
gung zu stellen.« 


Faustschlag gegen jedes 
Rechtsempfinden 


Voraussetzung für die Holocaust- 
geschichte war das Londoner Sta- 
tut vom 8. August 1945, worin es 
unter Artikel 19 heißt: »Der Ge- 
richtshof ist an Beweisregeln 
nicht gebunden, er soll in weitem 
Ausmaß ein schnelles und nicht 
formelles Verfahren anwenden 
und jedes Beweismaterial, das 
ihm DBeweiswert zu haben 
scheint, zulassen«. 


Und im Artikel 21 steht zu lesen: 
»Der Gerichtshof soll nicht Be- 
weis für allgemein bekannte Tat- 
sachen fordern, sondern soll sie 
von Amts wegen zur Kenntnis 
nehmen...«. 


Diese Festschreibungen sind ein 
Faustschlag gegen jedes Rechts- 
empfinden und seit 47 Jahren 
Fundament einer unendlichen 
Flut von Unrichtigkeiten. Diese 
Artikel sind Freibrief für Rechts- 
beugungen jeglicher Art im Zu- 
sammenhang mit der deutschen 


John Demjanjuk wird nach der 
Verkündigung des Todesurteils 
aus dem Gerichtssaal in Jeru- 
salem geführt. 


Vergangenheit. Das Vorgehen 
der Justiz in manchen Ländern 
gegen laut gewordene Zweifel 
am Holocaust ist weltweit das 
gleiche und kann als gesteuert ge- 
mäß den Londoner Statuten an- 
gesehen werden: Beweismittel 
und Gutachten von Sachverstän- 
digen, die Zweifel am Holocaust 
untermauern, werden von den 
Gerichten grundsätzlich zurück- 
gewiesen, gleichgültig ob in To- 
ronto, Paris, Frankfurt, Mün- 
chen oder Wien. Und nirgends 
sind die gleichen Gerichte in der 
Lage, unwiderlegbare Beweise 
technischer und naturwissen- 
schaftlicher Art für die dubiosen 
»Zeugenaussagen« zu erbringen. 


Im Falle Demjanjuk versuchte 
man, die Beschuldigungen des 
auserkorenen Opfers mit Hilfe ei- 
ner beim KGB in Auftrag gegebe- 
nen Fälschung des Dienstauswei- 
sesNr. 1393 auf den Namen Dem- 
janjuk zu erhärten. 


Von der Unschuld Demjanjuks 
sind viele überzeugt und nicht 
wenige seiner Freunde haben 
sich für ihn selbstlos eingesetzt. 


Manches mag zur Wiederauf- 
nahme des Verfahrens in Jerusa- 
lem beigetragen haben, den ent- 
scheidenden Beitrag aber für die 
Unschuld des Angeklagten war 
die minitiöse Entlarvung des Aus- 
 weises als Fälschung, die der 


Sachverständige der Verteidi- 
gung, Dieter Lehner, in glänzen- 
der und unwiderlegbarer Weise 
erarbeitete. Zur Charakterisie- 
rung der moralischen Qualitäten 
der Jerusalemer Richter sei noch- 
mals erwähnt, daß die Ausweis- 
fälschung auch dort bereits vor 
Prozeßbeginn bekannt war. 


Eine Versöhnung 
suchende Aktion 


Dieter Lehner hat mit seinem 
umfangreichen Beitrag in Semit- 
times unter der Überschrift »Das 
Spiel mit der gezinkten Karte« 
nicht nur die Gelegenheit erhal- 
ten, Zusammenhänge, Hinter- 
gründe und Prozeßeindrücke dar- 
zulegen, sondern auch noch die 
Möglichkeit gehabt, in seinem 
Beitrag » Anatomie eines Beweis- 
mittels« die Totalfälschung des 
Demjanjuk-Ausweises einer brei- 
ten Offentlichkeit zugänglich zu 
machen. Dieser unwiderlegba- 
ren Beweisführung ist es zu ver- 
danken, daß rechtlich denkende 
jüdische Kreise den Mut schöpf- 
ten, der Weltöffentlichkeit den 
Fall Demjanjuk in ungeschmink- 
ter Form vorzutragen. 


Demjanjuk, ein grausam auser- 
wähltes Opfer zur Auffrischung 
der Holocaust-Religion, das seit 
Jahren völlig unschuldig in einem 
israelischen Kerker sitzt, hat die 
Hoffnung auf Wahrheitsfindung 
und die Hilfe seiner Freunde 
nicht aufgegeben. Auch wir 
Deutsche haben in aller Welt 
viele Freunde, die mit und in Sa- 
chen Holocaust auf dem Wege 
sind, der Wahrheit zu dienen. 


Neu ist, daß sich darunter ge- 
wisse jüdische Kreise befinden, 
die weiterzudenken in der Lage 
sind als zionistische Fanatiker. 


In Zeiten, in denen fast nur noch 
philosemitische Gesinnung und 
Haltung gutgeheißen und kriti- 
sche Gedanken als Rassismus ge- 
brandmarkt werden, haben die 
Wahrheit und Versöhnung su- 
chenden Aktionen von Melzer 
und seinen Freunden ein beson- 
deres Gewicht. In Verbindung da- 
mit soll nicht vergessen werden, 
daß die Welt in Bewegung gera- 
ten ist und die Sowjetunion, eine 
zionistische Schöpfung nach 
Ideologie und Praxis, erbärmlich 
unterging. Könnte es sein, daß 
der Fall Demjanjuk zum Menete- 
kelfür Hellhörige geworden ist? 
DO 


Afrika 


Das Schicksal 
Zımbabwes — 
ein Lehrstuck 


Mike Blair 


Jetzt, wo sich die südafrikanische Regierung von Präsident W. de 
Klerk der Mehrheitsherrschaft der Schwarzen immer weiter nähert, 
weisen Ereignisse in Zimbabwe - ehemals die Republik Rhodesien — 
auf eine düstere Zukunft in Südafrika hin. Vor 12 Jahren wurde die 
Macht in dem bis dahin von Weißen regierten Rhodesien an eine 
schwarze marxistische Regierung übergeben. 


Schon bevor die weiße Bevölke- 
rung Südafrikas mit knapper 
Mehrheit der schwarzen Mehr- 
heitsregierung ein Stück näher 
rückte — die weitgehend von dem 
marxistischen African National 
Congress (ANC) dominiert wird 
— leitete der marxistische Präsi- 
dent Robert G. Mugabe von 
Zimbabwe ein Programm in die 
Wege, um das Land weißer Far- 
mer zu konfiskatorischen Preisen 
zu »kaufen«, das dann an 
Schwarze verteilt werden soll. 
Die weißen Landbesitzer produ- 
zieren den Löwenanteil der Nah- 
rungsmittel des Landes. 


So wird es auch 
in Südafrika laufen 


Im ersten Jahrzehnt seiner Macht 


. konnte Mugabe unter den Bedin- 


gungen einer Unabhängigkeits- 
vereinbarung, die der Regierung 
von Britannien mit amerikani- 
scher Rückendeckung aufge- 
zwungen wurde, Land, das Wei- 
Ben gehörte, nicht ohne weiteres 
nationalisieren. Diese Vereinba- 
rung war 1980 unterzeichnet wor- 
den. Mugabe ist nun jedoch von 
den für zehn Jahre festgelegten 
Begrenzungen befreit, und seine 
Regierung schreitet mit dem 
Landerwerbsplan munter voran. 


Zimbabwe ist wie Südafrika reich 
an strategischen Metallen. Die 
Vereinigten Staaten sind wegen 
ihrer Quelle für solche Metalle 
von den beiden Ländern abhän- 
gig. Zu diesen Metallen gehören 
Chrom, Platin, Antimon, Vana- 
dium usw. 


lan Smith, ehemaliger Premier- 
minister von Rhodesien: »Die 
Kommunisten machen in Süd- 
afrika das gleiche, was sie da- 
mals mit meinem Land mach- 
ten.« 


Das unabhängige Rhodesien 
wurde 1923 gebildet, als ein als 
Südrhodesien bekanntes Gebiet 
von der British South Africa Co. 
in Besitz genommen wurde. Es 
war ein von Cecil Rhodes 1897 er- 
obertes Gebiet. Es erhielt unter 
einer Verfassung von 1961 von 
Großbritannien seine Selbstän- 
digkeit. 


Das Zimbabwe und Zambia um- 
fassende Territorium hieß 1895 
Rhodesien. 1923 wurde Rhode- 
sien aufgeteilt. Nordrhodesien 
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wurde 1924 zu.einer britischen 
Kolonie, während Südrhodesien, 
das die Vereinigung mit Süd- 
afrika ablehnte, 1923 ein selbst- 
regierter und von Weißen be- 
herrschter Staat unter dem 
Namen Rhodesien wurde. Nord- 
rhodesien ist jetzt als Zambia be- 
kannt. Es wurde am 24. Oktober 
1964 unabhängig. Viele weiße 
Siedler flohen aus dem Land 


Zambia, und die Ländereien der. 


Weißen wurden »umverteilt«. 


Am 11. November 1965 verkün- 
dete der rhodesische Premiermi- 
nister Ian D. Smith einer briti- 
schen Forderung, daß den 
Schwarzen des Landes schließ- 
lich die Mehrheitsherrschaft zu- 
gestanden werden sollte, zum 
Trotz die einseitige Unabhängig- 
keitserklärung des Landes vom 
britischen Commonwealth. 


Die Smith-Regierung hielt sich 
die marxistische Herrschaft 
durch den United African Natio- 
nal Council und den schwarzen 
Terrorismus, der das Land heim- 
suchte, unter anderem die Nie- 
dermetzelung sowohl von schwar- 
zen als auch von weißen Bürgern, 
die gegen die Marxisten oppo- 
nierten, eine Zeitlang so gut wie 
möglich vom Leibe. Schließlich 
stimmte die Smith-Regierung 
1978 unter Druck von Britannien 
und USA und unter der Bedro- 
hung mit Sanktionen seitens der 
Vereinten Nationen, einschließ- 
lich eines Embargos, einer »inter- 
nen Regelung zu, nach der Smith 
und drei populäre schwarze Füh- 
rer sich die Führung des Landes 
teilen sollten, bis die Macht an 
die schwarze Mehrheitsregierung 
übergeben werden konnte. 


Die marxistischen Terroristen 
wiesen den Plan zurück, und die 
Briten erzwangen die Bildung ei- 
ner Mehrheitsregierung, ange- 
führt von Mugabe. Das war 1980. 
Eine der ersten Handlungen der 
Regierung bestand darin, den 
Namen des afrikanischen Staates 
in Zimbabwe abzuändern. 


Zimbabwes 4000 weiße Farmer 
und westliche Geldgeber, darun- 
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Südafrikas Präsident Willem 
de Klerk wird von den Interna- 
tionalisten als anpassungsfä- 
hig beurteilt. 


Zimbabwes Präsident Robert Mugabe (links) bei einem Treffen 
mit seinem guten Freund George Bush. 


Nelson Mandela, Revolutionär, Terrorist und Kommunist be- 
stimmt heute die Politik in Südafrika. 


ter die Weltbank, haben Mugabe 
zu verstehen gegeben, daß sie im 
Grundsatz mit der Problemlö- 
sung der Beschaffung von Land 
für schwarze Farmer übereinstim- 
men. Sie wenden sich jedoch ge- 
gen den Plan der Mugabe-Regie- 
rung, willkürlich Land zum Er- 
werb zu bestimmen und gegen ih- 
ren Versuch, weniger als den 
Marktpreis für das Land zu be- 
zahlen, von dem das meiste seit 
Generationen im Besitz von wei- 
Ben Farmern war. 


Der Mugabe Plan schließt auch 
Regreßansprüche vor den Ge- 
richten für die willkürliche Be- 
schlagnahme von Land aus. Mu- 
gabe weist darauf hin, daß seine 


Regierung den Erwerb von 20 
Millionen englischen , Morgen 
Land plant. 


Der Mugabe-Plan kommt zu 
einer Zeit, in der das Land unter 
der schlimmsten Trockenheit sei- 
ner Geschichte leidet, und es gab 
finstere Warnungen dahinge- 
hend, daß, wenn das Land be- 
schlagnahmt wird, dies zu Nah- 
rungsmittelknappheit und zu 
einer Wirtschaftsflaute führen 
werde. 


Zimbabwe realisiert eine sehr 
günstige Handelsbilanz, mit Aus- 
fuhren von 1,4 Milliarden Dollar, 
im Vergleich von 1,2 Milliarden 
Dollar an Einfuhren. 


Etwa ein Drittel der Ausfuhren 
werden durch Tabak, der auf Län- 
dereien, die Weißen gehören, an- 
gebaut wird, realisiert. 


Michael M. Taggert, Präsident 
der Zimbabwe Tobacco Associa- 
tion, ist der Meinung, daß es aus- 
reichend unterbenutztes frucht- 
bares Land gibt, das an schwarze 
Farmer vergeben werden kann, 
ohne auf den Mugabe-Plan des 
zwangsweisen Erwerbs von 
Land, das Weißen gehört, zurück- 
zugreifen. 


Mugabe ist jedoch fest entschlos- 
sen, mit der Beschlagnahme des 
sich in Besitz von Weißen befind- 
lichen Land massiv fortzufahren. 


Es wird damit gerechnet, daß der 
Mugabe-Plan einen Massen-Ex- 
odus weißer Rhodesier nach sich 
ziehen wird, der wiederum zu ei- 
ner chaotischen Lage im Land 
führen wird. Die Leitung der 
Landwirtschaft sowie des Berg- 
baus und der Industrie wird dann 
weitgehend unausgebildeten und 
unerfahrenen Schwarzen überlas- 
sen. Dies wird zur Zerstörung 
von Zimbabwes Wirtschaft und 
deren Rückgang zu den Zustän- 
den der Verarmung anderer 
mehrheitsbeherrschter afrikani- 
scher Länder führen, wo ähn- 
liche erzwungene Landerwer- 
bungen, Nationalisierung von 
Eigentum und Verfolgung von 
Weißen zum Massen-Exodus der 
jeweiligen weißen Bevölkerung 
geführt haben. DO 


a hie nn mail 


Drogengeschäfte 


Noriegas 
Verurteilung 
ist sinnlos 


Lawrence Wilmot 


Der Einmarsch-in Panama, die Festnahme von General Manuel No- 
riega und sein Prozeß, Schuldspruch und Verurteilung sollten dem il- 
legalen Drogenhandel und der Geldwäsche in Panama ein Ende be- 
reiten. Aber diese ungesetzlichen Tätigkeiten haben sich stattdessen 
weiter verstärkt, seit dem Noriega im Gefängnis in den USA sitzt. 


Ungeachtet offizieller Voraussa- 
gen verzeichnet der panamaische 
Drogenhandel eine »Konjunk- 
tur« - und hat sich in der Tat 
»nach einigen Schätzungen sogar 
verdoppelt« -, seitdem General 
Manuel Noriega im Dezember 
1989 von amerikanischen Ein- 
- satzgruppen gefangengenommen 
- und das dortige Regime von ei- 
nem durch die Bush-Regierung 
sorgfältig ausgewähltes Regime 
abgelöst wurde. 


Die Bedrohung ist größer 
geworden 


Dies sind die wie eine Bombe 
wirkenden Erkenntnisse einer 
maßgebenden Studie des Gene- 
‘ral Accounting Office (GAO), 
des amerikanischen Bundesrech- 
nungshofes. Die Studie wurde 
am gleichen Tag freigeben, an 
“ dem Noriega durch ein widerwil- 
liges Geschworenengericht in 
acht. von zehn Anklagepunkten 
der Anklageschrift des Bundes- 
gerichts in Miami wegen Drogen- 
handel und Schiebereien für 
schuldig befunden wurde. 


£ US-Präsident George Bush, der 


das Urteil als »großen Sieg gegen 
die Drogenlords« feierte, wurde 
von der GAO-Studie schroff zu- 
rückgewiesen. Ihre Schlußfolge- 
rungen wurden durch einen Be- 
richt über Drogenbekämpfung 
- des eigenen Außenministeriums 
(der amerikanischen Regierung 
bestätigt, in dem warnend darauf 
hingewiesen wird, daß der pana- 
maische Drogenhandel mehr als 
. je zuvor »eine große Bedrohung« 


für die amerikanische Gesell- 
schaft darstelle. 


Darüber hinaus hat die Aussicht, 
Noriega ins Gefängnis zu schik- 
ken, keinerlei Hoffnung unter 
den Experten der Gesetzesvoll- 
streckung hervorgerufen. »Die 
Steuerzahler geben bereits mehr 
als 22 Milliarden Dollar aus, um 
Gesetzesübertreter einzusper- 
ren«, sagt Dr. Ronald Marston, 
ein ehemaliger Berater des ame- 
rikanischen Justizministeriums 
für den Strafvollzug. 


»In den Reagan-Jahren hat sich 
die Zahl der Inhaftierten in den 
USA auf gerade über eine Mil- 
lion Insassen verdoppelt. Mehr 
als die Hälfte von ihnen sitzen 
Strafen wegen Drogenverstößen 
ab. Bis 1994 wird dieser Anteil 70 
Prozent erreichen«. 


Die Experten sind 
beunruhigt | 


Was die Experten beunruhigt, ist 
die Tatsache, daß unter der Stra- 
tegie der zwingenden Verurtei- 
lung - der US-Kongreß verab- 
schiedete in den achtziger Jahren 
64 Statuten über zwingende Ver- 
urteilungen - nicht gewalttätigen 
Ersttäter, die zum Drogenhandel 
verführt oder durch Tricks hinein- 
gezogen wurden, am Ende die 
längsten Haftstrafen bekommen 
können. 


»Der Grund dafür ist darin zu se- 
hen, daß Prügelknaben - oft 
Mädchen - der Anklage keine In- 
formationen im Austausch für 


milde Bestrafungen anzubieten 
haben«, erläuterte Marston. »Es 
sind die unglücklich Dupierten, 
und sie können nicht mit Teilge- 
ständnissen operieren, um ge- 
wisse Zugeständnisse zu erhal- 
ten; sie haben nichts anzubie- 
ten«. 


Drogengroßhändler oder geris- 
sene illegale Straßenhändler an- 
dererseits können oft mit der Re- 
gierung ein Abkommen treffen. 
»Um eine Anklage gegen No- 
riega erheben zu können, bot die 
Staatsanwaltschaft mindestens 15 
hartgesottenen Drogenverbre- 
chern, deren Vorstrafenregister 
schlimmer war als das von Norie- 
ga, Immunität gegen Strafver- 
folgung oder andere Verlockun- 
gen, einschließlich riesige Geld- 
summen, an«, sagt der in Miami 
ansässige Anwalt Michael 
O’Kane, der zu der Verteidungs- 
mannschaft gehört, die sich für 
Noriega und seine Mitangeklag- 
ten zusammengeschlossen hat. 

In Privatgesprächen machten 
sich lateinamerikanische Beamte 
- die sich in der zweiten Aprilwo- 
che versammelten, um über die 
kürzliche Krise in Peru zu konfe- 
rieren - über die Behauptung des 
Weißen Hauses, im Krieg gegen 
Drogen einen »Sieg« errungen zu 
haben, lustig. 


Der Drogenhandel wird 
zur Institution 


»Das Kokain-Kartell ist nicht be- 
seitigt oder unterdrückt worden« 
versicherte ein erfahrener kolum- 
bianischer Diplomat. »Im Ge- 
genteil, es ist institutionalisiert 
worden.« 


»Die großspurigen Revolverhel- 
den der alten Zeiten wie No- 
riega, oder in meinem Land Car- 
los Rodriguez Gacha, sind ver- 
schwunden«, setzte er hinzu. 
»Jetzt wird der Drogenhandel 
von illegalen Händlern, die wie 
leitende Herren von Firmen auf- 
treten - und von großen interna- 
tionalen Banken - geschäftsmä- 
Big betrieben«. 


In Peru, wo rund 88 Prozent des 
in die Vereinigten Staaten ver- 
sandten Kokains geerntet und 
produziert werden, »ist die Ar- 
mee diesem organisierten Dro- 
gen-Konsortium hinzuzurech- 
nen«. Dies sagt ein peruanischer 
Anwalt am Hauptsitz der Organi- 
zation of American States in Was- 
hington. 


»Nach 15 Jahren amerikanischer 
Militärhilfe und israelischer Waf- 
fenverkäufe sind die peruani- 
schen bewaffneten Streitkräfte 
völlig korrupt«, setzte er hinzu. 
»Sie beschützen die Kokainan- 
bauer und die Luftwege des 
Dschungels, wo unraffiniertes 
Kokain mit kleinen Flugzeugen 
nach Kolumbien eingeflogen 


‚ wird.« 


»Seit Präsident Ronald Reagan 
vor 11 Jahren seinen »Krieg gegen 
Drogen« verkündete, ist kein ein- 
ziger großer Kokainanbauer oder 
illegaler Drogenhändler in mei- 
nem Land festgenommen oder 
verurteilt worden«, sagte der pe- 
ruanische Anwalt. 


Voller Verachtung für 
den US-Präsidenten 


Aber die verachtungsvollste Zu- 
rückweisung der überheblichen 
Vorwände der Bush-Regierung 
kam von dem panamaischen 
Journalisten Arturo Rios Her- 
rera, der sagte: »Sie können mich 
zitieren: Ich bin zu wütend, so 
daß es mir nichts ausmacht. Nach 
dem Noriega-Prozeß beschwerte 
sich einer der Verteidigungsan- 
wälte darüber, daß Bush den 
Weltpolizisten spielt. Aber die 
Realität ist weit schlimmer. 


Schauen sie sich an, was in Pa- 
nama geschah. Bush setzte dort 
eine Regierung von Drogen-Ban- 
kern und Drogen-Anwälten ein. 
Unser . Präsident und Vizepräsi- 
dent haben eine lange Vorge- 
schichte, sie haben dem Drogen- 
kartell als Fassade ‚gedient. Das 
Regime ist so korrupt, daß seine 
eigene Polizei im vergangenen 
Jahr rebellierte. Jetzt regiert sie 
unter dem Schutz der amerikani- 
schen Truppen. Als Weltpolizist 
hat Bush ganz einfach Noriegas 
Stelle eingenommen. Er ist 
nichts ‚anderes als ein gauneri- 
scher Bulle.« 
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Syriens Assad 
ändert 

seine Haltung 
gegenüber 
den USA 


Der syrische Staatspräsident Ha- 
fez al-Assad tritt eine überra- 
schend scharfe Attacke gegen die 
Vereinigten Staaten, während ei- 
ner Ansprache zur Eröffnung sei- 
ner: unangefochtenen neuen 
Amtszeit. 


Sich auf den Druck der Amerika- 
ner in der Sache der nordkoreani- 
schen Schiffe, die Scud-Raketen 
nach Syrien und Iran lieferten, 
beziehend und noch einmal auf 
Syriens Entschlossenheit, noch 
mehr Boden-Boden-Raketen 
»entsprechend unseren Bedürf- 
nissen« erwerben zu wollen hin- 
weisend, fragte Assad: »Wie 
könnte Amerika ein Gleichge- 
wicht zwischen seiner neuen 
Weltordnung der Gerechtigkeit 
und der internationalen Legiti- 
mität, für Syrien bestimmte Ra- 
keten abzufangen, aufrecht er- 
halten? Wie konnte für Israel das 
Tor geöffnet werden, alle Arten 
von Waffen herzustellen, ohne 
jede Beschränkung, und Syrien 
gleichzeitig belagert und an der 
Einführung von Waffen gehin- 
dert werden? Wieso konnte Ame- 
rika an Friedensgesprächen im 
Nahen Osten teilnehmen, die auf 
seiner eigenen Initiative und auf 
Resolutionen der Vereinten Na- 
tionen beruhen, und Syrien und 
anderen arabischen Staaten aber 
gleichzeitig eine Blockade aufer- 
legen? Wie konnte dies über- 
haupt mit der neuen Weltord- 
nung in Einklang gebracht wer- 
den, die eine Welt der internatio- 
nalen Legitimität sein soll? Dies 
ist die Legitimität des Dschun- 
gels, die Legitimität der wilden 
Tiere.« 


Assad, der Syrien im vergange- 
nen Jahr völlig in die irakfeindli- 
che Golfkrieg-Koaliton hineinge- 
bracht hatte, erhob auch den Vor- 
wusf, daß nur Israel vom Krieg 
profitiert habe. Er sagte, der 
Konflikt sei arabischen Interes- 


sen so abträglich, daß es manch- - 
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"mal den Anschein habe, .als ob 


»das, was geschehen ist, für die 
Interessen Israels willkürlich ge- 
plant und ausgeführt wurde«. 


Nach Berichten im Londoner 
»Independent« hat Syrien seine 
irakfeindliche Propaganda in al- 
ler Stille eingestellt, während es 
sich der Drohung des Sicherheits- 


rats der Vereinten Nationen, mili- 


tärische Aktionen gegen den Irak 
durchführen zu wollen, energisch 
widersetzt. Dies soll nicht nur 
eine Reaktion auf den derzeiti- 
gen Stillstand bei den Friedensge- 
sprächen sein, sondern auch auf 
das wachsende Bewußtsein, daß 
die Vereinigten Staaten den Na- 
hen Osten in eine »amerikani- 
sche Sicherheitszone« verwan- 
deln wollen. Wie berichtet wird, 
wächst in Syrien das Gefühl, daß 
Damaskus als Gegenleistung für 
seine Unterstützung im Golf- 
krieg von Washington betrogen 
wurde. DO 


Sephardim 
werden von 
sowjetischen 
Einwanderern 
verdrängt 


Die inländische politische Lage 
in Israel hat in den letzten Wo- 
chen eine besonders böse Wende 
erfahren. Die Sephardim, oder 
Juden aus arabischen Ländern, 
die sich im zionistischen Staat auf 
der untersten Sprosse der sozial- 
wirtschaftlichen Leiter befinden, 
werden anscheinend zugunsten 
der Neueinwanderer aus der ehe- 
maligen Sowjetunion beiseite ge- 
drängt. Letztere, die Aschkena- 
zim sind, werden intensiv kulti- 
viert - auf Kosten der Sephardim 
- von beiden großen politischen 
Parteien Israels. 


"Eine kürzliche Kritik an dieser 


ethnischen - einige würden sagen 
rassischen — Parteilichkeit war 
die erstaunliche Niederlage des 
Außenministers David Levy und 
seiner Verbündeten bei den inter- 
nen Wahlen des Likud-Blocks in 
der vergangenen Woche. Levy 
stand nur an 18. Stelle von 50 auf 
der Popularitätsskala des Likuds. 
Seine sephardischen Verbünde- 
ten fielen sogar noch tiefer, 
einige bis fast nach unten auf der 
Kandidatenliste. Auf der offiziel- 


len Wahlliste der Partei gelang es | 


Levy jedoch, den vierten Platz zu 
erreichen. Dies ist die Liste, die 
verwendet wird, um Parteimit- 
glieder für die Knesset zu wäh- 
len, und um die Hackordnung für 
das Kabinett festzulegen. 


So schockierend war Levys Nie- 
derlage, schrieb die »Jerusalem 
Post«, daß einige seiner Anhän- 
ger offen zum Verlassen des Li- 
kuds und zur Gründung ihrer ei- 
genen Partei aufriefen. Der er- 
staunliche Rückschlag wurde 
durch die Kollaboration zwi- 
schen Premierminister Yitzhak 
Shamir und seines Thronfolgers, 
Verteidigungsminister - Moshe 
Arens sowie Wohnungsbaumini- 
ster Ariel Sharon inszeniert. Alle 
drei standen höher als Levy auf 
der Kandidatenliste, der vor der 
Wahl immerhin der Mann Num- 
mer Zwei in der Partei hinter 
Shamir war. 


Levy beschuldigte Shamir, »in 
der Verschwörung gegen mich 
eine Hand im Spiel gehabt zu ha- 
ben«. Levys Verbündete formu- 
lierten es schärfer und sagten, 
der Schritt gegen Levy sei ein 
Beispiel ethnischer Diskriminie- 
rung seitens der »Aschkenazim- 
Bosse«, die Israel seit Gründung 
des Judenstaats beherrschen. 


Als er kürzlich zu seinen Anhän- 
gern sprach, warf Levy, der wie 
berichtet wird einen Bruch mit 
dem Likud in Erwägung zieht, 
die Frage des Vorurteils der Asch- 
kenazim gegen die Sephardim 
nicht auf. Aber seine Anhänger 
taten dies und wiesen nachdrück- 
lich darauf hin, daß seine Nieder- 
lage in der Tat die Folge der »anti- 
sephardischen« Mentalität des 
Likuds sei. 


Beobachter am Ort sagten, die 
Feindseligkeit gegenüber Levy, 
der kritisiert wurde, weil er in be- 
zug auf die Palästinenser und die 
derzeitigen Friedensgespräche 
zu nachgiebig sei, war so stark, 
daß sie die Leute um Shamir und 
Arens sowie Sharons Anhänger 
in die Lage versetzte, zumindest 
eine vorübergehende Allianz. zu 
bilden. 


Levys Niederlage wird weitge- 
hend als Schlag gegen Israels Ju- 
den nahöstlicher oder nordafri- 
kanischer Herkunft verstanden, 
die etwa 60 Prozent der Bevölke- 
rung des Landes ausmachen, und 
die früher die Hauptquelle der 
Stärke des Likuds war. Jetzt wird 


die Partei mehr als je zuvor von 
Juden europäischer Abstam- 
mung dominiert - so wie es bei 
der Arbeiter-Partei seit jeher der 
Fall ist. Jetzt, wo die allgemeinen 
Wahlen kurz bevorstehen, hat 
sich die Führung des Likuds au- 
genscheinlich dazu entschlossen, 
die Sephardim, zugunsten der 
Stimmen der sowjetischen Juden 
im Stich zu lassen. Diese neuen 
europäischen Israelis sollen acht 
oder neun Sitze in der Knesset 
holen. DO 


Malaysia will 
irakische 
Kinder retten 


Die erste größere Zusammen- 
kunft in Malaysia zum Beginn ei- 
ner Kampagne zur Rettung der 
Kinder im Irak fand in Kuala 
Lumpur, statt, berichtete die in 
Malaysia erscheinende Tageszei- 
tung »The Star«. Die Kampagne 
wurde von der Malaysian Medi- 
cal Association organisiert und 
von Datuk Seri Dr. Siti Hasmah, 
der Arzt ist, und von der Gattin 
des Premierministers von Malay- 
sia, Dr. Mahatir Mohamad, ge- 
startet. 


Laut »The Star« besteht der 
Zweck der Kampagne darin, 
Geldspenden, Arzneimittel und 
medizinische Geräte für die Kin- 
der im Irak aufzutreiben. 


»Die Kampagne ist ein unabhän- 
giger (unparteischer) humanitä- 
rer Aufruf, und wir appellieren 
an alle Malaysianer, hierzu groß- 
zügig beizutragen«, sagte der Vor- 
sitzende des Organisations-Aus- 
schusses Datuk Dr. R. S. McCoy. 
Dr. McCoy rief auch den Sicher- 
heitsrat der Vereinten Nationen 
dazu auf, die Wirtschaftssanktio- 
nen sofort aufzuheben. Er 
meinte, die Sanktionen hätten 
den Wideraufbau der Wasser- und 
Eneergieversorgung des Landes 
behindert und einen akuten Man- 
gel an Nahrungsmitteln, Arznei- 
mittel und medizinischen Gerä- 
ten hervorgerufen. »Als Folge 
davon sterben jeden Tag 500 ira- 
kische Kinder an Unterernäh- 
rung und vermeidbaren Seuchen 
wie Cholera, Typhus und Magen- 
Darmentzündung«. 


Die Kampagne erbrachte 10000 
Dollar an Zusagen und 4500 Dol- 
lar auf der Sitzung. Oo 


Rote Khmer 
verstoßen gegen 


Abmachungen 
in Kambodscha 


Der Leiter der Streitkräfte der 


Vereinten Nationen in Kambod- . 


scha gab seiner »wachsenden 


° Enttäuschung« über die Behinde- 


rung des im vergangenen Jahr in 
Paris unterzeichneten Friedens- 
abkommens durch die Roten 
Khmer Ausdruck, berichtete die 
British Broadcasting Corpora- 
tion (BBC). Die Roten Khmer 
töteten während ihrer Herrschaft 
von 1975 bis 1979 schätzungs- 
weise drei Millionen Kambod- 
schaner. Jetzt verwehren sie den 
Vereinten Nationen Zugang zu 
Territorien unter ihrer Gewalt 
und verletzen fortlaufend das 
Waffenstillstandsabkommen, sag- 
te der Vertreter der Vereinten Na- 
tionen Yasuki Akashi und setzte 


-hinzu, er werde seine Beschwer- 


den notfalls dem Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen vortra- 
gen. 


Der Leiter der Roten Khmer, 
Khien Samphan, besteht hart- 
näckig darauf, daß die UNO zu- 
erst sicherstellen müsse, daß alle 


‘ vietnamesische Soldaten Kam- 


bodscha verlassen haben, bevor 
er sich den Forderungen der 
UNO beuge, Zugang zu allen Ge- 
bieten unter seiner Herrschaft zu 
gewähren - ein Punkt der, wie 
Akashi meint, nicht dazu herhal- 
ten sollte, das Abkommen mit 
den Vereinten Nationen zu been- 
den. 


Israel vor der 


_ schlimmsten 


Wirtschaftskrise 


Aus einer ernstzunehmenden 


: Quelle in Tel Aviv erfuhr CODE, 


daß Israel derzeit eine dramati- 
sche Wirtschaftskrise durchläuft. 
»Die meisten Parteien haben in 
diesem Wahlkampf keine Zeit für 
Wirtschaftsprobleme, sie sind 
nur.an jüdischen Siedlungen in 


..den: besetzten Gebieten interes- 


“siert. Dabei bleibt kein Geld für 


die Eingliederung neuer Einwan- 
derer aus Rußland übrig.« 
Wie aus dieser Quelle verlautet, 


: haben über 50 Prozent der kürz- 


F 


lich eingewanderten russischen 
Juden zwischen 18 und 65 Jahren 
keine Arbeitsplätze, während die 
Arbeitslosigkeit sich insgesamt 
auf 11,6 Prozent beläuft, »ziem- 
“lich hoch für ein kleines Land wie 
Israel«. 


Es heißt, daß als Folge der Wirt- 
schaftskrise weniger Einwande- 
rer dazu bereit seien, aus Ruß- 
land hierherzukommen. »Israel 
sollte in diesem Jahr 200000 Neu- 
einwanderer aufnehmen, aber 
bislang kommen tatsächlich nur 
6000 pro Monat, weit unter den 


. 15000 pro Monat des vergange- 


nen Jahres. Russische Juden, die 
sich noch in Rußland befinden, 
erhalten Briefe von ihren Ange- 
hörigen, die ihnen schreiben, daß 
es keinen Zweck habe, zu kom- 
men. Im Augenblick leben russi- 
sche Einwanderer weitgehend 
von Geldern der Regierung, aber 
diese reichen nur für 18Monate.« 


Unser Informant vertrat die Mei- 
nung, daß »die besetzten Gebiete 
nicht so wichtig sind wie die Wirt- 
schaftsprobleme, mit denen Is- 
rael es zu tun hat, aber die Ideolo- 
gen begreifen dies entweder 
nicht, oder es kümmert sie nicht. 
Im ersten Quartal dieses Jahres 
ist die Wirtschaft zusammenge- 
schrumpft. Die Exporte stagnie- 
ren, es werden keine nennens- 
werten Gelder in die Landwirt- 
schaft und Industrie investiert. 
Die direkten Investitionen belie- 
fen sich im letzten Jahr auf ledig- 
lich 163 Millionen Dollar, war wie 
ein Tropfen in einem großen See. 
Indessen subventioniert die Re- 
gierung in den besetzten Gebie- 
ten einfach alles, was es kurzfri- 
stig vorteilhafter erscheinen läßt, 
dort zu leben.« 


Agypten 
kritisiert 
Rassismus der 
westlichen 
Mächte 


Die Kampagne zur militärischen 
Intervention in der arabischen 
Welt riecht nach Rassismus, 
klagte die ägyptische Tageszei- 
tung »Al Ahram« in einem Leitar- 
tikel. Dies war die erste Salve in 
einem Sperrfeuer von Angriffen 
in der ägyptischen Presse gegen 
die westliche Politik. 


Die. Tatsache, daß die West- 


mächte sich arabische Länder zur 
militärischen Intervention aussu- 
chen, schrieb »Al Ahram«, ent- 
hülle eine Doktrin des Rassis- 
mus, an die sich die arabische 
Welt aus der Kolonialzeit erin- 
nere. 


Die gleiche Zeitung schrieb in ei- 
nem anderen Leitartikel, daß 
»Präsident Bush sich in seinem 
Wahlkampf nach einer anderen 
Sache umsehen sollte, als arabi- 
sche Länder’ anzugreifen. Die 
Zeitung beschuldigte auch die 
Vereinigten Staaten und Britan- 
nien des »kodifizierten interna- 
tionalen Piratentums« hinsicht- 
lich der Lockerbie-Affäre, und 
warnte davor, daß das letztendli- 
che Ziel der Anglo-Amerikaner 
darin bestehe, die arabische Welt 
zu einer »Masse von aufeinander 
eindreschenden Kleinstaaten« zu 
reduzieren, so daß Israel die Re- 
gion wirksam beherrschen kann. 


Unter Bezugnahme auf diese 
Stellungnahmen berichtete Da- 
vid Hirsch vom Londoner »Guar- 
dian«, daß alle arabischen Län- 
der, mit Ausnahme einiger der 
kleineren Golfstaaten, die Kam- 
pagnen des Westens gegen Li- 
byen und Irak als »Affront gegen 
alle« ansehen. Der Westen sei 
darauf aus, dem Irak und Libyen 
»eins auszuwischen«, nicht wirk- 
lich weil eines der beiden Länder 
schlecht ist, sondern weil es Ara- 
ber sind. oO 


Faules Spiel bei 
Arafats Flug- 
zeugabsturz 


“Der Führer der Palestine Libera- 


tion Organization (PLO), Jassir 
Arafat, kam am 7. April 1992 bei 
einem Flugzeugabsturz in der 
südlichen Wüste Libyens, bei 
dem drei Besatzungsmitglieder 
starben, nur leicht verletzt da- 
von. Aus PLO-Kreisen verlautet, 
daß das Flugzeug in einen Sand- 
sturm geraten sei und eine Not- 
landung machen mußte; 12 Stun- 
den lang war Arafat vermißt. 


Obwohl keine Anschuldigungen 
erhoben wurden, daß hier ein 
faules Spiel getrieben wurde und 
Sandstürme in der Gegend häu- 
fig vorkommen, ist es doch be- 
merkenswert, daß der Zwischen- 
fall einem Interview, das Arafat 


einem russischen Journalisten ge- 
währt hatte, und in dem er über 
seine Besorgnis um seine persön- 
liche Sicherheit sprach, auf den 
Fersen folgte. 


In einem Interview mit dem Son- 
derkorrespondenten der »Kom- 
somolskaja Prawda«, Dimitri Ku- 
lik, sagte Arafat: »Ich würde 
mein Sicherheitssystem nicht das 
beste der Welt nennen, aber ich 
glaube, es liegt an mir und nie- 
manden anders, mich um meine 
Sicherheit zu kümmern. Zum 
Beispiel weiß niemand hier- 
herum, wo genau ich heute Nacht 
schlafen werde. Ich werde mei- 
nem Fahrer die Adresse nennen, 
wenn ich in meinem Wagen sitze. 
Dies ist kein Verfolgungswahn: 
Sie wissen vielleicht, daß beinahe 
alle meine Freunde und Kollegen 
von unseren Feinden ermordet 
worden sind. Ich nenne nur Abu 
Iyad, Abu Jihad...« 


»Israels Ariel Sharon persönlich 
hat 13mal versucht, mich zu tö- 
ten, ganz zu schweigen von den 
Versuchen, die von anderen Fein- 
den unternommen wurden...Sie 
erinnern sich vielleicht daran, 
daß mein Wohnsitz in Tunis in die 
Luft gesprengt wurde. Jeden Au- 
genblick muß ich damit rechnen, 
daß ich vergiftet oder das Ziel ei- 
nes plötzlichen Anschlags werde 
- jedes Sicherheitssystem wäre in 
dem Fall hilflos. Aber ich bin 
stolz darauf, daß nichts derglei- 
chen jemals von den Leuten ver- 
sucht wurde, denen ich ver- 
traue.« D 
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am Pulverfaß 


Tom Valentine 


Der Archäologe Bill Baker gab unserem Mitarbeiter Tom Valentine 
ein Interview, in dem er über Einzelheiten berichtete, die eine Folge 
des Krieges am Persischen Golf sind. Er skizzierte auch erschrek- 
kende Entwicklungen, die er auf seinen Reisen in diese Region fest- 
stellte. Valentines Fragen sind fett gedruckt, Bakers Antworten in 


Normaldruck wiedergegeben. 


Nach Ihren Informationen wurde 
Prinz Bandar bin Sultan, der sau- 
dische Botschafter für die Verei- 
nigten Staaten, kürzlich ange- 
schossen. und verwundet. Dies 
wurde nirgendwo in den Medien 
des Establishments berichtet. 


Baker: Das ist richtig. Ich erhielt 
ein Kommunique, in dem festge- 
stellt wurde, daß Bandar Ende 
März angeschossen wurde. Er 
war nach Riad, der Hauptstadt 
von Saudi-Arabien, beordert 
worden, um seine Aktivitäten in 
Washington, über die viele saudi- 
sche Führungspersönlichkeiten 
verärgert waren, zu erörtern. 
Bandar hatte. sich in Washington 
insgeheim mit dem Abgeordne- 
ten Stepen Solarz und dem Ame- 
rican Israel Public Affairs Com- 
mittee (AIPAC) und anderen 
Kräften innerhalb der Israel- 
Lobby getroffen (CODE berich- 
tete darüber). Dies brachte viele 
saudische Führer in Rage. 


Der Machtkampf in 
Saudi-Arabien 


In Verbindung mit der Israel- 
Lobby stellte Bandar das soge- 
nannte Committee for Peace and 
Security in the Gulf .auf die 
Beine. Ferner daran beteiligt wa- 
ren der ehemalige Staatssekretär 
des US-Verteidigungsministe- 
riums Richard Perle, die ehema- 
lige Botschafterin bei den Verein- 
ten Nationen Jeane Kirkpatrick, 
Ann Lewis, eine Offizielle der 
Democratic Party, und Hyman 
Bookbinder vom. American Je- 
wish Committee. Bandar traf 
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berufen. Als er dort war, wurde 
er angeschossen. Er wurde nicht 
lebensgefährlich verwundet. Er 
wurde nämlich in die Vereinigten 
Staaten zurückgeflogen und er- 
holte sich dort in einem der gro- 
ßen Lazarette im Raume Was- 
hington. 


Die Parole, die in Saudi-Arabien 
in Umlauf gebracht wird, lautet, 
er sei von einem der Heerführer 
seines Onkels (Kronprinz Abdul- 
lah) angeschossen worden, der 
mit Bandars Vater (Kronprinz 


- Sultan) um die Nachfolge König 


Fahds rivalisiert. Sie ringen be- 
reits um Nachfolgerechte. 


Sie alle, darunter sein eigener Va- 
ter, waren über Bandar verär- 
gert, weil er seine geheimen Tref- 
fen an die Öffentlichkeit durch- 
sickern ließ. 


Prinz Bandar, saudischer Botschafter. in den USA, bei einem 
freundschaftlichen Gespräch mit US-Präsident George Bush. 


sich auch mit Vertretern des Si- 


‚mon Wiesenthal-Center. 


Gemeinsam stellten sie diese 
unechte Fassade auf, um den Völ- 
kermord am Irak zu unterstüt- 
zen. Dies brachte König Fahd 
und das Regime in peinliche Ver- 
legenheit, weil dies alles an die 
Öffentlichkeit kam. 


Als Konsequenz daraus wurde 
Bandar dann nach Saudi-Arabien 
zurückberufen, um diese Angele- 
genheiten zu erörtern. 


Baker: Ja. Nun hat Bandar zu- 
nächst einmal den Ruf, ein Play- 
boy in Washington zu sein. So 
braute sich dies alles zusammen, 
und er wurde nach Hause zurück- 


Gleichzeitig hat König Fahd mas- 
sive Festnahmen islamischer Füh- 
rer und Lehrer angeordnet, von 
denen viele gegen das Eingreifen 
der. USA im Irak. waren. 


Libyen rechnet mit, 
Bombenangriffen - 


Die Parole lautet auch, daß die 
Kollegen des Kronprinzen Sultan 


-das Heft in die Hand nehmen und 


Kronprinz Abdullah, der als ame- 
rikafeindlich bekannt ist, beiseite 
schieben wollen. 

Baker: Dies ist der Machtkampf 


der zur Zeit vor sich geht. Der da- 
bei zu berücksichtigende Faktor 


ist. die islamische fundamentali- 


stische Bewegung, die vor langer 


Zeit in Saudi-Arabien'entstand. 
Dies ist einer der Gründe warum 
Saudi-Arabien jetzt Israel unter- 
stützt. Man will einen Puffer ge- 
gen Iran und Libyen haben: 


Wie aus Ihren Quellen verlautet, 
sind die Libyer davon überzeugt, 
daß sie bald wieder von den Verei- 
nigten Staaten bombardiert wer- 
den. 


Baker: Ja, einer der höchsten 
Sprecher Libyens sagte zu mir, 
daß man mit einer Gewaltanwen- 
dung der Amerikaner rechne. 
Der letzte Angriff erfolgte, als 
US-Streitkräfte 1986 die sechs- 
jährige Tochter des libyschen 
Führers Muhammar el-Gaddafi 
und viele andere töteten. Bislang 
hat niemand - weder die britische 


noch die amerikanische Regie- : 


rung - ia der Öffentlichkeit Be- 
weise dafür erhoben, daß die Li- 
byer den Bombenanschlag auf 
die Pan Am 103 über Lockerbie, 
Schottland, verübt haben. 


Die Informationen von Scotland 
Yard, dem Mossad und dem CIA 
machen Ahmed Jabril von der 
Democratic Front for the Libera- 
tion of Palestine (DFLP), die ur- 
sprünglich ihren Hauptsitz in Da- 
maskus, Syrien, hatte, dafür ver- 
antwortlich. 


Wir haben jedoch Beweise dafür 
gesehen, daß er 30 Millionen 
Dollar erhalten hat, um Pan Am 
103 durch Iraner in die Luft 


sprengen zu lassen. Eswar Rache 
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dafür, daß wir eine iranische Luft- . 


verkehrsmaschine abgeschossen .- 


haben. 


Jabril, mit dem ich zusammenge- 
troffen bin, war ein Gegner von 
Jassir Arafat und seiner Palestine 
Liberation Organization (PLO). 
Es ist eine Ironie, daß Jabril vor 
etwa zwei Monaten alle seine 
Ausbildungslager für die DFLP 


in drei Lager auf iranischem Bo-. 


den verlegt hat, geschützt vom 
Iran. Er hat einige Dienststellen 
in Syrien zurückgelassen, aber 


- seine Hauptstreitkräfte befinden 


sich jetzt im Iran. 


Die Syrer sind natürlich Ameri- 


kas neugewonnene Partner; da- 
her darf er seine Kräfte dort nicht 
haben. 


Was genau ist Libyens Position im 
Nahen Osten? Libyen sympathi- 


siert nicht mit den Maklern der 


Macht, nicht wahr? 


Bill Baker berichtet über seine 
Eindrücke und Erlebnisse, die 
er während seiner Nahost-Rei- 
sen erhalten hat. 


Baker: Das ist richtig. Tom Da- 
gell, ein Mitglied des schotti- 
schen Parlaments, sagte kürzlich: 
»Es hat den Anschein, daß der 
CIA seine eigenen Beweise ge- 
fälscht hat, um Libyen dazu zu 
. veranlassen, die Nackenschläge 
für Pan Am 103 auf sich zu neh- 
men«. 


Die Fälschungen von 
x Beweisen 


Sehen Sie wie die Presse jetzt die 
- ganze alte Propaganda über Li- 
_ byen, wie zum Beispiel der Bom- 
benanschlag auf eine deutsche 
Diskothek, wo ein amerikani- 
scher Soldat starb, wiederkaut. 
Was die Presse jedoch ver- 
schweigt, ist die Tatsache, daß die 
Deutschen zwei Mitglieder der 
örtlichen Bader-Meinhof-Bande, 
eine terroristische Bande, festge- 
nommen haben. Es waren nicht 
Libyen oder irgendwelche ande- 
ren Araber, die jene Disko bomb- 
ten. 


Die »Washington Post« und die 
- »Los Angeles Times« wärmen 


diese alten Stories jedoch als Tat- 


sache wieder auf. 


Warum wollen die Vereinigten 
Staaten Libyen angreifen? 


Baker: George Bush braucht die- 
- sen Angriff - diesen »Sieg«-, um 
sein Ansehen beim amerikani- 
schen Volk zu verbessern. Libyen 
- kann sich nicht wehren und wird 
‚somit zum idealen Angriffsziel 
für die Vereinigten Staaten. 


Jeane Kirkpatrick ist eine 
einflußreiche Politikerin in 
Washington, die die Interessen 
Israel unterstützt. 


Zweitens, die Propaganda gegen 
Libyen hat so viele Jahre behaup- 
tet, Gaddafi sei in den Augen vie- 
ler Menschen ein »Verrückter«. 

Gaddafi ist 


Drittens, gegen 


den amerikanisch-europäischen 


Plan, ein sogenanntes Mittel- 
meer-Forum, eine Art arabische 
NATO, ins Leben zu rufen. Dies 
ist die typische Denkweise Was- 
hingtons und Britanniens. Der 
ägyptische Präsident Hosni Mu- 
barek hielt am 20. November 
1991 in Straßburg die erste Rede 
zugunsten des Mittelmeer-Fo- 
rums. Der Plan geht dahin, daß 
Agypten und Saudi-Arabien die 
Dinge als Fassaden für die Verei- 
nigten Staaten, Großbritannien 
und Frankreich regeln sollen. 


Es geht um Libyens 
Öl 
Angenommen dieses Mittel- 


meer-Forum würde die Sicher- 
heits- und Umweltschutzpolitik 
in die Tat umsetzen. Die wirkli- 
che Tagesordnung lautet, daß der 
Kolonialismus ganz Nordafrika 
und dem Nahen Osten erneut 
auferlegt werden soll. 


Wie machen sie das? Den Irak 
und die libyschen Olfelder de- 
montieren und besetzen. Die 
OPEC wird ebenfalls demon- 
tiert. 


In etwa vier Jahren wird Libyen 
einen von Menschen geschaffe- 
nen Fluß - eine Ingenieur-Glanz- 
leistung - vollenden, und es wird 


Richard Perle, ehemaliger 
Staatssekretär im US-Außen- 
ministerium, fördert die Bemü- 
hungen von Prinz Bandar. 


Selbstversorger und in der Lage 
sein, sein eigenes Volk zu ernäh- 
ren, ohne irgendetwas vom We- 
sten einführen zu müssen. Das 
können die Kolonialisten nicht 
zulassen. 


Darüber hinaus haben die Libyer 
im Januar eine nagelneue Art 
von Olentdeckt, das nicht einmal 
die Saudis haben. Diese neue Art 
befindet sich in Libyens Ölvor- 
kommen. 


Alle diese Punkte deuten auf ei- 
nen bevorstehenden Angriff auf 
Libyen und eine Besetzung sei- 
ner Olfelder hin. Außerdem kön- 
nen wir dabei Gaddafi töten und 
ihn aus dem Weg schaffen. 


Wollen sie damit sagen, daß es 
nicht im Interesse des Establish- 
ments in Amerika und Britan- 
nien liegt, einen selbstversorgen- 
den, sich selbst unterstützenden 
arabischen Staat wie Libyen zu 
haben, der Vorbild für die übrige 
arabische Welt sein könnte? 


Baker: Ich kann Ihnen das bewei- 
sen. Ich besitze ein Dokument 
vom US-Außenministerium, das 
besagt, daß amerikanische 
Experten herausgefunden haben 
— und ich zitiere —, »daß, wenn 
wir militärische Gewalt anwen- 
den müssen, allen anderen Staa- 
ten im Nahen Osten, vor allem 
Ländern der Dritten Welt un- 
tersagt wird, Fortschritte zu 
machen oder mit den Vereinigten 
Staaten auf irgendeine gegebene 
Art und Weise in Wettbewerb zu 
treten«. 


Steven Solarz gehört zur Israel 
Lobby in den USA und hatsich. 
heimlich immer wieder mit 
Prinz Bandar getroffen. 


Dies gehört mit zur Neuen Welt- 
ordnung. Ein Dritte-Welt-Land 
wie Irak oder Libyen oder ein an- 
deres Land, das unabhängig von 
den Vereinigten Staaten Nationa- 
lismus, Entschlossenheit oder 
Fortschritt zur Schau trägt, wird 
von der US-Regierung nicht ge- 
duldet, und die Vereinigten Staa- 
ten werden militärische Gewalt 
einsetzen, um eine solche Ent- 
wicklung zu verhindern. 


Mit Waffen gegen alle 
Rivalen 


Ist es möglich, daß die Leute, die 
dies sagen, nur darum besorgt 
sind, daß ein starkes Dritte-Welt- 
Land sich mit den Rotchinesen 
zusammenschließen könnte, und 
daß sie dies verhindern wollen? 


Baker: Das ist Unsinn. Die neue 
Strategie, nach den Planern der 
Neuen Weltordnung im US-Ver- 
teidigungsministerium und im 
Außenministerium, besagt, und 
ich zitiere: 


»Die Vereinigten Staaten müssen 
Strategien verfolgen, die poten- 
tielle Wettbewerber - nicht Fein- 
den — Wettbewerber - davon 
überzeugen, daß sie keine grö- 
Bere Rolle als ihr derzeitiges 
Niveau zur Verteidigung ihrer 
eigenen legitimen Interessen an- 
zustreben brauchen. Wir werden 
sie davon abhalten, unsere Füh- 
rung in Frage zu stellen oder da- 
nach zu streben, die etablierte 
politische Wirtschaftsordnung 
auf den Kopf zu stellen«. 
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Bei einer kürzlich vor dem Kon- 
greß gemachten Zeugenaussage 
wurde der US-Army Chief of 
Staff, Gordon Sullivan, über die 
Neuorganisation der Armee und 
deren Rolle in der Neuen Welt- 
ordnung befragt. Er sagte: »Wir 
unterstützen die Rolle der Verei- 
nigten Staaten als vorrangige 
Macht unseres Zeitalters«. Er 
fuhr fort: »Wir werden das Mili- 
tär jetzt gegen alles einsetzen, 
was wir als wirtschaftliche Bedro- 
hung, unlautere Handelsprakti- 
ken erachten. Diese wird eine 
potentielle Ursache für den Mili- 
täreinsatz sein. Unser Kom- 
mando ist auf alle Eventualitäten 
vorbereitet.« 


Das Defense Planning Guidance 
System (Leitsystem für militäri- 
sche Planung), eines unserer ei- 
genen Dokumente, besagt: »Wir 
sprechen die nachstehende fun- 
damentale neue Situation an, die 
durch den Zusammenbruch der 
Sowjetunion eingetreten ist, und 
die ist so, daß die Vereinigten 
Staaten und ihr Sieg mit den Koa- 
litionsverbündeten über einen 
irakischen Angreifer — der erste 
Konflikt nach dem Kalten Krieg 
- ein bestimmendes Ereignis in 
der Weltführung der USA ist. 


Außer diesen beiden Siegen gab 
es einen, der weniger sichtbar ist: 
Die Eingliederung Deutschlands 
und Japans in ein von den USA 
angeführtes System der kollekti- 
ven Sicherheit. Es ist unser Ziel, 
das Wiederauftauchen neuer Ri- 
valen, entweder auf dem Territo- 
rium der ehemaligen Sowjet- 
union oder anderswo, die eine 
Bedrohung von der Art sind, wie 
sie die jetzt von den Vereinigten 
Staaten dominierte Sowjetunion 
einst für uns darstellte, zu verhin- 
dern.« Das ist eine ziemlich klare 
und erschreckende Sprache. 


Das klingt sehr nach Romanik. 
Das klingt wie Cäser und die Pax 
Romana. 


Baker: Der Römische Senat 
hätte es nicht stärker formulieren 
können. Sie führen die Gebiete 
der Welt auf, die sich die Neue 
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Weltordnung zum Ziel genom- 
men hat. Sie sagen, sie werden 
militärische Gewalt anwenden, 
wann und wo immer dies als not- 
wendig erscheint, die ausreicht, 
um globale Macht zu erzeugen. 
Sie nennen Westeuropa, Ost- 


"asien, den ganzen Nahen Osten 


und das Gebiet der ehemaligen 
Sowjetunion und Südwestasien. 


China als neuer 
Verbündeter des Iran? 


Jetzt baut die Bush-Regierung 
Rotchina auf und Israel liefert 
Waffen an China. Sie bauen 
China als neuen Buhmann auf, 
um das amerikanische Volk da- 
von zu überzeugen, daß wir mehr 
Steuern aufbringen müssen, um 
unsere Verteidigung zu finanzie- 
ren. Dies wäre eine andere Situa- 
tion des Kalten Krieges. 


Baker: Hier ist ein Szenario. Ich 
habe vor mehr als einem Jahr, 
schon vor dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion, vorausgesagt, 
daß China die neu in Erschei- 
nung tretende Macht sein wird. 
Wir wollen die Religion hier nicht 
vergessen. China, sieht sich, 
ebenso wie die sowjetischen Re- 
publiken, einem ungeheuren 
Wachstum des fundamentalisti- 
schen Islam gegenüber. Ich sage 
voraus, daß es eine Koalition zwi- 
schen Rotchina und Iran geben 
wird. Die Dinge sind bereits in 
der Mache. 


Was ist Marxismus? Das Wort 
»Kommunismus« paßt nicht ein- 
mal mehr auf China. Das utopi- 
sche Konzept des Marxismus ge- 
hört in China der Vergangenheit 
an, und sie wissen es. Was ich da- 
mit sagen will, ist, daß wir eine 
Hochzeit, in Wort und Absicht, 
zwischen Iran und anderen fun- 
damentalistischen Ländern und 
Rotchina, ihrem neuen Partner, 
erleben werden. 


Profite und Arbeitsplätze 
durch Kriege 


Dies würde alle moslemischen 
Staaten einschließen, die sich aus 
der Asche der Sowjetunion erhe- 
ben werden, ebenso wie Paki- 
stan. Iran hat nämlich im Krieg 
gegen Irak eine Menge Hilfe von 
China erhalten. 


Baker: In einer Rede in Dallas - 
über die nur in der »New York Ti- 
mes« berichtet wurde - sagte US- 


Präsident George Bush: »Der 
Krieg im Irak ist eine gute Nach- 
richt für die amerikanische Wirt- 
schaft.« Der Krieg sei Teil seines 
»Wiederaufbauplanes«. Lassen 
Sie mich zitieren: »Fünf Milliar- 
den Dollar für Wiederaufbau 
nach dem Krieg werden uns tau- 
sende von neuen Arbeitsplätzen 
einbringen. 

Diese gute Nachricht beweist, 
das mein langfristiges Programm 


zur Beschaffung von Arbeitsplät- . 


zen funktioniert.« 


Was ist nun mit den noch andau- 
ernden Friedensverhandlungen 
im Nahen Osten? 


Baker: Die sogenannten Frie- 
densverhandlungen zeigen so- 
wohl die Vereinigten Staaten als 
auch Israel als das, was sie wirk- 
lich sind. Sie sind überhaupt 
nicht an ernsthaften Verhandlun- 
gen über - Gerechtigkeit und 
Gleichkeit für das palästinensi- 
sche Volk interessiert. 


Aus Verhandlungen geht still- 
schweigend hervor, daß jede 
Seite etwas aufzugeben hat, aber 
die Palästinenser haben nichts, 
was sie aufgeben können. 


Das ist richtig. Den Palästinen- 
sern wird etwas angeboten, was 
sich »Autonomie« nennt, was 
aber darauf hinausläuft, daß die 
Palästinenser immer noch unter 
Besatzung leben, und daß alle 
ihre Entscheidungen von ande- 
ren für sie getroffen werden, und 
das ist keine Autonomie. 

Das ist fast so wie das, was den 
Vereinigten Staaten vor rund 200 
Jahren als Kolonie Großbritan- 
niens von den Briten angeboten 
wurde. 


Wenn Jassiv Arafat getötet wor- 
den wäre, als sein Flugzeug kürz- 
lich in der libyschen Wüste herun- 
terging, dann hätte ich die Mög- 
lichkeit, daß er in Wirklichkeit er- 
mordet wurde, nicht ausgeschlos- 
sen. 

Schließlich hatten die Israelis je- 
den Zugang zu amerikanischen 
Satelliten-Nachrichten: 


Die Abrechnung mit der 
arabischen Welt 


Sie haben damit geprahlt, daß 
man etwas in der Größenord- 
nung einer Streichholzschachtel 
aus dem Raum heraus lesen 
kann. Sie sind Arafat seit vielen 
Jahren auf der Spur. 


EEE In 25 


Alsich einmal sechs Tage bei Ara- 


fat wohnte, erzählte er mir eine 
ganze Menge über die Art und 
Weise, wie der Mossad und die 
US-Regierung ihn verfolgt und 
versucht haben, ihn bei einem 
Fehler zu ertappen, so daß sie et- 
was gegen ihn unternehmen 
konnten. Wir haben Leute in un- 
serer eigenen amerikanischen 
Regierung, die Arafat und ande- 
ren arabischen Führern sehr 
feindlich gegenüberstehen. 


Zum Beispiel Senator Joseph 
Liebermann, ein Israel-zuerst- 
Mensch. Er hat sich dadurch 
einen Ruf gemacht, indem er 
sagte: »Es darf keine Erleichte- 
rung der Sanktionen geben, so- 
lange Saddam in Irak regiert. 


Nach Saddam werden wir mitden 
anderen Terroristen der arabi- 
schen Welt abrechnen«. 


Dieser Kerl will soviele Araber 
töten, wie er kann. Liebermann 
rief zu Geldspenden und Waffen- 
lieferungen auf, um die Schi’iten 
und die Kurden - jeden der gegen 
Saddam sein könnte - zu unter- 
stützen. 


Dies verstößt direkt gegen Ame- 
rikas Verfassung. Liebermann 


sagte: »Wir müssen innerhalb der 


irakischen Grenzen eine neue 
Regierung bilden.« Er will, daß 
die Vereinigten Staaten jedem, 
den wir finden können, Geld und 
Waffen geben sollen. Lieber- 
mann ruft auf, daß unsere 
Kampfflugzeuge über irakisches 
Territorium fliegen sollen. Er 
sagte: »Wir werden auf interna- 
tional Geächtete keine normale 
Praxis der Diplomatie anwen- 
den.« 


Schön, Mr. Liebermann. Dann 
wollen wir einmal mit Israel be- 
ginnen. Israel hält immer noch 
libanesisches Territorium be- 
setzt. Vor einigen Wochen mähte 
Israel Streitkräfte der Vereinten 
Nationen im Libanon nieder, wo- 
bei ein Soldat getötet und fünf 
schwer verwundet wurden. Wenn 
Liebermann gegen international 
Geächtete ist, dann sollten er 
und der Abgeordnete Larry 
Smith und der Abgeordnete Steh- 
pen Solarz - der sich 760 Schecks 
auf unsicherer Basis beschaffte - 
auch wirklich gegen international 
Geächtete vorgehen, und sie soll- 
ten mit Israel beginnen und 
einige Menschenrechte für Palä- 
stinenser dabei herausschinden. 


al 


Israel 


Es kommen 
weniger 
sowjetische 


Juden 


Victor Marchetti 


Die Auswanderung von Sowjets kommt langsam zum Stillstand. 
Sowjetische Juden werfen einen langen, starren Blick auf die harte 
Realität des Lebens in Israel - und bleiben lieber in der ehemaligen 
Sowjetunion. Einige, die bereits in den Judenstaat ausgewandert 
sind, kehren zurück. Andere suchen nach saftigeren Weiden im We- 
sten. Und viele von denen, die in Israel festsitzen, sind unzufrieden 


und arbeitslos. 


Laut Congressial Research Ser- 
vice (CRS) beläuft sich die An- 
. zahl der sowjetischen Juden, die 
- sich in Israel niedergelassen ha- 
ben, seit Moskau 1988 seine Aus- 
wanderungsbeschränkungen lok- 
_kerte, auf rund 350000, aber der 
Strom ist im Verlauf des vergan- 
genen Jahres auf fast ein Rinnsal 
. zurückgegangen. Die Zahl der 
sowjetischen Einwanderer liegt 
viel niedriger als die von israeli- 
schen Offiziellen und jüdischen 
Gruppen in den USA bei deren 
Kampagne, um zehn Milliarden 
Dollar an Anleihegarantien aus 
dem amerikanischen Steuerzah- 
ler herauszuquetschen, ange- 
nommene eine Million und dar- 
über hinaus. Die Zahlen desCRS 
sagen die nackte Wahrheit, daß 
Exodus II weit überzogen, wenn 
nicht gar ein direkter Fehlschlag 
ist. 


_ Judenfeindliche 
"Darstellungen »leicht 
übertrieben« 


Es gibt viele Gründe für diesen 
Rückgang der Einwanderung in 
den Judenstaat. Erstens ist die 
Umgebung in der ehemaligen So- 
wjetunion nicht mehr feindselig 
gegenüber den Juden. Die mei- 
sten Berichte über judenfeind- 
"liche Zwischenfälle und Antise- 
mitismus sind nämlich stark über- 
trieben. Laut CRS »geht aus Be- 


richten hervor, daß einigc der 
judenfeindlichen Zwischenfälle 
in der Sowjetunion übertrieben 
wurden, um im Westen Sympa- 
thie mit den Juden zu wecken. Im 
Februar 1990 sagte ein Beamter 
des israelischen Außenministe- 
riums, daß die von einigen Jarge- 
stellte judenfeindliche Krise in 
der Sowjetunion »leicht übertrie- 
ben: sei«. 


Zehntausend Dollar 
als Starthilfe 


Das Nachlassen der Einwande- 
rung von Juden spiegelt auch wi- 
der, daß diejenigen Sowjets mit 
dem größten Anreiz bereits nach 
Israel gegangen sind. Zu der ur- 
sprünglichen Welle von Einwan- 
derern gehörten diejenigen, die 
dem Zionismus am nächsten 
standen und die über ihre Zu- 
kunft in der Ex-UdSSR am pessi- 
mistischsten waren. Die Unsi- 
cherheit der israelischen Wirt- 
schaft und deren Unfähigkeit, die 
Neueinwanderer zu absorbieren, 
gepaart mit den wirtschaftlichen 
und politischen Reformen der 
neuen Führung in der ehemali- 
gen UdSSR sprechen gegen die 
Umsiedlung von Juden aus der 
Sowjetunion in den Judenstaat. 
Sowjetische Juden lassen sich tat- 
sächlich von ihren Freunden und 
Verwandten in Israel beraten und 
bleiben, wo sie sind. 


Bei der ursprünglichen Einwan- 
derungswelle benutzte die Mehr- 
heit der sowjetischen Juden Is- 
rael lediglich als Wegstation für 
andere Ziele im Westen. Die mei- 
sten wollten von vornherein gar 
nicht nach Israel gehen, und wol- 
len das immer noch nicht. Zu den 
700000 Juden, die die ehemali- 
gen sowjetischen Staaten noch 
verlassen könnten, besitzen 
400000 Visa-Anträge für Ame- 
rika. Westeuropa, Südafrika und 
Australien sind das Endziel vieler 
anderer, sowie auch vieler, die be- 
reits in Israel sind und von der 


. zionistischen Regierung schwer 


enttäuscht wurden. 


Wegen der Struktur des Aufnah- 
meprozesses wird Neueinwande- 
rern normalerweise ein Stipen- 
dium von 10000 Dollar für eine 
dreiköpfige Familie gewährt. 
Eine sehr großzügige Starthilfe, 
angesichts der-Tatsache, daß die 
meisten mit wenig Besitztümern 
und ohne Vermögen nach Israel 
kommen. Sollte jedoch ein Ein- 
wanderer Israel innerhalb von 
fünf Jahren wieder verlassen wol- 
len, muß die Bewilligung zurück- 
gezahlt werden, eine entmuti- 
gende ‘Sache in Anbetracht des- 
sen, daß die derzeitige Arbeits- 
losenquote unter sowjetischen 
Juden um die 50 Prozent liegt. 


Das endgültige Ziel 
sind die USA 


Gruppen von enttäuschten so- 
wjetischen Juden sind aus Israel 
geflohen, aber mit wenig Erfolg. 
Südafrika hat die Rückführung 
mehrerer Gruppen durchgesetzt, 
und einem hartnäckigen Haufen 
von etwa 40 wurde das politische 
Asyl verwehrt und von den Nie- 
derländern deportiert. Deutsch- 
land hat solchen Juden ebenfalls 
den Daueraufenthalt verwehrt. 
Die USA nehmen jährlich mehr 
als 40000 Juden aus der ehemali- 
gen sowjetischen Region auf. 
Einige jüdische Gruppen machen 
derzeit in aller Stille ihren Ein- 
fluß geltend, um diese Zahl be- 
deutend zu erhöhen. 


Wie so viele Gesichtspunkte der 
zionistischen Politik, wurde Ex- 
odus II in mystischen Begriffen 
umschrieben, aber dies stimmte 
nicht mit der Wirklichkeit über- 
ein. Ebenso schienen die Bemü- 
hungen der jüdischen Interessen- 
gruppen, mehr Juden in die USA 
hineinzuschleusen in gleicher 
Weise unrealistisch zu sein. Le- 


gislative Bemühungen, die Ober- 
grenze zu erhöhen, wurden nur 
lammfromm vorgetragen, nicht 
um neue Einwanderungsplätze 
zu schaffen, sondern um unge- 
nutzte Plätze noch einmal zu ver- 
werten. Dies steht im krassen Ge- 
gensatz zu den noch vor wenigen 
Monaten von einer Schar von jü- 
dischen US-Senatoren verkünde- 
ten Absichten, die heimlich vor- 
geschlagen hatten, daß die Quote 
von 40000 um 50 Prozent erhöht 
werden sollte. 


Operation Exodus II 
war ein Vorwand 


Ebenfalls aktuell und Reibungen 
hinter den Kulissen hervorrufend 
ist die Meinungsverschiedenheit 
zwischem den amerikanischen 
Machern, die neues Blut für das 
amerikanische Judentum wollen, 
was durch eine rückläufige Ge- 
burtenziffer und wachsende Assi- 
milation gehemmt wird, und den 
Zielen der israelischen Regie- 
rung, die unbedingt darauf be- 
dacht ist, ein Großisrael zu schaf- 
fen. 


Abgesehen vom zionistischen 
Mystizismus, ist die israelische 
Regierung bei ihrer Ausbeutung 
der Einwanderungssituation 
ziemlich pragmatisch. Die Israe- 
lis wissen sehr genau, daß der 
Reingewinn für Israel eine stark 
verbesserte Schicht von Techni- 
kern sein wird. Aber Israel hat be- 
reits mit dem einmaligen Pro- 
blem zu tun, zu viele gut gebil- 
dete Bürger zu haben. Daher 
wirft sogar dieser Gewinn Pro- 
bleme hervor - sowjetische Ju- 
den ersetzen Israelis zu geringe- 
ren Löhnen, wodurch der unan- 
genehme Brain-Drain (Abwan- 
derung von Wissenschaftlern) 
weiter angeheizt wird. 


US-Geld zur Erholung 
von Verschwendung und 
Korruption 


Es gibt Leute, die glauben, die 
zionistische Regierung. habe nie- 
mals erwartet, daß eine Million 
Juden nach Israel auswandern 
würden. »Der Hauptzweck der 
Operation Exodus II«, sagt ein 
ehemaliger Israeli, »bestand 


darin, Geld von den USA und 
der Diaspora zu bekommen, um 
Israels wirtschaftliche Erholung 
vor der Verschwendung und Kor- 
ruption der zionistischen Füh- 
rung abzusichern.« U 
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Die Lü ügen 
des Establish- 


ments 


Tom Valentine 


Die Wahrheit über Amerikas zerstörerischen Krieg gegen den Irak 
und die Realität der Nachkriegssituation in der Region war das 
Thema eines Interviews, das Tom Valentine mit dem Archäologen 
und Historiker William W. Baker führte. Baker hat sich lange Jahre 
im Nahen Osten aufgehalten. Er ist der Verfasser des Buches »Theft 
of a Nation«, einer Untersuchung des palästinensischen Problems. 


Sie haben in den letzten Monaten 
einige Reisen in den Nahen Osten 
unternommen und viele Dinge 
gesehen, über die in den Medien 
des Establishments nicht berich- 
tet wurde. 


Baker: Ich habe mich im Septem- 
ber und Oktober des vergange- 
nen Jahres eine Zeitlang im Irak 
aufgehalten, fast sechs Wochen in 
der Gegend. Ich fuhr nach Bag- 
dad und Basra und überall nach 
Jordanien und den dortigen 
Grenzbereich hinein. 


Ich arbeitete in einem Flücht- 
lingslager im Irak mit einem Arzt 
- einem Christen namens Samir 
Jonah. Er war einer der Ärzte, 
die versuchten, 125000 Flücht- 
linge in einem Lager ohne Medi- 
kamente irgendeiner Art zu ver- 
sorgen. 


Es war ein sehr kosmopolitani- 
sches Lager. Dort waren Kurden, 
moslemische Traditionalisten; 
dort waren Christen, dort fanden 
sich Leute in westlicher Kleidung 
- genau das, was sie am Leibe tru- 
gen, als sie aus ihren Häusern flo- 
hen. Dort waren Palästinenser. 


Alle möglichen Leute befinden 
sich in dem Lager. Sie waren alle 
dort wegen des Krieges und we- 
gen der amerikanischen Bomben- 
angriffe, und auch wegen der 


Familie Sabah, die unsere ameri- 


kanische Regierung wieder in 
Kuwait an die Macht brachte. 


Es ist eine sehr traurige Erfah- 
rung. Es zerbricht einem das 
Herz. Es. kamen Menschen ins 
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Lager mit Kindern, deren Glie- 
der abgerissen waren, Opfer von 
Amerikas sogenannten schlauen 
Bombardierung des Iraks. 


Wir haben in den Medien des 
Establishments gehört, daß Sad- 
dam Hussein plant, alle diese 
Menschen auszurotten. 


Baker: Vergessen Sie diese Me- 
dienberichte. Die Stories einiger 
der großen Zeitungen in Europa 
werden von Verbündeten der 
amerikanischen Regierung veröf- 
fentlicht, und es handelt sich da- 


bei um eine Verschwörung in die- . 


ser Intrige gegen den Irak und ge- 
gen die arabische Welt und, ei- 
gentlich, gegen den Islam. 


Was ich gesehen habe, und was 
ich von Menschen gehört habe, 
mit denen ich sprach, und die Fo- 
tos, die ich besitze, das sind die 
Ergebnisse meiner Untersuchun- 
gen. Keine irakischen Sicher- 
heitsleute hielten mich davon ab, 
mit irgendjemand zu sprechen. 
Es waren nämlich keine Sicher- 
heitsleute dort. 


Ich war ganz auf mich allein ge- 
stellt, der Sprache mächtig, und 
ich redete mit den Menschen. Ich 
sprach mit jedem - von Straßen- 
fegern bis zu kurdischen Füh- 
rern, die mit Maschinenpistolen 
bewaffnet waren. 


Was geschieht wirklich mit den 
Kurden? Sie waren vielfach Ge- 
sprächsthema in den Medien des 
Establishments. 


Baker: Die Kurden sind vielfach 


so wie die Palästinenser, sie ste- 
hen zwischen zwei Feuern - Men- 
schen, die kein Heimatland ha- 
ben, und im Falle der Kurden 
auch niemals hatten. 


Die Gegend, die wie wir hören 
mit »Kurdistan« bezeichnet wird, 
war niemals ein geographisches 
Gebilde auf der Landkarte. 


Es war stets der Traum dieser 
Kurden, ihr eigenes unabhängi- 
ges Heimatland zu besitzen, und 
es gibt genug von ihnen, um dies 
zu rechtfertigen. Es gibt acht Mil- 
lionen Kurden in der Türkei - wo 
die meisten von ihnen leben -, an 
der türkischen Grenze zum Irak. 


Was den meisten von uns nicht 
gesagt worden ist - und das mei- 
ste wird uns verschwiegen, um 
uns über die wirklichen Gründe 
hinter der amerikanischen Au- 
Benpolitik und Aggression im un- 
klaren zu halten - ıst, daß die Tür- 


‚ken schon seit 27 Jahren ihre eige- 


nen kurdischen Mitbürger nieder- 


metzeln. Die Türken wollen. 


nicht, daß die Kurden ihre Unab- 
hängigkeit bekommen. 


Im Irak leben rund 1,5 Millionen 
Kurden. Die kurdischen Führer, 
bei denen ich zu Besuch war, ka- 
men sowohl aus dem Irak wie aus 
der Türkei, und alle sagten zu 
mir: »Uns wurden Millionen von 
Dollar bar auf die Hand vom 
CIA angeboten, um gegen Sad- 
dam Hussein zu revoltieren. Wir 
sollten ihnen helfen, ihn zu über- 
wältigen.« 


Ihre wirklichen Feinde seien je- 
doch die Vereinigten Staaten und 
das türkische Regime. Sie ordne- 
ten Amerika und die Türkei in die 
gleiche Kategorie ein. 


Sie zeigten mir Stücke von Bom- 
benmänteln und Granatsplitter 
von türkischen Bomben und Gra- 
naten. Selbst heute Abend, wo 
wir miteinander reden, bombar- 
diert die Türkei acht Millionen 
Kurden in den türkischen Gebir- 
gen an der Grenze zum Irak und 
über die Grenze hinweg. Wir soll- 
ten uns die Frage stellen: 
»Warum gibt es keinen Aufschrei 
gegen die Türken wegen aller die- 


ser Angriffe auf das kurdische _ 


Volk?« Nun, die Bombenfrag- 
mente und Granatsplitter, die ich 
auf diese Männer, Frauen und 
Kinder in Hütten in diesen kurdi- 
schen Dörfern herabfallen sah, 
sind amerikanischer Herstellung. 
Die Vereinigten Staaten unterhal- 


ten nämlich ein starkes militäri- ° 
sches Kontingent auf Stützpunk- 
ten in der Türkei. Die Türken ge- 


hören zu den brutalsten Men- : 


schen, die je in der Gegend ge- | 
lebt haben. Das Ottomanische ° 
Reich war ein brutales Regime. 
Die Türken haben kein Erbar- 

men mit den Kurden. : 


Uns wird fortwährend erzählt, 
Saddam Hussein führe einen 
Krieg gegen die Kurden. 


Baker: Es stimmt, daß Saddams 
Armee einige der Kurden getötet 
hat. Aber esherrscht eine Bürger- 
kriegssituation in dem Land. Wir 
haben Kurden in der Türkei, die 
ihr eigenes Land haben wollen, 
und wir haben Kurden im Irak. 
Sie wollen zusammenkommen, 
und natürlich will dies keines der ° 
beiden Länder. ; 


Der Punkt ist, daß Saddam Hus- : 
sein den Kurden Unabhängigkeit 
gewährt hat und ihnen erlaubt 
hat, ihren eigenen Teil des nördli- 
chen Gebietes in den Gebirgen 
im Irak zu haben. Sie sind bewaff- 
net und können handeln, wie sie 
wollen. 


Obwohl Mitglieder des amerika- : 
nischen Kongresses weiter über 
die Kurden jammern, die von 
Saddam Hussein angegriffen wer- . 
den, besitzeich dokumentarische : 
Beweise dafür, daß einige dieser 
kurdischen Flüchtlinge Christen 
getötet haben, die während des 
Krieges zusammen mit ihnen ge- 
flohen sind. 


Die Kurden hegen keinerlei Sym- . 
pathie mit dem Christentum. Es . 
sind zum Teil sehr, sehr bösartige 
Luete. Jeder in dieser Region ist . 
bösartig. Saddam Hussein hat 
kein Monopol auf Mord. 


Also, im Gegensatz zu dem, was 
die Medien des Establishments 
uns einreden wollen, sind die 
Kurden aufs äußerste entschlos- 
sen, gegen die Türken, nicht aber 
gegen Saddam vorzugehen? 


Baker: Das ist richtig. 


Wir hören immer wieder dar- 
über, daß Saddam. Hussein die 
Kurden vergast habe. Das ist 
ganz einfach nicht wahr. Die Be- 
weise sind in einer Studie des‘ 
amerikanischen Militärs mit dem 
Titel »The Iraqi Power and U.S. 
Security in the Middle East« ent- 
halten. Sie wurde weder von Sad- 
dam Hussein noch von den Kur- 


v 


den noch von William Baker ver- 
faßt. Sie wurde von drei Exper- 
ten am US-Army War College ge- 
schrieben und.im Juli 1990 — kurz 
bevor Saddam Hussein in Kuwait 


. einmarschierte - veröffentlicht. 


In diesem Bericht heißt es: »Be- 
hauptuggen, daß der Irak das 
kurdische Volk mit gewaltigen 
Mengen an chemischen Waffen 
vergast habe, kann nur nicht un- 


‘-termauert werden, sondern wir 


sind überzeugt davon, daß dies 
niemals geschehen ist.« 


Weiter heißt es in dem Bericht: 
»Wir haben keinerlei Beweise da- 
für, daß chemische Wafen jemals 
gegen die kurdische Minderheit 
im Irak eingesetzt wurden.« 


Uns wird von George Bush und 
von anderen im Establishment 
gesagt, daß wir alle den großen 
Sieg im Wüstensturm feiern soll- 
ten. Was ist Ihre Reaktion auf all 
diese Dinge? 


Baker: Ich bin so empört dar- 
über. Es sollte »Wüstenschande« 
genannt werden. Wir reden über 
Schießereien im Vorbeifahren in 
Los Angeles und anderen Städ- 
ten. Dies war eine Schießerei im 
Vorbeifliegen durch amerikani- 
sche bewaffnete Streitkräfte. 


In all meinen Jahren - und beson- 
ders als Kriegsteilnehmer der 
US-Marines — habe ich mich nie- 
mals so für unser Land geschämt, 
wie zu dem Zeitpunkt, als ich 
durch die Straßen von Bagdad 
und durch die ganze Region 
streifte und die Verwüstung sah. 


Die Propaganda kam schnell und 
wütend. Wir haben viel darüber 
gehört, daß kuwaitische Babys 
aus Brutkästen gezerrt und auf 
den Boden geworfen wurden. 


Baker: Ich habe eine 50seitige 
Studie mit dem Titel »Deception 
in the Gulf« geschrieben, in der 
ich dokumentarisch festgelegt 


“habe, wie oft Präsident Bush die 
. inzwischen gründlich widerlegte 


Story über die von irakischen Sol- 
daten aus den Brutkästen gewor- 
fenen Babys verzapft hat. 


Bush gebrauchte diese Story 331 


° Mail! 


Wie. entstand diese Geschichte 
und wie kommt es, daß sie 
schließlich immer wiederholt 


- wurde - insgesamt 331 Mal - von 
: Bush? Sind unsere CIA-Leute so 


dumm, daß sie darauf reinfielen? 
Nein, keineswegs. Es war eine 
reine Erfindung, die darauf ab- 
zielte,; das amerikanische Volk 
dazu zu bringen, gelbe Bänder 
um die Bäume zu binden und 
Aufkleber auf ihre Stoßstangen 
zu heften mit der Beschriftung: 
»Wir unterstützen unsere Solda- 
ten.« 


Die Leute, die darauf hereinfie- 
len, können jetzt die gelben Bän- 
der fressen, um die Arbeits- 
plätze, die sie wegen der zusam- 
menbrechenden Wirtschaft ver- 
lieren, zu feiern. 


Die Urheberin dieser Greuelge- 
schichten war, wie wir jetzt wis- 
sen, ein Mädchen, das vor dem 
Kongreß aussagte und das zufäl- 
lig die Tochter des Botschafters 
für die Vereinigten Staaten aus 
Kuwait ist, der ein Mitglied der 
königlichen Familie al-Sabah ist. 


Die wahre Identität des Mäd- 
chens wurde bis nach dem Krieg 
streng geheimgehalten. Ihre Ge- 
schichten entsprachen nicht der 
Wahrheit. 


Baker: Der Botschafter ist einer 
jener Prinzen, die das kuwaiti- 


sche Volk haßt. Es ist eine unver-, 


schämte Bande, die seit Jahren 
von allen Arabern gehaßt wird. 


Amnesty International besitzt 
Dokumente über alle Formen 
von Greueltaten, die von der 
Familie al-Sabah über die Jahre 
hinweg begangen wurden. 


Das amerikanische Volk wurde 
jedoch veralbert, und niemand 
kannte die ganze Geschichte. 


Der CIA war aber nicht darauf 
hereingefallen, nicht wahr? 


Baker: Das ist richtig. Bevor wir 
in den Irak einmarschierten, war 
klar, was wirklich vor sich ging. 
Wir brauchten einen Krieg, und 
Saddam Hussein kam gerade 
richtig. Wir bauten ihn auf. Wir 
täuschten Saddam Hussein und 
wir führten das amerikanische 
Volk hinters Licht. Unser CIA 
war darüber völlig im Bilde. 


Was ist nun mit all den Stories 
über Amerikas »kluge« Bomben 
und das präzise Bombardement, 
das die US-Streitkräfte angeblich 
durchführten, mit wenig Ver- 
Iusten an Menschenleben unter 
der Zivilbevölkerung, sehr zur 
Freude des amerikanischen Vol- 


kes, das die ruhmreiche Armee 
feiern wollte? 


Baker: Das ist einfach nicht wahr. 
General Michael Duggan, der 
Stabschef der Air Force war, 
sagte im September 1990 vor dem 
Kongreß, ein gewaltiger Bom- 
benfeldzug aus der Luft sei not- 
wendig, um Saddam Hussein aus 
Kuwait herauszubekommen. 
Duggan sagte: »Die Schneid- 
kante wird in der Innenstadt von 
Bagdad sein.« 


Ein Oberst im Heeresnachrich- 
tendienst hat mir einen Bericht 
zugespielt, in dem er dokumen- 
tiert, wie sich die Vereinigten 
Staaten Saddam Hussein zum 
Ziel genommen haben, um ihn zu 
ermorden. 


Wir engagierten den CIA in einer 
42tägigen Kampagne, ihn ausfin- 
dig zu machen, und ihn in seinem 
Motor-Home amerikanischer Fa- 
brikation, das er, wie die CIA- 
Leute glaubten, benutzte, zu tö- 
ten. Marschflugraketen vom Typ 
Tomahawk und Stealth-Bomber 
waren am Werk und versuchten, 
ihn zu töten, aber die amerikani- 
sche Regierung log und sagte, wir 
hätten das nicht versucht. 


Aus dem Bericht des Obersten 
geht hervor, und ich zitiere: 
»Eine Schande für die USA ist 
die Bombardierung der gesam- 
ten Stadt Bagdad um jeden Preis, 
ungeachtet der tausende von be- 
kannten Todesfällen, die dadurch 
verursacht wurden.« 


Mit anderen Worten, Führungs- 
Ziele hatten eine hohe Priorität; 
vergessen Sie die Zahl der Men- 
schen, die getötet wurden. 


Er sagte, als er herausfinden 
wollte, ob es irakische Zivilisten 
oder irakische Führer waren, die 
getötet wurden, sagte ihm je- 
mand im US-Verteidigungsmini- 
sterium, das wisse man nicht. 


»Verbrannte Frauen und Kinder 
sehen alle gleich aus, nicht 
wahr?«, wurde ihm gesagt. 


So tief ist die amerikanische Re- 
gierung gesunken: Eine neue, 
niedrige Form des Mordens, der 
Barbarei und des Völkermords. 
Das ist Unrecht. Ich bin durch 
den Irak hindurch gefahren, und 
ich kann Ihnen sagen, daß 80 Pro- 
zent aller Todesfälle seit der 
Feuereinstellung Kinder unter 
sieben Jahren sind. 


Ich war mit einer Studienmann- 
schaft teilweise von der School of 
Publik Health an der Harvard 
University und teilweise von der 
Universität Oxford zusammen. 
Es befanden sich 87 Ärzte in der 
Mannschaft. Einmal war ich vier 
oder fünf Tage bei ihnen. 


Im Irak sind heute nur 35 Prozent 
der 1990 betriebenen Stromanla- 
gen in Betrieb. Achtundzwanzig 
große moderne Abwasseranlagen 
und 18 Wasseraufbereitungsanla- 
gen wurden gezielt angegriffen, 
und sie alle wurden zerstört. 


Sämtliche Trinkwasserversor- 
gungs-Zentren wurden zerstört. 
Das amerikanische Embargo läßt 
keinen Chlor ins Land, und ohne 
Chlor kann das Wasser nicht ge- 
reinigt werden. 


Alles in allem wird mehrere Mo- 
nate lang weniger als drei Prozent 
des notwendigen Trinkwassers 
vorhanden sein, das für 18 Millio- 
nen Menschen benötigt wird. 


Insgesamt 170000 Kinder sind 
seit dem 7. Januar an Darm- 
krankheiten, kompliziert durch 
Unterernährung, gestorben. 


Ich sah Frauen in Krankenhäu- 
sern mit Babys in ihren Krippen, 
die verhungerten. Ich sah einige 
der ausgebombten Krankenhäu- 
ser. Es gab nur ein Krankenhaus 
im Land, das Nierenverpflanzun- 
gen und fortgeschrittene Herz- 
Chirurgie durchführen konnte, 
und unserer Streitkräfte nahmen 
dieses Krankenhaus gleich am er- 
sten Tag aufs Korn. 


Die Stadt Basra wurde noch voll- 
ständiger zerstört als Bagdad. 


Baker: Es war furchtbar. Wir hör- 
ten immer wieder von den klugen 
Bomben. Nach dem Bericht des 
Obersten, der mir vorliegt, ist je- 
doch die Wahrheit, daß die Mehr- 
zahl, der gegen den Irak einge- 
setzten Munitionen, keine klu- 
gen Bomben, sondern die norma- 
len »dummen« Bomben waren. 


Amerikanische Düsenbomber 
warfen 88500 Tonnen Bomben, 
und 70 Prozent von diesen Bom- 
ben verfehlten ihre Ziele. 


Besonders empörend ist die fort- 
dauernde Bombarbierung von 
Kraftwerken und das andau- 
ernde Embargo heute. 


Ohne elektrischen Strom können 
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Irak 
Die Lügen 
des Establish- 
ments 


Kühlanlagen zur Lagerung von 
Blut, Brutkästen für Kleinkinder 
und alle diese Dinge nicht betrie- 
ben werden. 


Die Lage war so verzweifelt, daß 
ich, als ich dort war, Zeuge des- 
sen wurde, daß ein Krankenhaus 
Läufer losschickte, um jemanden 
zu suchen, der die richtige Sorte 
Blut spenden konnte, als eine 
Operation im Gange war. 


Die Wirtschaftssanktionen gegen 
den Irak ‚sollen angeblich keine 
Nahrungsmittel und Arzneimit- 
tel beinhalten, aber die amerika- 
nische Regierung setzt Sanktio- 
nen gegen Nahrungsmittel und 
Arzneimittel durch. 


Es ist eine unglaubliche Situa- 
tion. 


Die Sterbeziffer für Kinder unter 
drei Jahren liegt jetzt um 295 Pro- 
zent höher als vor Ausbruch des 
Konflikts. Vorher gab es etwa 22 
Todesfälle pro tausend Gebur- 
ten. Jetzt sind es 87 Todesfälle 
pro tausend Geburten. 


Laut Weltgesundheitsorganisa- 
tion gibt es 3,4 Millionen Kinder 
unter fünf Jahren, und eine Mil- 
lion davon sind derzeit unterer- 
nährt. Es gab 56 amerikanische 
Farmer, die sagten, statt ihre 
Milch zu vernichten, weil sie 
keine anständigen Preise dafür 
bekommen konnten, sie sich 
dazu entschlossen hätten, Milch- 
pulver für die Kleinkinder in den 
Irak zu liefern. Sie mußten es je- 
doch hineinschmuggeln, weil die 
Vereinigten Staaten keine Le- 


bensmittel in den Irak hineinlas- 


sen. Wir bestrafen die Zivilbevöl- 
kerung des Irak, weil sie nicht 
versucht, Saddam zu stürzen. 
Diese ganze Farce sollte angeb- 
lich nur dazu dienen, Saddam aus 
Kuwait herauszubekommen, was 
uns ja auch gelungen ist. Der 
Krieg wurde angeblich nicht ge- 
führt, um Saddam aus der Macht 
zu verdrängen. 


Wie denkt das irakische Volk 
über all’diese Dinge? Macht es 
Saddam Hussein dafür verant- 
wortlich? _ 
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Baker: Ich sprach mit einer älte- 
ren Frau, die bei den Bombenan- 
griffen sechs Familienmitglieder 
verloren hatte, und ich fragte sie, 
ob sie Saddam Hussein dafür ver- 
antwortlich mache. Sie sagte: 
»Saddam Hussein war derjenige, 
der uns unsere Modernität gege- 
ben hat. Er gab uns alles, was wir 
haben. Saddam Hussein nahm 
die Ol-Einkommen und verwen- 
dete sie zu unserem Wohle. 


Es waren amerikanische Bom- 
ben, britische Bomben und fran- 
zösische Bomben, die uns auf 
den Kopf fielen und meinen 
Mann und meine Kinder töteten 
und mein Haus zerstörten«, sagte 
sie. 


Das irakische Volk haßt die Verei- 
nigten Staaten, nicht Saddam 
Hussein, und das ist es, was Bush 
und die Abgeordneten Stephen 
Solarz und Newt Gingrich sowie 
die anderen so wütend macht. 


Sie sind ein christlicher Archäo- 
loge von Beruf. Sie müssen doch 
von dem Verlust an Antiquitäten 
- christliche und nichtchristliche — 
als Folge der Bombardierung an- 
gewidert sein. 


Baker: Die amerikanischen 
Streitkräfte verwüsteten vier der 
ältesten und bedeutendsten Kul- 
turstätten der Geschichte. Die 
Hängenden Gärten von Baby- 
lon, die gerade erst von den Ira- 
kis für den Tourismus restauriert 
worden waren, sind vernichtet. 
Das US-Militär behauptete, 
Scud-Raketen seien dort verbor- 
gen gewesen. Daran ist kein ein- 
ziges Wort wahr. Wir bestraften 
den Irak. Dies ist der erste Schlag 
der »Neuen Weltordnung«. Was 
wird mit dem übrigen Nahen 
Osten geschehen? 


Was geht zwischen Irak und Iran 
vor? 


Baker: Der Iran ist jetzt die 
mächtigste Militärmacht im Na- 
hen Osten. Seit dem Fiasko am 
Persischen Golf haben die Iraner 


in aller Stille ihre Streitkräfte auf- 


gebaut. Sie kaufen alle Waffen, 
die sie bekommen können. . 
Alle islamischen Führer des Na- 
hen Ostens sind kürzlich zusam- 
mengetroffen, und es war der 
Iran, der zu einem heiligen Krieg 
gegen Israel und gegen die Verei- 
nigten Staaten aufrief. 


Bei dem im Nahen Osten ge- 
schaffenen Vakuum gibt es ein 


neues Machtbündnis in der Re- 
gion. 


Vorher war es so, daß wir Sad- 
dam Hussein in Konflikt mit Prä- 
sident Hafez al-Assad von Syrien 
hatten, die miteinander rangen, 
um festzulegen, wer die arabi- 
sche Welt führen sollte. Heute 
gibt es jedoch eine neue Koali- 
tion: Syrien und der Iran haben 
sich verbündet. 


Wie schätzen Sie die derzeitige 
Politik der USA im Nahen Osten 
ein? 


Baker: Die Vereinigten Staaten 
sind sowohl araberfeindlich als 
anti-islamisch eingestellt. Wir 
werden in der Neuen Weltord- 
nung, von der Bush redet, nie- 
mals einen arabischen Nationalis- 
mus dulden. 


Deswegen können Leute wie 
Ayatollah Khomeini im Iran und 
Präsident Gamal Abdel Nasser 
von Ägypten sowie König Faisal 
von Saudi-Arabien nicht gedul- 
det werden. Wir lehnen jeden ara- 
bischen oder persischen nationa- 
listischen Führer im Nahen Osten 
ab. 


Plötzlich haben wir auch die an- 
geblichen Bombenattentäter der 
Pan Am 103 - die über Locker- 
bie, Schottland, in die Luft ge- 
sprengt wurde - als Libyer identi- 
fiziert, obwohl Beweise darauf 
hindeuten, daß es ein Syrer - fi- 
nanziert vom Iran — war, der für 
den Bombenanschlag verant- 
wortlich ist. Jetzt beschuldigen 
wir Libyen. 


Der Grund ist folgender: Wir tun 
dies, um einen weiteren militäri- 
schen Schlag gegen ein anderes 
arabisches Land zu rechtfertigen, 
daseinen charismatischen Führer 
hat. 


Das Ziel ist Libyen. Präsident 
Hosni Mubarak von Agypten - 
ein Verbündeter der USA - rief 
kürzlich in einer Rede vor dem 
Europäischen Parlament am 20. 


November 1991 in Straßburg, 
Frankreich zur Bildung eines Mit- 
telmeer-Forums auf. Dies ist ein 
amerikanisches Komplott, um 
eine »Arabische NATO« ins Le- 
ben zu rufen. 


Dadurch würde ein, System ge- 
schaffen, bei dem Ägypten und 
Saudi-Arabien die Dinge in der 
Region für die Vereinigten Staa- 


ten und für die Europäer regein 
würden. Der Einzige, der sich of: 
fen gegen diesen Plan ausgespro- 
chen hat, war Oberst Muhammar 
el-Gadaffi von Libyen. 


Es gibt einen breit angelegten 

Plan zur Wiederherstellung des 
Kolonialismus im Nahen. Osten, 

und dies war durch die Nieder- 

lage des Iraks erst möglich. 


Wir versuchten, schon 1987, Ga- 
daffi durch einen Bombenangriff 
zu töten. Er ist trotz allem, was 
uns erzählt wird, nicht verrückter 
als Saddam Hussein. Gadaffi ist 
schlau und seinem libyschen 
Volke und dem arabischen Volk 
sehr verbunden. 


Ihnen liegt die interessante Er- 
klärung einer wohlbekannten mi- 
litärischen Persönlichkeit vor, die 
die erstaunlichen Konflikte in der 
amerikanischen Nahost-Politik 
erhellt. Können Sie uns etwas 
dazu sagen? 


Baker: In einem Statement vor 
dem Senate Appropriations 
Committee (Bewilligungs-Aus- 
schuß) am 6. März 1992 sagte der 
Star-Zeuge folgendes: »Der Waf- 
fenstillstand mit dem Iran hat die- 
sem ermöglicht, seinen Versuch, 
innerhalb der arabischen Welt zu 
Einfluß zu gelangen, wiederauf- 
zunehmen. Der Irak beendete 
den Krieg mit einer der größten, 
bestausgerüsteten Militärmacht 
der Welt. 


Obwohl im allgemeinen mißtrau- 

isch gegenüber den Vereinigten 

Staaten, würde der Irak eine 

maßvolle Beteiligung der USA 

an seiner wirtschaftlichen Ent- 

wicklung. begrüßen. Derzeit ma- 
chen Olexporte den Irak zum 

zweitgrößten Handelsparter der 

Vereinigten Staaten im Nahen 
Östen.« 


Der Zeuge fuhr fort: »Meiner 
Meinung nach sollten die Verei- 
nigten Staaten weiterhin ihre 
Kontakte zum Iran entwickeln, 
indem sie selektiv auf den vor- 
handenen politisch-wirtschaftli- 
chen Beziehungen aufbauen.« 


Der Star-Zeuge, der gute Bezie- 
hungen zum Irak befürwortet, ist 
kein Geringerer als General Nor- 
man Schwarzkopf. Er sagte, der 
Irak sei keine Bedrohung für.die 
Vereinigten Staaten. Es ist der 
gleiche General Schwarzkopf, 
der unsere Feldtruppen ‚gegen 
den Irak befehligte. I 


Libyen 


Sanktionen 
auf Grund von 
Desinforma- 


tionen 


Warren Hough 


Die kürzliche Auferlegung von Sanktionen gegen Libyen durch die 
Vereinten Nationen ist das Endergebnis einer Kampagne der Desin- 
"formation und des Terrors des israelischen Mossads, der nach altehr- 


‚würdigen Traditionen operiert. 


..@efälschte Geheimdienstbe- 
:fichte und direkte Desinforma- 
tion vom Mossad, Israels Ge- 
""heimdienst, verbreitet, haben 
"westliche Regierungen über die 
‚Jahre hinweg zu mehr als einem 
politischen Fehler und strategi- 
‚schen Fehleinschätzungen verlei- 
‚tet, bevor sie eine Schlüsselrolle 
‘bei den Strafsanktionen spielten, 
‘die Libyen vor einigen Monaten 
„auferlegt wurden. So lautet die 
“Warnung i in einer geheimen di- 
u Denkschrift. 


‚In dem Dokument ist auch davon 
die Rede, daß eine »pro-israeli- 
“sche Fraktion innerhalb desCIA, 
angeführt von dem inzwischen 
verstorbenen James J. Angleton, 
“sich mit dem Mossad zur Fäl- 
schung von Geheimdienstnach- 

richten verschwor, auch als die 
amerikanische Regierung selbst 
durch das Ergebnis getäuscht 
‚wurde«, heißtesin dem REDE ge- 
; geateien Bericht. 


"Die 48-seitige Denkschrift wurde 

£, von Experten der Arabischen 
‚Liga mit Unterstützung einer 
»Krisenmannschaft« aus ver- 
schiedenen Ländern - Algerien, 
“Tunesien, Sudan, Marokko und 
‘Mauretanien — als »Maghreb- 
: Block« bekannt, zusammenge- 
= stellt. 


‘Er wurde dem amerikanischen 
Außenminister James Baker und 


den Außenministern anderer 
Mitgliedstaaten des Sicherheits- 
rats der Vereinten Nationen zuge- 
leitet, eine Woche bevor diese 
Versammlung am 15. April 1992 
Libyen harte Luftverkehrs-, mili- 
tärische und diplomatische Be- 
schränkungen auferlegte. 


Indem die gängige Auffassung 
»arabischer Terrorismus«, die in- 
zwischen zu einem Schlagwort 
der Nachrichtenorganisationen 
des Establishments geworden ist, 
zurückgewiesen wird, gibt die 
Denkschrift einen Überblick 
über Jahrzehnte der Geschichte, 
um zu dokumentieren, daß der 
sogenannte Staatsterrorismus 
von Israel organisiert und sowohl 
in den Nahen Osten als auch in 
die westliche Welt eingeführt 
wurde. 


Die Wahrheit verstimmte 
de Gaulle 


Am 29. Oktober 1965, ruft der 
Bericht ins Gedächtnis zurück, 
entführte eine Mannschaft von 
Mossad-Agenten Mehdi Ben 
Barka, einen populären marok- 
kanischen Oppositionsführer, in 
der Innenstadt von Paris. Das 
Opfer wurde anschließend in ei- 
ner Vorstadtvilla ermordet. Ob- 


. wohl die ganze »Terror-gegen- 


Anwerbung«-Operation von isra- 
elischen Schlägertruppen ausge- 
führt wurde, machten spätere 
CIA-Berichte »abtrünnige fran- 
zösische Sicherheitsagenten« da- 
für verantwortlich, was zu einer 


seiner Agenten zu bekommen. 


Unstimmigkeit zwischen franzö- 
sischen und amerikanischen Ge- 
heimdiensten führte, die jahre- 
lang andauerte. 


- Als er nach und nach die Wahr- 


heit über diesen terroristischen 
Skandal erfuhr, war der französi- 
sche Staatspräsident Charles de 
Gaulle »verstimmt« und wandte 
sich scharf. gegen den nahöstli- 
chen Kleinstaat. Er ordnete an, 
jede französische Hilfe an Israel 
einzustellen und nannte den Mos- 
sad »einen kriminellen Staat in- 
nerhalb des Staates...mit einer 
Gangster-Mentalitätt und der 
Macht, zu tun, was er will«. 


Um zu dokumentieren, daß der 
Mossad dazu bereit war, seine ei- 
gene Regierunng, den Minister- 
präsidenten von Israel zu täu- 
schen und zu manipulieren, um 
die Ermordung und Verstümme- 
lung seiner vermuteten Gegner 
schon vor 30 Jahren zu rechtferti- 
gen, gibt die Denkschrift einen 
Überblick über die sogenannte 
Operation Damokles von 1962 
die von Isser Harel, damals als 
Chef des Mossads dienend, gelei- 
tet wurde. 


Die Deutschen 
waren das Ziel 


Damokles zielte auf deutsche. 
Techniker und ihre Laborgehil- 
fen ab. Ein Dutzend von ihnen 
wurden ermordet, und die dop- 
pelte Anzahl verstümmelt durch 
Briefbomben des Mossads oder 
durch Sprengstoffe, die an ihren 
Wagen befestigt wurden. Laut 
Harel waren die Opfer eine »Be- 
drohung«, weil sie der Regierung 
von Agypten technische Rat- 
schläge zur Herstellung von Ra- 
keten, vielleicht sogar Atom- 
sprengköpfen, erteilt hätten. 


Israels eigener Leiter des militäri- 
schen Geheimdienstes seiner 
Zeit, General Meir Amit, teilte 
dem Premierminister David Ben 
Gurion mit, daß die Behauptun- 
gen des Mossad bestenfalls 
»Übertreibungen« und zum größ- 
ten Teil direkte Fälschungen 
seien. Als der Ministerpräsident 
anordnete, die Terrorkampagne 
gegen deutsche Techniker einzu- 
stellen, antwortete der Mossad 
mit einer anderen, jetzt schon 
vertrauten Taktik: Er fütterte die 
Presse mit Desinformationen 
über organisierte »undichte Stel- 
len«, um öffentliche Unterstüt- 
zung für die mörderische Taktik 


Der Schuß ging nach hinten los. 
In dem sich daraus ergebenden 
Machtkampf zog Harel den Kür- 
zeren. Er wurde gefeuert, und 
Amit übernahm eine Zeitlang 
das Kommando über den Mos- 
sad. 


Kriege werden 
angezettelt 


Aber auf lange Sicht gewann Ha- 
rels terroristische Taktik, unter- 
stützt von Desinformationskam- 
pagnen, die Oberhand, warnt die 
Denkschrift. Im vergangenen 
Vierteljahrhundert haben diese 
Mossad-Manöver eine Schlüssel- 
rolle bei der Anzettelung von 
Kriegen gespielt - beim Ein- 
marsch in den Libanon 1982, und 
dem sich lange hinziehenden, ka- 
tastrophalen Iran-Irak-Krieg, um 
nur zwei Beispiele aus dem Be- 
richt zu nennen -; bei der Desta- 
bilisierung von großen Staaten 
unter anderem Iran und Sudan; 
bei der Entfachung einer »Kultur 
des Terrorismus« im Nahen 
Osten; und bei anderen »schick- 
salhaften Ereignissen«. 


»Jetzt haben zweifelhafte Be- 
schuldigungen des »Terrorismus< 
gegen ein anderes arabisches 
Land (Libyen) eine weitere Krise 
in unserer Region entfacht«, 
heißt es weiter in der Denk- 
schrift. »Wir beobachten diese 
ernsthaften Entwicklungen in ei- 
nem. Augenblick wo Beweise auf- 
tauchen, die darauf hindeuten, 
daß ähnliche Anklagen, die 1986 
erhoben wurden, um die Bom- 
benangriffe auf Libyen zu recht- 
fertigen, Fälschungen waren. 


Um den Frieden und die morali- 
sche Autorität der Vereinten Na- 
tionen zu bewahren, dürfen wir 
nicht noch einmal Opfer der Täu- 
schungen und der politischen 
'Fehltritte der Vergangenheit wer- 
den.« m 


Umwelt-Ideologie 


Ein neues 


Macht- 


instrument der 
Regıierenden 


Zweiter Teil und Schluß 


Helmut Fasbender 


Dioxine sind eine Stoffgruppe chemischer Verbindungen, etwa 140 
an der Zahl, von denen die halogenierten - also mit Chlor oder Brom 
umgesetzten - giftiger als die nicht halogenierten sind. Als Prototyp 
gilt das 2,3,7,8 Tetrachlordibenzodioxin, bekannt als Seveso-Gift, 
dessen Giftigkeit im Vergleich zu den anderen Dioxinen gleich eins 
gesetzt wird und an dem sie in ihrer Toxizität gemessen werden. Das 
Wort Dioxin wird im Zusammenhang mit allen erdenklichen Ver- 
brennungs- und Hochtemperaturprozessen im Munde geführt, und 
zwar meist von Leuten, die nicht wissen, was es ist. 


Wer das Wort Dioxin ausspricht 
oder hört, bekreuzigt sich gewis- 
sermaßen vor dem angeblichen 
»Ultragift«, so daß es inzwischen 
ungefähr die Rolle des Teufels im 
Mittelalter spielt. Was in Seveso 
passiert ist, wissen die wenigsten 
-und sollen es auch gar nicht wis- 
sen. Eine Fernsehreportage im 3. 
Programm West Ende vergange- 
nen Jahres erwähnte zwar kor- 
rekt die 184 Fälle amtlich beglau- 
bigter Chlorakne - keine Toten -, 
von denen übrigens die meisten 
wieder zurückgegangen sind, ver- 
weilte aber genußvoll mit der Ka- 
mera bei Massengräbern von 
Tierkadavern, ohne zu erwäh- 
nen, daß diese Haustiere einer 
voreilig befohlenen Notschlach- 
tungsaktion zum Opfer gefallen 
sind, so als seien sie alle durch 
Dioxin vergiftet worden. Durch 
direkte Dioxineinwirkung sind 
sechs Rinder, zwei Pferde, drei 
Schweine und eine Ziege einge- 
gangen sowie ungefähr 3000 
Kleintiere. Die typische Vorge- 
hensweise unserer Medien! - 


Aber wie gefährlich sind »Dio- 
xin«, wie wir vereinfachend das 
2,3,7,8 Tetrachlorderivat nennen 
wollen, und seine »Kongenere« - 
verwandte Stoffe mit derselben 


chemischen Grundkonfiguration 
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— nun wirklich? Die Flut der Dio- 
xinuntersuchungen und -publika- 
tionen hat inzwischen ein solches 
Ausmaß angenommen, daß sie 
nur noch von Spezialisten einiger- 
maßen überschaut und beurteilt 
werden kann. Insofern wissen 
wir aber über diese Stoffgruppe 
jetzt auch sehr gut Bescheid und 
können zu einem fundierten Ur- 
teil kommen. 


Die Vorstellung vom 
Ultragift relativiert 


Nachdem jahrelang die Hypo- 
these galt, ein jedes Dioxinmole- 
kül werde in den menschlichen 
Zellen gespeichert und löse beim 
Überschreiten eines Grenzwer- 
tes Krebs aus, ist diese Annahme 
aufgrund neuerer Forschungser- 
gebnisse nicht mehr haltbar. Die 
Vorstellung, Dioxin sei das Ultra- 
gift schlechthin, wurde von euro- 
päischen und amerikanischen 
Wissenschaftlern auf zwei rich- 
tungsweisenden Konferenzen, 
der Banbury-Konferenz im Okto- 


ber 1990 - und dem 11. Interna- 


tionalen Dioxin-Symposium im 
September 1991 in North Caro- 
lina, endlich relativiert. . _ 


De 


Dr. Vernon Houk, Direktor des 
Center for Environmental Health 
and Injury Control at the Centers 
of Disease Control, kein unbe- 
deutender Mann also, äußerte 
sich dahingehend, daß »Dioxin 
höchstens ein schwaches (weak) 
Carcinogen bei hohen Dosen« 
sei. Hierzu muß man wissen, daß 
Houk als Regierungsverantwort- 
licher 1983 den Ort Times Beach 
in Montana wegen mutmaßlicher 
Dioxinverseuchung räumen ließ. 
Heute gibt er an, daß seine dama- 
lige Entscheidung, gefällt auf der 
Grundlage des zu der Zeit besten 
wissenschaftlichen Erkenntnis- 
standes, wohl ein Fehler war 
(Chemical Marketing Reporter 
19.10.91 und C. &EN. 1.8.91). 
Ein solcher Akt bemerkenswer- 
ter Zivilcourage wäre hierzu- 
lande eher unwahrscheinlich. 


Das Lieblingsspielzeug 
der Linken 


Damit zurück nach Deutschland! 
Vom 11. bis 13. November 1991 
fand in Augsburg unter der Regie 
des Lehrstuhls für Ökologische 
Chemie und Geochemie der Uni- 
versität Bayreuth eine Dioxin-In- 
formationsveranstaltung statt, 
auf der über die wichtigsten Er- 
gebnisse des 11. Internationalen 
Symposiums berichtet wurde. 
Obwohl es sich um eine wissen- 
schaftliche Fachtagung handelte, 
wurde von Mitgliedern der linken 
Oko-Szene, die sich ihr Lieb- 
lingsspielzeug Dioxin nicht neh- 
men lassen wollten, immer wie- 
der versucht, sie zu einer politi- 
schen Veranstaltung mit Tribunal 
charakter umzufunktionieren. 


Insbesondere . die Toxikologen 
Neubert und Greim, die gewisser- 
maßen eine Kronzeugen-Funk- 
tion innehatten, wurden in den 
Diskussionen unqualifiziert an- 
gegriffen und persönlich unter 
Druck gesetzt. Anstatt präzise 
Fragen zu stellen, versuchten 
diese Leute, sich durch weit- 
schweifige Deklamationen in 
Szene zu setzen. 


Am besten wurde Professor Roz- 
man, der über das. 11. Sympo- 
sium und besonders eingehend 
über die umstrittene »Finger- 
hut«-Studie«, so genannt nach ih- 
rer Verfasserin, berichtete, mit 
seinen Angreifern fertig. Auf die 
Frage, ob er nicht wisse, daß be- 
reits in einem Gerichtsurteil der 
Zusammenhang zwischen Dio- 
xineinwirkung und Krebs gewis- 


sermaßen amtlich festgestellt 
worden sei und der Betroffene 
(ein ehemaliger Angehöriger der 
Firma Boehringer, Werk Ham- 
burg; der Verfasser) daraufhin 
eine Rente von der Berufsgenos- 
senschaft erhalte, antwortete 
Rozman kühl: »Es tut mir leid, 
meine Dame, aber ein Gerichts- 
urteil ist kein wissenschaftlicher 
Beweis.« Wie wahr! 


In Wirklichkeit geht es der linken 
Oko-Szene, die sich auf Dioxin 
spezialisiert hat, gar nicht um das 
Thema als solches. Es handelt 
sich um den harten Kern der ehe- 
maligen Wackersdorf-Verhinde- 
rer, der sich nunmehr auf die Ver- 
hinderung der Müllverbrennung 
konzentriert, um die Wirtschaft 
von hinten her zum Erliegen zu 
bringen. 


Folgerichtig bauten diese Leute 
im Tagungsfoyer Propagandama- 


‚ terial auf, mit dem sie die Ergeb- 


nisse beider amerikanischer Kon- 
gresse anzufechten suchten.. Sie 
behaupteten einfach, die entla- 
stenden Gutachten seien von 
»der Chlorchemie« bestellt und 
bezahlt worden. Die Chlorche- 
mie ist nämlich ein Lieblings- 
thema linker Umweltschützer, 
obwohl die Natur zigmal so viel 
chlorhaltige Chemikalien produ- 
ziert wie die chemische Industrie 
auf der ganzen Welt. 


Folge einer pseudo- 
wissenschaftlichen 
Kampagne 


Im Grunde ist es unverantwort- 
lich, ein wissenschaftlich so diffi- . 
ziles und bezüglich seines Kennt- 
nisstandes noch nicht abgeschlos- 
senes Thema wie Dioxin in die 
Öffentlichkeit zu tragen und vor 
Menschen auszubreiten, die 
nicht nur von Chemie nichts ver- 
stehen, sondern sogar mit Men- 
genangaben wie Nanogramm. 
oder Konzentrationsangaben wie 
ppb oder ppt nichts anfangen 
können. Diskussionen über sol- 
che Themen in der Offentlich- 
keit, noch dazu emotional aufge- 
laden, bewegen sich zwangsläu- 
fig im luftleeren Raum und bewir- 
ken nur eine allgemeine Verunsi- 
cherung, was wohl auch beab- 
sichtigt ist. 


Aber Professor Töpfer, vigilant 
wie immer, bereitet zum Schutz 
der Bevölkerung eine - völlig 
überflüssige - Dioxinverordnung 
vor und hat erst einmal als Sofort- 


Wo der Mensch auftaucht, 

- muß die Natur weichen, denn 

- er lebt von ihr und auf ihre Ko- 
sten. 


- maßnahme in der 17. Fassung des 
 Bundesimmissionsschutzgesetzes 
- den Sollwert für Dioxine und Fu- 
 rane im Abgas von Müllverbren- 
‚nungsanlagen auf maximal 0,1 
 ppt «(ein Zehnteltrillionstel 
- Gramm pro Normkubikmeter) 
festgesetzt, was bedeutet, daß 
die 48 deutschen MVAs, wenn sie 
_ einmal mit immensem Aufwand 
umgerüstet sein werden, pro Jahr 
insgesamt noch vier Gramm Dio- 
xin in die Luft ausstoßen werden. 


BE iberweise ist aber für Groß- 
feuerungsanlagen kein Sollwert 
vorgegeben — eine Schließung 
‚hätte katastrophale Folgen -, 
und Hausbrand wurde bisher 


wohlweislich auch noch nicht auf 
Dioxin im Abgas untersucht. 
Würde man nämlich fündig wer- 
den, was zu erwarten steht, 
müßte man konsequenterweise 
entweder das ganze Volk frieren 
lassen oder die Wirtschaft aus der 
Dioxinfalle befreien. Also wird 
lieber nicht gemessen. 


Nutznießer und 
Hintergründe der 
Umweltkampagne 


Die allgemeine Dioxinhysterie 
ist die Folge einer pseudowissen- 
schaftlichen Kampagne, die ih- 
ren Zweck, die Verhinderung 
weiterer Abfallverbrennungsan- 
lagen, bisher voll erreicht hat. 
Die Auswirkungen werden wir 
bald zu spüren bekommen. 

Wir lachen über die unver- 
schämte Prahlerei der Werbung 


über das dick aufgetragene Ei- 
genlob der Werbung, weil wir ih- 
ren selbstsüchtigen Zweck unmit- 
telbar erkennen. Dagegen ist der 
Tarnmantel der Umweltideolo- 
gie, der aus edlen, uneigennützi- 
gen Motiven, gewissermaßen aus 
lauter Redlichkeit, gewoben 
scheint, sehr viel schwerer zu 
durchdringen, obwohl sie uns 
fast mit derselben apodiktischen 
Impertinenz entgegentritt. Die 
alte Polizeifrage »Cui bono - 
wem nützt es?« führt uns im End- 
effekt zu folgenden Erkenntnis- 
sen: 


Zunächst nützt die Ideologie 


denen, die von ihr leben oder zu 
leben beabsichtigen, also dem be- 
reits erwähnten Heer von Beam- 
ten, Firmenangestellen, Journa- 
listen, Politikern, Verbandsfunk- 
tionären, Angehörigen von Um- 
weltorganisationen, Wissen- 
schaftlern und ihren Hilfskräften 


sowie von Mitarbeitern der Ent- 
sorgungsbranche. Entsorgungs- 
unternehmen und Behörden le- 
ben inzwischen in gedeihlicher 
Symbiose miteinander. 


Bei den Wissenschaftlern, zu de- 
nen auch die Schar der Berater 
und Sachverständigen zu rech- 
nen ist, handelt es sich manchmal 
um zweit- oder drittklassige Ver- 
treter ihres Faches, die es hierin 
nicht zu der erstrebten Spitzen- 
stellung gebracht haben und es 
nun auf dem Felde eines Mode- 
trends versuchen. Ganze Karrie- 
ren werden auf die Umwelt ge- 
gründet. Alle diese Protagoni- 
sten der Bewegung stellen aber 
gewissermaßen nur die niedrige 
Geistlichkeit dar. 


Umweltorganisationen wie 
Greenpeace leben inzwischen 
sehr gut von Spenden sowie von 
Bußgeldern, die Gerichte ihnen 
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zuerkennen, haben ursprünglich 
aber eine Anschubfinanzierung 
aus meist obskuren Quellen er- 
halten. 


Für die Presse als Institution, 
überhaupt die Jedermann-Me- 
dien, ist das Thema Umwelt das 
gefundene Fressen schlechthin. 
Schließlich sind es Institutionen, 
die sich die Aufdeckung von Miß- 
ständen, die »Enthüllung« von 
Skandalen zum Schutz und Wohl 
der Öffentlichkeit auf die Fahne 
geschrieben haben und ihre Da- 
seinsberechtigung zum Teil dar- 
aus herleiten. Stoff zur Bericht- 
erstattung ist bei der Umwelt 
immer da. Auch gibt es immer je- 
manden anzuprangern. 


Das Ziel der 
Stimmungsmache 


Über die Art und Weise, wie hier- 
bei zu Werke gegangen wird, 
nachstehend eine kleine Kost- 
probe: 


»Verseuchter Schlamm, Dioxine 
(da sind sie wieder!), Schwerme- 
talle - der Westen kippt seinen 
Dreck bei uns ab!« tobt die 
»Bild«-Zeitung, Berliner Aus- 
gabe vom 29. Januar 1992. Was 
nun kommt, strotzt, wie üblich, 
von Fehlern, die aber nur der In- 
sider erkennt. 


So ist der angebliche Chemiegi- 
gant (Stimmungsmache gegen 
die Chemie!) Hüls Troisdorf AG 
in Wirklichkeit ein eher mittel- 
ständisches Unternehmen der 
kunststoffverarbeitenden Indu- 
strie. Es wird auch kein Elektro- 
nikschrott verbrannt, wie be- 
hauptet wird, sondern Reste von 
Hartpapier- und Hartgewebeta- 
feln, und die Unterstellung, die 
zuständige Behörde (Komplizen- 
schaft!) habe früher die Dioxin- 
Belastung der Abgase nicht ge- 
messen, weil sie »jetzt endlich 
reagieren« und »im Februar mes- 
sen« will, ist einfach nicht wahr. 
Die behaupteten »unterschiedli- 
chen Gesetze zwischen den alten 
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und neuen Bundesländern« exi- 
stieren ebenfalls nicht. 


Aber was nützt ein Einspruch! 


. Das Ziel der Stimmung - und Pa- 


nikmache ist erreicht, die Berich- 
tigung, falls eine erfolgt, liest so- 
wieso niemand mehr. Es ist ver- 
ständlich, wenn ein Massenblatt 
seine Nachrichten reißerisch auf- 
macht, denn davon lebt es, aber 
die Informationen selbst müssen 
stimmen, vor allem wenn sie 
wichtig und von allgemeinem In- 
teresse sind. 


Der störende angeblich 
mündige Bürger 


Der Ton sachlicher Information, 
ruhiger Untersuchung und gewis- 
senhafter Abwägung des Dafür 
und Dawider, der gerade bei den 
auf Langzeitwirkung angelegten 
und weitgehend nur auf Hypo- 
thesen gegründeten Umweltthe- 
men dringend geboten . wäre, 
wird generell vertauscht gegen 
den der unerschütterlichen Ge- 
wißheit und marktschreierischen 
Selbstsicherheit, der allen Schar- 
latanen und Demagogen zu eigen 


ist. Kritische Gegenstimmen 
wirklicher Experten werden un- 
terdrückt, denn sie stören nur. 


Wir sehen hier eine deutlich aus- 
geprägte Parallele im Verhalten 
der Medien auf bestimmten poli- 
tischen ‚Feldern. Aber die Um- 
weltthematik ist noch viel schö- 
ner als die Berichterstattung über 
gewisse historische Abläufe. Da 
gibt es immer noch irgendwo an- 
derslautende Dokumente und 
Aussagen, die man zwar ignorie- 
ren, aber leider nicht einfach bei- 
seite schaffen kann. In der Um- 
welt dagegen wird ganz bequem 
nur mit Theorien gearbeitet. Ob 
sie stimmen oder nicht, stellt sich 
vielleicht in fünfzig Jahren heraus 
oder noch später. Wen interes- 
siert es dann noch? 


Wenn wie beim sogenannten 
Robbensterben, das natürlich 
der Industrie - wem sonst? - an- 
gelastet wurde, sich mit einem 
Mal herausstellt, daß die Tiere 
eine ansteckende Krankheit, 
nämlich die Staupe, hatten, wird 
die Berichterstattung abrupt ein- 
gestellt, So einfach ist das mit der 
Umwelt! 


Inzwischen ist auch von der For- 
derung nach dem »mündigen 
Bürger« längst nicht mehr die 
Rede. Zufall? Es scheint viel- 
mehr, als ob die beiden Staatsfor- 
men unseres Zeitalters, der Tota- 
litarismus und die parlamentari- 
sche Demokratie, beide des un- 
mündigen Bürgers bedürfen, um 
existieren zu können. Jedenfalls 
wird durch die konsequente 
Handhabung der Umweltideolo- 
gie das ohnehin erdrückende 
Übergewicht des Staates über 
den Einzelnen noch verstärkt. 
Wehe, wenn er in seinem Garten 
Laub und Zweige verbrennt oder 
einen von ihm selbst gepflanzten 
Baum oberhalb eines bestimm- 
ten Durchmessers abholzt, ohne 
vorher um Erlaubnis gefragt zu 
haben! Wehe, wenn er seinen 
Müill nicht richtig sortiert! Wehe, 
wenn er seine Klärgrube leeren 
läßt, ohne die Behörde zu infor- 
mieren! Wehe, wenn er sein Auto 
wäscht! 


Milliarden DM Steuergelder 
wurden in Kalkar regelrecht in 
den Sand gesetzt. 


Was der: Umweltwahn vermag, 
zeigt zum Beisiel eine Schülerde- 
monstration in Göttingen gegen 
Getränkedosen. Sie erklärten 
den 6. November 1991 zum »Tag 
der Dose« und zogen 3500 Mann 

: stark mit 45000 leeren Getränke- 
dosen unter dem Motto »Total 
tote Dose — mit der Dose gegen 
die Dose« vor das Rathaus, wo 

„sie ein Mahnmal gegen die angeb- 
lich umweltfeindliche Einwegver- 

- packung errichteten und forder- 
ten, daß Göttingen zur »dosen- 

. freien Stadt« würde. Natürlich 
gaben viele Schulen schulfrei, 
und das Ganze stand auch natür- 
lich unter der Schirmherrschaft 
eines Politikers, des niedersächsi- 
schen Kultusministers Wernstedt 
(SPD). Bei solchen gelenkten 
Aktionen des Volkszornes, noch 
dazu wegen nichts, muß es einem 
grausen! 


Umweltwahn 
-als Politik 


“Die Unternehmen trifft der Um- 
weltwahn noch viel härter als den 
Privatmann. Erstens ist beiihnen 

“an Gebühren und Abgaben mehr 
zu holen, zweitens ist die gegen 
:die Industrie gerichtete Stoßkraft 
dieser Ideologie gar nicht zu ver- 
“kennen. Daß Grüne in Wirklich- 
keit verkappte Rote sind, vor al- 

lem die sogenannten Realos, die 
bezeichnenderweise grundsätz- 

“Bch nur mit Sozialisten koalieren, 
‚liegt so klar zu Tage, daß sich eine 
‚ingere Beweisführung erübrigt. 
"Es gibt auch eine sehr instruktive 

‘Broschüre des Bundesinnenmini- 

„.steriums aus der zweiten Hälfte 
"der achtziger Jahre über den Wer- 
-degang der wichtigsten grünen 

"Politiker. 

Nach dem Zusammenbruch des 
realen Sozialismus hat die grüne 
‘Ideologie den Charakter einer 

“ Fluchtburg für ehemalige Funk- 
tionäre angenommen. Die ur- 

=sprünglich als Hilfsideologie für 
‘den Sozialismus angetretene Um- 

" weltbewegung hat sich zu einer 
"eigenständigen stattlichen Ideo- 
„logie ausgewachsen, die sich aus 
‚eigener Kraft behaupten kann. 
‘Der permanente Zorn ihrer 
Funktionäre richtet sich haupt- 
sächlich gegen die chemische In- 

:gdustrie, wahrscheinlich weil sie 

‚yiele Jahre lang eine Hauptstütze 

“unserer Wirtschaft war und gute 
‚Ergebnisse erwirtschaftet hat. 


“Das muß dringend geändert wer- 
- den, vor allem mit bösartiger 
Stimmungsmache gegen die Che- 


miker, die Giftköche der Nation! 
Die Kostenbelastung der deut- 
schen chemischen Industrie liegt 
infolge Umweltauflagen inzwi- 
schen rund 60 Prozent über dem 
europäischen Durchschnitt. 
Wenn sich das fortsetzt, ist 
Deutschland kein Chemiestand- 
ort mehr! 


Die Einnahmequelle | 
der Zukunft 


Um den Linken den Wind aus 
den Segeln zu nehmen und sie ge- 
wissermaßen rechts zu überho- 
len, hat das Haus Töpfer eine 
hektische Betriebsamkeit entfal- 
tet mit Erlassen, Verordnungen 
und schönen Verheißungen, und 
siehe da, man stellt fest, daß die 
Regierenden allenthalben sich 
höchst behaglich in der grünen 
Ideologie festgesetzt und einge- 
richtet haben. Man ist längst dar- 
auf gekommen, daß der Okolo- 
gismus die Einnahmequelle der 
Zukunft ist. Erhöhung der Mine- 
ralölsteuer, Erhöhung der Abfall- 
beseitigungskosten, die im Hin- 
tergrund lauernde Kohlendioxid- 
abgabe, Sondersteuer auf tropi- 
sche Hölzer - welch herrliche 
Vorwände, uns Geld aus der Ta- 
sche zu ziehen! Über Steuern 
würden wir murren, über Um- 
weltabgaben, die nur einem 
guten Zweck dienen, nicht. 


Die unablässige Pressekampagne 
dient nur dem Ziel, uns dafür 
weichzuklopfen. Zwar prote- 
stiert die Wirtschaft gegen die un- 
sinnige Kostenbelastung, aber 
das Schöne ist, daß man die Ab- 
gaben nicht erheben muß, son- 
dern erheben kann, je nach Be- 
darf. Der Fiskus kann also den 
Zeitpunkt selbst bestimmen. 
Und noch schöner ist, daß man 
hierfür kein Gesetz braucht, die 
Parlamente also nicht nötig hat. 
Es geht alles auf dem Verord- 
nungswege sowohl im Bund, als 
auch in Ländern und Gemein- 
den. Hierin sind sich alle Par- 
teien einig. 


Die Umweltkampagne dient den 
Regierenden auch dazu, uns von 
den wichtigen Dingen abzulen- 
ken. Daß unsere Wirtschaft den 
Krebsgang geht, daß unsere Fi- 
nanzen ruiniert sind, daß wir mit 
einem Federstrich unsere Ostge- 
biete verloren haben, daß Mittel- 
deutschland nicht auf die Beine 
kommt, das ist alles nicht wich- 
tig. Wichtig ist vielmehr, daß 
Nachbar Dingskirchen, der Um- 


weltsünder, eine alte Farbendose 
in seine Mülltonne gesteckt und 
sein Auto gewaschen hat. 


An der Umweltfront kämpt es 
sich eben viel leichter als an der 
richtigen. Die Gegner sind meist 
nicht aus Fleisch und Bein, son- 
dern Phantome. Ozonloch, sau- 
rer Regen, Treibhauseffekt, Dio- 
xin sind geduldig und lassen jede 
Berichterstattung ohne Protest 
über sich ergehen. 


Die Gottesurteile 
der Regierenden 


Und welch herrliche Erfolge las- 
sen sich an dieser Front erringen! 
Wenn die Regierung sonst keine 
vorzuweisen. hat, Töpfer und 
seine Kollegen haben sie. Die 
Taktik ist altbewährt,; wie auf so 
vielen Gebieten: Man schaffe ein 
Problem und biete sich als Pro- 
blemlöser an. Die Lösungen be- 
stehen zwar meist nur aus Ankün- 
digungen oder Drohungen, aber 
wer wird da so genau hingucken? 


Gegen die wirklichen Gegner an 
dieser Front, die Umweltsünder, 
hat man überdies eine höchst 
wirksame Waffe geschmiedet: 
Das Verursacherprinzip in Ver- 
bindung mit der Umkehr der Be- 
weislast. Schüttet mein Nachbar 
auf meinem Grundstück eine 
Chemikalie aus und entkommt 
unerkannt, so werde ich dafür 
vom Staat in die Haftung genom- 
men, weil »der erste Anschein ei- 
nes Tatverdachtes« gegen mich 
sprich. Ich muß also meine Un- 
schuld nachweisen, — Gottesur- 
teil im Mittelalter. 


Die Unternehmen kommt dieses 
Prinzip teuer zu stehen, da sie al- 
les, was Umweltrelevanz hat, do- 
kumentieren: müssen, ein un- 
glaublich hoher Aufwand. Für 
die Behörden ist diese Verfah- 


. rensweise bequem, aber selbst 


wenn sie im allgemeinen Inter- 
esse läge, ist diese Durchlöche- 
rung unseres allgemeinen Rechts- 
prinzipes doch höchst bedenk- 
lich. Sie gegen Rauschgifthänd- 
ler und Mafiosi einzusetzen, hat 
man bisher interessanterweise 
nicht geschafft. 


Zu recht gewaltsamen Schluß- 
folgerungen führt das Verur- 
sacherprinzip übrigens zum Bei- 
spiel bei der in Planung befind- 
lichen »Elektronik-Schrott-Ver- 
ordnung«. Der Hersteller des 
Fernsehers wird kurzerhand zum 


Verursacher erklärt, der nun des- 
halb für die Beseitigung des Alt- 
gerätes Sorge zu tragen habe. Mit 
derselben Logik ‘könnte man 
auch den Käufer zum Verursa- 
cher erklären, denn ohne ihn 
wäre der Fernseher gar nicht zu- 
stande gekommen. Geräte, die 
man nicht kauft, werden auch 
nicht produziert. 


Das Verursacherprinzip, das dem 
Verursacher gleichzeitig eine mo- 
ralische Schuld zuweist, reicht so- 
gar über die Staatsgrenzen hin- 
weg und begründet den Okoim- 
perialismus, eine hochinteres- 
sante Variante des Ökologismus. 


Die Riesenlobby 
der Umweltideologie 
und Dogmen 


Mit Umweltthemen kann man 
ungestraft in andere Staaten hin- 
einregieren und ihren Regierun- 
gen Vorschriften machen. 


Schließlich bleiben der saure Re- 
gen und die Klimaveränderung 
nicht an den Landesgrenzen ste- 
hen, sondern stellen weitergrei- 
fende, sogar globale Probleme 
dar. Man wird die Vergabe von 
Krediten vom Wohlverhalten der 
Regierungen in Umweltfragen 
konstruieren. 


Hier blickt man in die inneren 
Zirkel dieser Weltanschauung 
und sieht Interessen, deren Wahr- 
nehmung gewissermaßen dem 
Papst und der Kurie vorbehalten 
sind, um bei unserem Bilde von 
vorhin zu bleiben. Leider sind die 
Würdenträger selbst unserem 
Blick verborgen, aber wir wer- 
den noch viel von ihnen hören. 


Wir registrieren also eine für. die 
Umweltideologie tätige Riesen- 
lobby, die von Niedrig bis Hoch, 
von Rot bis Schwarz und von 
Links bis Rechts reicht und dabei 
die unterschiedlichsten Interes- 
sen verfolgt. Am Stammtisch die- 
ser Ideologie treffen sich alle wie- 
der und trinken ihr Bierchen. Die 
Zeche bezahlt der Bürger. 


Was kann der Bürger nun gegen 
die mächtige Umweltphalanx 
ausrichten? Wie gegen alle Mode- 
trends leider nicht viel. Die Dog- 
men sind schon so fest in die 
Köpfe gehämmert worden, daß 
man sagen kann, es handele sich 
hierbei um eine der größten Ver- 
dummungsaktionen, die je mit 
Erfolg gelaufen sind. OD 


zı92 [SODE 63 


Vertrauliches 


richtet, daß derzeit etwa 1,8 Pro- 
zent der Patienten, die Kranken- 


Gleichzeitig setzte die European 
Space Agency (Raumfahrt-Be- 


»Die Hilfe darf nicht nur 


Hauptstadt Mogadischu, son- 


Aids 
Für neue Tbc- 
Epidemie 
verantwortlich 


Der Welt steht eine Tuberkulose- 
Epidemie von bislang unerträum- 
ten Proportionen bevor, vor al- 
lem in der Dritten Welt, warnte 
Dr. Klaus Fleischer, ärztlicher Di- 
rektor der Abteilung für tropi- 
sche Medizin im Missions-Kran- 
kenhaus in Würzburg. 


Nach Fleischers Schätzungen 
wird es im Jahr 2000 28 Millionen 
Opfer der Tuberkulose geben. 
Die Epidemie, von der Fleischer 
spricht, ist eine neue Welle von 
Tuberkulose, die durch Infektion 


‚mit HIV, dem Virus, der Aids ver- 


ursacht, ausgelöst wurde. 


Laut World Health Organization 
sind drei Millionen Menschen 
mit dem HIV-Virus sowie mit 
dem Tuberkulose-Bazillus infi- 
zert, 2,4 Millionen allein in Län- 
dern südlich der Sahara. 


Der dramatische Anstieg der An- 
zahl der mit Aids und Tuberku- 
lose Infizierten in Afrika bedroht 
auch die Lepra-Programme, sagt 
Fleischer. Die bestehenden Ge- 
sundheitsdienste können es sich 
nicht mehr leisten, sich auf ihre 
Arbeit zur Leprabekämpfung zu 
konzentrieren, da es an Personal 
und Geld fehlt. 


Aus einer Studie geht hervor, daß 
die Behandlung eines Aids-Pa- 
tienten in Uganda, bis zu seinem 
Tod 15 Dollar kostet. Dies ist 
aber viel mehr als die zwei bis 
drei Dollar, die Uganda pro Pa- 
tient und pro Jahr ausgeben 
kann. EI 


Indien 

Aids ist im 
Ansteigen 
begriffen 


Es hat einen alarmierenden An- 
stieg in der Zahl der HIV-infizier- 
ten Menschen in Bombay gege- 
ben, und die »Times of India« be- 
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häuser aufsuchen, den Aids-Vi- 
rus tragen. 


Eine kürzliche Studie über Pa- 
tienten in städtischen Kranken- 
häusern habe ergeben, daß 17 
von jeweils 1000 Frauen, die nach 
der Geburt Kliniken aufsuchen, 
mit HIV infiziert sind. Wenn dies 
so weitergehe, dann werde um 
die Jahrhundertwende jede dritte 
schwangere Frau in Bombay infi- 
ziert sein. Auch ein Prozent der 
Blutbank-Proben seien jetzt infi- 
ziert, im Vergleich zu der Hälfte 
dieser Zahl im vergangenen Jahr, 
heißt es in der Studie. 


Es wird geschätzt, daß 32 Prozent 
der Prostituierten infiziert sind, 
im Vergleich zu 20 Prozent im 
Jahre 1990. Als 1986 erstmals 
Tests durchgeführt wurden, seien 
diese bei fünf Prozent der Prosti- 
tuierten positiv gewesen, 
schreibt die »Times of India«, 
auch, daß einige Krankenhäuser 
in Bombay ihre Türen für solche 
Patienten verschließen. Bei de- 
nen festgestellt wurde, daß sie 
die Infektion haben oder diejeni- 
gen ohne Behandlung entlassen, 
deren Tests positiv verlaufen 
sind. 


NASA 
Amerikaner. 
studieren 
sowjetische 
Raumschiffe 


Eine Mannschaft von Technikern 
der NASA reiste nach Moskau, 
um das Raumfahrzeug Soyuz zu 
studieren. Die NASA war vom 
US-Kongreß dazu aufgefordert 
worden, zu untersuchen, ob das 
russisch Raumfahrzeug zur 
Rückführung einer Nothilfe- 
mannschaft. verwendet werden 
kann. Es würde in der Space Sta- 
tion Freedom abgestellt werden. 

Laut »Space News« wird die 
NASA-Mannschaft zehn Tage in 
Moskau verweilen und dort alle 
technischen Einzelheiten sam- 
meln, die sie finden kann, um 
diese Möglichkeit auszuwerten. 
Weil Soyuz nur eine Mannschaft 
von drei Personen aufnehmen 
kann, und Freedom eine Mann- 
schaft von vier Personen beher- 
bergt, müßten zwei der Soyuz- 
Fahrzeuge gekauft werden. 


hörde) die NASA unter Druck, 
das kleine Raumschiff Hermes, 
das sie derzeit für diesen Zweck 
entwickelt, zu diesem Zweck in 
Erwägung zu ziehen. Die Euro- 
päer hoffen, daß die NASA dem 


Hermes-Programm, das seitens _ 


der europäischen Teilnehmer un- 
ter Finanzierungszwängen steht, 
finanziell unter die Arme greifen 
wird. 


Amerikanische Pfennigfuchser 
auf Kongreßebene haben erklärt, 
daß es nach Schätzungen der 
NASA zwei Milliarden Dollar ko- 
sten werde, um ein neues Fahr- 
zeug für diesen speziellen Zweck 
zu entwerfen, und daß die NASA 
sich nach »billigeren« Alternati- 
ven umsehen müsse. 


Laut »AviationWeek« hat das’ 


russische Verteidigungsministe- 
rium inzwischen für den kom- 
menden Sommer Versuche bei 
dem US-Space Command als 
Grundlage für zukünftige ge- 
meinsame Raketen-Verteidi- 
gungs-Initiativen angeregt. Nach 
dem vorgeschlagenen Programm 
würden die Russen ein Raum- 
fahrzeug starten, das zwei kleine 
Sub-Satelliten ausschleudert. So- 
wohl russische Radar-Überwa- 
chungssysteme als auch solche 
des US-Space Command würden 
eingesetzt, um die beiden zu ver- 
folgen, wenn ihre Umlaufbahnen 
zerfallen. Die beiden militäri- 
schen Geheimdienste würden ge- 
genseitig Daten austauschen, die 
benutzt werden, um Computer- 
Modelle darüber, wie die obere 
Atmosphäre die charakteristi- 
schen Merkmale des Zerfalls der 
Umlaufbahn und des Wiederein- 
tritts des Raumfahrzeuges beein- 
flußt, auf den neuesten Stand zu 
bringen. Oo 


Somalia 

Rotes Kreuz 
ruft zur 
Nahrungs- 
mittelhilfe auf 


Nur eine weltweite Nothilfeak- 
tion kann Somalia vor der Hun- 
gersnot retten, warnt das interna- 
tionale Bulletin des Roten Kreu- 
zes. Nach Angaben des Roten 
Kreuzes ist die gesamte Bevölke- 
rung bedroht. 


dern das ganze Land erreichen«; 
wird der für Afrika verantwortli- 
che Beamte zitiert. »Das Rote: 
Kreuz und die nicht an der Regie- 
rung beteiligten Organisationen - 
können die Bedürfnisse der Be- 
völkerung nicht mehr decken.« 
Ein massives Eingreifen der Ver- 
einten Nationen und ihrer Orga- | 
nisationen ist erforderlich, um 
eine allgemeine Hungersnot zu 
verhindern«. 

Nach Schätzung des Roten Kreu- 
zes werden monatlich 35000 Ton- ' 
nen Nahrungsmittel benötigt. U 


Kanada 
Kriegs- 
verbrecher- 
prozeß wird 
eingestellt 


Die kanadische Regierung wurde : 
angewiesen, Michael Pawlowski 
151000 kanadische Dollar zu zah- 
len für Gerichtskosten, die ihm; 
entstanden sind, alsersichgegen . 
Anklagen verteidigte, er habe im 
Zweiten Weltkrieg 400 Juden ge- 
tötet, schrieb die »Southam 
News«. »Ich kann mir keine. 
schlimmere Anschuldigung ge- 
gen irgendjemand vorstellen, als: 
der Greueltaten bezichtigt zu “ 
werden, die in der Anklageschrift 
gegen diesen Beschuldigten be- 
hauptet werden«, sagte Richter 
James Chadwick des Ontario 
Court, der bei dem Prozeß gegen... 
Pawlowski den Vorsitz führte. © 
Pawlowski ist ein im Ruhestand 
lebender Arbeiter aus Ontario, 
der 1951 aus der Gegend von 
Minsk in der Sowjetunion nach 
Kanada kam. Die Krone hat Paw-- 
lowski bereits 55000 kanadische 
Dollar gezahlt. Chadwick sagte, 
er bestrafe die Anklage nicht we- 
gen Fehlverhaltens, sondern ver- 
teidige Pawlowski der von einer 
Pension lebt. Richter Chadwick 
hatte zweimal Staatsanwälten, . 
das Recht verwehrt, eine Mann® 
schaft von Untersuchungsbeam: 
ten in die ehemalige Sowjetunion 
und nach Deutschland zu schik- 
ken, um dort die Aussagen von 12- 
älteren Zeugen, die es abgelehnt - 
hatten in Kanada auszusagen, 
auf Videoband aufzunehmen und 
die Bänder dieser Zeugenaussa- 
gen als Beweismittel vor Gericht: 


‘zu verwenden. Chadwick ent: 


schied, daß dies Pawlowskis’ 


Recht auf einen fairen Prozeß 


‘ zerstören würde. Die Staatsan- 
- waltschaft sagte, ohne dieses 


»Beweismaterial« entbehre ihre 
Sache jeder Grundlage, und hob 
alle ihre Anklagen gegen Paw- 
lowski auf. 


. Der »Kriegsverbrechen«-Angriff 


auf Pawlowski ist der dritte auf- 


“ einanderfolgende Fall dieser Art, 


der mit einem Fehlschlag für 
Staatsanwälte endete, seitdem 
das kanadische Gesetz 1987 erst- 
mals Kriegsverbrecherprozesse 
zuließ. Die Anti-Defamation 
League der B’nai B’rith (ADL) 
wird langsam ungeduldig, eine 


“ Verurteilung für Kriegsverbre- 


m 


ib 


chen in Kanada zu erzielen, und 
hat die Bundesregierung ge- 


. drängt, eine höhere Quote von 


Kriegsverbrecherfällen einzuhal- 
ten, als sie gegenwärtig aufgreift. 
EI 


- Rußland 


Vor einer 
Katastrophe im 


_Gesundheits- 
wesen 


: Die Weltgesundheitsorganisation 


und Unicef haben einen gemein- 


samen Bericht herausgegeben, in 
dem vor einem »noch nie dage- 


‚wesenen Zusammenbruch« der 


> Gesundheits- und Sozialdienste 


in den Republiken der chemali- 


gen Sowjetunion gewarnt wird. 


Die beiden Organisationen war- 


‚nen zusammengefaßt davor, daß 


falls keine 100 Millionen Dollar 
an Nothilfe für Gesundheits- und 
Sozialdienste geleistet werden, 
wobei sich dieser Betrag im kom- 
menden Jahr verdreifachen 


werde, dann könnte eine Lage 


: eintreten, in der beinahe 200 Mil- 


lionen Menschen ohne Gesund- 


- heitsversorgung sein werden. U 


Seuchen 


Cholera in den 
USA und 
Malaria in 


Kambodscha 


;Die Behörden berichteten, daß 
-.außerhalb von Monterrey, der 


Industriestadt 


mexikanischen 
amerikanischen 


nahe der 


Grenze, Cholera aufgetaucht sei. 
Arztliches Personal versuche, die 
Seuche einzudämmen, aber de- 
ren Weg nach Norden sei vorge- 
geben und werde scharf von ame- 
rikanischen Beamten des Ge- 
sundheitswesens überwacht. 


Ein Beamter des Gesundheitsmi- 
nisteriums in Mexiko, Jesus Ca- 
tano, meinte: »Es ist das erste 
Mal, daß wir im nördlichen Me- 
xiko in Grenznähe Cholera ent- 
deckt haben.« Laut Jose Cavazos 
Löpez, Staatssekretär für das Ge- 
sundheitswesen des Staates 
Nuevo Leon, haben sich die Op- 
fer Cholera zugezogen, nachdem 
sie Nahrungsmittel aus Südme- 
xiko, wo die meisten Fälle des 
Landes aufgetreten sind, zu sich 
genommen hatten. Mindestens 
35 Menschen seien in Mexiko an 
Cholera gestorben, seitdem die 
Seuche entdeckt wurde. 


Unterdessen berichtet die Welt- 
gesundheitsorganisation (WHO), 
daß eine neue Art von Malaria in 
Kambodscha aufgetaucht sei. 
Diese Art widerstehe allen her- 
kömmlichen Arzneimitteln, die 
zur Heilung der Krankheit ver- 
wendet werden. 


Die WHO warnte auch davor, 
daß die Gefahr, daß sich diese 
Art weltweit verbreitet, »beson- 
ders akut« ist, weil die ersten der 
22000 Mitglieder einer Friedens- 
truppe der Vereinten Nationen 
jetzt das betroffene Berggebiet 
an der Grenz zu Thailand betre- 
ten und die Seuche in ihre Hei- 
matländer verschleppen könn- 
ten. Auch 360000 kambodschani- 
sche Flüchtlinge, die sich derzeit 
in Thailand befinden und die in- 
nerhalb der nächsten Wochen in 
ihre Wohnungen zurückkehren, 
seien in Gefahr. El 


Haiti 

Gericht weist 
OAS- 
Abkommen 
zurück 


Das Oberste Gericht von Haiti 
hat beschlossen daß, solange das 
von der Organization of Ameri- 
can States (OAS) beschlossene 
Abkommen nicht von dem amtie- 
renden Präsidenten Joseph Ne- 
rette unterzeichnet worden ist, es 
dem Parlament nicht zur Geneh- 


migung vorgelegt werden könne 
und daher verfassungswidrig sei. 


Das OAS-Abkommen soll ein 
Mittel sein zur letztendlichen 
Rückkehr des verhaßten ehema- 
ligen Präsidenten Jean-Bertrand 
Aristide, der im vergangenen 
September vom Militär gestürzt 
wurde, an die Macht. 


Nerette ist gegen den OAS-Plan 
und befürwortet Wahlen für ei- 
nen neuen Präsidenten. Das hai- 
tianische Parlament blockierte 
Ende März eine Abstimmung 
über das OAS-Abkommen, als 
rund die Hälfte der Abgeordne- 
ten die Sitzung boykottierten, so 
daß das Kabinett beschlußunfä- 
hig war, das heißt eine Abstim- 
mung konnte nicht stattfinden. 


Indem er sich gegen den Be- 
schluß des Obersten Gerichts 
stellte, appellierte der Boß der 
Kommunistischen Partei, der 
nach der Vereinbarung an die 
Stelle von Nerette treten würde, 
an die Regierung, »zu Verstand 
zu kommen« und die Vereinba- 
rung zu ratifizieren. Er klagte an, 
daß »eine Gruppe, die ihr eige- 
nes Süppchen kochen will. ..das 
Land weiter in ein selbstmörderi- 
sches Unternehmen führen will«. 
Indessen erwägt die OAS Maß- 
nahmen, um das Embargo gegen 
Haiti noch zu verschärfen. U 


Brasilien 

Bericht über 
Straßenkinder 
korrigiert 


Die Presse in Rio de Janeiro, Bra- 
silien, hat einen Bericht heraus- 
gegeben, in dem eine Story des 
Cable News Network (CNN) mit 
der Überschrift: »Street Kids Kil- 
led to Ready Rio for Earth Sum- 
mit« (»Straßenkinder getötet, 
um Rio auf die Erd-Gipfelkonfe- 
renz vorzubereiten«) bestritten 
wird. 


Unser Korrespondent berichtet, 
daß drei bis fünf nicht 50 bis 60 
Kinder im Raume von Groß-Rio 
de Janeiro, der die benachbarten 
Gemeinden von »Baixada Flumi- 
nense«, wo die meisten Tötungen 
vorkommen, einschließt, getötet 
wurden. Die Ziffer beinhalte 
nicht nur obdachlose Kinder, son- 
dern auch einige, die in illegalem 
Drogenhandel verwickelt sind. 


Unser Korrespondent Geraldo 
Lino trat jeder Behauptung ent- 
gegen, daß die Tötungen in. ir- 
gendeiner Weise offiziell sanktio- 
niert werden, und sagte, eine der- 
artige Behauptung seitens CNN 
sei Teil einer Verleumdungskam- 
pagne im Stile der von Amnesty 
International gegen Brasilien, 
die über die letzten Jahre hinweg 
geführt worden sei. DO 


Südafrika 

Die Todesstrafe 
wird 
aufgehoben 


Die Republik Südafrika hat die 
Todesstrafe für unbestimmte 
Zeit aufgehoben, bis eine neue 
Übergangsregierung eine Ent- 
scheidung darüber trifft, berich- 
tete der Londoner »Daily Tele- 
graph«. Da die Übergangsregie- 
rung den African National Con- 
gress (ANC) und andere Organi- 
sationen, die gegen die Todes- 
strafe sind, einschließen wird, ist 
es sehr wahrscheinlich, daß sie 
völlig abgeschafft wird, heißt es 
in dem Artikel. 


Der Justizminister Kobie Coet- 
see machte die Bekanntgabe 
nach einem von der Entschei- 
dung der Regierung ausgelösten 
Protest darüber, das Hinrichtun- 
gen, die in Südafrika vorläufig 
eingestellt worden waren, wieder 
aufgenommen würden und 17 
verurteilte Mörder gehängt wer- 
den. Es befinden sich weitere 290 
Menschen in der Todeszelle in 
Pretorias Central Prison. Die 17 
sind inzwischen begnadigt wor- 
den. 


Diese Entscheidung bedeutet, 
daß die Vereinigten Staaten jetzt 
einer der nur sechs Staaten in der 
Welt sind, die die Todesstrafe 
praktizieren. DO 


in ZN 
ee 
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Betr.: Richard von 
Weizsäcker »Eine Familie 
im Schußlicht der Kritik«, 
Nr. 5/92 


Ein weiteres Beispiel der flinken Anpas- 
sungsfähigkeit der von Weizsäckers gibt 
auch der Bruder des Bundespräsidenten, 
Carl Friedrich von Weizsäcker. Nachzule- 
sen im Buch »Unternehmen Paperclip« 
(S. 96) von Franz Kurowski, welches die 
Jagd der Alliierten nach dem Kriege auf 
deutsche Wissenschaftler und Patente 
schildert. 


Ende April 1945 waren bis auf Professor 
Heisenberg alle namhaften Wissen- 
schaftler der deutschen Atomforschung 
in alliierter Hand. : 


»Bei den Befragungen der festgesetzten 
Wissenschaftler stellte sich heraus, daß 
Heisenberg sie alle instruiert hatte, auf 
keinen Fall Unterlagen über ihre Arbeit 
dem Feind zu überlassen. So waren denn 
auch alle Geheimunterlagen aus Hechin- 
gen im Gegensatz zu jenen aus Tailfingen 
verschwunden. 


‚Am Morgen des 27. 4. 1945, als die AL- 
$OS-Mission (Engl.-amerikanische Or- 
ganisation zur Ergreifung aller militäri- 
schen und wissenschaftlichen For- 
schungsergebnissen sowie ihrer namhaf- 
ten Wissenschaftler) mit ihren festge- 
nommenen Wissenschaftlern Prof. Otto 
Hahn, Prof. Max von Laue, Prof. Fried- 
rich Carl von Weizsäcker, Dr. Karl Wirtz, 
Dr. Korsching und Dr. Erich Bagge He- 
chingen bereits verlassen wollte, war es 
Prof. von Weizsäcker, der das Versteck 
der Hechinger Geheimunterlagen preis- 
gab. Niemals hätte man diese ohne Hilfe 
gefunden, denn sie waren in einem zuge- 
löteten Kanister in der Abortgrube sei- 
ner Wohnung versteckt worden.« 


Die westlichen Alliierten waren damit in 
Besitz aller Unterlagen der Forschungs- 
vorhaben und Ergebnissen auf diesem 
Gebiet. 


Dr. G. Schmedding, Bad Säckingen 


Betr.: Bonn 
»Die Schulden-Lawine«, 
Nr. 5/92 


In der Diskussion um unsere Staatsver- 
schuldung muß man immer wieder fest- 
stellen, daß der Durchschnittsbürger 
über die Verschuldungspraxis der öffent- 
lichen Haushalte überhaupt nicht infor- 
miert ist. Wenn von Zinsbelastungen in 
den Budgets die Rede ist, meint er, diese 
Zinsen würden auch wirklich gezahlt. 
Natürlich werden sie gezahlt, aber nur 
durch neu aufgenommene Kredite, wel- 
che im wesentlichen die sogenannte Neu- 
verschuldung darstellen. Von den Ein- 
nahmen der Haushalte wandert keine 
Mark in den Schuldendienst, weder in 
die Tilgung, noch in die Verzinsung. Inso- 
fern kann die Bundesregierung mit 
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Recht behaupten, den derzeitigen Schul- 
. denstand des Bundeshaushaltes von 


rund 620 Milliarden DM von der sozialli- 
beralen Koalition »geerbt« zu haben, da 
die damals übernommenen etwa 300 Mil- 
liarden durch die jährliche rund’ acht pro- 
zentige Verzinsung (Zinseszins) seit 1982 
fast die heutige Summe ergeben. 


So macht es nicht nur der Bund, so ma- 
chen es auch Länder und Gemeinden, so 
machen es alle Industrienationen der 
westlichen Welt mit Ausnahme der 
Schweiz. Deshalb läßt sich die zukünf- 
tige Schuldenentwicklung, zum Beispiel 
der Stand im Jahre 2000, so genau vor- 
hersagen. Daß die deutsche Einheit 
daran schuld sei, ist eine durchsichtige 
Ausrede. Die Kassen waren schon vor- 
her leer. 


Wenn man dieses einmal begriffen hat, 
kann man nicht mehr ruhig schlafen. Es 
besteht nicht die geringste Chance, von 
dem Schuldenberg der derzeitigen insge- 
samt 1,3 Billionen DM jemals herunter- 
zukommen. Schon um ihn konstant zu 
halten, müßte ab sofort mindestens 100 
Milliarden jährliche Zinszahlungen aus 
den laufenden Einnahmen bestritten 
werden, was utopisch ist, da es selbst in 
wirtschaftlich guten Zeiten nicht gelang. 
Diese Situation ist natürlich auch den Fi- 
nanzexperten der sozialdemokratischen 
Opposition bekannt, welche angeblich 
die Interessen des kleinen Mannes be- 
sonders gut vertritt. 


Bleibt also den Regierungen nur übrig, 
auf die Vermögen ihrer Büger zurückzu- 
greifen und diese entweder in Raten per 
Inflation oder auf einen Schlag durch 
eine Währungsreform, zum Beispiel 
durch eine Umtauschaktion in ECU, zu 
konfiszieren. Unser sogenannter Wohl- 
stand, der uns gern von interessierten 
Kreisen angedichtet wird, ist ein auf die 
Zukunft gezogener Wechsel, den wir im 
Alter bezahlen müssen - oder unsere 
Kinder. 


Dr. Helmut Fasbender, 
Gladbach 


Bergisch 


Betr.: Ozon »Eine der 
größten Lügen dieses 
Jahrhunderts«, Nr. 5/92 


Die Zeitschrift CODE ist bekannt und 
geschätzt für ihr Nachdenken über das 
Aufzeigen von politischen und gesell- 
schaftlichen Hintergründen wichtiger 
Geschehnisse unserer Zeit. Hinter- 
gründe, die der normale Bürger in der 
Regel nicht nachprüfen kann und infolge 
dessen darauf angewiesen ist, den Aus- 
führungen dieser und anderer Medien 
entweder Glauben zu schenken oder 
nicht. 


Daher kann der normale CODE-Leser 
vermutlich auch nicht sensationelle Auf- 
deckungen von purem Unsinn unter- 
scheiden und ist auf sein Vertrauen in die 
CODE-Redaktion angewiesen. 


"Briefe 


Daher war ich ziemlich bestürzt, als ich 
den Artikel von Heinrich Schütz gelesen 
hatte, der - aus Sicht der Atmosphären- 
forschung - von inhaltlichem Unsinn und 
fachlicher Inkompetenz strotzte. Der zi- 
tierte Ausspruch des angeblich berühm- 
ten »Ozon-Forschers« de Muer - »Das 
Ozonloch im All wird nicht größer, son- 
der kleiner...«- mag nicht einmal belu- 
stigen: Zum einen die Ozonschicht - be- 
ziehungsweise das Ozonloch - von der 
Stratosphäre (15 - 50 km über der Erd- 
oberfläche) in das All zu verlagern und 
dann auch noch Entwarnung in einer im- 
mer bedrohlicher werdenden Gefahren- 
situation zu geben! Dieses Zitat und der 
CODE-Artikel haben keine größere 
Qualität, als der ebenfalls zitierte »Wirt- 
schaftswoche«-Artikel, der in Fachkrei- 
sen lediglich Erheiterung oder fassungs- 
loses Kopfschütteln über die Dummdrei- 
stigkeit des Autors hervorgerufen hatte. 


N 

Selbstverständlich gibt es unter den 
Ozonforschern (unter denen mir der 
Name de Muer bisher leider nicht aufge- 
fallen ist) Meinungsverschiedenheiten 
über viele Details. Allerdings ist es nicht 
üblich — und der sachgerechten Diskus- 
sion auch nicht dienlich - sich mit Halb- 
wahrheiten und nachweislich falschen 
Behauptungen profilieren zu wollen. 


Viele Details der Ozonchemie sind auf- 
grund ihrer enormen Komplexität in der 
Tat noch lange nicht erforscht und nie- 
mand wird von einem Laien - auch nicht 
von einem Journalisten - erwarten kön- 
nen, die Problematik detailliert zu ver- 


stehen. Jedoch die Gefährlichkeit von _ 


Chlor in der Stratosphäre ist offensicht- 
lich und insbesondere das antarktische 
Ozonloch (es tritt jeweils im antarkti- 
schen Frühjahr beim Sonnenaufgang 
auf) ist ohne die Rolle des Chlor nicht er- 
klärbar. Das Chlor wiederum entstammt 
insbesondere den Fluor-Chlor-Kohlen- 
wasserstoffen (FCKW), die in der Strato- 
sphäre durch die dort vorhandene ener- 
giereiche Sonnenstrahlung aufgebro- 
chen werden, wodurch das bis zu diesem 
Zeitpunkt harmlose FCKW das ozonzer- 
störende Chlor freisetzt. Das Chlor ist je- 
doch nicht in jeder Form ozonzerstö- 
rend, sondern kann in sogenannten Re- 
servoiregasen vorliegen (z. B. der chemi- 
schen Verbindung HC). 


Die Prinzipien und Details der Ozonche- 
mie sind - auch für Journalisten - gut ver- 
ständlich und fundiert dargestellt wor- 
den, beispielsweise im Bericht der 
Enquete-Kommission des Bundestages 
»Schutz der Erdatmosphäre«, 1988. Da- 
her ist es hier nicht notwendig, weiter auf 
den fachlichen Unsinn des Artikels ein- 
zugehen. 


Es ist der Lösung des Problems der fort- 
schreitenden Ozonzerstörung wenig 
dienlich, wenn inkompetente Demago- 
gen wie Heinrich Schütz und John 
Springfield die FCKW-Problematik auf 
Firmenpolitik von DuPont herunterba- 
gatellisieren und damit implizit allen Ex- 
perten auf diesem Gebiet - natürlich aus- 
genommen angeblicher Koryphäen wir 
Professor de Muer - unterstellen, be- 


wußt Falschinformationen zu liefern und 


wissenschaftliche Erkenntnisse’ zugun-.: 
sten des DuPont-Konzerns zu verdrehen 
- dies ist geradezu grotesk und lächer- 
lich! 


Vielleicht sollte im Gegenzug CODE 
einmal klarstellen, wer eigentlich ihre 
Protektoren.sind! 


Tobias Wehr, Schwanewede 


Betr.: Deutschland- 
Journal »Berlin will 
sowjetische Ehrenmale 
erhalten«, Nr. 6/92 


In Berlin steht eine durch Bomben des 
Zweiten Weltkrieges teilzerstörte Kir- 
che. Durch teilweise Wiederherstellungs- 
maßnahmen hat man beabsichtigt, den 
Deutschen vor Augen zu stellen sich be- 
wußt zu bleiben, was für alle Zukunft zu 
verhindern ist. 


Den Berlinern ist zu danken, daß dieses 
Warnzeichen erhalten worden ist. Des- 
halb ist es notwendig für alle Deutschen, 
daß die »sowjetischen Ehrenmale« auch 
erhalten werden. Sie müssen bleiben! 
Vonwegen »Millionen Mark aus dem 
Fenster werfen« ist kein Grund dagegen. 
Bilderstürmer aller Ideologien haben in 
der Vergangenheit in Deutschland schon 
zuviele geschichtliche Denkmale für 
Deutsche und Fremde zerstört. 


Die sowjetischen Mahnmale brauchen 
nicht unter Ausgaben von Millionen ge- - 
pflegt zu werden. Gras, Unkraut und Bü- - 
sche verhindern nicht den Mahn- und 
Erinnerungswert. 


Herbert Voß, Lemgo 


7 Pass 


Dud 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 


Archibald Maule 
Ramsay »Der 
namenlose Krieg« 
Adolf Rossberg 
»Der Orden des 
Herrn Weishaupt« 
Karl Heise 
»Okkulltes 
Logentum« 

Leon de Poncins 
»Hinter den 
Kulissen der 
Revolution« 
Konrad Lerich 
»Der Tempel der 
Freimaurer« 

Im Anhang: 

Die Konstitution 
»Alter und 
Angenommener 
Schottischer Ritus« 


»Der namenlose Krieg«, 
448 Seiten mit 

84 Abbildungen 

DM/Sfr 36,- 

ISBN 3-923864-04-3 
Verlag Diagnosen 
D-7250 Leonberg 

Zu beziehen über 

den Buchhandel 


Verlagsauslieferung: 
SPS-Verlagsservice 


GmbH - D-5400 Koblenz 
Telefon 02 61/8 07 06-0 
Telex 862 662 

Telefax 02 61/8 07 06 54 


RM 


Ein Volk nach dem anderen wird vom Moloch “Neue Weltordnung” geschluckt. 
Über das Geld soll das politische Ziel einer Weltregierung geschaffen werden. Die Gruppe, 
die die “Neuerschaffung der Welt” will, versteckt sich hinter vielen Namen. 
Das Nachschlagewerk informiert über die Arbeit, die Pläne und die Ziele der Internationalisten. 


Peter Blackwood 


DAS ABC 
DER INSIDER 


Peter Blackwood: 

“Das ABC der Insider” 
537 Seiten mit vielen 
Abbildungen. 

DM/Sfr 40,- 

ISBN 3-923864-05-1 
Verlag Diagnosen, 
D-7250 Leonberg. 
Verlagsauslieferung: 
SPS-Verlagsservice GmbH, 
D-5400 Koblenz, 
Telefon: 02 61/8 07 06-0, 
Telefax: 02 61/8 07 06 54 
Zu beziehen über den 
Buchhandel. 


